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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie zur heutigen 37. Sitzung des Gemeinderates recht herzlich begrüßen.

Ich erkläre die Sitzung für eröffnet. 

Zunächst darf ich die Entschuldigungen bekannt geben: Herr StR Herzog, Frau GRin Frauenberger, Herr GR Klucsarits, Herr GR Prochaska, Herr GR Reiter, Herr GR Josef Wagner und bis Mittag Herr GR Kenesei.

Ich möchte, soweit es sich um Erkrankungen handelt, allen Entschuldigten gute Besserung wünschen. Eine Kollegin von uns hat sich heute wegen ihres voraussichtlichen Geburtstermins entschuldigt; ich hoffe, es funktioniert alles, und wir wünschen ihr jetzt schon alles Gute zur kommenden Niederkunft.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/05130/2003/0001-KFP/GM) wur-de von Herrn GR Mag Helmut Kowarik an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Wann wird es zu einem Disziplinarverfahren gegen den Pflegedirektor Pelikan kommen?
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zu Ihrer Frage bezüglich Disziplinarverfahren gegen Pflegedirektor Pelikan kann ich Ihnen Folgendes antworten: Der Bericht der Magistratsdirektion Interne Revision und Personalressourcensteuerung wurde an die MA 2 übermittelt. Mir wurde mitgeteilt, dass die MA 2 mit gestrigem Datum, nämlich am 18. Dezember 2003, gegen Herrn Günther Pelikan eine Disziplinaranzeige an die Disziplinarkommission erstattet hat.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik. - Bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ich danke für Ihre Beantwortung und möchte noch Folgendes feststellen. 

Herr Pflegedirektor Pelikan hat im Rahmen der Untersuchungskommission unter anderem festgestellt, dass er - zu Unrecht oder berechtigt - versucht hat, im Geriatriezentrum das eine oder andere zu ändern. Er hat anlässlich seines Ausscheidens als Pflegedirektor eine E-Mail an alle seine früheren Mitarbeiter verschickt, worin er unter anderem etwas geschrieben hat, was ich nun zitieren darf: "Es gibt natürlich auch im GZW Personen, welche meinen Weg nicht begriffen haben, weil es ihnen an Intelligenz und Weitblick gemangelt hat. Auch das ist gut so. Ein Freund hat unlängst zu mir gesagt: Wie können die Klugen erkannt werden, wenn es nicht die anderen zum Vergleich gibt?"

Es hat dann über diese Aussage beziehungsweise diese Mitteilung eine Diskussion gegeben, und unter anderem hat Herr Pflegedirektor Pelikan gesagt: "Also wenn Sie jetzt von mir Namen hören wollen, dann muss ich Sie selber leider enttäuschen. Die wirklich erfolgreichen Destruktiven sind die, die es schaffen, im Hintergrund unerkannt zu bleiben."

Ich frage Sie: Was sagen Sie zu diesen Aussagen von Herrn Pflegedirektor Pelikan?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Solche Aussagen erfolgen natürlich unter einem gewissen Druck. Er war wahrscheinlich nicht sehr glücklich darüber, dass er nicht so erfolgreich war. Ich halte von derartigen Aussagen sehr wenig. 

Es ist auch mein Wunsch, dass man versucht, für Pflegedirektionen sehr kompetente Personen auszusuchen. Ich habe schon mehrmals betont, wir haben im Rahmen der Ärzte mehrere Auswahlverfahren, die sich eigentlich als gut erwiesen haben, weil es verschiedene Auswahlverfahren sind. Wir müssen darauf achten, auch im Bereich der anderen leitenden Funktionen in den Krankenhäusern ähnliche Auswahlverfahren durchzuführen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Mag Reindl. - Bitte.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Da zwar disziplinäre Maßnahmen gesetzt werden, das aber nicht die einzigen Maßnahmen sind, die gesetzt werden: Können Sie uns vielleicht auch sagen, welche Verbesserungen insgesamt für das Personal in den geriatrischen Zentren und im geriatrischen Bereich für das nächste Jahr vorgesehen sind?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Es freut mich sehr, mitteilen zu können, dass wir folgende Verbesserungen geplant haben, und vor allem, dass wir mit 1. 1. 2004 einen finanziellen Anreiz einführen werden. Es wird dies eine Zulage sein, die jene Bedienstetengruppe erhält, die in geriatrischen Einrichtungen an der direkten Patientenbetreuung mitwirkt. 

Die Zulage ist vor allem gedacht für das diplomierte Krankenpflegepersonal, das am Bett arbeitet, für die Stationsschwesternvertretungen - denn die müssen auch am Bett arbeiten, wenn sie nicht in der Stationsschwesternfunktion tätig sind, es kann also nicht sein, dass zwei sozusagen für die obere Hierarchie freigestellt sind - und für die PflegehelferInnen. Diese sollen die höchste Zulage erhalten, im Rahmen von 90,20 EUR.

Weitere Personen in den geriatrischen Einrichtungen, nämlich die Stationsschwestern, die therapeutischen medizinisch-technischen Dienste wie ErgotherapeutInnen, PhysiotherapeutInnen, LogopädInnen und so weiter sowie MasseurInnen und HeilmasseurInnen, sollen eine abgestufte Zulage von 67,65 EUR pro Monat erhalten.

Die AbteilungshelferInnen, die nicht direkt an den Bewohnerinnen und Bewohnern arbeiten, aber in den geriatrischen Einrichtungen eine sehr wertvolle Arbeit verrichten, sollen eine monatliche Leistungszulage von 45,10 EUR erhalten.

Nichts erhalten die oberen Hierarchien in den geriatrischen Einrichtungen.

Es ist weiters daran gedacht, noch einen besonderen Anreiz zu bilden, der leistungsbezogen ist. Dafür wurde vereinbart, dass es einen Topf gibt, in den 10 EUR pro Dienstposten - gleichgültig, ob er besetzt ist oder nicht - eingezahlt werden. Dieses Geld kann einmal jährlich nach vereinbarten Leistungskriterien leistungsbezogen an das diplomierte Krankenpflegepersonal, das am Bett arbeitet, an die Stationsschwesternvertretungen, die am Bett arbeiten, und an die PflegehelferInnen ausgezahlt werden.

Ich bin besonders für diese leistungsbezogene Komponente, weil das für die Menschen wirklich ein Anreiz ist, sich noch mehr einzusetzen; und sie setzen sich bisher schon sehr für die Bewohnerinnen und Bewohner ein! Ich möchte sagen, das, was in Lainz geschah, bedauere ich, aber wir sollen uns vor allem darüber klar sein, dass der Großteil unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit großem Engagement für verbesserte Umstände für die Bewohnerinnen und Bewohner der Geriatriezentren kämpft.

Mittelfristig wollen wir mit einer Ausbildungsoffensive mehr Personen gewinnen, die wir dann in den Geriatriezentren tätig werden lassen können; die Dienstposten dafür haben wir ja. Es sollen die finanziellen Mittel für Zivildiener noch mehr aufgestockt werden. Es soll vom KAV ein Projekt geschaffen werden für den Einsatz von freiwilligen HelferInnen in den Geriatriezentren. Es werden bereits jetzt die Acht- und Siebenbettzimmer herunter systemisiert, und schrittweise wird die Hotelqualität verbessert, indem vor allem Tagesstrukturen berücksichtigt werden durch Einrichtungen, in denen die Patienten den Tag verbringen, und nicht nur am Gang. Außerdem sollen die Nasseinrichtungen in Patientennähe sein, sodass eine bessere Pflege gewährleistet wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

Das eine sind Disziplinarverfahren. Die sollen der Weisheit letzter Schluss sein, wenn andere Lösungen nicht mehr denkbar sind und Konflikte und Verfehlungen nicht anders zu regeln sind. 

Die Heimaufsicht hat eine wichtige Funktion in Ihrem Geschäftsgebiet und im Bereich der Pflegeheime, der stationären Pflege für alte Menschen. Die Heimaufsicht ist jetzt von der MA 47 in die MA 15 gewechselt, sie ist personell unterbesetzt gewesen, und soweit ich höre, wird sie nicht ausgebaut. Sie ist aber zuständig - und sie ist Ihr wirksamstes Instrument, Frau Stadträtin -, dafür zu sorgen, dass alle 5 000 pflegebedürftigen Menschen in Wien in den privaten und den öffentlichen Heimen die Betreuung bekommen, die sie brauchen. Die Heimaufsicht könnte Fälle wie diesen Pflegeskandal im Vorfeld abfangen, wenn sie oft genug, häufig und ausführlich durch die Häuser gehen könnte. 

Frau Stadträtin! Wie schaut die personelle Ausstattung der Heimaufsicht aus? Welche Veränderungen haben sich in der Vergangenheit, in den letzten Monaten ergeben? Planen Sie einen Ausbau?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Wir planen einen Ausbau. Der Abteilungsleiter der MA 15, SR Dr Serban, sucht bereits MitarbeiterInnen für diesen Bereich, und es werden dorthin auch weitere Dienstposten gegeben werden. Sie wissen, wir haben jetzt einen großen Umbau in diesem Bereich, da werden auch Dienstposten wandern. Es ist absolut daran gedacht, diese Heimaufsicht personell noch besser auszustatten, weil sie uns wichtig ist. 

Es gab ja früher die Anordnung, dass ein Mal im Jahr alle Pflegeeinrichtungen von der Heimaufsicht begangen werden müssen, dass stichprobenweise Untersuchungen durchgeführt werden müssen und dass bei jeder Beschwerde sehr rasch in dem Heim nachgeschaut wird und eine Überprüfung erfolgt, wie es den Bewohnerinnen und Bewohnern dort geht. 

Es ist also absolut an einen Ausbau gedacht. Denn je mehr ältere Menschen in Pflegeeinrichtungen sind, desto mehr muss man auch dafür Sorge tragen, dass es ihnen dort gut geht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage: Frau GRin Korosec. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Ich komme auch zur Heimaufsicht, und zwar zu einer Aussage von Herrn Pflegedirektor Pelikan. Er hat gemeint, dass der Besuch von der MA 47, von Frau Ehmsen, lästig und eigentlich völlig unnötig war. 

Wie stehen Sie zu so einer Aussage? Beziehungsweise ist so jemand, der doch eine Führungsfunktion einnimmt, überhaupt geeignet, diese Führungsfunktion weiter auszuüben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Wie ich gesagt habe, muss man sicherlich andere Muster oder andere Prüfverfahren finden, um Führungspersonen auszusuchen. Ich bin nicht froh über diese Aussagen. Es ist im Rahmen des Disziplinarverfahrens sicherlich auch zu prüfen, wie weit der Herr Pflegedirektor für leitende Funktionen überhaupt noch in Frage kommt. Ich möchte jetzt nicht an einzelnen Aussagen, die unter Stress erfolgten, aufhängen, welche Meinung ich habe. Wie gesagt, wahrscheinlich bin ich auch nicht objektiv. Es hat jeder Mensch das Recht auf eine objektive Beurteilung, die über ihn zu geben ich derzeit wahrscheinlich nicht in der Lage bin.

Ich finde es sogar gut, wenn man die Aufsicht als lästig empfindet, weil das zeigt, dass eine Aufsicht suffizient ist. Würde eine Aufsicht nicht als lästig empfunden werden, dann wäre es ja keine richtige Aufsicht. Aber dass sie unnötig ist, das ist eine falsche Aussage. Wie gesagt, eine Aufsicht ist nicht dazu da, bequem oder angenehm zu sein, sondern sie hat genau dorthin zu stochern, wo etwas nicht in Ordnung ist.

Ich war immer sehr angetan von den Berichten, die ich von Frau Ehmsen erhalten habe, weil ich wirklich immer diesen Eindruck hatte: Das ist eine sehr kompetente und sehr engagierte Person, der das, was sie tut, wirklich am Herzen liegt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die fünfte Zusatzfrage: Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Es ist erfreulich zu hören, dass eine jahrelange Forderung von uns Freiheitlichen nach einer Art Geriatriezulage für das Pflegepersonal, das in Geriatriezentren arbeitet, nunmehr verwirklicht wird. Ich hoffe nur, dass Sie auch über die andere Forderung von uns, jene nach Einführung einer Pflegemilliarde, bald berichten können, dass das positiv erledigt wird. 

Im Zuge der Untersuchungskommission und des Berichtes über die Erhebung im Pflegebereich wurde verschiedentlich über die Pflegedokumentation berichtet. Es hat sich herausgestellt, dass augenscheinlich der Pflegedirektor Pelikan sowie auch die kontrollierende Frau Höhnl und Herr Primarius Wense verschiedene Auffassungen von der Pflegedokumentation haben.

Ich frage Sie: Werden Sie dafür sorgen, dass in Hinkunft eine einheitliche Pflegedokumentation vorgelegt wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Das war mir schon mit Antritt meines Amtes ein Anliegen, weil ich bereits aus meinem Zivilberuf die überbordende Dokumentation kennen gelernt habe. Es ist an die Frau Generaloberin der Auftrag ergangen, dass Arbeitsgruppen einzuberufen sind, die versuchen, dass in der Dokumentation zwar das stattfindet, was nötig ist, dass aber das Überflüssige, Überbordende wieder herauskommt. Denn wie ich hier schon mehrmals gesagt habe, sieht man den Wald vor lauter Bäumen nicht. Je mehr Handzeichen, Nummern und Sonstiges auf einer Tabelle stehen, desto weniger wird das wahrgenommen, was ist. 

Es ist der Auftrag erfolgt, dass versucht wird, in den Pflegeeinrichtungen, aber auch für die Spitäler - da unterscheidet sich dann die Dokumentation doch etwas - eine Lösung zu finden, welche die Dokumentation übersichtlich und nachvollziehbar macht, sodass nicht unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, statt sich den zu betreuenden Menschen zuzuwenden, nur noch sitzen und Bögen ausfüllen, Berichte schreiben oder mit dem Lineal Linien ziehen. Das erachte ich nicht für sinnvoll. Mein Anliegen ist eine einheitliche Dokumentation für Wien, aber nur im nötigen Ausmaß. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die 1. Anfrage abgeschlossen.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/05609/2003/0002-KSP/GM). Sie wurde von Herrn GR Franz Ekkamp an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Das ernüchternde Verhandlungsergebnis im Zusammenhang mit der Verlängerung des Transitvertrags zwischen Bundesregierung und EU-Kommission hat zur Folge, dass ab 1. Jänner 2004 die bisher geltende Transitregelung ersatzlos ausläuft. Welche Auswirkungen wird dieses negative Verhandlungsergebnis auf die Verkehrsentwicklung in Wien und der Ostregion haben?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat!

Dieses Waterloo der österreichischen Verkehrspolitik im Verhandeln mit Brüssel hat natürlich auch negative Auswirkungen auf die Ostregion. Es hat die Auswirkung, dass wir infolge des Fehlens einer nach Umweltgesichtspunkten gestalteten Regelung damit rechnen müssen, dass der Anteil des Transitverkehrs und das Volumen des Transitverkehrs auch durch Wien steigen wird. 

Wir sollten das Thema allerdings nicht dramatisieren. Denn der Transitverkehrsanteil in der Ostregion liegt bei 5 Prozent. Der Rest von 95 Prozent ist hausgemachter Verkehr und konzentriert sich auf die Stadt beziehungsweise die Region selbst. Das ist vor allem Nahverkehr, und das ist Verkehr, der mit dem Transport von Gütern zwischen verschiedenen Bearbeitungsbereichen zu tun hat. 

Nichtsdestoweniger ist aber festzuhalten, dass gerade der Güterverkehr, gerade der LKW-Verkehr am meisten Belastung für die Stadt, für das Verkehrsnetz der Stadt und der Region mit sich bringt und dass daher die absolute Priorität auf den Ausbau der Schiene zu legen wäre. Dieser Ausbau der Schiene ist im Generalverkehrskonzept Österreich leider nicht geregelt. Es sind nur die so genannten 1a-Projekte bis zum Jahr 2007 geregelt, darüber hinaus fehlt die Finanzierung. 

Wir haben daher im Positionspapier zum Masterplan Verkehr schon vor über einem Jahr vorgeschlagen, dass man die LKW-Maut um 5 bis 7 Cent erhöhen und diese Mittel verwenden sollte, um den Schienenausbau sicherzustellen. Dazu gehört der Güter-Terminal in Inzersdorf, dazu gehört der Container-Terminal im Hafen Freudenau, und dazu gehören natürlich die Zulaufstrecken, die für den Güterverkehr ausgebaut gehörten. 

Ich hoffe, dass man in diese Richtung weiterdenkt, dass vor allem das Verhandlungsgeschick bei der jetzt anstehenden Wegekostenrichtlinie ein größeres ist und dass wir rechtzeitig mit dem Lobbying und mit den Verhandlungen in Brüssel beginnen. Wir müssen versuchen, mit den anderen Staaten Bündnisse einzugehen, damit die Wegekostenrichtlinie es auch künftig ermöglicht, dass zwischen den verschiedenen Modes intensiv querfinanziert wird, sodass der Ausbau vor allem der Schieneninfrastruktur und der Wasserstraße beschleunigt vorgenommen werden kann und die Verlagerung von der Straße auf die Schiene und aufs Schiff wirklich Platz greifen kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Die Ostregion wird durch die Erweiterung eine dramatische Umgestaltung erfahren. Meine Frage geht jetzt dahin, dass insbesondere Niederösterreich nichts unversucht lässt, um nahezu in jedem Bereich Straßen auszubauen und in Richtung Erweiterungsländer Autobahnen auszubauen. 

Diese Infrastruktur allein reicht aber nicht aus. An der Grenze entstehen riesige Outlet-Center, riesige Einkaufszentren - jetzt wird wieder eines im Norden Wiens, möchte ich sagen, an der Grenze ausgebaut -, diese richten sich ganz bewusst an österreichische Käufer, dort ist Samstag und Sonntag offen. In geradezu lemmingartiger Vorleistung versucht der niederösterreichische Landeshauptmann - aber durchaus nicht gebremst vom Wiener Verkehrsstadtrat und auch nicht vom Wiener Bürgermeister -, eine Autobahn nach der anderen zu bauen. Schon jetzt hat Österreich das zweitdichteste Autobahnnetz der EU. Zwar weiß ich schon, dass Sie als Verkehrsstadtrat nicht für alle diese Projekte die Verantwortung tragen, aber es geht um die sehr notwendige überregionale Planung dieser großen Infrastruktur-Dinge, möchte ich sagen, wobei Städte um diese Einkaufszentren gegründet werden. 

Wird man der Idee nahe treten - oder was können Sie konkret dafür tun, oder ist das vielleicht auch mit dem Bürgermeister abgesprochen -, eine Strategische Umweltprüfung für die gesamte Region Wien-Bratislava durchzuführen? Dort wird in den nächsten Jahren und Jahrzehnten die Post abgehen. Da kann es doch nicht sein, dass jeder Ortschef sein eigenes Einkaufszentrum in die Höhe bringt. 

Um das jetzt nicht übermäßig auszudehnen, meine Frage: Woran wird hier aus Ihrer Sicht überregional gedacht? Oder sagen Sie einfach, Sie sind in Wien so beschäftigt - was ich verstehen würde -, dass Sie sich nicht auch noch die ganze Ostregion umhängen können? Aber da sehe ich überhaupt keine Konsequenz. Was werden Sie also tun, um die übergeordneten Projekte Nordautobahn, Autobahnen, Einkaufszentren, Bratislava, Erweiterungen irgendwie in eine geordnete Verkehrs- und Raumentwicklung zu bringen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Klubobmann!

Die Frage würde sich dafür eignen, die gesamte Fragestundenzeit zu konsumieren. Ich werde des Öfteren gerügt, dass ich zu lange Antworten gebe, daher kurz das Wesentliche.

Wir haben zwischen Wien und Niederösterreich vollkommenen Gleichklang, was den Ausbau des Schienenverkehrs und die Priorisierung des Schienenverkehrs betrifft. Das gilt zunächst für die Strecken in Richtung Osten. Was den Ausbau der Eisenbahnstrecken in Richtung Bratislava betrifft, stehen drei Möglichkeiten zur Verfügung. Die eine, die international besonders spannend ist, ist die so genannte EWIWA-Trasse, wodurch die Einbindung des Flughafens in den europäischen Fernverkehr funktionieren könnte. Das wäre auch für die Kooperation der beiden Flughäfen ganz entscheidend. 

Es gibt seitens der Bundesbahn den Hinweis, dass sie auch die Trasse der ehemaligen Pressburger Bahn in Wolfsthal zurückkaufen könnte - die ist nicht verbaut -, damit hätten wir auch für den Nahverkehr sozusagen eine Light-Railway-Situation zwischen Wien und Bratislava. Natürlich ist auch die Trasse der Ostbahn über das Marchfeld von Interesse. Dieses Netz bietet zwischen Wien und Bratislava ausreichend schienengebundene Verkehrsmöglichkeiten, wenn es so hergestellt ist. Darauf sollten die Prioritäten gelegt werden, und deswegen ist auch im so genannten Van-Miert-Netz auf der europäischen Ebene anerkannt, dass diese Verbindung gestärkt gehört. 

Nichtsdestoweniger muss man aber sehen, dass in den achtziger Jahren unter den Bedingungen des Eisernen Vorhangs die Schnellstraßen- und Autobahnverbindungen in Richtung Osten und Norden aus dem Bundesstraßennetz herausgenommen wurden. Das war damals verständlich bei den Übergangssituationen in Richtung Osten und Norden. Bei den Zeitdauern und dem geringen Bahnverkehr war es nicht sinnvoll, den Ausbau zu forcieren. Mittlerweile gehört es aber zum Standard der Infrastrukturverbindungen, dass Hauptstädte und größere Städte auch mit leistungsfähigen Straßen verbunden sind. Derzeit gibt es bei Kittsee Ortsdurchfahrten, dort kann man nur mit 30 Stundenkilometern mitten durch den Ort durchfahren. Dort die Autobahn, die A 6 zu bauen, kann wirklich nicht so schrecklich sein. 

Im zweiten Bereich, bei der Nordautobahn, gab es die Überlegung mit einer dreispurigen Bundesstraße. Aber die Lösung mit einer Autobahn bietet auch die Möglichkeit, nach Norden den großen Markt mit Brünn, mit Mähren, vor allem mit Polen und bis zur Ostsee zu bedienen. Daher sehe ich hier zur Schließung des internationalen Netzes sehr wohl die Notwendigkeit, auch die A 5 zu errichten, wiewohl klar ist - und das haben wir in Wien ja bewiesen -, dass eine Strategische Umweltprüfung sehr sinnvoll ist und die Ergebnisse sehr genau angeschaut werden. Ich kann daher nur empfehlen, Strategische Umweltprüfungen auch im Marchfeldbereich und in Richtung Norden auf niederösterreichischem Gebiet anzuregen und durchzuführen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zur nächsten Zusatzfrage zum Wort gemeldet: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben den Transitvertrag oder dessen Folgewirkungen als Waterloo bezeichnet. Da müssen wir, glaube ich, ein bisschen in die Geschichte gehen. Der Transitvertrag wurde 1992 von Minister Streicher mit der EU abgeschlossen und danach von Minister Klima für den EU-Beitritt verhandelt. Er hatte zuvor gesagt, der Transitvertrag muss auf Punkt und Beistrich erhalten bleiben, und Minister Klima hat nach dem Abschluss gesagt: Ich habe ein noch besseres Ergebnis als den Transitvertrag erreicht. 

Es gibt konkrete Aufstellungen über die Unterschiede zwischen dem Transitvertrag vom 2. Mai 1992 und der Transitregelung im Beitrittsvertrag, woraus klar hervorgeht, dass zahlreiche Zielsetzungen, die im Transitvertrag drinnen waren, im Beitrittsvertrag nicht mehr enthalten waren. Davon betroffen war unter anderem auch das, was Sie gesagt haben, nämlich dass hinsichtlich des Schienenverkehrs, des Eisenbahnverkehrs kein konkretes Maßnahmenpaket zum kombinierten Verkehr mehr drinnen war.

Da drängt sich einfach die Frage auf: Waren die Verhandlungen von Viktor Klima doch nicht so erfolgreich, wie er gesagt hat? Hätte das Verhandlungsergebnis aus heutiger Sicht nicht anders ausschauen sollen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Der Verhandlungserfolg oder ‑misserfolg von Direktoren von Autowerken in Argentinien ist, glaube ich, heutzutage nicht mehr das spannende Thema. Ich glaube, man sollte vor allem darüber nachdenken, was alles in der Koalition zwischen SPÖ und ÖVP nicht funktioniert hat im Zusammenhang mit der Herstellung von Bedingungen, die notwendig sind, um den Transitverkehr international glaubhaft als nachteilig für ganze Regionen zu deklarieren und um auch zu zeigen, dass wir imstande sind, Maßnahmen auf diesem Gebiet zu setzen. 

Ich darf daran erinnern, dass Minister Einem eine Vereinbarung vorbereitet hatte, die die Zustimmung der EU-Minister gefunden hätte, nämlich die Brennermaut auf das gesamte österreichische Gebiet zwischen Kiefersfelden und Brenner auszudehnen, was dazu geführt hätte, dass wir keine Probleme mit der Brennermaut gehabt hätten, eine volle Mauthöhe hätten erhalten können und damit die Kosten für den Transitverkehr hätten deutlich hoch halten können. Da waren es Ihre Parteifreunde aus dem Wirtschaftsbund, die massiv dagegen opponiert haben. Diese und die so genannte Frächterlobby in Tirol - da gab es einmal einen Autorennfahrer, dessen Firma besonders an diesem Protest beteiligt war - haben damals unter Minister Farnleitner verhindert, dass dieser Vertrag, den Einem schon vereinbart hatte, auch umgesetzt werden konnte. Da sind Sie unglaubwürdig geworden, da ist Österreich unglaubwürdig geworden gegenüber den Bayern und den Italienern. Genau diese beiden Staaten, die normalerweise durchaus Freunde Tirols sind, haben dann am meisten dagegen opponiert.

Der zweite Riesenfehler bei der Lösung des Transitverkehrsproblems ist natürlich beim Gipfel von Kopenhagen passiert. Dort hat der Herr Bundeskanzler geglaubt, er kann etwas noch Besseres herausholen, daher ist ein Kompromiss, bei dem wir uns heute alle zehn Finger abschlecken würden, wenn wir ihn unterschrieben hätten, dann verfallen. Alle haben gesagt: "Nicht einmal das habt ihr haben wollen - jetzt habt ihr es, jetzt machen wir 14 gegen 1!" Dieses Spiel, diese Niederlage, Herr Gemeinderat, ist tatsächlich ein Waterloo. 

Vorsitzende GRIn Josefa Tomsik: Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es steht unzweifelhaft fest, dass an dem Vertrag mit Brüssel 1992, der im Protokoll enthalten ist, SPÖ-Minister maßgeblich beteiligt waren. Ich brauche die Namen nicht mehr zu erwähnen, weil diese Personen unter anderem in Argentinien sind; andere gibt es zwar nicht mehr in der Regierung, sie sind aber in Österreich anderweitig beschäftigt. 

Der Vertrag hat einen einzigen Mangel, und das ist der entscheidende, daher kann man einer heutigen Bundesregierung - egal, wie sie zusammengesetzt wäre - keinen Vorwurf machen. Der Vertrag hat den Mangel, dass eindeutig das Auslaufen aller Vertragsbedingungen am 31. Dezember 2003 drinsteht. Es gibt keine vertragliche Übergangsregelung, und es gibt offensichtlich auch keine Bemühungen - ich könnte dazu etwas fragen, aber da ich nur eine Frage stellen kann, kommt diese Frage später. Ich stelle nur fest, dass von 1992, 1993 bis Ende 2001 die SPÖ hier in Wien Verkehrsstadträte - worauf ich dann bei der Umfahrung Wiens eingehen werde - beziehungsweise auch die verantwortlichen Minister, sowohl Finanz- und Verkehrsminister als auch Bundeskanzler, gestellt hat. Da ist in Richtung Wegekostenrichtlinie und dafür, die europäischen Partner in diese Richtung zu bringen, eigentlich nichts geschehen. Erst diese Bundesregierung - und das steht eindeutig fest, wenn man die Protokolle liest - hat 2001 begonnen, in die Richtung zu arbeiten. Daher: Hier eine Frage zu stellen und so zu tun, als ob die jetzige Bundesregierung an dem Dilemma schuld wäre, ist wirklich verfehlt.

Die zweite Verfehlung ist aber in Wien geschehen, und dazu möchte ich jetzt meine Frage stellen. Das eine ist der Transit, den können wir derzeit nicht klären, darüber wird es Verhandlungen geben. Das Zweite ist aber hausgemacht, denn man kannte bereits seit Mitte der neunziger Jahre den Beitrittstermin der nächsten Kandidaten, im Großen und Ganzen unserer Nachbarn, und man wusste, dass der Transit anwachsen wird, weil eben dieses Transitabkommen nicht verlängert wird. Seit 1992 gibt es sozialistische Stadträte im Verkehr, der Herr Bürgermeister regiert auch schon seit einigen Jährchen hier in Wien und ist natürlich ebenfalls mit verantwortlich. Man hätte betreffend eine Umfahrung Wiens, die zumindest eine teilweise Entlastung brächte, zu planen beginnen können. 

Aber erst Sie haben 2002 mit den Arbeiten am Masterplan begonnen. Darauf sind Sie jetzt stolz, nur ist es leider relativ spät gekommen und wird erst in den Jahren 2007 bis 2011 Auswirkungen zeigen. Daher frage ich Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat: Was hat die Stadt Wien betreffend eine Umfahrung in den letzten zehn Jahren geplant, und was ist in den letzten zehn Jahren betreffend die Umfahrung Wiens herausgekommen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Ich hätte es gerne gesehen, wenn es so gewesen wäre, dass bis 2001 die Sozialdemokraten den Verkehrsminister gestellt hätten. Ihre Partei hatte bis zu dem Zeitpunkt schon zwei verschlissen. (Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Ich habe nicht gesagt ...!) Es war, glaube ich, das größere Problem, dass in den Regierungen Schüssel I und II bisher schon vier Verkehrsminister benötigt wurden. 

Dass Herr Gorbach überhaupt nichts dafür kann, ist sonnenklar. Was hätte er in ein paar Monaten erreichen sollen? Aber dass davor ausschließlich die Vetokeule geschwungen wurde, mit fester Unterstützung des Bundeskanzlers und aktiver Beteiligung des Bundeskanzlers, war doch eher jämmerlich. Es erfolgten in den Verhandlungen, die Caspar Einem davor geführt hatte, auch während der österreichischen Präsidentschaft, eine Reihe von Weichenstellungen, woran man hätte ansetzen können. Das war für Herrn Schmid und für Frau Forstinger offenbar nicht ganz so interessant, weil es ein bisschen komplizierter war; man hätte vielleicht mit dem einen oder anderen Verkehrsminister reden müssen, und das war nicht so spannend, wie den österreichischen Journalisten zu sagen, dass man eigentlich ein Veto einlegen möchte, was dann glücklicherweise nicht passiert ist.

Was Wien getan hat? - Wir hätten mit den Bezirksvorstehern reden können, dass die Bezirksvorsteher die Hauptstraße A bauen und auf einer Hauptstraße der Stadt Wien die Umfahrung stattfindet. Es ist doch so, dass es eine Aufgabe des Bundes ist und auch schon damals, 1992, eine Aufgabe des Bundes war, das übergeordnete Straßennetz zu planen, zu errichten und zu betreiben. Genau das - wenn Sie sich zurückerinnern, ich versuche das - ist unter Hannes Swoboda damals auch passiert. In Übereinstimmung mit dem Bürgermeister, in Übereinstimmung mit dem Landeshauptmann ist damals das eine Viertel von der Südautobahn zur Ostbahn festgelegt worden, mit allen Diskussionen und allen Schwierigkeiten, die es ja bis jetzt noch gibt. Aber Wien ist dazu gestanden, und Wien hat auch alle Voraussetzungen dafür geschaffen. 

Die Weiterführung, das wissen Sie ganz genau, ist unglaublich kompliziert. Wir haben dort ein höchst schützenswertes Gut, den Nationalpark Donauauen. Genau dieser Nationalpark ist etwas, was wir nicht ruinieren wollen, und genau deswegen ist es so schwierig, diesen Umfahrungsring weiterzuführen, egal in welcher Lage. Zwischen dem Biberhaufenweg und der Staatsgrenze ist der Nationalpark, dort durchzukommen ist ganz entscheidend. Da sollte man sehen, dass man an jener Stelle durchkommt, wo es auch während der Bauzeit die geringsten Beeinträchtigungen für den Nationalpark gibt und wo man sicherstellen kann, dass der Nationalpark auch im Grundwasserregime nicht beleidigt wird.

Das haben wir seit langem vorbereitet, auch mit Niederösterreich. Sie wissen, ich habe diese Arbeitsgruppe der Landtage von Wien, Niederösterreich und Burgenland geleitet, und da haben wir schon in der vergangenen Periode gemeinsam beschlossen, dass die Weiterführung von Eibesbrunn bis Korneuburg mit der S 1 erfolgen wird. Somit wäre dann der Ring geschlossen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Ekkamp.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Trotz intensiver Verteidigungsreden in einer Fragestunde durch die FPÖ und ÖVP - was sehr seltsam ist - steht fest, dass durch wenig Verhandlungsgeschick der derzeitigen Bundesregierung und auch eine großen Inflation an Verkehrsministern die Transitregelung ersatzlos ausläuft. Wir wissen auch, dass der rasche Ausbau der Schiene fehlt, und es ist zu fürchten, dass dadurch der LKW-Verkehr in einem gewissen Ausmaß zunimmt.

Ich frage Sie daher: Welche Maßnahmen sind von Seiten der Stadt Wien im Zusammenwirken mit dem Land Niederösterreich vorgesehen, um insbesondere in der Ostregion den LKW-Verkehr nicht ausufern zu lassen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Wir haben, so wie alle anderen Länder auch, dem Bundesminister Gorbach versichert, dass wir alles unternehmen werden, dass wir die Kontrolltätigkeit für LKW und bei LKW erhöhen, dass wir hier die Prüfzüge zur Verfügung stellen, dass wir auch versuchen, die Dienstpläne so zu gestalten, dass unsere Landesprüfstelle an den Überprüfungen mit beteiligt sein kann. Wir haben mit dem Landeshauptmann von Niederösterreich, der zugleich Verkehrsreferent ist, vereinbart, dass unser mobiler Prüfzug auch auf niederösterreichischem Gebiet zum Einsatz kommen kann. Denn innerhalb der Stadt werden wir die Kontrollen nur schwer durchführen können, die drei Spuren, die zur Verfügung stehen, reichen schon heutzutage auf der Südosttangente kaum aus. 

Daher werden wir gemeinsam mit Niederösterreich, mit Polizei und Gendarmerie versuchen, die Kontrollen zu verstärken, wobei erstens die Fahrzeugtechnik kontrolliert wird, zweitens aber auch - und hier besteht ein sehr großer Engpass bei den Personen, die das alles technisch beherrschen - die Überprüfung der Fahrtenschreiber und die Überprüfung der Einhaltung von Ruhezeiten. Das ist der wirksamste Bereich überhaupt, denn das wird von den Frächtern am meisten umgangen, eben mit dem Arbeitsdruck, der auf den LKW-Fahrern lastet. Genau hier sollte man besonders stark eingreifen. 

Wir haben weiters Prüfungen vereinbart und prüfen jetzt schon auf den Strecken, auf denen Autobahnen möglicherweise umfahren werden können, sodass wir jetzt schon Verkehrszählungen durchführen, LKW-Zählungen durchführen, damit wir dann im untergeordneten Straßennetz unter Umständen Maßnahmen setzen, dass diese Straßen nach der Einführung der Maut nicht zu Umfahrungsfahrten beitragen können.

Darüber hinaus können wir selbst nicht mehr durchführen. Alle neun Landesverkehrsreferenten haben wir aber dem Minister Gorbach angeboten, dass wir uns an der Lobbytätigkeit für die Gestaltung der neuen Wegekostenrichtlinie massiv beteiligen und zumindest versuchen - dies fällt uns ja schwer -, österreichweit eine gemeinsame Sprachregelung zu verwenden und auch bei den Aktivitäten in anderen Mitgliedstaaten und bei der Europäischen Kommission gemeinsam aufzutreten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/05610/2003/0001-KGR/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Christoph Chorherr an den Bürgermeister gerichtet: Welche Auswirkungen hat die aktuelle VwGH-Entscheidung hinsichtlich der Trassenverordnung betreffend S 1 (B 301) auf Wien?

Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Gestatten Sie mir drei kurze Bemerkungen zu Ihrer Anfrage.

Erstens: Der Verwaltungsgerichtshof hat mit der von Ihnen angesprochenen Entscheidung einen Bescheid des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie aufgehoben. Dieser Bescheid hat ein Enteignungsverfahren nach dem Bundesstraßengesetz 1971 betroffen, bei dem in erster Instanz der Landeshauptmann von Niederösterreich entschieden hat.

Zweite Bemerkung: Die Trassenverordnung ist eine Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie und in einem Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof auf ihre Gesetzmäßigkeit hin überprüft worden. Der Verfassungsgerichtshof hat entschieden, dass Gesetzeskonformität vorliegt. Wien war in dem Verfahren weder Antragsteller noch Partei, noch hat es sonst irgendetwas damit zu tun gehabt. 

Ich gestatte mir daher die dritte Bemerkung, dass ich die Zulassung dieser Frage gemäß der Stadtverfassung und der Geschäftsordnung eigentlich nur unter dem Auspiz der Weihnachtsamnestie erkennen kann, aber jedenfalls nicht vor dem Hintergrund der Rechtskonformität. Ich nehme jedoch auch das zur Kenntnis.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ja, ich danke für die weihnachtliche Güte! (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Die erste Phase war von der Demut geprägt, die zweite ist von Güte geprägt, okay.

Es geht aber in der Tat um Rechtskonformität. Weil ja die Stadt Wien - durchaus auch in Ihrer Person, Herr Bürgermeister - ein vehementer Vertreter der ehemaligen B 301 und jetzigen S 1 ist, ist schon die Frage zu stellen, auch die politische Frage, inwieweit bei Straßenbau Höchstgerichtsurteile Konsequenzen haben. In anderen Fragen, die der Sozialdemokratie nahe gehen, hat sich die Sozialdemokratie sehr wohl dazu geäußert. 

Tatsache ist, dass bei einem Enteignungsakt für die B 301 von dem enteigneten Landwirt die Rechtskonformität bestritten wurde und jetzt festgestellt worden ist - immerhin vom Verwaltungsgerichtshof! -, dass das UVP-Verfahren falsch abgewickelt wurde, nämlich nach österreichischem Recht und nicht nach EU-Recht. Ich verweise auf andere Länder, in denen daraufhin ein Baustopp verhängt wurde. Ich verweise auf den Ausbau des Flughafens in Basel, dort wurde nach einem ähnlichen Höchstgerichtsakt ein Baustopp verhängt. (Zwischenruf des GR Heinz Hufnagl.) Ich verweise auch auf eine Autobahn-Karlsruhe-Verlängerung, dort wurde ebenfalls ein Baustopp verhängt. 

Immerhin geht es hier nicht nur um eine Weihnachtsamnestie, um Güte oder etwas Ähnliches. Ich weiß schon, dass jetzt nicht Sie das zu veranlassen haben, aber es wäre interessant, eine Position zu hören. (Rufe und Gegenrufe zwischen GR Mag Rüdiger Maresch und GR Heinz Hufnagl.) 

Ich sage es noch einmal und bringe die Frage auf den Punkt. Nachdem der Verwaltungsgerichtshof gesagt hat, dass ein Enteignungsakt nicht rechtskonform zustande kam - nach dieser UVP, die das gesamte Verfahren gestaltet hat -, müsste man rechtlich das gesamte UVP-Verfahren neu aufrollen. Gibt es dazu eine Beurteilung des Wiener Bürgermeisters, der sich in der Frage der Wichtigkeit der B 301 sehr weit hinausgelehnt hat, oder werden Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse je nachdem, wie man zu den Projekten steht, beurteilt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal: Meine Befürwortung dieser Autobahnverbindung auf der einen Seite und der Inhalt dieses Enteignungsverfahrens respektive seine Aufhebung liegen doch wohl meilenweit auseinander. Jawohl, ich bin auch heute ungebrochenerweise der Auffassung, dass diese Straßenverbindung eine richtige Maßnahme ist, die man gesetzt hat, und ein richtiger Bau, der notwendig ist - so wie ich auch den Eisenbahnausbau angesichts der zukünftigen Entwicklung für notwendig und richtig halte. 

Bei dem Enteignungsverfahren ist es in erster Linie darum gegangen, ob man eine Mauer baut oder eine Böschung schüttet, weil man dadurch weniger Quadratmeter verfügbar haben muss, um diesen Bau zu erreichen, und dies auf 30, 40 Metern. Ich möchte das auch deswegen erwähnen, weil mir da die Relation ein bisschen seltsam zu sein scheint. 

Was der Verwaltungsgerichtshof festgestellt hat, besteht im Kern darin, dass es zwischen nationalem Recht, was Umweltverträglichkeitsprüfungen betrifft, und EU-Recht, was EU-Richtlinien dazu betrifft, Widersprüche gibt. Da bin ich selbstverständlich der Auffassung, dass derartige Widersprüche gemäß dem Vertragswerk der Europäischen Union aufzulösen sind. Es ist Aufgabe der jeweiligen Verwaltungsstelle, das vorzubereiten, es ist Aufgabe der Politik, dieses Problem zu lösen und diese Widersprüche aufzulösen. Aber dass man vor diesem Hintergrund nunmehr sagen soll: eine politische Meinung eines politischen Funktionärs, der mit der ganzen Sache selbst nichts zu tun hat, ist jetzt unbedingt gefordert!, das möchte ich in Zweifel ziehen. 

Ich kenne die Karlsruher Geschichte nicht, aber ich kenne Basel. Dort ist es um etwas ganz anderes gegangen. Bei diesem Flughafen ist es in der Tat um einen Verfahrensmangel nach nationalem Recht gegangen, und zwar um einen gravierenden Mangel im Bewilligungsverfahren. Da ging es nicht um einen Widerspruch zur Europäischen Union, denn bekanntlich unterliegt ja die Schweiz nicht den europäischen Richtlinien und nicht dem europäischen Vertragswerk. Daher hat man dort auf diese Art und Weise und dann natürlich auch, um dem Rechnung zu tragen und ein rechtskonformes Bauwerk herstellen zu können, diesen Baustopp verfügt. Das deutsche Beispiel ist mir, wie gesagt, zur Stunde auswendig nicht im hinreichenden Ausmaß bekannt. 

Ich bin daher folgender Auffassung: Jawohl, hier ist dieses Rechtsproblem zu diskutieren. Verlange bitte von mir nicht eine Interpretation dieses Verwaltungsgerichtshofs-Erkenntnisses, Kohorten von hervorragenden Juristen, insbesondere Verwaltungsjuristen beschäftigen sich zur Stunde damit, was denn der Verwaltungsgerichtshof damit im Detail wirklich gemeint hat. Das wird, so nehme ich an, bei der Komplexität dieser Rechtsfrage auch noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Aber ich bin selbstverständlich der Auffassung, wenn hier Widersprüche zwischen nationalem Recht und EU-Recht vorliegen, dann ist es Aufgabe des Bundesgesetzgebers, dies entsprechend auszuräumen. Das hat jedoch nichts mit meiner grundsätzlich positiven Haltung zu dieser Straße zu tun. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich möchte versuchen, diese Frage weg vom Gnadenakt und wieder hin zur Zuständigkeit der Gemeinde Wien zu bringen und sie an dem Wort "Trassenverordnung" aufzuhängen. Wir haben in Fortsetzung zur S 1 eine Nordostumfahrung rund um Wien zu erwarten - zu der Sie stehen, was wir auch sehr anerkennen -, wofür eine Trassenverordnung zu erstellen ist. Wenn die Autobahn auf Wiener Gebiet verläuft, dann hat die Stadt Wien im Rahmen dieser Trassenverordnung auch ein entsprechenden Mitspracherecht. 

Herr Bürgermeister, was sind Ihre Bedingungen dafür, dass der Autobahnring um Wien rasch geschlossen werden kann und dass dies auf Wiener Stadtgebiet erfolgen kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist im Prinzip sehr einfach zu formulieren. Das Erste ist aus meiner Sicht, dass die volle Kompatibilität mit dem Nationalpark herzustellen ist. Wer den Nationalpark schädigt, kann nicht mit der Zustimmung der Stadt Wien dazu rechnen, dass es zu dieser von mir befürworteten und für richtig empfunden Straße kommt. Ich bin überzeugt davon, dass es technische Lösungsmöglichkeiten gibt, diese Kompatibilität auch herzustellen.

Zum Zweiten bin ich der Auffassung, dass dieser Verkehrsweg auch vor dem Hintergrund ökonomischer Entwicklungen zu sehen ist und daher aus Wiener Sicht mit Sicherheit jener Trasse der Vorzug zu geben ist, welche die wirtschaftlichen Folgewirkungen entsprechend berücksichtigt. Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass dabei auch die geringst mögliche Belästigung für die Anrainer herzustellen ist. Aber hier sind wir am Beginn einer Diskussion und nicht an ihrem Ende. 

So gesehen bitte ich auch um Verständnis dafür, dass ich jetzt zwar in einem Grobraster Rahmenbedingungen von meiner Seite her nenne, mich aber sicherlich noch nicht für oder gegen eine bestimmte Trasse ausspreche. Dafür ist es zu früh. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Herr Dr Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Betreffend Weiterführung der Nordostumfahrung möchte ich Sie Ihren jetzigen Ausführungen entsprechend Folgendes fragen. Es gibt ja in Wirklichkeit nur noch zwei Trassen, die laut einer Studie der ÖSAG ziemlich gleich viele Plus- und Minuspunkte aufweisen; dies wird in den nächsten sechs Monaten vertieft werden. Die Stadt Wien bevorzugt laut Masterplan die Innenvariante, wir und andere die Außenvariante. Ich möchte das jetzt nicht werten. 

Können Sie ausschließen, dass bei den Bedingungen der Stadt Wien für die Trassenverordnung bei einer dieser Varianten, nämlich der von Wien derzeit favorisierten, andere Bedingungen - schärfere Bedingungen oder schwächere Bedingungen - gestellt werden als bei der Außenvariante, und werden die Bedingungen der Stadt Wien für beide Varianten, egal welche Entscheidung fällt, immer gleich sein?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

So eng sehe ich das noch gar nicht. Ich weiß, dass vor allem im Zuge der bisherigen Diskussion zwei Varianten sozusagen als Hauptvarianten herangezogen worden sind, die einer vertieften Betrachtung zu unterziehen sind. Für mich heißt das aber noch lange nicht, dass andere Varianten, beispielsweise jene aus der SUPer, bereits außer obligo sind. Selbstverständlich sollte man meiner Ansicht nach die Diskussion auch darüber noch offen halten, immer vor dem Hintergrund dessen, was bei dieser Trassenführung im Interesse der Stadt liegt. Ich wiederhole mich, wir stehen am Beginn einer Diskussion, aber nicht an ihrem Ende, daher sollte nicht etwas von Anfang an präjudiziell wirksam sein.

Was ich aber sicherlich unterstütze - das ist überhaupt keine Frage -, ist, dass die Rahmenbedingungen der Beurteilung für alle gleich sein müssen. Man kann ja zu keinem vernünftigen Ergebnis kommen, das letztendlich auch in einer Diskussion mit der Bevölkerung Bestand haben soll, wenn man vorher mit gezinkten Karten spielt. Das würde ich überhaupt nicht goutieren, weil das Ergebnis dann nicht vernünftig sein kann. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich möchte diese Gelegenheit dazu nutzen, in eine ähnliche Richtung zu fragen, wie ich zuvor den Herrn Verkehrsstadtrat gefragt habe.

Ihr Verhältnis zu Niederösterreich ist ja demonstrativ durchaus gut. Tatsache ist, dass auf Betreiben Niederösterreichs eine lange Reihe von Straßenausbau-Projekten in Richtung unserer Nachbarländer betrieben werden. Was ich als noch problematischer sehe, sind - ich nenne es bewusst so - Stadtgründungen, wenn Outlet Centers errichtet werden, die ganz gezielt einem Wiener Publikum gelten und ausschließlich mit dem Auto angefahren werden können. Derartige Projekte sind nicht nur in Niederösterreich, sondern auch unmittelbar an der Grenze der Fall. Es wird zwar appellativ immer gesagt, wir bauen ohnehin die Schiene aus, aber die faktischen Zahlen zeigen, dass insbesondere Straßen ausgebaut werden und dass rund um diese Straßen höchstrangige Wirtschaftseinheiten ohne jegliche überregionale Raumplanung gebaut werden. 

Ich begrüße es, dass die Wirtschaftsregion Wien-Bratislava in Bewegung kommt, und ich begrüße auch Industrieansiedlungen und entsprechende Wirtschaftsentwicklungen. Da ich aber sehe, dass dies auf keiner planerischen Grundlage beruht, möchte ich jetzt dieselbe Frage stellen, die ich dem Herrn Verkehrsstadtrat gestellt habe - er hat ja gesagt, er wäre dafür; das ist aus meiner Sicht begrüßenswert, aber ein bisschen wenig -: Sehen Sie realistische Möglichkeiten, oder was haben Sie schon getan, was werden Sie tun, um gemeinsam mit Niederösterreich, aber auch gemeinsam mit den Wirtschaftsbetrieben und Kommunen an unseren Grenzen diesen kommenden Boom - von dem ich hoffe, dass er kommt - in raumplanerisch vernünftige Bahnen zu lenken? Derzeit passiert genau das Gegenteil. 

Ist also zum Beispiel so etwas wie eine Strategische Umweltprüfung, die man dann anders nennen wird, um Niederösterreich ins Boot zu holen, im Raum Wien-Bratislava geplant, oder setzen Sie andere Schritte? Dass die Auswirkungen jetzt ausnehmend kritisch sind, werden Sie, denke ich, nicht bezweifeln. Hier ist die Politik aufgefordert, Prioritäten zu setzen. Was haben Sie getan, und was werden Sie in diesem Bereich tun, in dem es ja keine Gebietskörperschaft gibt, die dafür zuständig ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann! 

Genau darum geht es auch in der Diskussion und Begründung dieser Europaregion Mitte oder Vienna Region oder EUREGIO - wie immer man das bezeichnet -, ein Instrumentarium, das ja nicht wir erfunden haben, sondern das uns auch von der Europäischen Union gegeben wurde. Hier geht es darum, dass man eine gemeinsame regionale Entwicklung über die österreichischen Staatsgrenzen hinaus zu organisieren hat. Es ist ja innerstaatlich, wenn man so will, schon schwierig genug, zur gemeinsamen Planung der ökonomischen Entwicklung einer Region zu kommen. Da sind sogar Verkehrsinfrastrukturprojekte noch sehr viel leichter durchzuführen als eine Raumplanung, die dabei die ökonomische Entwicklung - Stichwort Betriebsansiedlung - ermöglicht.

Weil wir wissen, dass die PGO, die Planungsgemeinschaft Ost, kein hinreichendes Instrumentarium ist - innerstaatlich ja, nicht aber hineingehend in die Regionen in Ungarn, Slowakei und der Tschechischen Republik -, haben wir uns vor geraumer Zeit entschlossen, den Prozess der Entwicklung dieser Europaregion Mitte in Gang zu setzen. Es ist dies zur Zeit die einzige tatsächlich einigermaßen auf einer Rechtsgrundlage fußende Möglichkeit, hier zu einer gemeinsamen, integrierten Entwicklung zu kommen, die die wirtschaftliche, die verkehrsinfrastrukturelle, die ökologische und natürlich auch die kulturelle Entwicklung gewährleisten kann. 

Auch da stehen wir mitten in einem Prozess, aber ich sehe zu diesem Prozess und zu seiner positiven Erledigung zur Stunde eigentlich keine wirkliche Alternative. Finanziell gesehen werden wir uns bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Nachbarländer der Europäischen Union beitreten, noch einiges zu überlegen haben, denn die Cross-Border-Projekte sind mangels Border natürlich von einer enden wollenden Aussicht geprägt. Ich halte es daher für sehr wichtig, dass wir die Möglichkeit dieser Europaregion Mitte, dieser Vienna Region, entsprechend nutzen, denn ich sehe dazu, wie gesagt, keine Alternative. 

Ich möchte aber zu einer anderen sehr ernsten Frage kommen, die mir auch Sorge bereitet und über die man sehr intensiv nachdenken muss, um herauszufinden, wie man dieses Problem löst. Das ist die Frage der Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur bei zwei Geschwindigkeiten, wenn man so sagen möchte. Dabei geht es um das - weil finanziell besser abgesichert - größere Tempo des Ausbaus der Straße und das - weil finanziell nicht abgesichert - geringere Tempo des Ausbaus der Schiene. Das macht mir große Sorgen, weil wir bei dieser Ungleichzeitigkeit trotz all unserer Bemühungen im Hinblick auf eine ökologisch vernünftige Verteilung des Modal Split bei einer insgesamt zu erwartenden, wesentlich größeren Menge an Gütertransport aufgrund der ökonomischen Entwicklung in den neuen EU-Ländern das angestrebte Ziel einer halbwegs vernünftigen Verteilung nicht erreichen. 

Dies ist der Grund dafür, dass etwa der Wiener Verkehrsstadtrat einen Vorschlag aufgegriffen hat, den es schon seit längerer Zeit gibt, nämlich auf die LKW-Maut, auf das Road-Pricing für LKW, einen bestimmten, ohnehin nicht sehr hohen Cent-Satz aufzuschlagen und diesen in einer Querfinanzierung zum Ausbau der Schiene zu verwenden. Mir scheint dies ein sehr vernünftiger Vorschlag zu sein, weil er das Problem der zwei Geschwindigkeiten beim Ausbau von Straße und Schiene entsprechend minimieren könnte. Entscheidend und wesentlich ist dabei die Frage der Wegekostenrichtlinie, aber nicht nur.

Denn ich denke, dass es auch andere Möglichkeiten gibt, wie man mit etwas Kreativität hier zu einer Lösung kommen könnte, etwa gesellschaftsrechtlich dadurch, dass man durch eine entsprechende Verschmelzung der Baugesellschaften, von Bau - Schiene und Bau - Straße, auch auf Basis des jetzt existierenden EU-Rechts solche Querfinanzierungen ermöglichen könnte. Ich deute den Vorschlag für ein entsprechendes Konstrukt hier nur an. 

Wesentlich ist mir dabei, dass man darüber nachdenkt, intensiv darüber nachdenkt, wie man dieses Problem der Gleichzeitigkeit des Ausbaus von Straße und Schiene im Sinne letztendlich auch unserer Interessen, aber auch des Generalverkehrsplans lösen kann. Da muss man sich zweifelsohne bemühen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/05608/2003/0005-KVP/GM), die von Herrn GR Walter Strobl an den Herrn Bürgermeister gerichtet ist: "Die Wiener SPÖ legt Wert darauf, bei der Bestellung des nächsten Schwimm-Präsidenten gefragt zu werden. Sollte das nicht passieren oder sollte ein Präsident installiert werden, der nicht unser Vertrauen genießt, wird sich die Stadt Wien überlegen, aus Organisation und Finanzierung der EM 2004 zurückzutreten." Wie stehen Sie zu diesen parteipolitischen Aussagen, die von einem Beamten der Stadt Wien getätigt wurden?

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich danke Ihnen für diese Frage. Sie ist ein weiterer Punkt in unserer langen Zusammenarbeit, der – so hoffe ich jedenfalls - auch zur Erheiterung beitragen kann, wiewohl ich nicht verhehle, dass meine Erheiterung erst mit zunehmender Distanz zu dem Ereignis angestiegen ist und zunächst nicht sehr hoch war. Ich darf daher ein paar Punkte dazu anmerken, um unsere Erheiterung nicht ins Uferlose anwachsen zu lassen. 

Erstens: Der von Ihnen apostrophierte Beamte hat nachvollziehbar und glaubwürdig behauptet, dass er diese Aussage nicht getätigt hat. Die Glaubwürdigkeit mag möglicherweise dadurch steigen, dass der überwiegende Teil der von ihm angeführten Zeugen und auch die Zeugen, die dazu befragt wurden, eher Parteigänger der ÖVP und nicht der SPÖ sind - was die Glaubwürdigkeit, so hoffe ich, zumindest bei dir steigert. Ich nehme es einmal, so wie es ist.

Zweitens: Dr Podkowicz ist kein Funktionär der SPÖ und daher auch in keiner wie immer gearteten Weise autorisiert, für die SPÖ zu reden. Ich kann dir allerdings auch die Haltung der SPÖ - und damit komme ich schon zum dritten Punkt - sehr einfach darstellen: 

Die SPÖ – die SPÖ Wien im Besonderen - geht die Wahl eines Präsidenten eines Sportverbands nichts an. Wir werden uns daher auch nicht einmischen, und wir werden jeden Präsidenten, der hinreichend Reputation für den Verband und hinreichend Geld für den Verband bringt - eine sehr wichtige Geschichte, wie wir wissen, für den Sport - herzlich begrüßen. Er wird uns willkommen sein, und es ist mir vollkommen egal, wie er heißt.

Viertens: Selbstverständlich freut sich die Stadt Wien - und damit natürlich auch die SPÖ als Teil dieser Stadt - über jede internationale Sportveranstaltung, die nach Wien kommt, und wir werden selbstverständlich jede internationale Sportveranstaltung, die nach Wien kommt, im Sinne der Wünsche des jeweiligen Veranstalters - das ist einmal ein Verband, einmal ein Organisationskomitee, was auch immer - unterstützen. Und daher werden wir selbstverständlich - völlig unabhängig davon, wer irgendwann als Präsident des Schwimmverbands gewählt werden sollte - die Schwimm-Europameisterschaft 2004 vorbehaltlos unterstützen. 

Im Sinne der weihnachtlichen Güte erspare ich uns beiden jetzt den fünften Punkt, den ich eigentlich noch dazu sagen wollte.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Ich bitte um die erste Zusatzfrage.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie machen es sehr kryptisch, was den fünften Punkt betrifft. Ich darf Sie insofern apostrophieren, als Sie als ein sehr sensibler Mann, aber auch als ein Mann der klaren Worte bekannt sind. Mich freut es, wenn Sie sagen, Sie distanzieren sich, falls es, wie Sie meinen, vielleicht nicht ganz so eindeutig in dieser Form, aber immerhin im Zusammenhang mit dem Wirken des Beamten als Sportamtsleiter gesagt worden sein soll, insofern, als Sie festhalten, dass dieser kein SPÖ-Funktionär ist. Es ist wichtig, dies hier einmal als Erstes festzuhalten.

Meine Frage an Sie ist jetzt folgende: Ich vermisse bisher derartige Stellungnahmen in den Medien, die diese Aussage kolportiert haben - denn andere Zugänge sind ja sozusagen öffentlich auch nicht bekannt. Ich gehe davon aus, dass Sie daher sehr konsequent in nächster Zeit replizierenderweise auf die Äußerungen des Herrn Podkowicz im "Kurier" reagieren werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal verstehe ich es, dass es sehr wichtig ist, dass ich festgehalten habe, dass Ferdinand Podkowicz kein Funktionär der Wiener SPÖ ist. Das stimmt, er ist einfaches Parteimitglied. (Ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der ÖVP und der FPÖ. – GR Mag Christoph Chorherr: Die sind gelegentlich einflussreich!) Und sicherlich wissen auch eine ganze Reihe jener Herrschaften, die sich hier in diesem Raum befinden, dass man gelegentlich mit einfachen Parteimitgliedern seine Schwierigkeiten haben kann. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Zum Zweiten: Der Grund für die Dankbarkeit, die ich einleitend für deine Frage empfunden habe, ist auch der, dass sie die Möglichkeit schafft, dass vielleicht dann doch der eine oder andere auf diese ausschließlich im "Kurier" erschienene Mitteilung etwas schreiben wird. Von meiner Haltung sind die Herren Redakteure selbstverständlich in Kenntnis gesetzt worden; mit Ausnahme von Frau Dr Riess-Passer, die dies im heutigen "Kurier" fairerweise zum Ausdruck gebracht hat, hat es allerdings niemand für wert befunden, das zu schreiben. (GR Gerhard Pfeiffer: Uns würden die Worte interessieren, die Sie gesagt haben!) Ich verstehe es auch: Eine Geschichte ist eine Geschichte - und die Antwort des Wiener SPÖ-Vorsitzenden ist keine Geschichte; im Gegenteil, sie bringt sogar eine Geschichte um. 

Also es ist so, und es ist auch so zur Kenntnis zu nehmen. Ich bin dankbar für die Unterstützung, sodass meine Meinung nun hoffentlich ein größeres Licht der Öffentlichkeit erblicken wird, als dies vorher der Fall gewesen ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Die Wortwahl hätte uns interessiert!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Strache, bitte um die zweite Zusatzfrage.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich habe jetzt zur Kenntnis genommen, dass Sie davon ausgehen, dass diese Aussage nicht gefallen ist. Im Raum steht sie nach wie vor, und sie wurde auch abgedruckt. Auch wenn Sie sie gegenüber den Vertretern beziehungsweise den Journalisten der Zeitung "Kurier" klargestellt haben und erklärt haben, dass der Herr Bereichsdirektor das nicht gesagt haben soll, so könnte er das ja klarstellen und könnte - das wäre eigentlich notwendig - dazu klar Stellung beziehen. Denn ich habe schon den Eindruck gehabt, wenn man diese Aussage, deren Zitat im "Kurier" abgedruckt war, ernst nimmt, dann könnte man das ja weiterspinnen und etwa in die Richtung gehen: Entweder bestimmt die SPÖ den nächsten Teamchef mit - oder man sperrt das Ernst-Happel-Stadion für Länderspielveranstaltungen. Oder: Beim nächsten Leichtathletik-Präsidenten muss die SPÖ mitsprechen, sonst wird es eben so sein, dass der nächste Marathon nicht mehr in Wien, sondern in Zwettl stattfindet. – Und diese Unsinnigkeiten könnte man noch weiterspinnen. 

Also wenn die Aussage gefallen sein sollte, dann wäre es eigentlich eine untragbare Situation, und dann müsste man die Abberufung des Herrn Bereichsdirektors verlangen. Aber zumindest eine Klarstellung erwarte ich mir, und deshalb frage ich Sie: Wann gibt es diese Klarstellung von Seiten des Herrn Bereichsdirektors oder von Ihnen in der Form, dass man das Zitat auch wirklich entkräftet?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Gerade vor Weihnachten soll man ja der Phantasie wirklich Lauf lassen, dagegen ist gar nichts einzuwenden. Wenn ich mir die Meldung eines anderen einfachen Parteimitglieds, die man kürzlich in der "ZiB 2" hören konnte, vor Augen führe, dann darf ich Ihnen versichern, dass ich meiner Phantasie auch freien Lauf lassen könnte. Was einem da alles einfallen würde – natürlich nur in der Phantasie -, das wäre sicher wunderbar. Wir wollen es uns ersparen.

Ich halte für mich nur fest, nicht zuletzt als einen Punkt der Glaubwürdigkeit, dass in den wahrlich nicht sozialdemokratischen - oder, wie Sie zu sagen pflegen, "sozialistischen" - Tageszeitungen wie "Tiroler Tageszeitung" oder "Salzburger Nachrichten" oder selbstverständlich auch in der von uns gemeinsam geliebten "Kronen Zeitung" diese Aussagen - angeblichen Aussagen - nicht kolportiert wurden und auf Rückfrage die dortigen Redakteure auch bestätigen konnten, dass sie das nicht so gehört haben und dass diese Aussagen jedenfalls in ihrer Anwesenheit so auch nicht gefallen sind. Denn es ist überhaupt keine Frage, dass, wenn diese Aussagen so gefallen wären, natürlich alle Journalisten das geschrieben hätten, und nicht nur einer.

Die Klarstellung haben Sie jetzt von mir gehört. Ich fühle mich autorisiert, für die Wiener SPÖ zu sprechen, und ich bitte Sie, das daher zur Kenntnis zu nehmen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Herr GR Ellensohn, bitte um die nächste Zusatzfrage.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wir können heute trotzdem im "Kurier" nachlesen, dass eines Fakt ist: Frau Riess-Passer - deren Fürsprecher ich nicht bin und auch nicht sein möchte - wird nicht die erste Schwimmerin, wird nicht Verbandspräsidentin. Der "Kurier" schreibt heute weiters:

"Noch gestern trafen die Funktionäre ... zusammen. Alles deutet darauf hin, dass jetzt ein der SPÖ nahe stehender, wohlhabender, aber nicht in der Politik aktiver Kandidat das Präsidentenamt übernimmt."

Jetzt fangen natürlich die Spekulationen an, und morgen werden wahrscheinlich die ersten Namen in der Zeitung stehen, wer da alles in Frage kommt. Jetzt wissen wir nicht, wie wohlhabend der Herr Bereichsdirektor ist, ob der vielleicht in Frage kommt, oder ob ein Herr Androsch nur als der SPÖ nahe stehend gilt oder vielleicht doch etwas mehr als nur nahe stehend ist, oder ob Frau Ederer bei Siemens schon so viel Geld verdient hat, dass sie dafür in Frage kommt. Aber das werden Sie mir wahrscheinlich nicht beantworten, daher muss ich eine ganz andere Frage stellen, nämlich: 

Sie sind ein großer Fußballanhänger - ich auch. 2008 findet die Europameisterschaft in Wien statt. Meine Frage lautet nun: Können Sie das Gerücht dementieren, das jetzt bei einigen von denjenigen, die diese Artikel im "Kurier" gelesen haben, in Umlauf ist, nämlich dass die Europameisterschaft und vor allem das Finale der EURO 2008 nur dann stattfinden kann, wenn ein hoher SPÖ-Politiker den Anstoß im Finale vornimmt? (Allgemeine Heiterkeit.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich ersuche um eine ernste Fragestellung!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Das kann ich so nicht dementieren. (Lebhafte allgemeine Heiterkeit.) Aber ich habe ja gar nicht die Absicht (neuerliche lebhafte Heiterkeit), denn warum soll ich mir nehmen lassen, den Anstoß beim Finale der Fußball-Europameisterschaft zu machen? (Neuerliche Heiterkeit.) Ich gebe zu, Sie haben das entlarvt: Ich habe mich bereits darum beworben! (Lebhafte allgemeine Heiterkeit.) Und die Chancen dann im Jahr 2006 betrachte ich als sehr gut. (Neuerliche Heiterkeit.)

So gesehen, glaube ich, ist die Frage ziemlich klar beantwortet. Machen Sie sich nur keine Sorgen, denn die Namen, die Sie kolportiert haben, sind ein gutes Beispiel für name-dropping. Das ist so weit wirklich okay, aber da ich vorhin gesagt habe, mich geht das nichts an - um es einfacher zu formulieren -, kann ich weder Namen bestätigen noch dementieren. Es ist mir im wahrsten Sinne des Wortes ziemlich wurscht, wer dort Präsident wird. (GR Mag Christoph Chorherr: Ob das der Schwimmverband schätzt?)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur letzten Zusatzfrage. Herr Hofrat, bitte.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich bin sehr dankbar für Ihre sehr klaren Worte, auch im Hinblick darauf, dass es sich bei Dr Podkowicz nicht um einen SPÖ-Funktionär, sondern, wie Sie betont haben, um ein einfaches SPÖ-Mitglied handelt. 

Meine Frage bezieht sich daher in weiterer Folge, weil ja Dr Podkowicz Sportamtsleiter und damit Chef der MA 51 ist, darauf, ob sozusagen Ihre Not mit einfachen Parteimitgliedern unter Umständen jetzt dadurch größer wird, dass ich Sie frage, ob die MA 51 als Magistratsabteilung der SPÖ angehört oder nicht? Denn mir liegt hier ein Schreiben vor, das Herr Dr Podkowicz offenbar regelmäßig herausgibt und das folgendermaßen lautet: 

"Die MA 51 als Geschäftsstelle der LSO Wien erlaubt sich, Sie für Mittwoch, den 17.12.2003, um 15.30 Uhr zu der fraktionellen Vorbesprechung für die um 16.00 Uhr stattfindende Landessportratssitzung einzuladen." - Die fraktionelle Vorbesprechung ist die der SPÖ, damit diesbezüglich keine Unklarheiten entstehen. (Heiterkeit des GR Gerhard Pfeiffer.)

Werden Sie aus dieser Vorgangsweise im Zusammenhang mit Ihrer Aussage betreffend nicht Funktionär, aber sehr wohl einfaches Parteimitglied Podkowicz in weiterer Folge irgendeine Konsequenz ziehen?

Bgm Dr Michael Häupl: Ja, selbstverständlich. Die Konsequenz, die ich daraus ziehe, ist sehr einfach, mein lieber Herr Gemeinderat, nämlich: Ich hoffe sehr, dass die MA 51 auch zu den fraktionellen Vorbesprechungen der ÖVP eingeladen wird. Ich kann versichern, dass sie kommt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/05607/2003/0002-KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Dr Madejski an den Herrn Bürgermeister gerichtet: In der "Kronen Zeitung" vom 11. Dezember war zu lesen, dass Sie "einen Umfahrungsring um die Großstadt" befürworten. Sind damit sämtliche in Diskussion stehende Trassenvarianten umfasst? 

(Der Geräuschpegel im Saal ist hoch.) - Falls es Ihrer Aufmerksamkeit entgangen sein sollte, meine Damen und Herren: Wir befinden uns noch in der Fragestunde. - Ich ersuche um Beantwortung, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Es war gelegentlich ein bisschen schwierig nachzuvollziehen. - Sehr geehrter Herr Gemeinderat! In der Tat bin ich damit in der Zeitung richtig zitiert worden. Ich bin ein Befürworter eines offenen, autobahnmässig ausgebauten Umfahrungsrings der Stadt, weil ich zutiefst der Auffassung bin, dass angesichts des In-die-Mitte-Rückens Wiens in diesem Europa, mit der europäischen Entwicklung und auch vor dem Hintergrund des Erweiterungsprozesses eine derartige Verkehrsorganisation notwendig ist, sowie ich auch - auf gleichem, auf emotionellem Niveau - zutiefst davon überzeugt bin, dass Wien ein Verkehrsknotenpunkt, ein Kreuzungspunkt im Eisenbahnbereich zu sein hat, also einen mitteleuropäischen Eisenbahnknotenpunkt darzustellen hat. Für mich geht es bei den Fragen der Verkehrsentwicklung immer um integrierte Verbünde, sowohl was den Straßen‑ als auch den Schienenausbau betrifft. Es kommt in Wien zweifelsohne auch noch die Donau als ein sehr wichtiger Träger des Güterverkehrs hinzu, denn wenn ich mir die derzeitige Kapazitätsausnutzung der Donau anschaue, dann muss ich feststellen, dass hier zweifelsohne großes Potential vorhanden ist, insbesondere für den Ausbau des Transports langlebiger Güter im Ost-West-Güterverkehr. 

Was die Frage betrifft, welche Trassen ich bevorzuge, so haben Sie diese hier schon fast in eine journalistische Frage verpackt, um von mir eine Aussage über eine Bevorzugung einer Trasse zu erhalten. Diese Frage kann und will ich auch durch die Hintertür nicht beantworten. 

Es gilt, was ich vorhin gesagt habe: Wir befinden uns am Beginn einer Diskussion, es sind Interessenbedingungen seitens der Stadt zu benennen, aber die Trassenfestlegung, die Variantenfestlegung erfolgt am Ende des Tages - im Übrigen, wie Sie wissen, durch eine Trassenverordnung des zuständigen Bundesministeriums, wenngleich mit unserer Mitsprache. Aber ich bin überzeugt davon, dass wir am Ende dieser Diskussion auch gemeinsam zu einem vernünftigen und diskussionstauglichen Vorschlag kommen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

In Ihrer Beantwortung der vorvorigen Frage haben Sie drei Bedingungen genannt, die ich voll unterstütze. Sie haben gesagt, die Trasse muss ökonomisch sein - das ist ganz wichtig -, sie muss jene sein, die der Bevölkerung am wenigsten schadet, und sie muss drittens ökologisch sein. Es wird ein bisschen schwierig sein, das unter einen Hut zu bringen, aber das sind einmal diese drei Bedingungen. Dem Artikel aus der "Kronen Zeitung" und Ihrer jetzigen Darstellung entnehme ich, dass Sie auch eine vierte Bedingung stellen. Die vierte Bedingung ist auf jeden Fall eine, die alles umfasst, nämlich: Die Trasse muss so verlaufen, dass die Großstadt umfahren wird.

Meine Frage ist daher folgende: Die innenliegende Variante - und ich steige da jetzt nicht ganz davon herunter; Sie werden sich auch nicht ganz deklarieren, aber trotzdem möchte ich Ihnen diese Frage stellen -, die seitens der Stadt Wien im Masterplan zumindest bis jetzt favorisiert wird, führt durch den Bezirk Donaustadt. Zählen Sie den Bezirk Donaustadt zum Bereich der Großstadt dazu, und wenn ja, sind Sie dann der Meinung, dass die innenliegende Variante eine tatsächliche Umfahrung der Großstadt Wien ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Natürlich zähle ich, was die formellen Landesgrenzen betrifft, die Donaustadt zum Begriff "Großstadt" dazu. Was könnte ich denn auch anderes sagen? Ich werde mich hüten! Aber die Entwicklungsrealität nimmt ja nur in Bezug auf die Auszahlung der ehemaligen Lohnsummensteuer, also der jetzigen Kommunalabgabe auf die festgelegten Landesgrenzen Rücksicht. Die Wahrheit schaut ja, auch wenn man etwa nach Süden schaut, ganz anders aus. Dort ergeben sich Entwicklungen, die für uns natürlich hoch interessant sind, und ich denke, dass es daraus einfach auch eine bestimmte Konsequenz geben muss. 

Ähnliches, mit Verlaub gesagt, erleben wir ja auch im Nordosten und zum Teil auch im Norden unserer Stadt. Die Landesgrenzen zwischen Wien und Niederösterreich kann man daran erkennen, dass auf der Grenzseite von Niederösterreich entsprechende Industrieansiedlungen sind, dass Siedlungen entstehen, Ausweitungen unserer Nachbargemeinden stattfinden - und auf der Wiener Seite ist Grünland. Und ob das pro futuro gesehen eine vernünftige Entwicklung ist, wage ich ernsthaft zu bezweifeln. 

Daher rekurriere ich einmal mehr auf die Vorschläge, die ich auch vorhin zum Ausdruck gebracht habe, insbesondere auch, was die ökonomische Vernunft betrifft, nämlich: Die Trasse muss auch für die wirtschaftliche Entwicklung in dieser Stadt, für die Frage der Betriebsansiedlung, genauso wie für die Kompatibilität mit den Interessen der Anrainer, aber natürlich vor allem auch mit dem Schutz der Lobau die Voraussetzungen erfüllen. Ich halte das für wichtig, ich halte das für eine Grundvoraussetzung. 

Und jetzt schauen wir einmal, welche Variante am Ende des Tages diesen Voraussetzungen am besten entspricht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Es wird ja interessant. Sie haben jetzt das Stichwort "ökologische Vernunft" ins Spiel gebracht - ich hoffe, es ist nicht so, dass ich mich verhört habe und es nur die ökonomische Vernunft ist, die aus Ihrer Sicht notwendig ist. 

Wir sprechen jetzt schon die ganze Zeit über Trassenvarianten. Jetzt weiß ich, dass die SPÖ ja in Wirklichkeit schon von der siebenten Donauquerung spricht, die in Fischamend errichtet werden soll, und Sie hätten vielleicht auch ganz gerne noch eine achte und eine neunte. Aber grundsätzlich geht es mir um Folgendes: 

In der SUPer-NOW ist auch die Kyoto-Ziel-Relevanz untersucht worden. Die Republik hat sich verpflichtet, das Kyoto-Ziel einzuhalten, CO2 und andere Gase zu reduzieren; die Stadt Wien ebenso. Und jetzt hat sich ergeben, bei der Untersuchung durch SUPer-NOW - das war ja eine allumfassende, sehr gescheite Untersuchung -, dass es ein durchaus unterschiedliches Outcome gibt: Die jetzigen Varianten, die beide im Spiel sind, bedingen eine Steigerung des CO2-Ausstoßes von 30 Prozent, eine Ökovariante oder eine Null-Variante von "nur" 3 Prozent. 

Jetzt würde ich von Ihnen gerne wissen: Gilt das Kyoto-Ziel in der Donaustadt nicht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Seien Sie mir bitte nicht böse, aber mit diesen Themen und diesen Fragenstellungen beschäftige ich mich seit über 30 Jahren! Das Kyoto-Ziel hat sich nicht als Ziel gesetzt, die Donaustadt zu überleben, sondern es handelt sich dabei um ein weltweites Programm zur Verminderung von Treibhausgasen, wofür man CO2 als einen Erkennungsfaktor herangezogen hat, was in diesem Zusammenhang zweifelsohne nicht in einseitiger Weise mit einem Verursachergas gleichzusetzen ist. Wenn ich einen ohnehin schon kleinen Raum im großen Weltvergleich sehe und wenn ich Wien anschaue, so darf ich schon ein bisschen darauf hinweisen, dass wir von Seiten Wiens jedenfalls unsere Hausaufgaben, die wir in diesem Zusammenhang zu erfüllen hatten, wesentlich besser erfüllt haben als ganz Österreich oder auch Europa. 

Aber schauen wir uns auch ein bisschen an, wer heute die größten CO2-Emittenten der Welt sind. Daran werden wir dann erkennen, dass der Verkehr zweifelsfrei – und das will ich nicht kleinreden - ein entsprechendes Problem ist, aber dass es, gerade auch in verkehrsärmeren Ländern, diesbezüglich noch wesentlich größere Verursacher und Probleme gibt. 

Damit sollen nicht Probleme weggeredet, aber es soll ein bisschen die Darstellung relativiert werden, dass ein zusätzlicher Verkehrsweg bereits die fundamentale Verletzung von Kyoto-Entwicklungen bedeutet. Den Verkehr einigermaßen flüssig zu halten, scheint mir schon sehr vernünftig zu sein. 

Wir müssen nun einmal zur Kenntnis nehmen, dass mit dem Wegfall des Eisernen Vorhangs, mit der Entwicklung im mitteleuropäischen Raum zweifelsohne auch bestimmte verkehrsinfrastrukturelle Maßnahmen zu setzen sind, wie sie in der Vergangenheit ausschließlich in den Westen und in den Süden gesetzt wurden und jetzt auch in den Norden und in den Osten zu setzen sind. Aus meiner Sicht ist die Benachteiligung der Osteregion insgesamt gesehen durch die Defizite im Verkehrsbereich ohnehin schon ein gravierendes Problem. Das betrifft - da sind wir sicher einer Meinung - ja nicht nur die Straße, sondern das betrifft in hohem Ausmaß genauso die Schiene. Sie kennen meine Grundhaltung über all die Zeit hinweg, dass ich für integrierte Verkehrssysteme eintrete, also selbstverständlich für den Ausbau der Schiene und der Straße.

Ich verweise darauf, dass ich vor wenigen Minuten meine Sorge über die Ungleichzeitigkeit der diesbezüglichen Entwicklung zum Ausdruck gebracht habe, aber ich bitte Sie auch um Verständnis dafür, dass ich natürlich auch für Straßen und Straßenausbau eintrete, was ich Ihnen auch versichern kann. Folgendes möchte ich als jemand, der sich durchaus auch in hohem Ausmaß für den Nationalpark verantwortlich fühlt, noch sagen: Der Nationalpark Donau-March-Thaya-Auen - ich bleibe ungebrochen bei dem alten Begriff - ist etwas, womit sich sehr viel in meinem Leben, in meiner eigenen Biographie verbindet, was zweifelsohne dazu führt, dass ich alles tun werde, um diesen Nationalpark auch zu schützen. Ich kann Ihnen daher versichern: Eine Variante, die den Nationalpark nachhaltig schädigen würde, werde ich nicht befürworten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Es ist jetzt sehr viel bezüglich des Schutzes der Lobau gesagt worden. Es ist ganz logisch, dass das auch unser Thema ist. Aber wenn ich mir die ganze Problematik der Nordostumfahrung oder, wie sie auch genannt wird, -durchquerung ansehe, dann bin ich nicht der Meinung der FPÖ, dass wir eine Durchquerung machen, weil die Durchquerung dort schon ziemlich am Stadtrand ist, wenn man überhaupt weiß, dass die Donaustadt ein Viertel von Wien ist. Und da kann ich nicht von einer Durchquerung sprechen, sondern ich muss als dort Lebender und Wohnender schon sagen, dass wir uns dort am Stadtrand befinden. Auch was das Kyoto-Ziel betrifft, so muss ich, wenn ich heute in der Früh in die Arbeit oder am Abend nach Hause fahre, sagen: Wir haben dort so viel Verkehr - und stehenden Verkehr! -, dass hier auch das Kyoto-Ziel wahnsinnig beansprucht werden würde. - Aber das ist nicht meine Frage. 

Meine Frage ist folgende: Was werden Sie unternehmen, um den Bau der U-Bahn so zu gestalten, dass sie in die Nähe der zu errichtenden Autobahn kommen wird, um den Nahverkehr innerhalb Esslings, Stadlaus, Asperns so weit wie möglich einzudämmen, um hier ja keine weiteren Verkehrsbelastungen für die Bürger entstehen zu lassen? Denn - das muss ich schon dazusagen - die Bautätigkeit in unserem Bezirk ist grandios, und ich kann mir nicht vorstellen, wie eine Bevölkerung, deren Quote innerhalb der nächsten 10, 15 Jahre die 20 Prozent überschreiten wird, das noch lange aushalten kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Zunächst einmal zu dem größeren Teil, denn die Entwicklung Wiens, insbesondere der Donaustadt, auch in Floridsdorf, auch in den Bezirken im Süden von Wien, ist ja zweifelsohne eine, die deswegen bemerkenswert ist, weil insgesamt gesehen die Bevölkerungszahl in Wien ja nicht in berauschender Art und Weise ansteigt, wie auch die letzte Volkszählung ergeben hat. Nichtsdestotrotz halte ich es für wichtig und für bedeutend, dass wir in Wien es, bislang jedenfalls, verstanden haben, keine schrumpfende Stadt zu werden. Da ist in hohem Ausmaß, bei den steigenden Ansprüchen an die Wohnqualität - ich sage dazu: was ich für richtig und gut halte -, natürlich diese Bau- und Entwicklungstätigkeit, insbesondere in jenen Bereichen, wo in Wien Räume vorhanden sind, einfach auch notwendig. Räume sind einerseits nach oben vorhanden - ich brauche die Hochhausdiskussion hier nur mit einem Stichwort anzudeuten -, und das andere geht halt in die Ebene. Daher halte ich es - ich sage es noch einmal - für wichtig, in raumordnungsgemäß vernünftiger Form, in stadtplanerisch vernünftiger Form in der Stadt, innerhalb unserer Grenzen bestimmte Entwicklungen nicht einfach nur zuzulassen, sondern aktiv zu gestalten. Das halte ich für notwendig und richtig, weil ich, wie gesagt, nichts davon halte, dass man die Wiener Stadtgrenze zu Niederösterreich dort erkennen kann, wo auf niederösterreichischer Seite verbaut ist und auf Wiener Seite Grünflächen sind. Das ist eine zweifelsohne unvernünftige Entwicklung.

Ich sage noch einmal: Gestalten - und nicht zulassen im Sinne von nicht selbst entwickeln. So gesehen gehören hier aus meiner Sicht natürlich soziale Infrastruktureinrichtungen genauso wie Verkehrsinfrastruktureinrichtungen, Kommunikationsinfrastruktur, aber genauso der ganze Bereich Freizeit, Unterhaltung, Kultur - im weitesten Sinn natürlich - dazu, und insofern haben wir das, so denke ich, auch in vernünftiger Form selbst zu entwickeln. 

Ich denke daher, dass wir gerade und in zunehmendem Ausmaß nicht "nur" - unter Anführungszeichen - eine Weltkulturerbe-Diskussion zu führen haben, sondern wir werden insgesamt eine Stadtentwicklungs-Diskussion zu führen haben, die auch das ganze Umfeld, das Einpassen Wiens in diese neue Europaregion entsprechend berücksichtigt. Das ist mit ein Grund, warum ich den Planungsdirektor gebeten habe, das hier schon angedeutete Projekt der Verknüpfung einer Autobahn mit einer U-Bahn auch entsprechend einzubeziehen. Grundsätzlich sind solche Verknüpfungspunkte - tunlichst an der Peripherie der Stadt - von Autobahn und öffentlichen Verkehrsmitteln, hoch leistungsfähigen öffentlichen Verkehrsmitteln, vernünftig und erstrebenswert. Daher soll man solche Dinge berücksichtigen und über sie auch nachdenken. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Madejski. – Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! Wir haben heute zum ersten Mal wirklich die Möglichkeit gehabt, mit Ihnen ausführlichst über die Umfahrung von Wien zu diskutieren, denn bisher haben Sie sich ja in Bezug auf dieses Thema vornehm zurückgehalten. Es freut mich daher sehr, dass wir hier schon einige Ihrer Prioritäten feststellen konnten, was auch für die zukünftige Arbeit in Wien wichtig sein wird.

Daher stelle ich jetzt nur mehr eine kurze Frage: Es gibt natürlich noch eine Variante der so genannten Umfahrung. Schließen Sie, da Sie ja - ich brauche mich da nicht zu wiederholen - für die Umfahrungsvariante der Großstadtökologie, -ökonomie und des Bevölkerungsschutzes sind, eine Variante aus, nämlich die über den Biberhaufen? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! Ich will zur Stunde gar nichts ausschließen, genauso wie ich mich nicht auf die Priorität für eine Trassenvariante festlegen lasse, denn, wie gesagt - ich wiederhole mich hier -, wir befinden uns am Beginn einer Diskussion, und wir wägen hier ab. Zweifelsohne gibt es eine Menge Argumente, die gegen die jetzt von Ihnen hier genannte Variante sprechen, nicht zuletzt auch die Form der Besiedlung in diesem Gebiet und die Raummöglichkeiten für eine leistungsfähige Straße. Das soll außer Zweifel stehen. Aber ich bitte noch einmal, zu verstehen, dass ich nicht am Beginn einer solchen Diskussion präjudiziell wirken will. Ich habe Bedingungen genannt, und dabei will ich es zur Stunde auch belassen. 

Im Übrigen freue ich mich immer, wenn wir über inhaltliche Fragen diskutieren können. Da tun wir uns sicherlich leichter als in politischen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke, Herr Bürgermeister. Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Die sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Wiener Theaterreform – ein wichtiger Schritt in der Kulturhauptstadt Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Woller, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Einen schönen guten Morgen! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kuratoren!

Ich möchte die Aktuelle Stunde zum Thema Kulturpolitik einleiten. Wir wissen, dass kulturpolitische Diskussionen in diesem Haus oft sehr kontroversiell sind - und ich verhehle auch nicht, dass ich an diesen kontroversiellen Diskussionen auch immer gerne teilgenommen habe. Umso bemerkenswerter ist nicht nur die Tatsache, dass heute zwei historische Beschlüsse für die Kulturpolitik der Stadt Wien gefasst werden, sondern es ist auch besonders bemerkenswert, dass beide Beschlüsse einstimmig gefasst werden und dass damit alle vier politischen Parteien im Wiener Gemeinderat gemeinsam deutlich machen, dass sie nicht nur über die große Bedeutung, die Kunst und Kultur in dieser Stadt haben, einig sind, sondern auch in den wesentlichen inhaltlichen Fragen Konsens besteht.

Es ist tatsächlich nicht übertrieben, von historischen Beschlüssen zu sprechen. Der erste große Wurf, der heute dem Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny gelingt, ist die Beschlussfassung über den Fonds für Kunst im öffentlichen Raum. Dass Wien Theaterstadt und Musikstadt ist, ist ja unbestritten. In den letzten Jahren ist es Wien durch viele Maßnahmen gelungen, auch zu einer bedeutenden Stadt der zeitgenössischen bildenden Kunst zu werden. Es gibt einen Boom an Museen, Galerien, Ausstellungen und wie noch nie, einen Besucherzustrom. Es ist erfreulich, dass mit dem heutigen Beschluss über Kunst im öffentlichen Raum der Weg in die Öffentlichkeit gefunden wird und dass die bisher sehr bescheidenen und ungeordneten Ansätze nun verstärkt werden und qualitativ abgesichert werden, nämlich durch ein eigenes Budget und durch fachlich kompetente Entscheidungsstrukturen.

Der zweite große Wurf, den wir heute hier beschließen, ist das eigentliche Thema dieser Aktuellen Stunde, nämlich das Leitbild zur Wiener Theaterreform. Wien ist unbestritten eine wichtige Theaterstadt. Es war in der letzten Zeit aber auch unbestritten, dass es trotz der Tatsache, dass Wien so eine theaterverrückte, theaterbegeisterte Stadt mit einem großartigen Angebot ist, dennoch notwendig ist, eine Reform durchzusetzen. 

Es gibt in der langen Geschichte der Wiener Theaterförderung unzählige Reformversuche und Reformschritte. Ich erwähne nur, dass nach der Ausweitung des Theaterangebots durch Mittel- und Privattheater in den sechziger und siebziger Jahren, dann durch über hundert freie Gruppen ... 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Darf ich darum bitten, dass Sie hinter den Sitzreihen und auch in den Sitzreihen leiser sprechen. Der Lärmpegel im Saal ist so hoch, dass man nicht mehr hört, was der Redner am Rednerpult sagt, obwohl er in ein Mikrophon spricht. - Danke.

GR Ernst Woller (fortsetzend): Nach der Ausweitung des Wiener Theaterangebots durch die Gründung und Etablierung von Mittel- und Kleintheatern im Privattheaterbereich und die Schaffung von über hundert freien Gruppen in dieser Stadt, wobei - um da einen Gradmesser zu zeigen – in der Amtszeit von Ursula Pasterk das Budget innerhalb von wenigen Jahren verzehnfacht worden ist, wurden verschiedene Reformschritte und Reformversuche gestartet: 

Ein 100-Punkte-System, wobei 40 Punkte durch eine Jury und 60 Punkte durch die MA 7 auf Grund von objektiv nachvollziehbaren Kriterien vergeben worden sind; 

die Einführung eines vielschichtigen Beiratsystems, insbesondere für die Förderung der freien Gruppen; dann in der Zeit von Peter Marboe Dreijahresverträge, durch die die Förderung auf drei Jahre abgesichert worden ist, was vielen Theatern natürlich sehr entgegengekommen ist, was aber insgesamt eher zu einer Stabilisierung, aber auch zu einer Verfestigung der Situation geführt hat.

Im Jahre 1997 gab es hier einen Antrag der SPÖ, einen Strukturplan für die darstellende Kunst zu schaffen. Dieser wurde in der Folge diskutiert, er ist aber leider in dieser Amtszeit nicht zustande gekommen. 

Eine Initialzündung war dann tatsächlich auch ein Papier, das Mag Thomas Stöphl und Dr Robert Dressler geschrieben haben. Es war ein magistratsinternes Papier über Theater in Wien, in dem viele Punkte, die heute hier beschlossen worden sind, schon angesprochen wurden. 

Der eigentliche Durchbruch erfolgte dann bei einer Sitzung, einer sehr informellen Sitzung der Kultursprecher des Wiener Gemeinderats im Sommer 2002, zu der Andreas Mailath-Pokorny geladen hat und wo es der Wunsch aller Fraktionen war, das großartige Theaterangebot einer Reform zu unterziehen. Es wurde beschlossen, eine Studie in Auftrag zu geben, in der die Situation analysiert wird. Diese Studie liegt nun seit über einem Jahr vor. Sie sagt, Wien ist eine großartige Theaterstadt, Wien gibt so viel Geld für Theater aus wie keine andere vergleichbare europäische Stadt; trotz allem gibt es immer wieder viel Unzufriedenheit, wenig Durchlässigkeit, viel Unspektakuläres und wenig Aufbruch.

Diese Studie wurde sehr positiv aufgenommen, und es wurde beschlossen, die Ziele dieser Studie in einer Reform umzusetzen. Es wurden sinnvollerweise die drei Autoren der Studie auch als Kuratoren mit der Umsetzung bis zum Sommer 2005 beauftragt. 

Die drei Kuratoren haben in unzähligen Diskussionen mit den Betroffenen, mit Experten in der Kulturabteilung und mit den Kultursprechern eine umfassende Reform entwickelt, die heute hier einen Zwischenabschluss findet, ein wichtiges Etappenziel erreicht, indem der Wiener Gemeinderat - noch dazu einstimmig - ein Leitbild zur Wiener Theaterreform beschließt, das für die Kulturpolitik und für die Theaterförderung in Wien ähnliche Bedeutung hat wie ein Stadtentwicklungsplan für die Stadtentwicklung, ein Masterplan Verkehr für die Verkehrspolitik und ein Spitalszielplan für die Gesundheitspolitik.

Es gibt einen breiten Konsens über die Ziele dieser Reform: die Überwindung der Trennung zwischen Theatern mit fixen Häusern und freien Gruppen, die Überwindung der Spartentrennung, die Überwindung einer gewissen Pragmatisierung und eines gewissen Stillstands in der Entwicklung - hin zu mehr Transparenz, zu mehr Nachvollziehbarkeit, zu mehr Durchlässigkeit und Bewegung, insbesondere zu mehr Chancen für Neues und für junge Initiativen, insbesondere auch für die freien Gruppen, zu mehr internationaler Bedeutung und – das ist auch ein wichtiges Ziel – zu mehr Publikum. Es sollen wieder mehr Menschen für das Theater begeistert werden - das ist ein ganz wichtiges Ziel dieser großen Reform! 

Diese größte Reform in der Geschichte der Wiener Theaterförderung hat nicht nur klare Ziele, sondern legt auch klare Förderstrukturen fest, die allen gleiche Chancen geben werden, transparente Entscheidungsstrukturen für die Projektförderung in einer Theaterkommission, für die Konzeptförderung auf vier Jahre in einer Theaterjury, die bereits ausgeschrieben ist.

Es gilt von dieser Stelle aus allen zu danken, die zu dieser Reform beigetragen haben: Das ist StR Mailath-Pokorny mit seinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. Das sind insbesondere auch die Beamten des Theaterreferats der MA 7, die diese Reform mit sehr viel Fachkompetenz und Nachdruck begleitet und unterstützt haben. Es sind dies aber insbesondere die drei Kuratoren Anna Thier, Günter Lackenbucher und Uwe Mattheiß, die ich hier auch auf der Galerie begrüßen darf. Ich möchte euch dreien zu dieser Studie und zu diesem Leitbild gratulieren, und ich möchte euch viel Kraft für die Umsetzung wünschen! Das wird nicht leicht sein. Ihr habt mit sehr viel Fachkompetenz, mit großem Eifer, mit viel Geduld und mit viel Durchsetzungsvermögen diese Reform im ersten Jahr getragen, und ihr werdet sie auch bis zum nächsten Jahr umsetzen.

Die Reform beginnt mit der heutigen Beschlussfassung im Wiener Gemeinderat. Beim chinesischen Zirkus heißt es dann: "Möge die Übung gelingen!" - Es ist eine schwierige Übung. Ich bin aber sicher, dass der heutige Beschluss über ein Leitbild zur Wiener Theaterreform eine gute Basis legt für eine große Reform, und wir freuen uns auf eine sehr qualitätsvolle und aufregende Entwicklung der Theaterstadt Wien! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Rednerin darf ich Frau GRin Mag Ringler das Wort erteilen.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ernst Woller hat die Geschichte der Theaterreformen in dieser Stadt schon skizziert. Das war durchaus eine leidvolle Geschichte für all jene, die in den letzten 10, 15 Jahren immer wieder auch sehr engagiert darum gekämpft haben, dass das, was diese Stadt kann, nämlich auch Theater zu machen, noch besser verwaltet, noch besser gestaltet und noch besser ermöglicht werden kann. 

Viele sind an Theaterreformen in dieser Stadt schon gescheitert - manche aus Angst und Sorge, andere weil sie einfach nicht wollten. Und ich freue mich sehr, dass die Anregungen nicht nur von mir, sondern auch schon von meiner Vorgängerin Friedrun Huemer aufgegriffen worden sind und dass wir jetzt tatsächlich hier nur ein Jahr nach dieser Sitzung im Büro des Stadtrats, die Ernst Woller schon angesprochen hat, diese Theaterreform oder diese ersten Zielbestimmungen der Theaterreform gemeinsam beschließen können. 

Das, was die Studie der drei Kuratoren und Kuratorinnen beschreibt, ist ein Problem, mit dem wir in vielen politischen Feldern der Stadt zu kämpfen haben: dass, obwohl Wien eine reiche Stadt und trotz allem eine Stadt ist, in der vieles passiert, dennoch so oft die Politik der Kunst nachhinkt. Unsere Instrumentarien der Kunstfinanzierung waren bis jetzt sehr stumpfe und schwerfällige, und ich glaube, das, worauf wir stolz sein können und worüber wir uns freuen können, ist, dass wir jetzt Instrumentarien gefunden haben, die Innovation fördern, die Neues fördern, die Experimentelles fördern und die damit viel eher der Kunst und dem künstlerischen Schaffen gerecht werden können. 

Lassen Sie mich auf einige wenige Punkte dieses Theaterleitbilds, die ich für besonders zentral halte, eingehen. Wir haben in diesem Leitbild Zielbestimmungen formuliert: das, was wir uns wünschen, wie wir uns vorstellen, dass sich die Theaterlandschaft in den nächsten Jahren entwickeln kann und entwickeln soll, und welche Entwicklungen wir im Besonderen unterstützen wollen; nämlich unter anderem die Internationalisierung bei gleichzeitiger Beibehaltung einer Bandbreite von Theaterformen, das Aufbrechen von Spartengrenzen zwischen Tanz, Theater, klassischem Sprechtheater, aber auch Theater für junges Publikum. Und – das finde ich auch sehr wichtig – wir haben uns deutlich bekannt zur kulturellen Diversität dieser Stadt und dazu, dass wir auch im Jahr 2003 neue Ansätze dafür finden müssen, dass die Stadt ja bekanntlich nicht mehr kulturell homogen, sondern sehr, sehr breit auch in ihren kulturellen Lebensformen ist.

Ein weiterer Punkt, den ich für ganz zentral halte und auf den wir, glaube ich, stolz sein können, ist, dass wir Grundsätze formuliert haben, scheinbare Selbstverständlichkeiten, die ab sofort für alle Theater in dieser Stadt und für all jene Theater gelten, die von der Stadt Wien Geld bekommen. In aller Kürze: Transparenz und Einheitlichkeit im Vergabeverfahren, Gewährung von Förderung ausschließlich auf Grund eines Antrags, regelmäßige Evaluierungen durch Fachgremien und begrenzte Laufzeiten von Intendanzen und Förderverträgen. 

Das klingt so selbstverständlich, aber, meine Damen und Herren, das ist es nicht in dieser Stadt. Ich bin daher sehr froh darüber und stolz darauf, dass es uns gelungen ist, diese vier Grundsätze in diesem Theaterleitbild zu verankern und sicherzustellen, dass sie nicht nur für jene gelten, für die die Evaluierungskriterien bis jetzt auch schon besonders streng waren, nämlich für die Kleinen, sondern dass diese Grundsätze auch für die großen Bühnen dieser Stadt, wie etwa das Volkstheater und andere, gelten.

Trotzdem, sehr geehrte Damen und Herren, ist all das nur ein erster Schritt, und eines ist klar: Ich verordne uns politisch Verantwortlichen Diskussion, Kommunikation und Vermittlung dessen, was wir hier erreichen wollen. Das ist, glaube ich, etwas, was wir noch einmal verstärken müssen: Wir müssen noch stärker mit den Kulturschaffenden, mit den Theaterschaffenden in dieser Stadt in einen Dialog über diese durchaus zentralen Veränderungen treten, und wir müssen auch in den kommenden Diskussionen über die präzisen Förderrichtlinien einige, glaube ich, wichtige Punkte beachten, denn - und ich glaube, daran werden wir zu Recht gemessen werden - die Förderinstrumente dieser Theaterreform müssen besser sein als die zuvor, sie müssen transparenter sein, sie müssen nachvollziehbarer sein, sie müssen argumentiert sein, und sie müssen für die Theaterschaffenden eine Verbesserung der Situation bringen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Frau Kollegin, bitte kommen Sie zum Schluss. Sie haben schon über fünf Minuten lang gesprochen.

GRin Mag Marie Ringler (fortsetzend): Dazu gehören unter anderem Unvereinbarkeitsregelungen für die Mitglieder der Jury und Theaterkommission, dazu gehören öffentliche Sitzungen der Entscheidungsträger in diesen Kommissionen und Jurys. Wir sollten auch darüber nachdenken, ein Punktesystem als Basis unserer Bewertung beziehungsweise der Bewertung der Jury und Kommission anzudenken, und - und das ist, glaube ich, auch ein interessanter Gedanke - ...

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Frau Mag Ringler, das war jetzt das Schlusswort, nehme ich an. Es sind schon über zwei Minuten.

GRin Mag Marie Ringler (fortsetzend): Ich komme zum letzten Satz, Frau Vorsitzende: Und ich wünsche mir auch, dass wir in den nächsten Wochen und Monaten auch mit den Kulturschaffenden und den Theaterschaffenden darüber diskutieren, wie diese Richtlinien in ihrem Sinne noch besser werden können.

Ich freue mich über diese Theaterreform! - Auf Wiederhören! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass die Redezeit fünf Minuten beträgt. Ich glaube, sagen zu können, dass alle unsere Vorsitzenden mehr als tolerant sind, aber wenn ich einmal schon darum bitte, zum Schluss zu kommen, und Sie tun so, als ob ich nicht da wäre - was bei meiner Größe fast unmöglich ist (Heiterkeit) -, dann muss ich mich schon fragen, ob Sie glauben, dass ich nur aus Jux und Tollerei für Sie hier sitze. 

Ich würde darum bitten, dass sich alle an das halten, was hier vorgegeben ist, und ich glaube, im Namen aller Vorsitzenden sprechen zu dürfen, wenn ich sage, dass wir wirklich alle tolerant sind, aber uns nicht häkerln lassen.

Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist natürlich immer besonders schwierig, wenn die Vorrednerin gerade so gerügt wurde, aber ich verspreche, dass ich mich hier sehr respektvoll verhalten werde.

Die Theaterreform hat aus Sicht der ÖVP drei wichtige Ziele: Das erste besteht ganz simpel darin, dass wieder mehr Menschen ins Theater gehen. Wir haben in den letzten Jahren einfach damit zu kämpfen gehabt, dass es sinkende Besucherzahlen gibt. Wir haben in der Ära Marboe versucht, dieser Entwicklung mit dem Theaterdienstag entgegenzuwirken. Und damit ist es hoch an der Zeit, dass wir hier weitere Schritte setzen. Es ist überhaupt keine Frage, dass das Theater einem besonderen Konkurrenzdruck ausgesetzt ist, einerseits durch die neuen Medien, andererseits aber natürlich auch durch die Filmindustrie, und sich daher bewähren muss. Das erste Ziel lautet daher: Mehr Besucher. 

Zweites Ziel: Wenn dann mehr Besucher in das Theater kommen, dann soll auch die Wahrscheinlichkeit, dass sie dort einen spannenden, einen außergewöhnlichen Abend erleben, sehr groß sein, denn dann werden sie positiv darüber reden, und das erhöht dann das Wiederkehrvermögen. Und das ist auch für die Künstler sehr wichtig, und ich sage es klar und deutlich: Wenn man in der darstellenden Kunst tätig ist, dann heißt das, sich auf eine Bühne zu stellen und für Menschen etwas zu tun - und daher ist es auch sehr wichtig, dass diese Menschen kommen. 

Und das dritte Prinzip ist, dass die Rahmenbedingungen für die Künstlerinnen und Künstler verbessert werden müssen. Derzeit ist es doch eher so, dass ein Gießkannenprinzip existiert und dass es wenige Möglichkeiten der Weiterentwicklung gibt. Wir als Volkspartei haben auch in allen anderen Bereichen den Grundsatz, dass jene, die besonders erfolgreich sind, dass jene, die mehr leisten, auch mehr Mittel, mehr Möglichkeiten und mehr Chancen erhalten - und diese Möglichkeit soll mit dieser neuen Reform eröffnet werden. 

Ich sage auch vom politischen Kalkül her eines sehr klar, weil man mich in meinem eigenen Klub gefragt hat, warum wir denn diese Reform unterstützen, da ja klar ist, dass, wenn sie ein Erfolg wird - und wir alle uns wünschen uns, dass sie ein Erfolg ist -, dieser natürlich primär dem Stadtrat und der Mehrheitspartei zufällt. Ich habe dort ein Argument genannt, das der Tradition der ÖVP, und das wurde von meinem Klub sofort akzeptiert, nämlich: Diese Reform ist in der Sache richtig, sie macht Sinn und sie ist notwendig.

Ich sage hier aber auch sehr klar, dass die Volkspartei hier in Opposition eben anders agiert, als die Sozialdemokraten auf Bundesebene das leider tun, die sich nämlich notwendigen Reformprozessen verschließen und eine sehr fundamentalistische Opposition machen. - Wir bekennen uns klar und deutlich dazu, dass wir, wann immer man uns zu Gesprächen einlädt, im Sinne des Bürgers - in diesem Fall im Sinne der KünstlerInnen und der Besucher - bereit sind, wichtige Reformen mitzutragen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Wort noch zum Abschluss, um nicht missverstanden zu werden. Mein Kollege Ernst Woller hat gesagt, es sei hier schon quasi Gewaltiges geleistet worden und ein Durchbruch oder was auch immer erfolgt: Das sehe ich nicht so. Wenn wir hier heute quasi gemeinsam die rot-schwarz-blau-grüne Fahne schwenken, dann ist das ganz klar eine Startfahne, eine Startflagge auf einer sehr schwierigen Strecke, wo es noch viele Hindernisse zu überwinden gibt, nämlich Eigentumsverhältnisse zu klären, Rechtsprobleme zu lösen, in einen Dialog mit den Künstlerinnen und Künstlern einzutreten. Wir sind aber bereit, diesen Weg gemeinsam zu gehen - in der Hoffnung, dass wir dann auch beim Zieleinlauf gemeinsam diese Fahne schwenken werden. Wir werden mitgehen, solange das eine Reform mit den Künstlern und Künstlerinnen und für das Publikum ist. – Danke. (Beifall bei der ÖVP sowie des amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir begrüßen die Theaterreform. Wir gratulieren auch dem Herrn Stadtrat, dass er den Mut gefunden hat, die Sache anzugehen, denn diese Theaterreform war unserer Meinung nach bitter notwendig. Deshalb möchte ich im Folgenden auch ein bisschen auf die Vorgeschichte eingehen. 

15 Jahre lang wurde das Füllhorn der öffentlichen Gelder über einen Bereich der Theaterlandschaft, und zwar über den Bereich der freien Gruppen, ausgeschüttet, ohne dass der Erfolg daraus ersichtlich geworden ist. Eigentlich wurde dieser Bereich damals unter Pasterk gegründet, um das kreative Potential zu fördern. Wenn wir uns aber anschauen, wie viel Geld da hineingeflossen ist und was letztendlich herausgekommen ist, müssen wir sagen: Es ist wirklich gut, dass man jetzt einen Reformschritt beginnt. Ich habe es nachgerechnet: In den letzten sechs Jahren wurden 72,5 Millionen S jährlich vergeben. Wenn wir den gesamten Zeitraum zusammenziehen, so waren es 815 Millionen S allein für den Bereich der freien Gruppen - mehr als eine Dreiviertelmilliarde S. Herr StR Görg, Sie kennen ja die großen Institutionen wie zum Beispiel Volkstheater oder Josefstadt, die so ungefähr 5,8 bis 6,5 Millionen EUR im Jahr brauchen. Was glauben Sie, wie viel an Geldern den freien Gruppen pro Jahr zur Verfügung gestellt wurde? (GR DDr Bernhard Görg: Das ist keine Fragestunde, Frau Kollegin!) – Nun gut, viele wissen es nicht - nämlich gleich viel! Daraus kann man erahnen, dass es wirklich notwendig war, hier einen Reformschritt zu setzen. Wir freuen uns darüber, wir gratulieren Ihnen, denn das war wirklich ein Schritt in die Zukunft!

Deshalb ist es auch sehr wichtig, dass man in dem Regelwerk, das in der weiteren Zukunft jetzt noch ausgearbeitet werden muss, im Hinblick auf die Auswirkungen, die durch diese Theaterreform entstehen, darauf Rücksicht nimmt, dass eine ganz breite Theaterlandschaft gefördert wird. Wir sind froh, dass mit der Erstellung des Leitbilds einmal ein erster Schritt gesetzt wird, und zwar hin zu mehr Effizienz - das war uns sehr wichtig -, zu mehr Kontrolle und zu mehr Transparenz. Wir konnten auch feststellen, dass überall sonst in Europa das Budget im Bereich der freien Gruppen gekürzt wurde, in Berlin zum Beispiel um die Hälfte. In Wien soll es aber so sein, dass der gleich hohe Betrag weiterhin gewährt werden soll, und das verlangt natürlich denjenigen, die diese Reform jetzt erarbeiten, sehr viel Verantwortungsgefühl ab. In diesem Zusammenhang meinen wir noch einmal, dass Leistungs- und Erfolgsorientierung und auch die Verantwortlichkeit dem Steuerzahler gegenüber jetzt Einzug halten, und das freut uns. 

Mit großen Folgen wird die Aufhebung der Trennung zwischen Klein- und Mittelbühnen und den freien Gruppen verbunden sein. Das wird deshalb Konsequenzen haben, weil jetzt zwei neue Gremien eingesetzt werden, nämlich die Jury und die Kommission, deren Zusammensetzung von großer Bedeutung sein wird. Das werden die nächsten Schritte sein, und da werden wir darauf aufpassen, dass die Persönlichkeiten, die in diese Gremien hineinkommen, die ganze Bandbreite der Theaterlandschaft repräsentieren, denn wir wollen, dass nicht nur das Neue, Innovative gefördert wird und junge Talente die Möglichkeit haben, sich zu entfalten, sondern dass auch breite Publikumsschichten erfasst werden und dass man deren Bedürfnisse befriedigt. Wir sehen also die Rolle der Theaterreform als Mediator zwischen den Kreativen auf der einen Seite und den Interessen des Publikums auf der anderen Seite. 

Abschließend möchte ich noch sagen, dass all die Sitzungen in einem sehr fairen und angenehmen Klima stattgefunden haben. Ich möchte mich in diesem Zusammenhang sehr bei StR Mailath-Pokorny bedanken, aber auch bei den Beamten und bei den Kuratoren, die auf der Galerie anwesend sind, und ich freue mich auf eine weitere Zusammenarbeit! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte ein bisschen an dem, was gesagt wurde, anknüpfen und ein, zwei Dinge, die mir besonders wichtig sind und in deren Umsetzung ich ein bisschen unsere Rolle sehe, in den Vordergrund stellen. 

Zu Recht wurde gesagt – ich glaube, vom Kollegen Salcher –, dass das Theater in den letzten Jahren Zuseher an andere Produktionsformen verloren hat, und zu Recht wird hervorgehoben, dass in diesem Leitbild Entwicklungen, die die Gegenwart reflektieren, Entwicklungen, die Spartengrenzen überschreiten, Entwicklungen, die neue Publikumsschichten, insbesondere jüngere Zuschauer und Gruppen ansprechen, besonders unterstützt und vorrangig gefördert werden sollen. 

Wenn wir uns die Gebäudestruktur der derzeitigen Theater anschauen, dann stellen wir fest, dass diese durchaus noch - und in diesem Zusammenhang ist auch unsere Kritik an dem vielen Geld, das in das Theater an der Wien gegangen ist, zu sehen - ehrenwerte, gute, vernünftige Dinge sind, die einfach ein Theaterbild des 18. und 19. Jahrhunderts repräsentieren: Also vorne die Bühne, und dann sitzt man auf roten Fauteuils oder oben im Plüsch in der Loge. - Das ist gut, das wollen viele so, das soll man auch so lassen. 

Technisch ist aber einiges weitergegangen, und für jene technischen Produktionen, die in anderen Ländern gut funktionieren, müssen wir jetzt darüber nachdenken: Wie renoviert man vielleicht Häuser - oder auch nicht, weil man das Geld dazu nicht hat -, um sie eben ins 21. Jahrhundert zu bringen? 

Darum erwarte ich mir so viel von diesen Co-Produktionshäusern, für die wir in Österreich durchaus ein Beispiel haben, das auch vom architektonischen Entwurf her interessant ist. Ich spreche damit die Listhalle in Graz an, die einfach ein anderes Theaterkonzept repräsentiert, durchaus etwas Industrielleres: Dort kann man mit dem Lastwagen hineinfahren, dort gibt es nicht nur eine zeitgemäße Akustik, sondern auch vom Bühnenumbau und vom Bühnenaufbau ist dort etwas vorhanden, was genau die Überschreitung der Spartengrenzen notwendig macht. Und da werde ich darauf achten - und auch Sie diesbezüglich unterstützen -, dass man hier auch Geld in die Hand nimmt. Diese Co-Produktionshäuser zu bauen, zu entwickeln braucht nicht unendlich viel Geld, weil dabei durchaus das Provisorische, das Vorläufige sein kann. Ich denke da an die sehr verfolgenswerte Idee, auch die Rinderhalle zu nutzen - nicht nur zu nutzen, sondern in diesem Kontext etwas zu bauen. Da wird es darum gehen, dass auch von der Kultur Geld - nicht viel Geld, aber Geld - in die Hand genommen wird - im Übrigen, möchte ich sagen, sicherlich viel weniger Geld, als auch nur für eine einzige Trassenvariante einer Wien-Umfahrung benutzt wird. 

Da sollen wir uns nicht schämen auch auf andere Ressorts zu schauen und zu sagen, was dort für ein bisschen eine Untersuchung da ist, wollen wir so für ein oder zwei oder drei Koproduktionshäuser die Voraussetzungen schaffen. 

Eines darf nicht passieren: Nämlich, dass man sagt, wir haben einen begrenzten Kuchen an Geld, der jetzt durchaus neu verteilt werden wird. Das wird auch Konflikte in der Theaterszene mit sich bringen, das ist uns klar, aber für diese Schaffung der Koproduktionshäuser bedarf es zusätzlicher Finanzierungen. Dazu stehen wir, da wollen wir auch den Stadtrat unterstützen, wenn das notwendig ist. Aber da wird es auch darum gehen, nicht irgendwann 2007, 2008, 2009, sondern bereits im nächsten Jahr, das ja bald kommt, klare Entscheidungen zu treffen. 

Da gibt es einige interessante Projekte, und da möchte ich noch insbesondere einen Satz abschließend vor dem Ablauf meiner Zeit zitieren, der da steht: "Projekte und Situationen sollen gefördert werden, die in der Wahl ihrer Orte städtebauliche Entwicklungen berücksichtigen und Angebote in kulturell bislang wenig versorgte Stadtgebiete schaffen." 

Das halte ich für sehr vernünftig. Da gibt es Projekte, ich denke da zum Beispiel zu prüfen, ob das dann neben der Rinderhalle sein wird, weiß ich nicht, dann gibt es im 11. Bezirk das Schloss Neugebäude, da gibt es im 21./22. Bezirk Industrieareale, die sich gut nutzen lassen und wenn einmal mein 24. Bezirk kommt, träume ich von einem multifunktionalen Schiff, das an der Donau liegt, das auch vielleicht entsprechend genutzt werden kann und die letzten 15 Sekunden widme ich der Frau Vorsitzenden. Dankeschön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren des Gemeinderates!

Es freut mich, dass wir die Theaterreform in einem gemeinsamen Konsens beschließen, denn dieser wichtige Reformschritt bringt die so dringend nötige Beweglichkeit in die Theaterszene, verstärkt den internationalen Aspekt und verbessert Rahmenbedingungen für die Kunstschaffenden mit dem Ziel, das Interesse der Besucher anzuheben und einen erhöhten Publikumszustrom zu erreichen. Kultur und Kunst müssen ein zentraler Punkt in der Förderung und Erziehung von Heranwachsenden sein. 

Erstens, um das Bewusstsein zu erweitern, aber auch als Beitrag zur Wertschätzung von alten, tradierten Werten, und auch zur Weiterentwicklung und Neuschaffung von anderen, aus der Zeit geprägter Werte. So sollte Kulturerziehung möglichst früh einsetzen.

Die Kindertheaterszene, die ja ursprünglich recht mager entwickelt war und unter Marboe mit der Errichtung eines Kinderzentrums im Museumsquartier erweitert wurde, erfährt nun 2004 mit dem Theaterhaus für junges Publikum unter dem Intendanten Stefan Rabl eine weitere Bereicherung. Und damit dieses Theater seine geplant hohe Qualität erreichen kann, also um ein hohes Potential und Profil zu entwickeln, muss eine ausreichende Budgetierung Voraussetzung sein. 

Die Kinder von Heute sind immerhin die Abonnenten von Morgen und es ist schon traurig genug, dass im Theater der Jugend die Abonnementzahlen rückgängig sind. Ich appelliere daher an die Sozialdemokraten, diesen Bereich ausreichend zu budgetieren. 

Insbesondere liegt mir die Situation der Musikschulen in Wien am Herzen. In Österreich gibt es 416 Musikschulen, in Wien 27, und das sind schon Hauptanstalten und weitere Unterrichtsorte gemeinsam. In Niederösterreich und Oberösterreich werden über die Hälfte aller Musikschüler unterrichtet und von 150 000 in Gesamtösterreich nur 5 000 in Wien. 

Und das ist nicht nur deshalb so bedauernswert, weil ziemlich wenig Nachwuchs an Spitzenmusikern aus Österreich kommt, und besonders wenig aus Wien, sondern weil es in Wien auf Grund der Erreichbarkeit so leicht und einfach wäre, auch die Zahl der Musikschüler zu erhöhen. Und wie ja allgemein bekannt ist, trägt Musikfrüherziehung im Wesentlichen zur Konzentrationsförderung und Lernfähigkeit bei, ist bildungspolitisch und pädagogisch wichtig, (Beifall bei der ÖVP.) fördert das soziale Verhalten und ist eine gute Form für Kreativität und Selbstausdruck.

Ich halte das für besonders begrüßenswert, wenn ausreichende, flächendeckende Musikerziehungsmöglichkeiten zur Verfügung gestellt werden und gegebenenfalls auch private Einrichtungen motiviert und finanziert werden. 

Gestern übrigens, durfte ich einem Klavierkonzert und einer Chorvorführung meiner Töchter beiwohnen und - unabhängig von meinem Mutterstolz, der ja nichts zur Sache beiträgt - es war so schön anzusehen, wie diese Kinder einzeln und gemeinsam vorgetragen und ihre Kreativität bewiesen haben, sich im Vergleich zum Vorjahr entwickelt haben und vor dem Publikum aufgetreten sind. Ich finde, diese Möglichkeit sollte eigentlich jedes Kind haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und es wäre angebracht, auch im Musikschulbereich eine gemeinsame Reform zu starten, denn auf diesem Gebiet haben ja die Sozialdemokraten ein bisschen wenig unternommen. Jeder Bürgerin und jedem Bürger dieser Stadt muss die aktive und passive Teilnahme am Kulturgeschehen erleichtert werden mit dem Slogan "Mut zum Mitmachen". So muss Kulturpolitik eine freie kulturelle Entwicklung garantieren, um den bestehenden Kulturpluralismus zu sichern und es darf niemand beim Ausleben seines Kulturbildes behindert werden. 

Aber das widerspricht in gar keiner Weise der Forderung der ÖVP, Spitzenleistungen und Spitzenbegabungen besonders zu fördern. Beides ist notwendig und muss nebeneinander möglich sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und weil ich so gerne Zitate habe, erfreue ich Sie jetzt noch mit einem Zitat des Dichters Lessing: "Der wahre Geschmack ist der allgemeine, der sich über Schönheiten von jeder Art verbreitet, aber von keinem mehr Vergnügen und Entzücken erwartet, als sie nach ihrer Art gewähren können." 

Frei interpretiert: Schönheit und Kunst sind relative Werte, die jeder für sich selbst bewerten muss und können müsste, um auch etwas mit Vergnügen davon anzunehmen. Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein Kulturthema und gute Stimmung, Einvernehmen überall. Das ist einmal etwas Neues, ist aber auch ein sehr gutes Zeichen für die Arbeit, muss ich sagen, in diesem Fall des Herrn Stadtrates, und das muss man ihm zugute halten. 

Er hat nicht nur Mut bewiesen, wie auch schon meine Vorrednerin gesagt hat, denn es wird bestimmt zu einigen Umwälzungen in der Theaterlandschaft führen, was geplant ist und durchgeführt wird. Es hat, wenn ich das persönlich sagen darf, auch bei mir Sympathiewerte gebracht und das soll auch heute einmal gesagt werden.

Bisher haben wir die Subvention der freien Gruppen über 15 Jahre hindurch regelmäßig abgelehnt. Für uns war die undurchsichtige Vergabe von doch recht viel Geld, das für die einzelnen Gruppen meistens zum Leben zu wenig und zum Sterben zu viel war, nicht der Zustimmung würdig. Im Jahre 2002 hat es dann auch einen Kontrollamtsbericht gegeben, der diese Vorwürfe oder dieses Misstrauen, das wir ja stets gehegt haben, genau bestätigt hat. Es hat sich gezeigt, dass Abrechnungen nicht oder mit unglaublicher Verspätung getätigt wurden, dass die Abrechnungen sehr unklar waren, dass aber trotzdem weiter gefördert und subventioniert wurde. Es war daher für uns vollkommen klar, dass hier eine grundlegende Reform einsetzen muss, und daher begrüßen wir eben diesen Schritt.

Wir haben es auch sehr positiv empfunden, dass wir hier eingebunden wurden und es hat sich auch tatsächlich gezeigt, dass es nicht nur eine Hülse war, eine Worthülse, dass hier alle Fraktionen und vor allem die Sprecher, die Kultursprecher, eingebunden sind, sondern es wurde tatsächlich auf das was eingebracht wurde, eingegangen. 

Es ist auch schon hier von dieser Stelle belächelt worden, aber es ist uns zum Beispiel gelungen, den Begriff "Off-Theater" wegzubringen. Es war mir das sehr wichtig, ich halte diesen Begriff für missverständlich, für viele auch unverständlich und außerdem bin ich kein Freund von Anglizismen. Und daher freue ich mich darüber sehr, dass man auf das eingegangen ist. 

Man hat in das Leitbild jene Institutionen aufgenommen, die davon ausgenommen sind, und zwar definitiv, die Vereinigten Bühnen Wiens, das Theater in der Josefstadt, das Volkstheater, das Theater der Jugend und die Wiener Festwochen. Es ist uns auch ein besonderes Anliegen gewesen und auch gelungen, die Zukunft der Kammeroper zu wahren, indem sie als Spartentheater oder Spartenhaus extra angeführt wurde und die Stadt Wien auch ihre Bereitschaft erklärt hat, das zu sichern. Ein wesentlicher Punkt für uns ist immer das Publikum. Wir sagen immer, Kunst muss nicht für die gemacht werden, die sie ausführen, sondern für das Publikum, das sind ja letztlich auch die, die das finanzieren. 

Und daher haben wir darauf bestanden, dass nicht nur die Gewinnung neuer Publikumschichten angestrebt wird, sondern auch die Rückgewinnung jener, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten vom Theater ferngehalten beziehungsweise aus den Theatern getrieben wurden, und das wurde auch hineingenommen und freut uns auch. Zusätzlich wurde noch die verstärkte Berücksichtigung privater Förderungen, nicht nur als notwendiges Anhängsel, das eventuell auch irgendwo zu akzeptieren ist, sondern als wünschenswerten Beitrag zum Kulturleben aufgenommen. 

Offen sind natürlich noch ganz wesentliche Punkte. Wir sind noch nicht am Ende, wir beschließen heute ein Leitbild und keine Theaterreform als solche. Offen ist das tatsächliche Leistungsverzeichnis der Richtlinien der Förderungen einzelner Aktivitäten, also die sogenannte Projektförderung, und auch die Förderung des gesamten Betriebes, und zwar die Konzeptförderung. 

Wenn die Reform in der Form weitergeht wie bisher, sind wir sehr zuversichtlich. Entscheidend für unseren weiteren Beitrag wird allerdings auch sein, wie die Zusammensetzung der Gremien, nämlich der Theaterjury und der Theaterkommission ausschauen wird und inwiefern auch hier wiederum Vorschläge, die auch von uns kommen werden und gekommen sind, Berücksichtigung finden. 

Zusammenfassend: Die Theaterreform ist auf einem guten Weg, die Freiheitlichen werden weiterhin einen konstruktiven Beitrag leisten.

(Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. Ich erteile es ihr.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Im Gegensatz zu Kollegin Feldmann werde ich wirklich zum Theaterleitbild sprechen, (GR Dr Matthias Tschirf: Das war die erste Rede!) möchte aber mit ihr im Gleichklang auch mit einem Zitat beginnen. “Das Theater ist eines der Geschäfte, die am wenigsten planmäßig behandelt werden können“ schreibt Goethe in seinen “Schriften zur Literatur“. 

Mit diesem Zitat möchte ich die Bedeutung des heute zu beschließenden Leitbildes zur Wiener Theaterreform unterstreichen. Erstmals wird die Zukunft des Wiener Theaters beschrieben und unserem langjährigem Wunsch nach einem Theaterstrukturplan Rechnung getragen. Dass sich die Theaterszene seit den 60er Jahren im Wandel befindet, wissen wir alle. Es entstanden zuerst die Kellertheater, dann viele freie Gruppen, und seit den 90er Jahren erleben wir spannendes, zeitgenössisches Musiktheater und einen unglaublichen Tanzboom. 

Die Stadt Wien hat in den letzten Jahren das Budget für die freie Szene vervielfacht und im Gegensatz zu Kollegin Unterreiner möchte ich erwähnen, der Vergleich mit der Josefstadt hinkt, denn es gibt in Wien 100 freie Gruppen, die 250 Produktionen im Jahr gemacht haben. Das ist im Verhältnis viel mehr als ein Theater leisten kann. Es gibt im Moment in Wien im Bereich der Klein‑ und Mittelbühnen eine gläserne Decke für junge, aufstrebende Künstlerinnen und Künstler, die müssen wir durchbrechen. Darüber hinaus soll es auch mehr Möglichkeiten zu Experimenten geben. 

Die Spartenhäuser, die wir jetzt haben, das Tanzquartier und das Theaterhaus für junges Publikum sind gut und wichtig und wir sind stolz darauf, aber an allen anderen Spielstätten sollte spartenübergreifend gearbeitet werden. Das Theaterleitbild umfasst zwölf Punkte, von denen ich zwei herausgreifen möchte, die mir persönlich besonders wichtig sind: Vorrangig gefördert werden solche Projekte oder Institutionen, die mit und durch ihre künstlerische Arbeit im Bereich der darstellenden Kunst prägnante Anknüpfungspunkte für Austausch, Verbreitung und Vernetzung auf internationaler Ebene liefern. Meine langjährige Forderung, seinerzeit schon an Herrn StR Marboe, nämlich ein Konzept für Gastspiele und Co-Produktionen für freie Gruppen, scheint mir durch diesen Passus im neuen Theaterleitbild gewährleistet. Es können neue Netzwerke für länderübergreifende Kooperationen geschaffen und die Möglichkeiten eines internationalen künstlerischen Austausches besser genutzt werden. Durch Co-Produktionen können die finanziellen Mittel der Stadt besser eingeteilt werden und eine andere Stadt oder ein anderes Land hat ebenfalls einen finanziellen Nutzen. 

Der zweite Punkt, der mir besonders wichtig ist, Kollege Chorherr hat es schon angeschnitten, sind die Spielstätten an ungewöhnlichen Orten. Mein Beispiel ist das Kabelwerk im 12. Bezirk. Die leerstehenden Hallen wurden genutzt, interimistisch bis zum Abbruch, und im Flächenwidmungsplan konnten wir erreichen, dass auch die alten Gebäude in der Oswaldgasse nach der Sanierung für kulturelle Zwecke reserviert sind. Dort soll es auch weiterhin spannende Aufführungen geben. In der Theaterstudie werden Co-Produktionshäuser vorgeschlagen. Als Meidlinger Abgeordnete könnte ich mir gut vorstellen, dass eines der Co-Produktionshäuser auch auf dem Areal des Kabelwerks steht. 

Der Beschluss des Leitbildes zur Theaterreform, der für mich der Stadtentwicklungsplan für die darstellende Kunst ist, ist ein großer Schritt in die Zukunft und wir gehen ihn gemeinsam, fraktionsübergreifend und es ist besonders positiv, dass diesem Beschluss ein langer Diskussionsprozess vorausgegangen ist. Das ist der Gegensatz zum Bund. Dort wird mit der Opposition am runden Tisch nur diskutiert, ob Kaffee mit oder ohne Zucker gewünscht wird, und nicht strukturell gearbeitet. Das Leitbild zur Wiener Theaterreform ist ein Bekenntnis zu Vielfältigkeit der Kunst und ich möchte auch mit einem Zitat von Goethe enden: “Shakespeare und Moliere wollten vor allen Dingen mit ihren Theatern Geld verdienen. Damit sie aber diesen, ihren Hauptzweck erreichten, mussten sie dahin trachten, dass fortwährend alles in bestem Stande und neben dem alten, guten immer noch von Zeit zu Zeit etwas Tüchtiges, Neues da sei, das reize und anlocke.“ Dem habe ich nichts mehr hinzuzufügen. (Beifall der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats)

Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. Die aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von den Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs neun, dem ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien zwei, dem Klub der Wiener Freiheitlichen acht und dem Klub der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats null eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs vier, des ÖVP-Klubs ein, des Klubs der Wiener Freiheitlichen ein, des Klubs der Sozialdemokratischen Fraktion null Anträge eingelangt. 

Den Fraktionen werden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben werden. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 
2, 4 bis 10, 13 bis 16, 21 bis 29, 31 bis 34, 36, 39, 55 bis 59, 61 bis 63, 66 bis 74, 76 bis 78, 80 bis 96, 98, 102, 105 bis 111, 113 bis 118, 120, 125 bis 127, 129 bis 132, 134, 135, 137 bis 139, 145 bis 147, 149 bis 155, 157, 165 bis 170, 172 bis 175, 179, 181 bis 185, 187, 189 bis 191, 193 bis 196, 199 bis 201 und 206 gelten ge-mäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 3 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Post 1, 3, 11, 12, 17, 18, 19, 20, 30, 38, 35, 37, 41, 40, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 159, 160, 161, 60, 64, 65, 75, 79, 97, 103, 100, 101, 104, 112, 123, 128, 133, 119, 121, 122, 124, 136, 140, 141, 142, 143, 144, 148, 156, 158, 205, 99, 186, 188, 192, 177, 178, 180, 162, 164, 171, 176, 208, 163, 207, 197, 198, 202, 203 und 204. 

Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. Bevor wir die unter Postnummer 1 vorgesehene Wahl vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn es der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anders beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. Mein Vorschlag wurde angenommen. 

Die Frau GRin Ingrid Lakatha ist aus der gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden, der entsprechende Wahlvorschlag des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien lautet auf Frau GRin Mag Barbara Feldmann. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, welche Frau GRin Mag Barbara Feldmann in die gemeinderätliche Personalkommission wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende, geschätzte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung!

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist bedauerlich, dass die größte Umgestaltung des Sozial- und Pflegewesens in Wien nicht auf inhaltlicher Basis abgehandelt wird, sondern unter dem Punkt "Geschäftseinteilung des Magistrats". Damit wurde all das Lügen gestraft, was noch vor ungefähr 10 Monaten versprochen wurde: Nun, selbstverständlich wird es eine ausführliche, inhaltliche Diskussion im Gemeinderat geben. 

Niemand von der Opposition hat sich die Einhaltung dieses Versprechens erwartet, und jetzt sitzt die sozialdemokratische Fraktion hier zum Abwinken, und die Mitsprachemöglichkeiten der Oppositionen waren minimal. 

Unter diesen Voraussetzungen sollen wir Ihnen glauben, dass es jetzt besser wird in Wien? Ich komme darauf später zurück. Im Endeffekt geht es darum, dass eine langfristig sichergestellte, funktionierende Versorgung mit sozialen Diensten, qualitativ auf höchstem Niveau, die Kernaufgabe der Kommunalpolitik darstellt. Durch die Ausgliederung breiter Teile der Sozial- und Pflegeagenden in den Fonds "Soziales Wien" stellt die Wiener Sozialdemokratie auch diese bislang geglaubte Übereinstimmung in Frage. 

Dies ist bedauerlich und für uns Grüne im höchsten Maße inakzeptabel. (Beifall bei den GRÜNEN.) Um das auszugliedern bedarf es, angesichts der europäischen und innerösterreichischen Rahmenbedingungen ausreichender finanzieller Mittel, einer Demokratisierung der betroffenen Bereiche, eines erhöhten Maßes an Transparenz, der Mitsprache von zu betreuenden und unterstützten Menschen unter Einbindung von MitarbeiterInnen der leistungserbringenden Organisationen und des Magistrats, sowie des offenen Diskurses in der Politik. 

All diese Grundvoraussetzungen wurden von Ihnen mit Füßen getreten, sodass letztendlich mit der Auslagerung der Abwicklung der Sozialen Dienste in den Fonds "Soziales Wien" nur eine einzige Zielrichtung mit all ihren negativen Konsequenzen erkannt werden kann: Fit machen für den freien, neoliberalen Markt. Und es ist umso verwunderlicher, wenn man gerade gestern in "Wien heute" die Präsentation des Buches von Bürgermeister Häupl "Alternativen zum Neoliberalismus" abgefeiert gesehen hat, dass eben dieser Bürgermeister hauptverantwortlich dafür ist, dass mit der jetzt geplanten Ausgliederung die gänzliche Zerschlagung des dritten Sektors erfolgen wird, dass mit der jetzigen Ausgliederung als Konsequenz die gemeinnützige Erbringung sozialer Dienstleistungen, die nicht gewinnorientierte Erbringung sozialer Dienstleistungen im Interesse der betreuten und unterstützten Menschen nicht mehr möglich sein wird. 

Was auf den ersten Blick wie eine alltägliche Ausgliederung aussieht, entpuppt sich daher bei näherer Betrachtung als logische Konsequenz der verfehlten Stadtpolitik der vergangenen beiden Jahrzehnte. Sie dokumentiert aber auch noch eines: Sie dokumentiert eindrucksvoll den langen Atem neoliberaler Politik und verdeutlicht, wie unsinnig es ist, den Kapitalismus mit seinen ihm ureigensten Instrumenten, wie Ausgliederung und Auslagerung, überlisten zu wollen. 

Kommen wir zu den Rahmenbedingungen im Einzelnen, unter welchen diese Auslagerung in den Fonds "Soziales Wien" stattfindet und beginnen wir bei dem Bedauerlichsten. 

Erster Punkt, die Stadt Wien will Geld einsparen. Es steht nicht die Offenheit, die Transparenz, die qualitativ hochwertige Erbringung sozialer Dienste zur Disposition, sondern erster Punkt ist, die Gemeinde Wien will Geld einsparen im Sozial- und Pflegebereich. 

Stadträtin Laska hat dies eindrucksvoll bewiesen, als sie 2002 versucht hat, Sozialleistungen zu kürzen, Stadträtin Laska hat es eindrucksvoll bewiesen, als sie 2003 versucht hat, Sozialleistungen zu kürzen. Und jetzt gibt es den Fonds "Soziales Wien". Es wurde das ganze Jahr über gelogen, wenn es darum ging, Budgetzahlen auf den Tisch zu legen. Es wurden Märchen erzählt in Gemeinderatssitzungen, wo jeder, der das Budget lesen kann, schon gemerkt hat, das stimmt so überhaupt nicht.

Und vielleicht ein ganz letzter Punkt - weil der gerade so richtig schön passt - über die Märchenerzählerei der Frau Stadträtin Laska. Und es sind Rahmenbedingungen, und unter diesen Rahmenbedingungen wollen Sie von uns, dass wir Ihnen glauben, dass Sie guten Gewissens diese Auslagerung machen? 

Stadträtin Laska sagt, das mittlerweile bekannt gewordene und durch diverseste Budgetnachdotierungen geschlossene Budgetloch wäre, mit Ausnahme von 30 Millionen EUR, aus ihrem eigenen Bereich gedeckt worden. Mittlerweile - die 30 Millionen EUR ihres eigenes Bereichs, die nie vorhanden waren, sind längst überschritten – zeigt sich auch hier, dass auch jetzt noch versucht wird, die anderen Parteien hinters Licht zu führen. Die letzte Nachdotierung in der Höhe von 7 Millionen EUR im Bereich der Behindertenhilfe, der Sozialhilfe, wurde angeblich von den Pflichtschulen dotiert, Ansatz 2102. Wenn man das aber ein bisserl nachverfolgt, dann merkt man, dass selbst in Zeiten, wo schon viele Menschen das Budget lesen können, nach wie vor jeder Trick versucht wird. Da nimmt man eine Budgetpost, die überhaupt nicht bedeckt ist, bedeckt sie mit einer anderen Post und schafft, damit auf dieser anderen Post Geld liegt, Geld von der Wohnbauförderung in die Sozialagenden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind Schmähs, die Sie versuchen, und auf die wir draufkommen. Das große Problem daran ist, dass Sie auf Basis dieser Budgets Ihre Entwicklungen gestalten und dass jetzt schon absehbar ist, dass sowohl die Sozialhilfe, welche nicht in den Fonds Soziales Wien wandern wird, aber im Rahmen der MA 15 bleibt, unterdotiert ist, als auch die neuen Bereiche, die zusammengefasst in der MA 15A dann direkt in den Fonds Soziales Wien wandern werden. 

Angesichts der sich immer noch verschärfenden Rahmenbedingungen, der steigenden Anzahl von Menschen, die Unterstützung benötigen, ist dies ein gefährlicher Angriff auf die sozialen Dienste in Wien. Diesen Angriff lehnen wir ab und dafür werden Sie mit Bestimmtheit nicht unsere Zustimmung bekommen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Demokratisierung: Ein Zauberwort, wenn es darum geht, den Auswüchsen des Neoliberalismus Paroli zu bieten. 

Demokratisierung und Transparenz: Hätte die Sozialdemokratie Interesse daran, dass Demokratisierung und Transparenz, Mitgestaltung und Mitsprache von Betroffenen, von MitarbeiterInnen, von Vereinen und Organisationen, die die Dienstleistung erbringen, und von der Politik wünschenswert wäre, dann würden die Satzungen des Fonds “Soziales Wien“ anders aussehen. 

Doch was ist die Realität? Die politische Ebene bleibt draußen, ein zahnloser Beirat mit Anfragerecht, wo einzig und allein der Geschäftsführer des Fonds “Soziales Wien“ Antworten geben kann, muss, wird; steht - ansonsten kann niemand in diesem Beirat befragt werden -, den politischen Parteien zur Verfügung. 

Die langjährige Geschichte der Sozialdemokratie lehrt, was von einem Beirat, dem lediglich ein Anfragerecht zusteht, zu halten ist. Nämlich nichts. 

Sie geben ja selbst im Gemeinderat, wie Bürgermeister Häupl gestern eindrucksvoll bei der Anfragebeantwortung der Dringlichen zur LehrerInnen-Situation in Wien, oder Vizebürgermeisterin Laska zum Finanzloch im Sozialressort, oder Bürgermeister Häupl zu den Einsparungsvorschlägen im Sozialressort dokumentiert hat, keine Antworten. Sie fahren mit Ihrer absoluten Mehrheit über alles drüber, was in Richtung mehr Demokratie, mehr Transparenz und mehr Mitgestaltung geht. 

Und dann glauben Sie, damit können Sie tatsächlich die Sozialen Dienste in Wien retten? Genau das Gegenteil ist der Fall, und ich werde das noch näher ausführen. Es gibt ein Motto für diese Auslagerung in den Fonds “Soziales Wien“, und dieses Motto lautet: Fit machen für den freien Markt. 

Für den freien, neoliberalen Markt, denn diese Konstruktion, die gewählt wurde, zeigt ganz eindrucksvoll, dass es überhaupt nicht darum geht, dass die Stadt Wien in Hinkunft tatsächlich die Sicherheit, die qualitative, hochwertige Erbringung sozialer Dienste sicherstellt, sondern in Wirklichkeit ist es ein Armutszeugnis. Es ist die Aufgabe und das Eingeständnis, dass weder innerhalb noch außerhalb des Magistrats die Sozialdemokratie glaubt, dass es realisierbar wäre, dass diese Dienstleistungen gemeinnützig und nicht gewinnorientiert, erbracht werden.

Und ich werde das jetzt noch näher ausführen: Wie schaut die Konstruktion des Fonds aus? Ganz bewusst, und nicht unintelligent, das gebe ich wirklich zu, ist es gelungen eine Konstruktion zu schaffen, die die Wettbewerbsrichtlinien umgeht, die das Bundesvergabegesetz umgeht und die auch umgeht, dass es sich um Dienstleistungskonzessionen handelt. Prinzipiell könnte man zustimmen, wenn dahinter – ich betone es nochmals – die Absicht der Demokratisierung gestanden wäre, der Transparenz von qualitativ hochwertigen Kriterien, alles etwas, womit man tatsächlich den Auswüchsen einer neoliberalen Politik die Stirn bieten könnte. 

Doch das Gegenteil ist der Fall, denn was passiert jetzt? Organisationen werden zu Bittstellern. Zu Bittstellern, ob sie überhaupt anerkannt werden, in Zukunft Dienstleistungen erbringen zu können. Die Förderrichtlinien, die dafür entwickelt werden müssen, entwickelt das Kuratorium. Gibt es in diesem Kuratorium irgendeine Möglichkeit der politischen Mitsprache? Nein. Gibt es in dem Kuratorium eine mögliche Mitsprache der MitarbeiterInnen des Magistrats? Nein, außer der führenden und leitenden Angestellten. Gibt es in diesem Kuratorium die Möglichkeit der Mitsprache der MitarbeiterInnen in den leistungserbringenden Organisationen? Nein. 

Die Mitsprache erfolgt - unter Ausschluss der Öffentlichkeit - durchwegs durch die höchsten Beamten der Wiener Stadtregierung und als Verein sollte man sehr aufpassen, sich unliebsam in diese Erstellung der Förderrichtlinien einzumischen. 

Denn in den Satzungen des Fonds “Soziales Wien“ steht auch ein zweiter, ganz wesentlicher Punkt: Das Anerkenntnis kann jederzeit, ohne Angabe von Gründen, widerrufen werden. Bislang haben die dienstleistungserbringenden Organisationen in den allermeisten Fällen zumindest Verträge. Es gibt auch vertragsfreie Bereiche, wie wir wissen, zwar nicht gewollt, sondern durch die Macht des Faktischen, insbesondere im Bereich der Fahrtendienste, der Behindertenhilfe, doch ansonsten gab es Verträge, die die rechtlichen Rahmenbedingungen absicherten. Jetzt gibt es ein Anerkenntnis, und wer die Sozialdemokratie kennt muss sagen, Gnade Gott dem Verein, der es sich traut, einmal gegen die Sozialdemokratie aufzumucken. Weg vom Fenster ohne die Möglichkeit einer Berufung, weg! 

Sie wissen, dass es innerhalb der unterschiedlichsten Vereine und Organisationen auch so etwas wie einen Wettbewerb gibt und wir wissen, es gibt Ihnen sehr nahe stehende Vereine und Organisationen, Ihnen noch näher stehende Vereine und Organisationen und welche, bei denen  Sie eigentlich überhaupt kein Interesse daran haben, sie fit zu machen für den freien Markt, weil es durchaus sein kann, dass diese die rote Allmacht tatsächlich einschränken würden. Das sind die Voraussetzungen für die Vereine und die Organisationen. 

Und womit haben Sie ihnen gedroht, dass sie sich tatsächlich darauf eingelassen haben auf den Fonds “Soziales Wien“? Sie selbst haben damit gedroht, das Bundesvergabegesetz käme zur Anwendung und das würde den Tod vieler dieser Vereine bedeuten, anstatt sich von vornherein zu überlegen - unter Einbindung der Opposition - wie wir gemeinsam ein demokratisches, transparentes, qualitativ hochstehendes System von sozialen Diensten ermöglichen können. 

Im Endeffekt besteht die Frage, was bleibt über. Was bleibt über in fünf Jahren, denn das System hat natürlich auch einen Haken. Damit man das Bundesvergabegesetz umgeht, wurden die Förderrichtlinien aufgestellt, damit man den Wettbewerb umgeht, wurde auf die Individualförderung abgestellt und damit man die Dienstleistungskonzession umgeht, bleibt selbstverständlich der Rechtsanspruch auf eine Leistung innerhalb der Gemeinde Wien auch rechtlich durch verschiedene Gesetze verankert. 

Weil eines ist klar: Was passiert auf individueller Ebene, wenn ein Mensch, der eigentlich Anspruch hätte auf die Betreuung, auf Unterstützung, nehmen wir an, im Bereich Menschen mit Behinderungen, der kein Interesse daran hat, mit dem Fonds Soziales Wien zusammenzuarbeiten? Ja, dieser Mensch erfüllt nicht die Förderrichtlinien des Fonds “Soziales Wien“, sehr wohl hat er oder sie jedoch einen Rechtsanspruch auf diese Förderleistung. Diesen Rechtsanspruch muss er, sie, versuchen, bei der Gemeinde Wien zu verwirklichen. 

Und es wird funktionieren. Es wird funktionieren im Bereich der Heimhilfe, es wird funktionieren im Bereich der Pflege. Und Sie wissen es genauso gut wie wir, dass die großen europäischen Dienstleister in diesen Bereichen vor der Tür stehen und nur darauf warten, dass sich ein Tor öffnet, um in diesen sehr umkämpften Dienstleistungsmarkt einzubrechen. (GR Heinz Christian Strache: Das bringt ja Qualität!) Es ist die Frage, ob Dienstleister, die insbesondere deshalb ihre Dienstleistungen billig anbieten können, wirklich Qualität bringen, wenn sie ihre Beschäftigen schlecht bezahlen, schlecht ausgebildete Beschäftigte haben. (GR Heinz Christian Strache: Gibt es keine Kollektivverträge?) In den wenigstens Bereichen. Und das ist die große Gefahr, wenn man sich diese Entwicklung auf diesem Markt ansieht, dass in Wirklichkeit Hilfskräfte, schlecht bezahlte Hilfskräfte, insbesondere im Bereich der Pflege, qualitativ hochwertige Arbeit erbringen müssen, für die sie zum Teil überhaupt nicht ausgebildet sind. Nur, die jetzige Konstellation des Fonds “Soziales Wien“ führt dazu, dass spätestens in fünf Jahren genau auf dieser Basis letztendlich dann die Abwicklung dieser Leistungen erfolgt. 

Ich will Ihnen auch illustrieren, weshalb dies der Fall sein wird. Wie gesagt, weder auf Organisationsebene noch auf individueller Ebene besteht beim Fonds “Soziales Wien“ ein Rechtsanspruch, sondern nur ein Förderanspruch. Jeder und jede die sich überlegt, ich möchte eine Leistung außerhalb des Fonds Soziales Wien in Anspruch nehmen, zum Beispiel im Bereich der Pflege, hat den Rechtsanspruch darauf und wird ihn auch bei der Gemeinde Wien durchkämpfen, was dazu führen wird, dass anstatt dass alles günstiger wird, so wie Sie es ja prinzipiell planen, in Wirklichkeit die Stadt Wien schon in zwei Jahren Doppelstrukturen und Doppelgleisigkeiten haben wird, um überhaupt mit diesen Ansuchen der betroffenen Personen umgehen zu können. 

Und warum wird es dazu kommen? Weil die großen europäischen Dienstleister in diesem Bereich auch nicht auf den Kopf gefallen sind. Sie werden sich die Lücken im System ansehen, sie werden bei den einzelnen zu betreuenden Menschen mit Dumpingangeboten hineinfahren und werden sagen, kämpfe deinen Rechtsanspruch bei der Gemeinde Wien durch, wir unterstützen dich in dem Kampf um den Rechtsanspruch. Damit wird aber der Fonds “Soziales Wien“ in seiner Konstruktion - die auf den ersten Blick recht lieblich wirkt, die aber das Vergabegesetz nicht zum Tragen kommen lässt, die verhindert, dass Wettbewerbsrichtlinien zum Tragen kommen, dass die Dienstleistungskonzession nicht zum Tragen kommen wird - langsam aber sicher zerbröseln. 

Sie treiben mit der Konstruktion des Fonds “Soziales Wien“ den Teufel mit dem Beelzebub aus. Sie versuchen, fünf Jahre herauszuschinden in einem geschützten Bereich für die Ihnen liebsamen Vereine. Diese sollen überleben und fit gemacht werden für den freien Markt und leiten damit gleichzeitig unumkehrbar die Marktunterwerfung der Sozialen Dienste ein. 

Die Absurdität der Sozialdemokratie, dafür verantwortlich zu sein, als Totengräber des dritten Sektors zu agieren, ist in unseren Augen nicht mehr zu überbieten. Sich tagtäglich hinzustellen, und wenn man sich die Reden des Herrn Bürgermeisters und auch anderer Vertreter der Sozialdemokratie in den letzten Wochen und Monaten anhört, so wird die Kritik am Neoliberalismus immer schärfer. Und dann Mittel und Wege des Neoliberalismus zu nehmen und zu glauben, ihn dadurch aufhalten zu können, aber damit endgültig als Totengräber des dritten Sektors in die Geschichte einzugehen, das ist tatsächlich eine absurde Strategie, eine unpolitische Strategie und eine kurzsichtige Strategie.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich ersuche Sie daher, dass Sie heute nicht der geplanten Änderung der Geschäftseinteilung, insbesondere der Zuweisung in einen Fonds “Soziales Wien“ zustimmen, sondern dass Sie ganz im Gegenteil gemeinsam dafür Sorge tragen, dass zunächst einmal in diesen Bereichen Qualitätskriterien diskutiert werden, Transparenz geschaffen wird, eine demokratische Möglichkeit der Mitgestaltung und Mitsprache geschaffen wird, und dass wir uns gemeinsam überlegen, wie wir es in Hinkunft verhindern können, dass die sozialen Dienste langfristig auf der Strecke bleiben. 

Denn damit bleiben nicht nur die MitarbeiterInnen des Magistrats, die jetzt ausgegliedert werden und in fünf Jahren ebenfalls dem freien Markt unterworfen sind, dabei bleiben nicht nur die Vereine und die MitarbeiterInnen der Vereine auf der Strecke, sondern hauptbetroffen von dieser Umgestaltung sind diejenigen Menschen, die unserer Unterstützung bedürfen, die der Betreuung auf Grund ihrer Lebenssituation bedürfen. 

Das sind diejenigen Menschen, die Sie schon jetzt dazu verurteilen, in spätestens fünf, sechs Jahren nicht auf qualitativ hochwertige Leistungsangeboten greifen zu können, sondern auf Leistungsangebote niedrigen Standards zurückgreifen zu müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, überlegen Sie es sich noch einmal. Stimmen Sie mit uns gegen die geplante Ausgliederung in den Fonds “Soziales Wien“ und überlegen wir uns gemeinsam, wie es möglich ist, langfristig sicherzustellen, dass in Wien all jene Menschen, die Unterstützung benötigen, diese auch qualitativ hochwertig und sozial verträglich zur Verfügung gestellt bekommen. Ich danke sehr! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wieder einmal, leider Gottes muss ich es sagen, debattieren wir heute, und das hat ja schon mein Vorredner sehr ausführlich und auch sehr eindrucksvoll getan, einen der wesentlichsten Bereiche dieser Stadt, die Sozialpolitik. 

Die Sozialistische Fraktion ist an dieser Sozialpolitik offensichtlich nicht interessiert. (Beifall bei der ÖVP und GRin Dr Sigrid Pilz.) Ich freue mich, dass Sie, Frau StRin Dr Pittermann, hier sind und die Vorsitzende vom Gesundheitsausschuss, aber ansonsten herrscht gähnende Leere. (GR Mag Harald STEFAN zur SP-Fraktion zeigend: Einer ist da von der SPÖ!) Meine Damen und Herren, schauen wir ein bisschen zurück. Warum kommt es denn zu dieser geplanten Neuordnung. 

Anlass waren zwei Berichte. Erstens der des Kontrollamts und zweitens die Artur-Andersen-Consulting-Studie. Das Ergebnis ist, es gibt eine hohe Leistungsdichte bei betrieblich und betriebswirtschaftlich katastrophalem Zustand. Das war das Ergebnis. Beide Berichte stellen den politisch Verantwortlichen in dieser Stadt, und das ist die Wiener Stadtregierung, ein vernichtendes Urteil aus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn man das jetzt sozusagen im Lichte der letzten Monate sieht - was passiert ist im Geriatriezentrum Lainz -, so muss man sich schon die Frage stellen, ob der Slogan “Denn der Mensch zählt“ wirklich ernst gemeint ist. 

Dann kam der Auftrag des Herrn Bürgermeister “Alles muss anders werden“. Und die Frau Vizebürgermeisterin Laska hat vor acht Monaten hier an dieser Stelle erklärt, hier wird ausgegliedert und mit 1.1. gibt es den Fonds “Soziales Wien“ mit all den Begleiterscheinungen, die dazugehören. In der Zwischenzeit hat die Opposition immer wieder angefragt. Bitte, wir haben eine Sondersitzung gehabt, es wurden zehn Anträge gestellt, es wurden fünf Anfragen gerichtet, eine davon war eine Dringliche Anfrage, erklärt wurde uns nichts. Im Geheimen wurde geplant, geplant, und das seit acht Monaten. Und das ist Demokratie auf sozialistisch. (Beifall bei der ÖVP.) 

Am 12.12., also genau vor einer Woche, wurden wir erstmals informiert. Das war eine sehr interessante und auch sehr offene Diskussion, aber das Ergebnis heißt: Nix ist fix, alles ist möglich. Und es ist auch nicht uninteressant, meine Damen und Herren, dass es sich hier immerhin um ein Budget von 3 Milliarden EUR handelt, also um ein Drittel des Gesamtbudgets der Stadt Wien. Und heute sollen wir eine Geschäftseinteilung beschließen, mit welcher teilweise die MA 12 und die MA 47 zusammengelegt wird, aber derzeit - und daher stelle ich die Frage, warum muss man das heute beschließen - ändert sich überhaupt nichts, außer dass 12 und 47 15A heißt, und mit 1.7. sollen die Strukturen dann geschaffen sein. 

Welche Strukturen? Hier ist noch sehr, sehr Vieles unbekannt. Es wurde acht Monate geplant, man weiß, es muss geändert werden, aber man weiß vor allem in den wichtigen Bereichen, gerade eben des Vergabewesens - das ist ja das Wichtige dabei -, weiß man noch immer nicht, welche Lösung tatsächlich kommt. 

Der Herr Kollege der grünen Fraktion war ja sehr optimistisch, aber das ist ja alles überhaupt noch nicht geregelt. Man wartet ja noch auf ein Gutachten. Vielleicht gibt es das Gutachten, wir haben aber bisher noch nichts davon gehört. Also, vorigen Freitag hat der Geschäftsführer sehr offen gesagt, dass das alles noch nicht geregelt sei, aber heute sollen wir es beschließen! Ich kann das nur als Kuddelmuddel-Planung bezeichnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und, meine Damen und Herren, es geht ja nur um 3 Milliarden EUR. Nix ist fix, aber eines ist klar, und das war von Anfang an offenbar klar: Die Opposition muss natürlich aus jeglicher Kontrolle herausgehalten werden. Der Bürger darf keinen Rechtsanspruch haben und der Bürger und auch die Organisationen sollen zu Bittstellern degradiert werden. Alles läuft am Gemeinderat vorbei, das ist fix. Ich hoffe, es ist nicht fix, aber Sie haben es so vorgesehen einmal, ja. Daher haben Sie beim Fonds “Soziales Wien“ die Rechtsform so gewählt, dass die Rechte hinsichtlich der Budgethoheit dieses Hauses maximal beschränkt sind: Kein Genehmigungsrecht dieses Hauses, weil Wirtschaftsplan oder Jahresabschluss, Budgethoheit beim Kuratorium. 

Und hier, nachdem der Kollege Margulies das so ausführlich gesagt hat, brauche ich es nicht wiederholen. Gerade, wenn es um das Kuratorium geht, da ist die Opposition ausgeschlossen, nicht dabei. Ich würde meinen, das ist Kuddelmuddel-Kontrolle. (Beifall bei der ÖVP.) Und es geht ja nur um 3 Milliarden EUR, wozu braucht man da eigentlich eine Kontrolle.

Meine Damen und Herren, es ist erschütternd, welchen Stellenwert demokratiepolitische Fragen, Fragen der Kontrolle, für Sie von der Mehrheitsfraktion haben. Und ich wundere mich deshalb schon über Sie von der Mehrheitsfraktion: Haben Sie nicht schon genug? 

Es ist die Sache mit Lainz passiert. Das ist natürlich etwas, was auch Ihnen auf den Kopf gefallen ist: Zu wenig durchgeführte Kontrollen. Nun wird eine neue Spielwiese für unkontrollierte Zustände geschaffen. Klingeln da nicht bei Ihnen alle Alarmglocken? Offensichtlich nicht. Lainz ist Ihnen auf den Kopf gefallen und ich garantiere, wenn Sie nicht noch, jetzt ist ja noch Zeit, Veränderungen vornehmen, dann wird Ihnen auch der “Soziale Fonds“ auf den Kopf fallen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn die Aufgaben des “Sozialen Fonds“, meine Damen und Herren, wären ja ganz, ganz wesentliche und wichtige planerische, konzeptive, strategische Maßnahmen. Behindertenhilfe, Arbeit und Beschäftigung, Wohnungslosenhilfe, Maßnahmen für Senioren, Flüchtlingshilfe, Seniorenwohnheime, ausgewählte Bereiche aus dem Vollzug der Sozialhilfe, stationäre und ambulante Pflege, sowie Sozialdienste für Pflegebedürftige. 

Meine Damen und Herren, fast alle Lebensbereiche der Menschen dieser Stadt werden davon betroffen sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und nun ist eine Umstellung angedacht - angedacht, es ist ja noch nicht eine Umstellung - auch von Leistungsfinanzierung auf Individualförderung. Und was heißt das praktisch: Weg von der Vergabewelt hin zur Förderwelt. Das hat weitreichende Auswirkungen auf die Kunden und natürlich auch weitreichende Auswirkungen auf die Organisationen. Und warum will man diesen Weg gehen? Sie wissen, es gibt seit 1.7.2003 das Bundesvergabegesetz und bei einem bestimmten Volumen unterliegen die abgeschlossenen Verträge der Sozialleistungen, der Sozialeinrichtungen, natürlich den Vergaberichtlinien. Und tatsächlich wäre es so, dass auch jetzt bereits diese Vergaberichtlinien gelten, sie werden nur derzeit nicht eingehalten. 

Selbstverständlich, bei einer Umstrukturierung, bei einer Ausgliederung müsste man sich dann an die EU-Richtlinien halten, und daher soll ein ausschreibungsfreier Weg eingeschlagen werden. Also, nach Demokratiekuddelmuddel, nach Planungskuddelmuddel kommt jetzt das Vergabekuddelmuddel. 

Überlegt wird eben, dass der Fonds “Soziales Wien“ Einrichtungen als Dienstleister anerkennt. Und welche Dienstleister anerkannt werden, entscheidet der Fonds, entscheidet das Kuratorium nach noch immer nicht offen gelegten Kriterien. Die Kriterien gibt es nämlich auch noch gar nicht. 

Qualitätskontrolle, Preiskontrolle, Wettbewerb unter den Anbietern, das ist alles dann sehr schwierig. Aber was mich so betroffen macht: Natürlich bleiben dabei die Bürger auf der Strecke. Und es sind vor allem Menschen, die alt, gebrechlich, sozial und bildungsmäßig schwach sind. 

Diesen Markt werden viele Menschen nicht durchschauen können, und an wen wenden Sie sich denn dann bei Beschwerden!?

Ich habe ja die Frage jetzt schon x-mal gestellt: Wird die Volksanwaltschaft weiter prüfen können? Offenbar weiß es niemand. Es kommt immer nur die Antwort: Ja, wenn es möglich ist. Natürlich wollen wir das. Ich meine, nach der derzeitigen Vorstellung wird es nicht möglich sein. Was bleibt dann? Der Zivilrechtsweg? Na, das schaue ich mir an, wie die neunzigjährige gebrechliche alte Frau den Zivilrechtsweg beschreiten wird. 

Das alles sind Fragen, die offen sind, und ich muss Ihnen sagen, das macht mich wirklich sehr, sehr betroffen.

Bei diesem Gespräch am 12.12. – bei diesem, wie ich nochmals sagen möchte, offenen Gespräch – hat man aber die Hilflosigkeit des Teams des Fonds Soziales Wien schon sehr klar gemerkt. Es gibt keine Förderrichtlinien mit nachvollziehbaren Spielregeln, aber man will weg von der Vergabewelt zur Förderwelt, um nicht die Vergaberichtlinien einhalten zu müssen. Man kann sich sogar vorstellen – auch das wurde gesagt – in einigen Jahren das System wieder zu ändern, wenn die Organisationen europafit geworden sind.

Na gut geplant, ist halt gut geplant. Kann es sich Wien überhaupt leisten, eine Wettbewerbsklage einzuheimsen? Denn wer sagt denn, dass nicht ein europaweit tätiges Unternehmen als Dienstleister anbietet und mit Dumpingpreisen versucht, den Markt zu erobern?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Alle Oppositionsparteien haben im Frühjahr Kritik angebracht, und es tut mir eigentlich Leid, dass diese Kritik eingetroffen ist. Es hat sich als richtig erwiesen: Hier ist Hilflosigkeit, Konzeptlosigkeit, mangelnde Professionalität an der Tagesordnung, und das geht zu Lasten der sozial Schwachen in Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Was passiert mit einem Unternehmen, in dem umstrukturiert wird? Das kommt in der heutigen Zeit eigentlich sehr häufig vor, das ist ja an der Tagesordnung. In jedem gut geführten Unternehmen werden zuerst mögliche Veränderungen effizient geplant, diskutiert, geprüft und dann realisiert. In Wien ist alles anders. Hier wird die Änderung der Geschäftseinteilung beschlossen, nichts ist fix, außer dass ausgegliedert werden muss, und dann wird man schon weiter sehen.

Die Wiener Volkspartei stimmt diesem Tagesordnungspunkt selbstverständlich nicht zu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Wiener Volkspartei verlangt, dass die politischen Parteien ihrer Stärke gemäß im Kuratorium vertreten sind. Ich darf Ihnen gemeinsam mit Kollegin Ingrid Lakatha einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag überreichen wie folgt: 

Beschlussantrag:

"Es möge eine Änderung der Fondssatzung des Fonds Soziales Wien in die Wege geleitet werden, welche die Vertretung aller Fraktionen der im Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien im Kuratorium des Fonds Soziales Wien vorsieht und welche die Pflicht zur Vorlage eines jährlichen Tätigkeitsberichtes an den Wiener Gemeinderat und zusätzlich die Vorlage von Quartalsberichten an die Kuratoriums- und Beiratsmitglieder normiert."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das, was bisher vorliegt, ist unseriöse Politik, und ich bin sehr überrascht, dass Herr Bgm Häupl – aber vielleicht weiß er es nicht, denn er ist ja nie da – diesen Dilettantismus zulässt. Aber als realistische Optimistin hoffe ich noch auf Veränderungen. Vor allem im demokratiepolitischen Bereich wären sie durchaus möglich, und ich hoffe da noch auf Ihre Einsicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Barnet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Jene Stadträte oder Stadträtinnen, die anwesend sind! – Die Frau Vizebürgermeisterin sehe ich wie immer da hinten rechts in der Ecke. Jetzt kriege ich wieder das berühmte steife Gnack. Meine Frau fragt mich am Abend wieder, warum, aber Sie gelten mir schon zum zweiten Mal als Ausrede.

Man könnte über dieses Thema ruhig diskutieren, aber Hans Weigl folgend kann man es nicht. Man kann nicht ruhig darüber reden. Selbst wenn die Sozialdemokratie das heute versucht, indem sie mehrheitlich durch Abwesenheit glänzt. Ich meine nicht, dass mir persönlich die meisten von euch abgehen – das muss ich schon sagen, die meisten von der Sozialdemokratie gehen mir nicht ab –, aber so wenige im Saal zu haben beim so genannten zentralen Thema, das zeigt eigentlich, worum es euch geht: Ihr wollt die Diskussion abstinken lassen, ihr wollt, dass das alles vorbei ist. In der Früh war es ohnehin schon im Radio. Die SPÖ ist dafür, damit ist es beschlossen. Die anderen drei sind dagegen, die sollen ruhig Kopf stehen. Uns ist das egal, wir sagen nichts dazu, wir schicken den Einsersturm, der wird heute gewaltig einheizen, und ansonsten lassen wir das Thema abstinken. 

Liebe Freunde der Sozialdemokratie! So wird es nicht gehen. Ihr werdet vielleicht diese Diskussion überleben, sie wird euch nicht besonders niedermachen, aber die Menschen in dieser Stadt werden schon einmal darüber nachdenken, wie das ist und wo euer Stellenwert in diesem Zusammenhang ist.

Man könnte es natürlich so sehen wie heute in der Früh Radio Wien – die SPÖ ist dafür, die anderen sind dagegen, damit ist alles klar – und damit zur Tagesordnung übergehen und sich nach zwei Minuten hinsetzen und sagen, jetzt warte ich, was noch kommt und die restlichen 38 Minuten spare ich mir auf. Dieses undemokratische Vorgehen habe ich mir überlegt, aber ich erspare es mir, ich werde Sie trotzdem mit dem konfrontieren, was man Ihnen in diesem Zusammenhang einfach sagen muss.

Einer dieser Punkte ist: Es geht nicht nur um die Geschäftseinteilung – die dafür zuständige Stadträtin ist auch nicht da, die entzieht sich, vielleicht weiß sie auch gar nicht, was genau in der Geschäftseinteilung steht –, sondern es geht um das demokratische Gewissen der SPÖ, und das wird heute zu Grabe getragen. Das kann man so sagen. Es ist nicht nur ein Vorgang, der hinsichtlich Rechtskultur und Demokratieverständnis der SPÖ eindeutig Zeugnis davon ablegt, wo sie steht, nämlich außerhalb von Rechtskultur und außerhalb von Demokratie, nein, die SPÖ trägt heute auch noch ihr soziales Gewissen zu Grabe. 

Sie können das machen, aber Sie werden dafür unsere Zustimmung nicht finden, denn Ihre Vorgangsweise ist in jeder Hinsicht verfassungsrechtlich fragwürdig, höchstwahrscheinlich rechtswidrig – wir werden uns das anhand eines entsprechenden Gutachtens noch anzusehen haben –, aber es ist vor allem politisch absolut inakzeptabel. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Jetzt können Sie noch so gelangweilt in Ihre Laptops, Palm Pilots, Zeitungen oder was auch immer blicken, Sie haben jeden Anspruch auf Demut, den Sie nach der Wahl 2001 erhoben haben, verloren. Sie haben jeden Anspruch darauf verloren, dass man mit Ihnen im demokratischen Zusammenhang ordentlich diskutiert. Sie entziehen sich, Sie glauben, Sie halten das aus, und Sie verhöhnen dieses Haus. Sie verhöhnen dieses Haus durch Ihr Verhalten und durch Ihre Vorgangsweise. Ich werde das noch öfter sagen, Sie werden sich das nicht ersparen können.

Lassen Sie mich dazu einige Beispiele bringen, damit wir die Sache trotzdem sachlich dingfest machen können, aber sehen wir uns auch die Akteure an; sehen wir uns die Akteure dieser nahezu burgtheaterreifen Inszenierung im Ablauf Fonds Soziales Wien an.

Worum geht es? Es geht um viel Geld – die Kollegin Korosec hat 3 Milliarden EUR gesagt, manche sagen, es sind nur 500 Millionen EUR –, niemand weiß es genau, denn ein entsprechender Bericht liegt nicht vor. Es gibt keinen Bericht, wir wissen gar nicht, um wie viel Geld es geht. Wir wissen nur eines: Der Gemeinderat wird dieses Geld jährlich zur Verfügung stellen und dann bei einem uns unbekannten Empfänger – wir wissen zwar, er heißt Fonds Soziales Wien, aber wir wissen nicht genau, was er damit machen wird – abliefern. 

Es geht um die Aufgabe von Kontrollrechten des Gemeinderates, insbesondere der Opposition, und es geht um die – um es mit einigen kurzen Worten zu sagen – Ausschaltung demokratischer Grundprinzipien. Es geht um ein Grundprinzip, das üblicherweise in der Sozialdemokratie hohen Stellenwert haben müsste, aber wenn es um Sie selber geht, dann verneinen Sie es nicht, dann negieren Sie es, dann sind Sie nicht einmal anwesend.

Es geht um – man muss das sagen – 50 000 Bescheide, 50 000 Bescheide, die in Zukunft nur von einer einzigen Abteilung ausgestellt werden, von einer Abteilung, die es bis dato – wir werden uns heute noch damit beschäftigen – nicht einmal geschafft hat, die drei letzten Bescheide für die Genehmigung des AKH auszustellen. Also ich bin schon gespannt, wie die in Zukunft jedes Jahr 50 000 Bescheide ausstellen werden, aber drei, die schon über zehn Jahre alt sein könnten beim AKH, haben sie noch nicht ausgestellt. Zu dieser Abteilung, meine Damen und Herren, kann man subjektiv nicht sehr viel Vertrauen haben. Das muss man sich schon genauer anschauen. 

Es geht auch um 17 geschäftseinteilungsmäßige Angelegenheiten, die wir mit dem heutigen Beschluss von uns weggeben, und zwar in die Vollziehung des Fonds Soziales Wien ab dem 1. Juli des Jahres 2004. 

Und jetzt frage ich mich: Geht das überhaupt? Ist das verfassungsrechtlich zulässig? Können wir Aufgaben delegieren? Ja, wir können Aufgaben delegieren. Aber können wir das im Rahmen unserer Geschäftseinteilung? Können wir sagen, wir treten ein uns zustehendes verfassungsmäßiges Recht an ein Organ ab – Fonds Soziales Wien –, das es in der Verfassung dieser Stadt gar nicht gibt? Das kann ja gar nicht sein. Wir könnten einzelne Aufgaben abgeben, wir könnten sagen, bitte erledigt das und das für uns – so war es bei der Gründung des Fonds Soziales Wien –, aber in unserer eigenen Geschäftseinteilung mit Präambel zu sagen, wir geben 17 geschäftseinteilungsmäßige Zuständigkeiten ab, ohne verfassungsrechtliche Grundlage, das kann man selbst mir als quasi kleinem Hausjuristen nicht erklären, dass das verfassungsrechtlich funktioniert. Das ist ein Topfen, ein Humbug, da helfen keine Verweise auf Walter/Mayer oder sonst irgendetwas – ich werde Ihnen das dann im Detail noch widerlegen –, das ist einfach hanebüchen. Sie treten geschäftseinteilungsmäßige Kompetenzen an ein Organ ab, das es in unserer Verfassung gar nicht gibt. Also da braucht man über Rechtsordnung oder Demokratie eigentlich gar nicht mehr weiter zu diskutieren, da ist alles klar. (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist aber nicht so, dass das nur Kritik sein soll, denn es hätte auch andere Möglichkeiten gegeben. Es hätte die Möglichkeit gegeben, zu sagen: Wir beschließen einmal die Zusammenlegungen der Magistratsabteilungen 12 und 47 zu 15A, und dann schauen wir weiter. Dann schauen wir uns den Prozess einmal genau an, denn dieser Prozess ist ja – wie es die Vorredner schon gesagt haben – nicht definiert, da gibt es irgendwelche Kasterln – wir werden uns mit einer dieser Charts noch beschäftigen, die ist besonders lustig –, aber es kann keiner heute den Prozess erklären; der Geschäftsführer Hacker nicht, der Mag Spacek nicht. Die können das alle nicht erklären. Von den Stadträtinnen und Stadträten, VizebürgermeisterInnen und wem auch immer, schweige ich. Von denen habe ich eh nicht erwartet, dass sie mir das erklären können. Ich habe die Hoffnung schon aufgegeben. Aber wenigstens die von ihnen delegierten Experten hätten es uns erklären können, aber auch die können es bis heute nicht erklären. 

Das Einzige, was Sie wollen, ist, dass wir zustimmen, und zu so etwas können wir nicht zustimmen. 

Es geht bei dieser Aufgabendelegation natürlich auch um die Flucht aus der Verantwortung. Es geht um einen Bereich, der für Sie von der Sozialdemokratie nicht mehr finanzierbar ist, für den Sie nicht mehr länger den Kopf hinhalten wollen, aber über den Sie natürlich weiter Einfluss und Macht ausüben wollen. Sie sagen: Wir sind nicht mehr verantwortlich, das ist der Fonds Soziales Wien. Wir bestimmen zwar, was im Fonds Soziales Wien passiert, aber wenn ihr uns fragt, wissen wir von nichts. Unser Name ist Hase. Und Sie setzen dazu jemanden ein ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist reine Polemik!) Geh, Kurti Stürzenbecher, danke für den ersten Zwischenruf, ich habe schon geglaubt, du bist eingeschlafen. Aber danke herzlich, ich begrüße dich, ich gratuliere dir, ich hoffe, du hast schon gut zu Mittag gegessen und kannst jetzt weiter meinen Ausführungen folgen. 

Die Sozialdemokratie setzt die Charmereserve ein, den Geschäftsführer Hacker. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das ist auch klar. Der jetzigen Stadtregierung müsste man bei alternativen Filmfestspielen die Goldene Banane oder irgend so ein besonderes Ding verleihen für die Fähigkeiten, die sie bisher im Zusammenhang mit dem Fonds Soziales Wien präsentiert hat. Und weil Sie es eben nicht können, kommt die Charmereserve Hacker, ein Mann, zwar nicht so schön wie Karl-Heinz Grasser – aber Schönheit ist zum Glück keine politische Kategorie; ich brauche mich nur selber in den Spiegel zu schauen –, nein, aber einer, bei dem die Oma schmelzen und sagen wird: Na dem vertraue ich. Die Medienmitarbeiter glucksen nahezu frohlockend vor Weihnachten, weil er mit seinen geschliffenen Ausführungen uns allen erklärt, dass er eigentlich noch immer nicht weiß, was genau passiert, aber er sagt es sehr schön. Und wenn man etwas schön sagt, dann zählt es ja schon. 

Worum geht es auch noch? Es geht um einen Bürgermeister, der zwar formell zuständig ist, denn Angelegenheiten der Geschäftseinteilung ressortieren zu ihm, der aber nie da ist, wenn es um die Diskussionen geht. Der ist nie da, der ist auf Tauchstation oder sonst irgendwo, wo es Flüssigkeiten gibt. Ich weiß es nicht. Jedenfalls: Er ist nie da. Immer, wenn es um den Fonds Soziales Wien geht, wenn es um die Geschäftseinteilung geht, ist er nicht da. Das sind lauter Sachen, für die er zuständig ist. Für die Geschäftseinteilung – nachschauen in der Wiener Stadtverfassung, Angelegenheiten des Bürgermeisters; Kollege Driemer, Sie lesen schon, ich sehe das – ist der Bürgermeister zuständig. Nur, wann ist er nicht da? Wenn es darum geht, dann ist er nicht da. 

Worum geht es noch? Es geht um eine Vizebürgermeisterin, die zahlreiche geschäftseinteilungsmäßige Kompetenzen abgibt und neue dazubekommt. Vielleicht. Die einzige geschäftseinteilungsmäßige Kompetenz – das fehlt, man sollte das wirklich hineinschreiben in den Akt – heißt: Ich bin so glücklich! Was darf ich heute wieder eröffnen? Das ist nämlich das Einzige, was Ihnen am Schluss übrigbleibt. Sie haben ja nichts mehr zu arbeiten. Sie haben einen Bereichsleiter, der macht alles, das ungeliebte Sozialwesen haben Sie an eine andere Stadträtin abgegeben, und bei Ihnen bleibt das Bandldurchschneiden. Hallo, da bin ich! Trinken wir ein bisschen etwas. Nur die geschäftseinteilungsmäßige Kompetenz gibt es nicht. Das werden wir einmal festhalten: Die gibt es noch nicht, auch wenn Sie nichts anderes mehr tun werden. 

Es geht bei diesem Vorgang auch um einen anderen Vizebürgermeister. Der ist ganz glücklich, denn der braucht nicht mehr so viel Geld dafür auszugeben, von dem er ohnehin nicht gewusst hätte, woher er es nimmt. Der hat schon seinen Gesundheitsbereich, in dem alles darniederliegt, an jemand anderen abgetreten, an eine Stadträtin, die so ein naives Politikverständnis hat, dass sie glaubt, sie kann in dieser Stadt gegen den Willen ihrer eigenen Fraktion etwas reformieren. Das ist natürlich unmöglich. Die gesundheitspolitische Vision der StRin Pittermann – nichts Rauchen, nichts Trinken; morgen wieder bei "Wir", und außerdem reformiere ich den Gesundheitsbereich –, die ist schön, aber das geht halt nicht, weil ihre eigene Fraktion das nicht zulässt. Sie hat einen Bürgermeister, der sich herausnimmt, Spitäler zu öffnen oder zu schließen, wobei er nach der Frage vorgeht: Ist einer der Primarärzte dort mein Freund oder mein Spezi? und nicht fragt: Ist das gesundheitspolitisch richtig oder falsch? Denn immer, wenn sie das tut, dann bremst er sie ein. 

Man hat im Zusammenhang mit dieser Diskussion geglaubt, dass sie vielleicht eh aufgeben wird. Vielleicht gibt die Pittermann nach und ist weg – angepatzt ist sie ja schon genug, man wird sicher noch fragen müssen, von wem –, und dann übernimmt irgendwer anderer den Gesundheits- und den Sozialbereich, denn die wesentlichen Agenden liegen ja dann sowieso nicht mehr beim Stadtrat, der braucht ja nichts mehr zu tun, die Agenden liegen beim Geschäftsführer Hacker. Und so titelt ja auch der "Kurier": "Mehr Macht als ein Stadtrat". – Und genau darum geht es: Der Fonds Soziales Wien wird uns alle in unseren Rechten beschränken. 

Und es geht auch um ein Geschäftsstück, das, wenn man es genauer liest, vor Fehlern und Mängeln nur so strotzt, das uns politisch verhöhnt und das verfassungsrechtlich mehr als fragwürdig ist. 

Lassen Sie mich bei den Fehlern beginnen: Wer sich die Mühe gemacht hat, das Geschäftsstück genau durchzulesen – und das haben Sie ja alle, davon gehe ich aus, sonst könnten Sie ja nicht zustimmen –, der weiß, dass man dazu, wie der Verfassungsgerichtshof sagen würde, drei Sachen braucht: akribischen Fleiß, archivarische Fähigkeiten und die Lust zur Lösung von Denksportaufgaben. Das sind die drei Kriterien, mit denen man dieses Geschäftsstück lesen muss. Denn um es zu lesen, braucht man zuerst einmal drei zuvor verlautbarte Amtsblätter. Die muss man dann alle im Detail aufschlagen und nachschauen, wohin denn jetzt welche Kompetenz wandert. 

Wenn man sich dabei wenigstens auf die Autoren des Geschäftsstückes verlassen könnte, dann wäre das ja schön, aber man kann sich ja nicht einmal auf die Autoren des Geschäftsstückes verlassen, denn – ich habe mir die Mühe gemacht, ich habe mir das angeschaut – die zitieren reihenweise falsch. Die zitieren bei dem Geschäftsstück falsch. Beispiel: Seite 16, Punkt 41, Seite 23, linke Spalte. Da muss man schon einmal das richtige andere Amtsblatt haben, damit man das überhaupt lesen kann. Dann steht: "Die Bezeichnung der MA 15 lautet ab 1. Juli wie folgt:" Blablabla. Dann schaue ich im ursprünglichen Geschäftsstück nach und sehe, das stimmt gar nicht. Da steht das gar nicht auf der Seite 23, sondern auf der Seite 25. 

Jetzt könnte man sagen, der Herr Barnet soll halt zwei Seiten weiterblättern. Das ist ja wurscht. Aber das ist eine Verordnung. Verordnungen sind schon aufgehoben worden, weil man falsch zitiert hat. Also ich wäre da ein bisschen vorsichtiger. 

Dass Sie uns politisch verhöhnen, das nehme ich ja gerade noch in Kauf – ich könnte dazu noch ein paar andere Beispiele vorlesen –, also politische Verhöhnung nehme ich gerade noch in Kauf, aber dann noch die Frechheit zu haben, das formell falsch zu zitieren, das ist wirklich arg. Das hätte ich mir von der Sozialdemokratie nicht erwartet, dass sie uns nicht nur verhöhnt, sondern dass sie auch noch unsauber arbeitet. Und so zieht sich das die ganze Zeit durch den Fonds Soziales Wien.

Eine Anregung gebe ich: Vielleicht wäre es gescheit, wenn man die Geschäftseinteilung nach dieser generellen Änderung wiederverlautbaren würde. Die ist wirklich schon unlesbar geworden. Kollege Schuster, du nickst so leicht, du wirst sie sicher besser kennen als ich. Denkt einmal darüber nach. Wenn ihr sie vielleicht wiederverlautbart, dann könntet ihr zumindest diesen Fehler sanieren, auch wenn er jetzt nicht mehr sanierbar ist.

Betrachten wir aber auch den politischen Werdegang dieses Geschäftsstückes. Sie erinnern sich: Rust, Februar 2003: die Ankündigung der Zusammenlegung; am 28. März: die Mitteilung der Frau Vizebürgermeister. Viel gesprochen, wenig gesagt. Sie sind mir nicht böse, wenn ich das so sage, aber da kommt nichts. Und dann – es ist schon gesagt worden –: keine Darstellungen, keine Präsentationen. Bei jeder Nachfrage im Ausschuss hieß es: Wartet nur, das kommt schon, wir werden schon mit euch diskutieren. 

Dann kommt die erste Präsentation – und das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen –, und zwar kommt sie eine Viertelstunde, nachdem im entsprechenden Ausschuss das Geschäftsstück betreffend Geschäftseinteilung schon beschlossen worden ist. Eine Viertelstunde, nachdem der Beschluss gefasst wurde, wird die Präsentation durchgeführt, was das eigentlich bedeutet. Zeit dafür waren aber zehn Monate, zehn Monate, in denen die Sozialdemokratie vielleicht gewusst hat, was sie tut – ich bestreite es, ich glaube, ihr wisst selber nicht, was ihr macht –, jedenfalls zehn Monate, in denen man die Opposition mit Versprechungen hingehalten hat. 

Kollege Margulies, ich bin leider noch so, ich glaube manchmal noch, was die sagen. Ich glaube manchmal an das, was die Sozialdemokratie sagt. Ich denke mir nicht, dass sie die ganze Zeit lügen, vielleicht bin ich da ein bisschen naiv. Aber in diesem Fall ist es einfach nicht die Wahrheit. Zehn Monate hinhalten, nichts gesagt, viel getan – an diesem Gemeinderat vorbei. 

Wir hatten noch die Beispiele, wir erinnern uns: Gelten die Gesetze im Fonds Soziales Wien? Natürlich, hat man im Ausschuss gesagt, natürlich gelten die Gesetze! Na einen Schmarren gelten die Gesetze. Das Ausschreibungsgesetz gilt nicht, sofern es eines gibt. Das Gleichbehandlungsgesetz gilt nicht. Was ist die Antwort der Sozialdemokratie? Wenn das Gleichbehandlungsgesetz nicht gilt, machen wir halt etwas Ähnliches, wir machen eine Betriesvereinbarung. Nur, leider, fehlt uns der Betriebsrat. Ja, warum ist der nicht gegründet? Der Fonds Soziales Wien hat bis heute 27 Mitarbeiter gehabt oder noch mehr. Ich habe mir gedacht, da kann man schon einen Betriebsrat gründen, aber vielleicht gründet man in einem sozialdemokratischen Verein mit 20 Leuten keinen Betriebsrat, in einem anderen gründet man mit 20 Leuten schon einen Betriebsrat. Aber so ist das halt in der Sozialdemokratie.

Gegründet ist der Fonds auch mit geringer Dotation. Vermutlich 137 Millionen ATS. Weiß irgendjemand, wie es um dieses Geld steht? Gibt es einen Geschäftsbericht, in dem wir das nachlesen konnten? Nein, es hat noch nie einen Geschäftsbericht an den Gemeinderat geben, wo man nachlesen könnte, wie es um die Finanzen geht. Es hat keine Präsentation gegeben. Wir wissen nur, wir sollen jährlich dotieren, wir sollen weitermachen. (Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Ja, damals war er nur für Suchtprävention und Koordination der Suchtkrankenhilfe. Genauso hat es begonnen, mit einer kleinen Aufgabe, und jetzt sind 43 Angelegenheiten der Geschäftseinteilung verfassungsmäßig sehr fragwürdig delegiert an ein Organ, das es in der Wiener Stadtverfassung nicht gibt. (GR Johann Driemer: Aber einen Paragraphen gibt es dazu!) Was für einen Paragraphen gibt es dazu? Wo? (GR Johann Driemer: In der Stadtverfassung!) Geh, lesen Sie ihn mir vor! Bitte, Herr Kollege Driemer, kommen Sie dann heraus und lesen Sie mir die Stadtverfassung vor! Ich habe mich bemüht, ich habe es nicht gefunden, aber Sie werden es mir dann sicher vorlesen. Sie werden mir eine Bestimmung in der Wiener Stadtverfassung vorlesen, die heißt "Stiftungen und Fonds". Ich habe sie nicht gefunden. 

Ich kenne einen Antrag. Ich kenne meinen Antrag, in dem "Neueinführung § 72b, Vereine Stiftungen und Fonds der Stadt Wien" steht, aber dass das schon gültig ist, weiß ich nicht. Wenn das jetzt ein Versprechen ist, dass die Sozialdemokratie das beschließt, dann könnte ich jetzt nach der halben Rede schon enden, denn dann sage ich: Danke! Ihr seid einsichtig geworden. Das Argument nützt. – Wenn das jetzt ein Versprechen war, Herr Kollege, dann nehme ich Sie beim Wort. Wenn Sie aber glauben, Sie haben es schon irgendwo gelesen, Sie wissen es nur nicht genau, dann schauen Sie noch einmal nach und kommen Sie nachher heraus und lesen Sie es mir vor. Ich lasse Ihnen die Zeit. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Dieser Fonds – es ist ja über die Fondsorgane schon gesprochen worden – wird außerdem den Gemeinderat nahezu aushöhlen. Wir werden ein Kuratorium haben, in dem Magistratsabteilungsleiter dieses Hauses oder der Stadt Wien sitzen, schön, wir werden ein Präsidium haben, aus einer kleinen Gruppe gebildet, und wir werden einen Beirat haben – herzlichen Dank, dass wir uns in einen Beirat setzen dürfen, das mögen wir –, dort wird man entweder viel diskutieren oder gar nichts, weil man nichts zu sagen hat, aber wir werden nicht mehr wissen, was der Fonds wirklich genau macht.

Wissen werden es die neuen Helden des Wiener Gesundheitswesens. Wenn man sich die anschaut und ein bisschen an der Oberfläche kratzt, dann kommt man bei einem jeden drauf: Der war bei Lainz beteiligt, also dem kann man nicht viel vertrauen, der andere hat im AKH noch keine drei Genehmigungen erteilt für die Betriebsanlage, aber der ist jetzt der Vorsitzende des Präsidiums. Wir wissen auch nichts – ich habe es schon gesagt – über die finanzielle Gebarung des Fonds, außer dass er heuer gleich einmal mehr Geld gekostet hat. Er hat für seine Umstrukturierung gleich einmal 500 000 EUR verbraten. Der ist noch gar nicht operativ geworden, da ist noch um nichts mehr passiert als früher, aber es hat gleich einmal 500 000 EUR mehr gekostet. 30 000 EUR waren für die Umstellung des Rechnungs​wesens erforderlich, das gebe ich zu, bleiben noch satte 470 000 EUR – ich überlasse es euch, das in Schilling umzurechnen –, und um dieses Geld hätten wir vielen bedürftigen Menschen in dieser Stadt vermutlich helfen können. Stattdessen hat man einmal sich selbst und irgendwelchen Unternehmensberatern geholfen, aber produktiv ist da noch nichts getan geworden. 

Man hat es uns auch nicht darstellen können. Ich erinnere an diese – also "erbärmlich" möchte ich nicht sagen, denn das wäre ja wirklich zu arg – wenig schlüssige Präsentation am 5. Dezember. Die Präsentation war so gut, dass selbst ein paar sozialdemokratische Abgeordnete ihren Unmut ausgedrückt haben. Die haben gesagt, das können wir nicht lesen. Also ich habe ja schon fast eingefasste Aschenbecher da drinnen (der Redner weist gegen seine Brille), nur der moderne Schliff macht sie so dünn, aber ich habe es auch nicht lesen können. Selbst wenn ich irgendjemandem meine Brille geborgt hätte, die mittlerweile schon quasi fernglasartig ist, das hätte niemand lesen können. (GR Jürgen Wutzlhofer: Sie hätten es ja nachher lesen können!) Nachher? Wutzlhofer, nachher? Ich buchstabiere: n, a, c, h, h, e, r. Nachher! Was soll ich nachher lesen, wenn ich gleich darüber diskutieren soll? Ihr hättet zehn Monate Zeit gehabt, Kollege Wutzlhofer, zehn Monate, und ihr gebt uns das eine Viertelstunde, nachdem es beschlossen worden ist, gedruckt in einer Punktgröße, die es notwendig macht, ein Vergrößerungsglas mitzunehmen, um es überhaupt lesen zu können, und dann sagt ihr: Das haben Sie ja eh gekriegt. Das ist die Vorgangsweise der Sozialdemokratie. Das ist Ihre Vorgangsweise, und da können Sie sich nicht herausreden, das nimmt Ihnen einfach niemand ab. 

Und jetzt zu dieser Präsentation. Ich liebe sie ja, denn die war irgendwie so anregend. Da gibt es diese tolle Chart, die ist einfach super. Wenn man die anschaut, weiß man eigentlich alles. (Der Redner hält eine Grafik in die Höhe.) Da gibt es in der Mitte so rechts oder so leicht oben den Gemeinderat, und von dem gehen ein Haufen Pfeile weg, aber die enden alle irgendwo im sozialpolitischen Nirwana, die kommen bei den Bedarfsträgerorganisationen nicht an. Dort kommen die nicht an, die enden da draußen irgendwo. Da steht Geriatriekommission, und dann ist es aus. Da ist kein Pfeil mehr (GR Günter Kenesei: Das ist zu schmal! – GR Johann Driemer: Das ist schlecht kopiert!), da ist kein Prozess mehr. Da geht es nicht mehr weiter, da steht Geriatriekommission. Aus. Dann steht Behindertenkommission. Aus. Dann steht Drogenbeirat. Aus. Dann Gemeinderat. Da steht gerade noch Fonds Soziales Wien darunter und Budget. Genau. Wir geben das Geld her, und den Rest macht der Fonds. 

Da geht es dann weiter, da gibt es einen Haufen Pfeile, man nennt das oft die Prozesse, und diese Prozesse gestaltet ein Organ, der Fonds Soziales Wien, und in dem Fonds das Kuratorium und der Geschäftsführer, aber nicht der Gemeinderat, nicht derjenige, der das Geld hergibt. Also bitte zeigt mir irgendjemanden, der das üblicherweise freiwillig macht, der sagt: Da gebe ich irgendwem Geld, den kontrolliere ich nicht wirklich, kann ich auch nicht, aber das ist mir egal, und den lasse ich alles machen. Ich rede inzwischen so ein bisschen politisch im Gemeinderat, fasse kleine Beschlüsse, die nicht mehr wirklich etwas bedeuten. Die nehme ich dann, mache so ein Kasterl, und da endet der Pfeil. Da ist nichts mehr, da ist kein Prozess. Da ist es aus, da ist Schluss. Und genau das ist das Problem. Es ist Schluss mit der Kompetenz des Gemeinderates, und Sie wollen auch gar nicht – das ist der Punkt –, dass der Gemeinderat in diesem Zusammenhang etwas zu sagen hat.

Dann kommt immer das Argument: Aber es ist ja keine hoheitliche Aufgabe, es sind ja lauter nichthoheitliche Aufgaben. Ihr von der Opposition seid so verwirrt, ihr seid so blöd, ihr versteht das nicht. Da kommen Verweise auf Walter/Mayer und deren Lehrbuch. Der Herr Mag Spacek kann leider nachher nichts dazu sagen, aber ich kann es ihm nicht ersparen, ich habe die Stelle nicht gefunden. Es tut mir Leid. Vielleicht können Sie es mir zeigen. Ich habe etwas anderes im Walter/Mayer gefunden, und ich werde es Ihnen dann vorlesen, was das Problem der Privatwirtschaftsverwaltung ist. 

Dann wird immer gesagt, das ist nichthoheitliche Verwaltung, da braucht ihr euch nicht einzumischen. Aber wenn es nichthoheitliche Verwaltung ist, warum sitzen dann hoheitliche Organe drinnen? Warum sitzen dann Leiter von Magistratsabteilungen drinnen? Was haben die da drinnen verloren? Warum sind die quasi das, was man sonst als einen Aufsichtsrat bezeichnen würde, sprich das Kuratorium? Arbeiten die dann auf einmal auch nichthoheitlich und sind die einfach nur so schön und so gut, dass man sie nimmt? Wir sind auch Organe der hoheitlichen Verwaltung, falls Sie das vergessen haben. Der Gemeinderat ist auch ein Organ der hoheitlichen Verwaltung. Wir sitzen da nicht als Landtagsabgeordnete drinnen, sondern als Gemeinderat und damit als spezielle Organe der Verwaltung. Ich sage das für all jene, die das im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Ausbildung gelernt, aber schon wieder vergessen haben.

Lassen Sie mich noch einmal zu der Frage kommen, warum es keine verfassungsrechtliche Absicherung gibt. Wir haben eine vorgeschlagen, die Neueinführung eines § 72b, angelehnt an die Bestimmungen des § 70 und folgende, weil man es ja beim Gesundheitswesen, beim Krankenanstaltenverbund auch gemacht hat. Man hat dort auch gesagt, dass das natürlich keine hoheitliche Aufgabe ist, denn Leuten eine Spritze zu geben. Das ist ein Topfen. Einen Bescheid ausstellen, das ist eine hoheitliche Aufgabe, ein Bett zuweisen, darüber kann ich noch diskutieren, aber eine Spritze zu geben ist keine hoheitliche Aufgabe. Deswegen hat man beim Krankenanstaltenverbund auch eine eigene verfassungsrechtliche Bestimmung geschaffen, den § 72a – für Sie, Kollege Driemer, nachlesen, geiles Buch, rot –, Krankenanstaltenverbund. Da steht genau drinnen, warum wir die verfassungsrechtliche Absicherung brauchen, weil die sonst gar nicht alles tun dürften, was sie machen. Und nichts anderes fordern wir für den Fonds Soziales Wien auch ein: eine gesetzliche und verfassungsrechtliche Absicherung, die Sie uns verweigern. Das ist das Problem. (Beifall bei der FPÖ.)
Und zur Frage hoheitlich oder nichthoheitlich, Privatwirtschaftsverwaltung, weil Mag Spacek in seiner Ausführung – der nicht nur ich nicht folgen konnte, auch andere konnten ihr nicht folgen, ich sage jetzt keine Namen, die Betroffenen wissen es ohnehin selbst – uns erklärt hat: Das brauchen wir alles nicht. Im Sozialbereich sind wir im Subsidiaritätsprinzip. Da gilt der Grundsatz: Alles, was nicht verfassungsrechtlich geregelt ist, weil es sich der Bedarfsträger, sprich der Betroffene, selbst macht, kann er auch selbst machen, und deswegen brauchen wir keine verfassungsrechtliche Absicherung. Dann hat er noch den Walter/Mayer hingeworfen und gemeint – ich weiß nicht, wer Walter/Mayer auswendig kann, ich kann ihn nicht auswendig, vielleicht kann ihn der Stürzenbecher auswendig, er hat nur ein paar hundert Seiten –, der sagt das klar. Da habe ich mir gedacht, da schau ich nach, das lese ich nach. Ich finde es nur nicht. Das Einzige, was ich über die Privatwirtschaftsverwaltung im Walter/Mayer finde, werde ich Ihnen jetzt zum Besten geben, damit Sie wissen, worum es in Wahrheit geht.

Was sagen Walter/Mayer zur Frage der Privatwirtschaftverwaltung? Zuerst führen sie aus, was die Rechtsschutzprinzipien in der hoheitlichen Verwaltung sind und sagen dann: "Die Privatwirtschaftsverwaltung unterliegt diesem Rechtsschutzsystem nicht" – das war eh klar –, "hier besteht im Wesentlichen nur der Rechtsschutz der Zivilgerichte." Die Kollegin Korosec hat es schon gesagt. "Dieser ist nicht ausreichend." Aha, er ist nicht ausreichend! "Der leistungsverweigernde Staat" – und als Staat gilt da nicht nur die Bundesebene, falls irgendwer glaubt, er muss jetzt über die Bundesebene etwas sagen, sondern "Staat" sind alle Gebietskörperschaften – "kann in der Regel mangels entsprechender Rechtsvorschriften nicht zum Abschluss von Verträgen gezwungen werden." – Genau so ist es! Niemand wird zum Abschluss von Verträgen zwingen können, niemand wird daher unbedingt seine Leistung erhalten, sondern er wird sie vielleicht nicht erhalten. 

Es geht noch weiter: "Ebenso wenig ist es von Bedeutung ..." Da haben wir es: "Auch wenn das Unterlassen eines Vertragsabschlusses" – also die Stadt Wien mit einem der Vereine – "aus unsachlichen Gründen, etwa auf Grund parteipolitischer Erwägungen ..." Nein, das wird in Wien nicht stattfinden. Das wird es in Wien nicht geben, da wird nicht parteipolitisch erwogen werden, ob der eine Verein eine Förderung bekommt oder der andere nicht. (Demonstrativer Beifall und Bravoruf des GR Heinz-Christian Strache.) Das wird es in Wien nicht geben, denn die Sozialdemokratie garantiert das. Die garantiert uns das genauso, wie sie uns zehn Monate lang garantiert hat, dass sie uns einbinden wird, dass sie uns alles erklären wird, dass wir es nur nicht verstehen, dass noch nicht die richtige Zeit ist, und ich weiß nicht, was noch alles. Sie garantieren heute hier sicher: Es wird keine unsachlichen Erwägungen geben, so wie sie schon Walter/Mayer im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung kennen.

Weiter heißt es in Walter/Mayer, und das ist auch super: "Ebenso wenig ist es von Betroffenen rechtlich zu verhindern, wenn der Staat durch Gewährung von Darlehen, Subventionen und Ähnlichem einigen Unternehmungen oder Personen Vorteile schafft und andere benachteiligt, etwa von drei in Betracht kommenden Unternehmen bekommt eines laufend hohe Subventionen, die anderen nicht." Nein. Das wird es nicht geben beim Fonds Soziales Wien. Die Sozialdemokratie garantiert, sie wird nicht ihre eigenen Vereine bevorzugen, die werden nicht mehr Förderungen bekommen und die anderen nicht weniger. Ich weiß das, Sie garantieren uns das. 

Aber Walter/Mayer sagt weiters – ich muss ihn noch einmal vorlesen, ihr habt mich darauf gebracht mit Mag Spacek; es ist so schön –: "Dieser Mangel an Rechtsschutzmöglichkeiten wird durch eine mögliche Doppelfunktion der Staatsorgane verschärft. Für den Rechtsträger sind im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung zumeist die Organe handlungsbefugt, die auch im Rahmen der Hoheitsverwaltung Entscheidungskompetenzen haben." Nein, das ist beim Fonds Soziales Wien auch nicht so. Da sind die Leiter der Magistratsabteilung, die bei der hoheitlichen Aufgabe zuständig sind, auch nicht zufällig im Kuratorium. Oder doch? Habe ich das falsch gelesen im letzten Antrag vom Stadtsenat? Die sind doch alle drinnen. Also genau das, was Walter/Mayer sagen, dass man nicht tun soll, wird gemacht. Und da, liebe Sozialdemokraten, habt ihr ein Problem mit Verweisen auf Walter/Mayer, da seid ihr bei mir beim Falschen, ich lese das nämlich manchmal nach.

Ich liebe auch die Satzungen des Fonds Soziales Wien. Die haben, wie soll ich sagen, so etwas erfrischend Prickelndes. Da fühlt man sich in seiner Kompetenz als Gemeinderat nahezu herausgefordert, jeden Tag herzukommen und über diese Satzungen nachzudenken. Mein persönlicher Lieblingsparagraph ist der § 17 betreffend den Beirat. Der ist sensationell. Da müssen sich Leute wirklich lange etwas überlegt haben, damit sie auf so eine Idee kommen. Da steht Folgendes: 

§ 17 Abs. 3: "Der Beirat besteht aus dem/der für die Dotation des Fonds Soziales Wien zuständigen amtsführenden Stadtrat oder Stadträtin" – wunderbar! – "und einer vom Gemeinderat zu bestimmenden Anzahl von Mitgliedern und Ersatzmitgliedern, die jeweils mindestens zehn betragen muss." Na hallo! Das ist ja eine Bestimmung, wie sie normal in der Geschäftsordnung drinnen steht, in der Geschäftsordnung eines Gemeinderates oder einer gesetzgebenden Körperschaft. Warum steht das in den Satzungen des Fonds Soziales Wien? Warum erlaubt uns der Fonds Soziales Wien, dass wir mindestens zehn sein dürfen? Vielleicht wollen wir nur acht sein, vielleicht auch nur sieben. Was maßt sich der Fonds Soziales Wien an, in die geschäftsordnungsmäßigen Kompetenzen dieses Hauses einzugreifen? Das ist eine Bestimmung, meine Damen und Herren, die nicht in die Satzungen des Fonds Soziales Wien, sondern in die Geschäftsordnung hineingehört. Aber davon verstehen Sie nichts oder Sie wollen nichts verstehen oder Sie wollen uns draußen haben. Das ist die Wahrheit. (Beifall bei der FPÖ.)
Die nächste Bestimmung, die ist auch so schön, die gefällt mir auch gut: "Der Gemeinderat entsendet die Mitglieder des Beirates mit Mehrheitsbeschluss aus dem Kreis seiner aktiven Mitglieder für die Dauer eines Legislaturperiode." – Schön. Aber was maßt sich der Fonds Soziales Wien an, uns das zu sagen? Das ist eine Bestimmung, die in die Geschäftsordnung hineingehört, aber nicht in die Satzungen des Fonds Soziales Wien. Die hat hier nichts verloren! Und wenn Sie kein Rechtsverständnis haben, dann wundert es mich auch nicht, dass Sie so mit uns umgehen. Sie haben halt kein Rechtsverständnis. Das ist das Problem. (Beifall bei der FPÖ.)

Oder der Absatz 8. Also der ist ja in meiner Reihung der Lieblingsabsätze ziemlich weit vorne, denn der ist auch genial: "Die Mitglieder des Beirates haben das Recht, spätestens eine Woche vor der Sitzung des Beirates schriftliche Anfragen an den/die Geschäftsführer/in zu richten." Danke! Danke, dass ich dem Herrn Hacker einen Brief schreiben darf – ich mag ihn ja irgendwie, er ist ja lieb –, was ich nächste Woche gerne fragen möchte. Also die Bestimmung ist auch eine Sensation. Die ist in der nach oben offenen Skala der Unglaublichkeitsbestimmungen ganz, ganz weit oben. Da habt ihr euch echt übertroffen.

Oder der berühmte § 18 – der ist nahezu der Zenit, es kann fast nicht mehr schlimmer werden –: Kontrolle. Also im Zusammenhang mit dem Fonds Soziales Wien von Kontrolle zu sprechen, das ist einfach eine Verhöhnung. Das Gegenteil ist der Fall. Aber jetzt muss man sich die Bestimmung auf der Zunge zergehen lassen: "Der Fonds Soziales Wien unterliegt außer der durch Gesetze geregelten Kontrolle ..." Welche ist das? Wissen wir das? Driemer? Ein kleines Fragespiel: Wissen wir es? Nein, wir wissen es nicht. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Gut. Also wir wissen es nicht. Genau. Es geht Ihnen wie mir, ich weiß es auch nicht. Ich habe versucht, herauszufinden, was das ist. Der Rechnungshof ist es nicht: nicht gesetzlich geregelt; die Volksanwaltschaft ist es nicht: nicht gesetzlich geregelt; der Gemeinderat ist es nicht: nicht gesetzlich geregelt; der Ausschuss ist es nicht: nicht gesetzlich geregelt. Die Stadträtin? Darüber kann man diskutieren. Der Stadtsenat? Nein. Er ist keine Fondsbehörde mehr. Nichts da! Schluss mit lustig! Was bleibt da viel über? (GR Heinz-Christian Strache: Das Kontrollamt!) Danke, Heinz-Christian! Das Kontrollamt bleibt über, das ist durch Gesetz geregelt.

Aber jetzt der zweite Halbsatz: "... jener durch Organe der Stadt Wien und durch sie beauftragte Dritte." Welche Organe der Stadt Wien sind das, die die Kontrolle ausüben? Wo steht das? In welcher Bestimmung der Stadtverfassung, Kollege Driemer, die Sie mir zuerst vorlesen wollten, steht drinnen, welche Organe das sind, die das kontrollieren? Keine! Es gibt kein Organ der Stadt Wien in dieser Stadtverfassung, das die geschäftsordnungsmäßige oder verfassungsmäßige Kompetenz der Kontrolle hat. Es gibt keines, es tut mir Leid, außer dem, das wir zuerst genannt haben. Das ist der erste Halbsatz, der zweite Halbsatz ist daher eine Verhöhnung. Der schreit nahezu danach, ihn einfach herauszustreichen und zu sagen: Was soll der ganze Zinnober? Sie wollen ja gar nicht, dass wir kontrollieren. Sagen Sie es doch einfach. Sagen Sie: Wir wollen nicht, dass ihr kontrolliert. Wir wollen euch kein Geld geben. Wir wollen das alles in eigener Hand machen, und wir wollen uns politisch nicht mehr damit auseinander setzen. Das wäre wenigstens glaubwürdig, und das würde dem entsprechen, was Sie in den letzten zehn Monaten mit der Opposition und mit der Öffentlichkeit in dieser Stadt getan haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber es wird ja noch skurriler. Als ich mir das zu Hause vorbereitet habe, habe ich mir gedacht, jetzt musst aber aufpassen, denn jetzt bist du schon nahe am Kasperltheater. Aber es geht noch skurriler, man glaubt es ja gar nicht. Das Schönste ist der neueste Beschluss des Stadtsenates über den Fonds Soziales Wien. Der ist ja auch wieder herrlich. Man muss sich einmal genau durchlesen, was der Stadtsenat beschlossen hat, um es in seiner ganze Fülle zu verstehen. Den Fonds gibt es schon, die Fondssatzungen sind schon geändert. So steht es im Geschäftsstück drinnen, aber das stimmt gar nicht, die sind noch nicht geändert, die Behörde hat es noch gar nicht beschlossen. Halten wir das einmal fest: Die Fondssatzungen sind noch gar nicht geändert. Im Gegenteil. Der Herr Hacker schreibt uns einen Brief, dass er sie auf unser Ersuchen hin noch einmal ändern wird. Also was jetzt? Entweder sind sie geändert oder nicht? Aber nein, der Stadtsenat sagt uns ja die ganze Wahrheit, und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. 

Was also hat der Stadtsenat beschlossen? "Mit Wirkung vom 16. Dezember 2003" – bla, bla, bla und so weiter – "gibt es ein neues Präsidium des Fonds." Und warum? Weil sonst am 15. Dezember die Zusammensetzung ausgelaufen wäre. Daher wird am 16. ein neues Präsidium und ein neues Kuratorium bestellt, aber das gilt nur bis 31. Dezember, denn dann sind die Fondssatzungen geändert, und dann muss man wieder neue Leute bestellen. Also das ist super! Zehn Monate Zeit, um die Fondssatzung zu ändern, um Gesetze zu machen, um Prozesse zu definieren – ich weiß nicht, was man alles machen hätte können –, aber man bringt es nicht einmal zusammen, das Kuratorium und das Präsidium in einem zu bestellen. Nein! Am 16. Dezember müssen sie für die Zeit vom 16. bis 31. Dezember bestellt werden, denn mit 15. läuft die Periode aus, und nach dem 31. Dezember müssen neue Leute bestellt werden. Man nennt das in der Verfassung "Beschluss auf Vorrat". 

Aber ich will jetzt kein verfassungsrechtliches Seminar machen, dass das alles nicht geht. Ihr würdet das eh nicht verstehen. Ist eh Wurscht. Nur der Punkt ist: Das ist ja lachhaft, das ist wirklich lachhaft. Für 15 Tage bestelle ich die Leute und dann bestelle ich wieder neue, obwohl ich zehn Monate Zeit gehabt habe, das alles zu tun. 

Meine Damen und Herren! Das ist ein Trauerspiel! Ihre Vorgangsweise im Zusammenhang mit dem Fonds Soziales Wien ist ein Trauerspiel. Es wäre ja lustig, man könnte es wirklich als lustig ansehen, aber es ist überhaupt nicht lustig, denn es geht um viel Geld, es geht um viele Betroffene, es geht um 50 000 Bescheide – für die, die sich ein bisschen mit der Rechtsordnung auseinander setzen wollen –, und es geht darum, dass weiterhin viel Macht vorhanden sein wird. Allerdings nicht in dem Organ, wo sie hingehört, im Gemeinderat, sondern außerhalb. Und es geht darum – das muss ich zum Abschluss einfach noch einmal sagen –, dass hinter dem allen am Schluss an der Spitze ein Verantwortlicher steht, der mit uns nie darüber diskutiert, dem das vermutlich alles wurscht ist, der aber ständig die Fäden zieht, und dieser Mann heißt Michael Häupl, ist hier Bürgermeister, ist auf Tauchstation oder was weiß ich was. Er beschäftigt sich nur nicht mit dem, was seine ureigenste Aufgabe ist, nämlich mit der Geschäftseinteilung. 

Aber es kommt ja schon sein Pflichtverteidiger, der Gemeinderatsvorsitzende Hundstorfer. Der wird mir das dann sicher alles wieder erklären, denn ich verstehe das ja nicht. (GR Rudolf Hundstorfer: Nein, jetzt nicht!) Oder diesmal nicht. Kein Angebot mehr, dass Sie mir es erklären? (GR Rudolf Hundstorfer: Oh ja, unter vier Augen!) Aha, unter vier Augen. (GR Rudolf Hundstorfer: Denn es wäre an der Zeit, dass Sie das endlich einmal kapieren!) Ich habe ja kein Problem damit, wenn Sie mir etwas sagen, was ich nicht weiß. Ich hätte nur gerne, dass wir es dann machen, wenn wir uns dazu durchgerungen haben, es zu machen, nämlich in den so genannten Informationssitzungen. Aber dort kommt ja nichts. Dort hab ich ja genau das gefragt. Ich meine, ich freue mich, dass Sie meine Frage nachträglich nachgelesen haben und dass Sie es mir heute sagen. Das ist ja wirklich nett. Aber warum haben Sie es nicht dort gesagt? Warum hat es denn dort keiner sagen können? Warum hat es denn dort keiner gewusst? (GR Rudolf Hundstorfer: Ich habe es Ihnen dort auch gesagt! Hätten Sie einmal zugehört!) Na bitte, Herr Hundstorfer, ich höre immer zu. Ich höre zwar schlechter als Artillerist, aber ich höre immer zu. 

Und eines muss ich auch sagen zum Antrag der ÖVP – ich habe nur noch 30 Sekunden Zeit –: Der Antrag ist okay. Wir werden ihm zustimmen, aber er sagt genau aus, worum es geht. Im Antrag drinnen ersuchen wir irgendwen – ich weiß nicht, wen –, denn es heißt, "es möge eine Änderung geben". Ihr ersucht im Antrag irgendwen, dass die Satzungen des Fonds so geändert werden mögen, dass wir nachher wieder Rechte haben. Und das bringt es eigentlich genau auf den Punkt. Wir geben unsere Recht ab ein für allemal und müssen dann hoffen, bitten, betteln oder was auch immer, damit irgendwer anderer vielleicht wieder mit uns redet, und zwar so, dass es auch ich verstehe. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Dr Neck-Schaukowitsch gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es fällt mir ja eigentlich sehr schwer, auf meine Vorredner einzugehen, aber ich möchte trotzdem ein paar Bemerkungen dazu hier fallen lassen. Denn wenn ich mir das angehört habe, was der Herr Kollege Barnet gesagt hat, so empfinde ich das, wie er hier geredet hat, als politische Verhöhnung, nämlich als politische Verhöhnung dieser Stadtregierung, die ihre Aufgabe sehr ernst nimmt und die – das hat sie auch dieses Mal gezeigt und auch die Wahlen haben uns Recht gegeben – für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt im Sinne einer politischen, aber auch einer sozialen Verantwortung tätig ist. Und das ist es, was Sie ignorieren, was Sie hier verhöhnen. Sie verhöhnen damit auch unseren Bürgermeister (GR Günther Barnet: Wo ist er denn?), der seine Aufgaben sehr wohl wahrnimmt, wofür ihm auch die Bevölkerung und die Öffentlichkeit – auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen – sehr wohl gebührend Anerkennung zollt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte auf das Schärfste zurückweisen, dass die SPÖ sozusagen außerhalb einer Rechtskultur steht, denn ich habe ja fast das Gefühl, dass Sie Ihre Erfahrungen aus dem, wie die Bundesregierung mit Gesetzgebungen, Ausgliederungen et cetera umgeht, hierher übertragen (GR Heinz-Christian Strache: Ja, jetzt kommt wieder die Bundesregierung! – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist ein psychologisches Problem für Sie!), wo sehr wohl eine andere Kultur, nämlich eine Rechtskultur herrscht, denn Verfassungsgerichtshofurteile haben die Bundesregierung betroffen und nicht den Stadtsenat der Stadt Wien. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Sie ignorieren Beschlüsse, obzwar Sie natürlich in der Regel beim Budget nicht mitstimmen. Sie haben es auch im letzten Monat nicht gemacht, aber Sie sagen, man weiß ja gar nicht, wie viel Geld in dem Bereich ausgegeben wird, und so weiter. Bitte, wir haben es im vorigen Monat beschlossen. Es steht schwarz auf weiß dort. Sie brauchen es nur im grünen Buch oder im Internet, wo immer Sie wollen, nachzulesen – und dass Sie lesen können, betonen Sie ja besonders hier immer –, dort steht ganz genau, wie viel Geld wir nun für die MA 15 zur Verfügung haben. Es steht aber nicht nur, wie viel Geld das ist, sondern auch, für welche Bereiche, für welche sozialen Dienstleistungen dieses Geld 2004 zu verwenden und auszugeben ist. Das steht ganz klar dort. 

Und genauso wird es mit dem Fonds Soziales Wien sein. Der wird genaue Vorgaben erhalten und das Geld nicht willkürlich – auch wenn Geld, wie man sagt, kein Mascherl hat – verwenden können. Er wird Geld zur Verfügung gestellt bekommen für bestimmte Dienstleistungen, die wir sehr wohl hier im Rahmen der Stadt Wien definieren und wofür wir auch weiterhin bereit sind – und die Geschichte hat das auch gezeigt –, die soziale Verantwortung zu übernehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und weil hier nicht nur von Ihnen, sondern auch von der anderen Vorrednern die Worte Demokratie, Transparenz, keine Mitsprachemöglichkeit et cetera sehr groß in den Mund genommen wurden, muss ich schon eines sagen: Demokratie heißt auch Regierung und Opposition, heißt auch Regierungspolitik und Oppositionspolitik, denn soviel ich weiß – und ich bin nun schon sehr lange in diesem Haus – haben wir nie eine Konzentrationsregierung gehabt. Das ist mir nicht bekannt. Insofern hat Frau Lakatha in ihrer Rede gestern etwas von der Regierungspartei dieser Stadt sehr zu Recht gefordert – auch wenn sie vorher gesagt hat, Sie haben viele Experten in Ihren Reihen, und ich mir gedacht habe, aha, jetzt wird ein toller Vorschlag kommen –: Planungen, Planungen, Planungen. Und das ist genau das, was diese Stadtregierung, was dieser Stadtsenat macht. Er nimmt diese Aufgabe sehr ernst und legt uns das als Gremium des Gemeinderats vor. Es obliegt dann uns, darüber zu befinden, ob wir es beschließen wollen oder nicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber auch die nicht​amtsführenden Stadträte gehören zur Stadtregierung!) Ja, sie sind ja auch im Stadtsenat drinnen und dürfen und können dort mitreden. (GR Gerhard Pfeiffer: Und was ist dort geredet worden?) Sie können Beschlüsse mitfassen oder nicht, aber meistens spielen Sie dort genauso Opposition wie hier. So ist es nun einmal. (GR Günther Barnet: Das brauchen wir nicht zu spielen, das sind wir! Wir treten nicht zurück!) Als nichtamtsführende Stadträte tut man sich halt leicht, weil man ja auch kein Ressort zu verantworten hat. 

Ich möchte Ihnen auch noch etwas sagen, weil Sie gesagt haben, wir stehlen uns aus der Verantwortung. Da möchte ich aber schon fragen: Wo steht das? Wo haben Sie das gelesen? Oder ist es einfach eine Missinterpretation von Ihnen oder auch ein Trugschluss, den Sie aus den Regierungserfahrungen Ihrer eigenen Kollegen aus der Bundesregierung ziehen. (GR Günther Barnet: Wer macht ab 1. Juli die Pflegebetten? Wer hat ab 1. Juli die Kompetenz dafür? Sagen Sie das! Sie haben das abgegeben!) 

Sie nehmen das Wort Polemik in den Mund, aber der Großteil Ihrer Rede war Polemik und keine inhaltliche Auseinandersetzung. Denn wenn wir um die Inhalte reden würden, dann würden wir darüber reden, wofür die Sozialpolitik dieser Stadt steht und für welche Menschen wir was leisten wollen. Und darum geht es. Es geht darum, diese Aufgaben auch in Zukunft sicherzustellen, aber auch Veränderungen einzuleiten. 

Weil das Wort Kontrolle gefallen ist, möchte ich auch dazu vorweg etwas sagen. Sie haben zu Recht gesagt, dass der Fonds Soziales Wien natürlich auch der Prüfung durch das Kontrollamt unterliegt, und so viel ich weiß – und das wissen Sie auch –, ist bis jetzt noch jeder Kontrollamtsbericht dem Kontrollausschuss vorgelegt worden, in dem alle Gremien und alle politischen Parteien drinnen sitzen, und es gibt auch einen Kontrollamtsbericht zum Rechnungsabschluss, in dem sehr wohl alle Prüfungen aufgelistet sind und worüber sehr wohl dieses Gremium, nämlich der Gemeinderat, zu befinden hat. Also sagen Sie nicht, wir entziehen den Überblick darüber, welche Geldmittel für welche Aufgaben zu fließen haben, der Kontrolle dieser Stadt, der Kontrolle dieses Gremiums. Das ist nicht der Fall. (GR Günther Barnet: Gibt es einen Geschäftsbericht, so wie es einen Rechnungsabschluss an den Gemeinderat gibt?) 

Der Fonds Soziales Wien hat die Aufgaben ja noch nicht übertragen bekommen. Sie nehmen etwas vorweg, was noch nicht ist, und Sie werfen gleichzeitig vor, dass einerseits mit diesen Beschlüssen heute nicht nur ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Darf ich ersuchen ... (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie haben keine Ahnung! Im Bund wird nicht einmal die gesetzliche Ausschreibung durchgeführt! Im Bund wird über alles drübergefahren! Und hier regt ihr euch auf wie nur! Das ist ja lächerlich!) Es werden nun Beschlüsse gefasst, aber Politik ist nicht so einfach, dass man sagt, jetzt haben wir das erledigt, das vergessen wir, das liegt jetzt eigentlich sozusagen hinter uns, sondern im Gegenteil – und das haben ja auch schon die gemeinsamen Sitzungen der beiden Ausschüsse gezeigt –, mit diesen Beschlüssen wird natürlich auch ein Entwicklungsprozess eingeleitet. 

Um Entwicklungen vorantreiben zu können, braucht es Beschlüsse, aber es braucht gleichzeitig auch die Möglichkeit, dass man das tut. Wenn wir diese Beschlüsse nicht fassen, dann gibt es keine 15a-Vereinbarungen, und dann gibt es ab 1. Juli keine Agenden im Fonds Soziales Wien, dann kann man nicht daran arbeiten, dass das so ist. 

Und weil hier auch die Zeitfrage angesprochen wurde. Na, so neu ist das für Sie ja nicht. Sie haben selbst gesagt, es gab eine Mitteilung im März, es gab die Veröffentlichung der Ergebnisse der Regierungsklausur im Februar. Gerade die Mitteilung im März wurde sehr ausreichend und auch sehr umfassend in diesem Haus diskutiert. Ich habe mir die Mühe gemacht, jetzt auch noch die Protokolle nachzulesen. (Zwischenruf des GR Heinz-Christian Strache.) Nein, das war der Fall. Vielleicht waren Sie nicht herinnen, vielleicht haben Sie nicht zugehört, aber es ist sehr wohl passiert. Es wurde letzten Freitag – da waren Sie vielleicht nicht dabei – auch mit beiden Ausschüssen vereinbart, dass es im Jänner schon einen neuen Termin gibt, wo es ganz klar die Diskussionsmöglichkeit gibt. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist toll, dass wir im Nachhinein diskutieren dürfen! Das ist wirklich toll!) Sie können auch darauf verzichten. Sie müssen ja nicht kommen. Dann verzichten Sie halt. (GR Heinz-Christian Strache: Sie fahren drüber über die Opposition und im Nachhinein dürfen wir diskutieren! Wirklich ganz toll!)

Ich habe Ihnen schon gesagt, es gibt eine Regierung und es gibt eine Opposition, es gibt keine Konzentrationsregierung. Würde diese Regierung nichts vorlegen, dann hätten wir wahrscheinlich den Vorwurf: Die Regierung macht nichts, die wartet immer nur, dass die Opposition etwas einbringt. Ich glaube aber, Stadtpolitik ist nicht so, dass in erster Linie die Opposition entscheidet, was in dieser Stadt zu geschehen hat. Das ist nicht das, was die Wähler wollen, glaube ich, sonst hätten sie ja Sie in die Regierung gewählt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte vielleicht noch eine Richtigstellung anbringen oder eine Frage an den Kollegen Margulies richten, der gesagt hat, an erster Stelle bei diesen geplanten Umstrukturierungsmaßnahmen steht Einsparung. Also in keinem Papier, sei es vom Fonds Soziales Wien, sei es in den Grundsatzbeschlüssen der Regierung, steht das an erster Stelle. Sie haben das nicht gelesen. Da steht an erster Stelle Kundenorientierung und Versorgungssicherheit, aber auch die Planbarkeit von Maßnahmen, die Steuerbarkeit von Maßnahmen, die sehr wichtig ist, und in Zeiten der enger werdenden Ressourcen natürlich auch Einsparen. Aber die enger werdenden Ressourcen geben ja nicht wir vor, die gibt uns natürlich auch die Bundesregierung vor. Warum ist denn das Sozialbudget im heurigen Jahr so in die Enge gekommen? Weil die Bundesregierung viele Agenden in die Stadt, in das Land hinübergeschaufelt hat, indem sie Gelder in der Arbeitsmarktverwaltung massiv gekürzt hat, weshalb viele Menschen in die Sozialhilfe gefallen sind, die vorher Ansprüche auf Notstandshilfe, noch dazu versicherungsrechtliche Ansprüche, gehabt haben. Also wer ist denn die Ursache dafür, dass da Gelder auch noch aus anderen Bereichen zur Verfügung gestellt werden mussten? Doch wohl nicht die Stadt selber. Also ich finde hier nichts davon. 

Unbestritten sagen aber sehr wohl die Studien, zum Beispiel die Andersen-Studie, aber auch das Kontrollamt und alle, die sich damit beschäftigen und die diese Bereiche gut kennen, dass natürlich mit einer demographischen Entwicklung in dieser Stadt zu rechnen ist – aber da stehen wir ja nicht allein da, das ist ja europaweit und in allen Industrieländern so –, die eine Zunahme der Zahl jener Menschen, die immer älter werden, die hochaltrig werden und die in diesem Bereich zunehmend mehr brauchen werden, mit sich bringt, sodass man sehr wohl Maßnahmen setzen muss, um diese Aufgaben in der bewährten Qualität, in der bewährten Sicherheit auch 2010 und darüber hinaus sicherstellen zu können. 

Das ist natürlich auch wieder Aufgabe der Regierung und der Verantwortlichen in dieser Stadt. Die Opposition kann sich leicht zurücklehnen und sagen, dass ihr das eigentlich egal ist, weil sie ja nicht die Verantwortung zu übernehmen hat. Doch wir übernehmen sehr wohl die Verantwortung, und deshalb war es sehr wichtig, dass dieser Beschluss bei der Regierungsklausur im Februar gefasst wurde, dass wir im März über die Mitteilung von Frau VBgmin Laska hier erstmals umfassend informiert wurden, dass mittlerweile die Beschlüsse vorliegen und dass wir auch im Gesundheitsausschuss darüber reden.

Und weil Sie sagen, die Umstrukturierung im Fonds allein kostet 500 000 EUR: Natürlich muss sich ein Betrieb sehr gewissenhaft auf eine wirklich große Aufgabe – und das ist eine große Aufgabe – vorbereiten. Wenn wir diese Aufgabe innerhalb des Magistrats durchgeführt hätten, hätte es ja auch etwas gekostet. Das ist ja nicht umsonst, zum Beispiel Betriebsstrukturen entsprechend anzupassen, es ist nicht umsonst, entsprechende EDV-Einrichtungen zu schaffen. Deshalb sind sehr wohl auch im Fonds Soziales Wien die Voraussetzungen zu schaffen. 

Diese Neuorganisation des Sozial- und Betreuungsbereiches ist ja nichts Neues. Wenn man ein bisschen in der Geschichte der Stadt Wien nachschaut – und ich bin nun einmal schon eine Weile da und kenne auch einiges aus der Zeit vorher –, dann hat es immer wieder Änderungen der Geschäftseinteilung gegeben, und zwar gerade auch in diesem Bereich. Ich erinnere daran, dass Mitte der siebziger Jahre, als StR Stacher – den man wirklich einen wahren Nachfolger des seinerzeitigen großen Sozialreformers Tandler nennen kann – das Gesundheitsressort übernommen hat, Gesundheit und Soziales in einer Hand waren. Damals wurden viele Maßnahmen gesetzt, auf die wir heute stolz sind und wo es selbstverständlich ist, dass die Menschen in dieser Stadt sie in Anspruch nehmen, wie zum Beispiel, dass halt jemand die entsprechende Unterstützung durch Heimhilfe und andere Betreuungsdienste bekommt. 

Diese Beschlüsse wurden damals gefasst, und es kam zu einem ersten Ausbau dieser Dienste, weil wir nämlich die demographische Entwicklung in dieser Stadt auch in den siebziger Jahren schon wahrnahmen. Es war klar, dass die Zahl der älteren Menschen und die Lebenserwartung steigt und damit auch der Anteil der älteren Menschen, die Hilfe und Betreuung brauchen, und dass es auch nicht notwendig ist, dass die Menschen nur stationär versorgt werden, sondern dass der ambulante Bereich sehr, sehr wichtig ist. Damit kam es zu diesen ersten Ausbaustufen. 

Aber es gab immer wieder Änderungen. Zum Beispiel wurde 1986 der Bereich wieder getrennt und der Bereich Soziales kam wieder in die Geschäftsgruppe Bildung, Jugend und Familie, und Anfang der neunziger Jahre haben wir die MA 12 wieder getrennt in zwei Geschäftsgruppen, die MA 12 und die MA 47, weil damals über die MA 47 auf die Betreuung älterer Menschen in der Stadtpolitik ein besonderes Augenmerk zu lenken war. Ich denke, gerade was in den letzten zehn Jahren in dieser Magistratsabteilung geleistet wurde, ist nicht von der Hand zu weisen, und manch andere Stadt oder manch anderes Bundesland wären stolz, wenn sie alle diese Einrichtungen hätten. 

Ich habe mir heuer schon einmal erlaubt, das alles aufzuzählen, und habe dann die Kritik vom Herrn Chorherr geerntet, dass ich da nur teflonartig Leistungen aufzähle. Aber es ist nun einmal so. Wenn man das alles aufzählen will, dann ist es eben eine ganze Menge, und die Stadt Wien ist noch immer federführend, selbst in Österreich und erst recht, wenn man über die Grenzen hinwegschaut. Wenn man ein bisschen herumkommt und Vergleiche zieht, dann kann man das nicht verleugnen, aber die Opposition sieht das natürlich ganz anders.

Es geht hier um die Zusammenführung der Sozial-, Pflege- und Altenbetreuung sowie der Behindertenbetreuung in eine Geschäftsgruppe. Das heißt, es geht natürlich um eine Zusammenführung der Verantwortlichkeit in einem Ressort, was sehr sinnvoll ist. Denn wenn man sich anschaut, wann die Menschen das Krankenhaus brauchen, dann wissen wir, dass die meisten Menschen genau während der letzten zwei Jahre ihres Lebens die Bereiche Krankenhaus, Gesundheitsversorgung, medizinischen Versorgung, therapeutische und pflegerische Versorgung am meisten brauchen. Insofern sind hier natürlich Querverbindungen, Vernetzungen, Kontaktstellen besonders wichtig, damit nicht ein Mensch womöglich übrigbleibt, weil er nicht weiß, was möglich ist. Das wurde ja sehr wohl auch schon gesagt und das ist uns auch wichtig, dass die Menschen wissen, welche Möglichkeiten und welche Versorgungssicherheit sie in dieser Stadt erwarten, wie es beispielsweise ausschaut, wenn sie mit einem Schlaganfall ins Spital kommen und dann nicht wissen, wie es nachher mit ihnen in der Wohnung weitergeht. Da ist es wichtig – wir haben ja hier schon sehr oft über Pflegeketten, Pflegestufen et cetera gesprochen –, dass die verschiedenen Systeme nahtlos wie Zahnrädchen ineinander greifen.

Ich habe schon gesagt, es geht hier auch darum, im Hinblick auf die demographische Entwicklung entsprechende politische Vorgaben zu machen und Vorsorge zu treffen, damit wir uns dieses sehr umfangreiche Sozial- und Gesundheitswesen auch in den nächsten Jahren leisten werden können. Das ist schon auch wichtig, und dazu gehört natürlich – da haben alle Recht, die darauf hingewiesen haben – auch ein vernünftiger Finanzausgleich. Das heißt, wir brauchen in der Stadt sehr wohl die entsprechenden Gelder – auch aus den Budgets, auch aus den Steuermitteln –, um diese Leistungen erbringen zu können.

Ich habe schon gesagt, die Grundlagen der Entscheidung sind sehr wohl die Berichte, die sehr kritischen Berichte, und auch wenn ich persönlich nicht mit allem einverstanden bin und manche Urteile, wenn es sehr schnell gehen muss, natürlich auch nicht so detailliert sind, wie ich es mir wünschen würde, so bilden doch die Andersen-Studie, die Kontrollamtsberichte und die Ergebnisse der Arbeitsgruppe "Altwerden in Wien" die Voraussetzung für die Entscheidung. Die Politik hat dann eben die politische Verantwortung wahrzunehmen und den Rahmen vorzugeben, aber auch wenn die politische Verantwortung in einer Hand ist, ist es sehr wohl möglich, die Aufgaben entsprechend zu verteilen. 

Ich halte es für sehr sinnvoll – und das hat auch schon die Andersen-Studie ergeben –, dass man die Aufgaben, wie Sozialpolitik in dieser Stadt nicht nur beschlossen, sondern dann wirklich real umgesetzt wird, ausgliedert, und zwar so, dass der Magistrat die Hoheitsaufgaben – das wurde hier schon gesagt – übernimmt und der Fonds Soziales Wien die praktischen Managementaufgaben. Hinzu kommen noch – ich fasse es hier wirklich nur kurz zusammen – die privaten Wohlfahrtseinrichtungen, die ja weiterhin Kooperationspartner sind und die sehr wohl in den vergangenen Wochen in einen intensiven Diskussionsprozess eingebunden wurden. Hier wird immer gesagt, die wurden nicht gefragt, doch es gab sowohl im Dachverband als auch in der ARGE Wohnplätze beispielsweise sehr wohl intensive Diskussionsprozesse über diese Änderungen, um auch sicherzustellen, dass uns hier in Wien nicht so ein Ausschreibungsdesaster oder so ein Ergebnis, wie wir es im Bereich der Betreuung von Asylanten in Österreich erlebt haben, passiert.

Ich möchte mich wirklich ganz kurz fassen, aber doch noch ein paar persönliche Bemerkungen anschließen. Ich habe hier ausgeführt, dass es im Bereich des Sozialwesens immer wieder zu Änderungen in der Magistratsabteilung kam. Wer mich kennt, weiß, dass ich Entwicklung, auch politische Entwicklung und Veränderungen immer für eine wichtige Sache gehalten habe. Politik, die stillsteht, ist – genauso wie ein Mensch, der sich nicht verändert – tot, und Betriebe, die sich nicht verändern, sind wahrscheinlich auch nicht zukunftsfähig. 

Deshalb sind gerade die Beschlüsse, die wir heute fassen, so wichtig. Politik lebt nun einmal von der Veränderung, und ich denke, es ist ein mutiger Schritt der Stadt Wien, die Veränderungen in diesem Bereich in dieser Weise anzugehen. Es wird natürlich notwendig sein, diese Veränderungsprozesse auch gut zu begleiten, und das wird natürlich in den verschiedenen Gremien geschehen.

Ich habe heute schon gesagt, dass ich schon sehr lange in diesem Haus bin. Ich habe heuer mein 17. Jahr begonnen. Ich möchte nun ein paar persönliche Worte insofern anschließen, als ich Ihnen mitteile, dass ich mit Jahresende aus diesem Gremium ausscheiden werde.

Ich habe hier viel gelernt, das muss ich wirklich sagen. Bei meiner ersten Rede hier hatte ich viel mehr Bauchweh als heute, aber ich habe auch heute noch Bauchweh. Das gehört nun einmal dazu. Ein bisschen Aufregung darf sein, Aufregung erhöht auch die Spannung im Leben. Ich habe hier viele Freundinnen und Freunde kennen gelernt und mir viel zusätzliches Wissen erwerben können. Ich habe hier Erfahrungen gemacht, die man vielleicht außerhalb der Politik gar nicht macht und die den Menschen, die nichts damit zu tun haben, oft auch sehr schwer zu vermitteln sind; etwa welch hohe Anforderungen Politik, wenn man sie ernst nimmt, nicht nur in zeitlicher Hinsicht stellt, sondern auch wie viel an Kraft einem abverlangt wird. 

Ich habe vorhin von Veränderungen gesprochen, und eine negative Veränderung war, dass ich in dem letzten Jahr eher mehr zugenommen als abgenommen habe, aber insofern hoffe ich, dass ich in Zukunft mehr Zeit haben werde, mich vielleicht auch mehr meiner eigenen Gesundheit zu widmen, denn das ist auch wichtig. 

Mein Wunschausschuss, als ich seinerzeit in dieses Gremium kam, war der Gesundheitsausschuss. Dieser Wunsch wurde mit erfreulicherweise erfüllt, und dafür danke ich noch heute. Ich habe ja als Psychologin immer Interesse an Menschen gehabt, und ich denke, das Wichtigste in der Politik ist, sein Interesse an den Menschen zu behalten, zu bewahren und die Politik danach auszurichten.

Manchmal, wenn ich hier gestanden bin, wäre es mir vielleicht lieber gewesen, in Opposition zu sein, denn da redet es sich leichter. Da habe ich Sie manches Mal auch beneidet, denn es ist einfacher, etwas einfach plakativ hinauszuposaunen, weil man ja nie im Hinterkopf haben muss, dass man es umsetzen und Verantwortung dafür übernehmen muss. – Das ist einfach so. (GR Dr Matthias Tschirf: Wir haben beides probiert!) 

Ich möchte es vielleicht so vergleichen: Im Kasperltheater hat das Krokodil auch die größte Aufmerksamkeit (Heiterkeit), aber die höheren Sympathiewerte haben schon die, die die Kompetenz haben, und das ist das, was der Wähler ja hoffentlich auch goutiert. Eigentlich muss ich sagen, dass ich das in den fast 17 Jahren hier auch so erlebt habe, dass die Wähler das sehr wohl wahrgenommen haben. Also ich denke mir, als die schwierigere Rolle ist sicher die zu nennen, die zwar verantwortungsvoll ist, aber auch sympathisch. Und das ist nicht immer leicht. 

Ich möchte mich bei meinen Kolleginnen und Kollegen bedanken. 

Ich möchte mich bei den Beamten und Beamtinnen bedanken, die mir in all diesen Jahren viel Information, viel Kompetenz, viel Unterstützung gegeben haben. 

Ich möchte die Medien ersuchen, in Zukunft vielleicht genauer und besser zu recherchieren und nicht immer nur Presseaussendungen abzuschreiben. Das würde ich mir von Journalismus sehr wünschen. Er könnte manchmal ohne weiteres auch härter vorgehen, das kann schon sein, aber dann auch mit guter Vorbereitung und nicht nur im Nachbeten von irgendwelchen Presseaussendungen. 

Für mich waren die Highlights in der Gesundheitspolitik in meiner Zeit als Ausschussvorsitzende natürlich unser Programm "Hilfe im hohen Alter" mit den vielen Umsetzungen – ich erspare es mir jetzt, das alles aufzuzählen –, aber natürlich auch die Umsetzung des Heimhilfegesetzes – das war ein ganz persönliches Anliegen von mir –, der Aufbau der Mobilen Dienste, der Hauskrankenpflege, der Mobilen Ergotherapie, die Gesundheits- und Sozialzentren mit den tollen geriatrischen Zentren wie Floridsdorf, Kaiser-Franz-Josef, aber auch im privaten Bereich, zum Beispiel bei unseren Kooperationspartnern wie zum Beispiel der Caritas Socialis. 

Politik bedeutet aber nicht nur, Verantwortung wahrzunehmen, zu sagen, was man will und dann Beschlüsse zu fassen, Politik ist sehr häufig auch Lobbyismus. Wenn ich etwa an die Qualifikationsoffensive im Pflegebereich denke, so war gerade da Lobbyismus über Parteigrenzen hinweg sehr wichtig. Ich freue mich daher ganz besonders, dass es gelungen ist, über Parteigrenzen hinweg diese Qualifizierungsoffensive zu schaffen. Wir alle wissen, wie schwierig es ist, qualifiziertes Pflegepersonal sowohl für den ambulanten als auch für den stationären Bereich zu bekommen. Und dass wir dieses Anliegen von mir umsetzen konnten, ist wirklich eine große Freude für mich. 

Ich habe manchmal mehr Geduld aufwenden müssen, als mir lieb war. Ich bin an und für sich ein ungeduldiger Mensch, und manches ging mir zu langsam. Wünsche hat man natürlich immer. Es kommt Weihnachten, aber nicht immer ist das Christkind da mit dem Erfüllen, zumindest nicht sofort. Das stimmt schon auch. 

Ich möchte es so halten, wie der Buchtitel eines der letzten Bücher eines von mir hochverehrten Vorbildes, Hans Strotzka, heißt, nämlich "Fairness, Verantwortung, Fantasie". Ich habe mich bemüht, Fairness und Verantwortung auch in meiner Arbeit zu zeigen, und ich hoffe, das ist mir gelungen. An Fantasie hat es mir nicht gemangelt. Jene, die mich näher kennen, wissen das. 

Ich möchte mich entschuldigen, wenn ich jemanden persönlich verletzt habe, ich möchte Ihnen aber auch diese drei Worte "Fairness, Verantwortung und Fantasie" für Ihre weitere politische Tätigkeit und Ihr politisches Leben mit auf den Weg geben. – In diesem Sinne herzlichen Dank! Auf Wiedersehen! (Allgemeiner Beifall.)

Vorsitzende Heidemarie Unterreiner: Sehr geehrte Frau Kollegin Dr Neck-Schaukowitsch! 

Ich bedanke mich im Namen aller hier Anwesenden und aller Fraktionen bei Ihnen sehr herzlich für Ihre Tätigkeit. 17 Jahre in diesem Haus sind eine lange Zeit. Ausschussvorsitzende war eine wichtige Aufgabe, die Sie innehatten. Wir alle wünschen Ihnen sehr, sehr viel Freude und Erfolg im neuen Lebensabschnitt. Wie wird das wohl sein, ein mandatarloser Zustand? Wahrscheinlich auch sehr schön. Alles Gute!

Als nächste Rednerin ist Frau Dr Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! 

Frau Dr Neck-Schaukowitsch! Auch von meiner Seite – auch wenn Sie es vielleicht nicht erwarten – meine Anerkennung für Ihre Arbeit und meine allerbesten Wünsche für Ihren künftigen Lebensweg. Wir haben uns politisch immer wieder ein Match geliefert, als Person schätze ich Sie, und ich habe Sie auch in Ihrer Vorsitzführung geschätzt, weil Sie über alle Parteigrenzen hinweg demonstriert haben, dass Sie als Vorsitzende der Sache verpflichtet sind und klar unterscheiden können zwischen Ihrer politischen Rolle und Ihrer Rolle als Ausschussvorsitzende. Ich hoffe, dass es künftig in der Arbeit auch diesbezüglich gut weitergeht. 

Nun zum Thema Fonds Soziales Wien. Ich betrachte diese Umstrukturierung – es tut mir Leid, dass Kollege Hacker nicht da ist; oh doch, da hinten sitzt er – als einen abenteuerlichen Trapezakt ohne Netz, den in erster Linie der Kollege Hacker jetzt vor sich hat. Ich stehe auch nicht an, ihm persönlich von dieser Stelle aus zuzubilligen, dass er sich sehr bemüht und dass ich den Eindruck habe, er will wirklich das Allerbeste für diese Stadt. Das macht die Sache aber nicht einfacher, und zwar insofern nicht, als die Rahmenbedingungen, unter denen diese Ausgliederung stattfindet, abenteuerlich sind. Man versucht die Quadratur des Kreises, man möchte durch diesen Wechsel in die Förderwelt den Rahmenbedingungen, die die Europäische Union hier setzt, entgehen. Man möchte durch Förderung etwas wieder einfangen, was durch die Entwicklung in der europäischen Gesellschaft längst schon aus dem Ruder gelaufen ist, in einem negativen Sinne, oder auch, wenn man es in einem positiven Sinne sieht, neue Rahmenbedingungen verlangen, neue Transparenz und neue Klarheit. 

Dieser Umstieg von der Leistungswelt, wie das hier bezeichnet wird, in eine Förderwelt muss durchgeführt werden – das sagt das Papier, das uns hier vorgelegt wurde, in bemerkenswerter Offenheit –, weil das Bundesvergabegesetz zuständig ist. Das Bundesvergabegesetz wäre auch in der Vergangenheit schon heranzuziehen gewesen bei den Leistungsverträgen, die hier vergeben wurden. Es ist ein Versäumnis der Gemeinde Wien, darauf nicht geachtet und so viele Jahre hindurch Strukturen in einer Weise abgewickelt zu haben, dass nicht sichergestellt war, dass Qualität gesichert ist, dass Gerechtigkeit herrscht und dass Transparenz und Kontrolle gewährleistet ist. 

Das Papier, das uns vorgelegt wurde, fußt auf einem Vordokument aus dem August, das wir nicht bekommen haben, das ich aber kenne. Darin steht in bemerkenswerter Offenheit, dass es bisher am Berichtswesen gefehlt hat, dass wir, nämlich die Gemeinde Wien, nicht in der Lage sind, präzise Ausschreibungsunterlagen zu erstellen, dass das Qualitätsmanagement nicht ausreichend funktioniert hat und dass es, wenn man ausschreiben müsste, schwierig wäre, Leistungspreise im Nachhinein zu revidieren, weil das nach dem Vergabegesetz nicht möglich ist, und dass Einrichtungen nicht mehr der Überprüfbarkeit ihrer Finanzgebarung durch die Stadt obliegen. 

Meine Damen und Herren! Das war auch in der Vergangenheit das Problem, dass es Organisationen gegeben hat, die den Auftrag "Erbringen Sie Ihre Leistung, wir bezahlen Sie dafür" sehr extensiv für sich interpretiert haben. Da wurden Zinshäuser angemietet oder gekauft, da wurden Fernreisen getätigt, die Stadt konnte nicht intervenieren, weil sie eben Leistungen eingekauft hat. 

Und in diesem Papier aus dem August stellen Sie auch die richtigen Fragen, die im November-Papier nicht mehr vorkommen. Sie fragen: Was finanziert die Stadt? Wer entscheidet über Leistungen? Wer bestellt die Leistung? Soll sozial gestaffelt werden? Wie sollen die Finanzströme laufen? Wer hat mit wem welche Verträge? Wer kontrolliert die Qualität? Wie wird dokumentiert? 

Auf viele dieser Fragen, die Sie stellen, geben Sie selbst keine Antwort in Ihrem geplanten Umstieg in die Förderwelt, und das halten wir für das zentrale Risiko in dieser Umstrukturierung. Die Beziehung zwischen der Stadt, dem Kunden und dem Dienstleister wird sich durch die Förderwelt fundamental ändern – fundamental! –, auch wenn hier immer wieder betont und beteuert wird, dass sich für den Leistungsbezieher, die Leistungsbezieherin nichts ändert. Das muss erst bewiesen werden, denn der Kunde, die Kundin ist geschwächt in diesem System, denn die Stadt ist als Partnerin heraus aus dem Geschäft und der Fonds Soziales Wien weitgehend nicht in die Pflicht zu nehmen, denn er bezieht und beschränkt sich auf die Rolle, eine Förderung an das Individuum auszuzahlen und den Dienstleister anzuerkennen. Die Stadt ist von ihrer politischen Verantwortung entbunden, und das halten wir für eine Katastrophe. 

Wer wird wie anerkannt? Das wird eine der zentralen Fragen sein, die Sie sich nicht nur deshalb stellen müssen, weil die Opposition das einfordert, sondern weil Sie möglicherweise eine Klage vor dem Bundesvergabeamt oder vor der Europäischen Kommission zu gewärtigen haben. Wer wird wie anerkannt und warum? Sind es die üblichen Verdächtigen, sind es jene Organisationen, die in der Vergangenheit schon mit durchaus kritikwürdiger Gebarung gemeint haben, weil wir das immer schon machen, werden wir das künftig machen, die unterschiedliche Preise und Tarife verrechnen, die unterschiedliche Overheadkosten für sich veranschlagen, die sich auf Tradition und auf Geschichte beziehen, wenn sie legitimieren wollen, dass hier gleiche Leistung nicht gleich bezahlt wird?

Werden Sie, Frau Stadträtin, alle diese Organisationen umstandslos anerkennen und damit sozusagen sich und vor allem den Organisationen eine Atempause für notwendige Veränderung verschaffen oder nehmen Sie jetzt zu diesem Zeitpunkt endlich zur Kenntnis, dass die Prinzipien der Transparenz, der Kostenwahrheit, der Nichtdiskriminierung, des gleichen Zugangs zu Dienstleistungen zu wahren sind? (Mag Thomas Reindl: Das wird auch gewahrt!) Beantworten Sie mir die Frage, wer wie anerkannt wird, und reden Sie mit Leuten, die sich im Vergaberecht auskennen, dann werden Sie nämlich erfahren, dass sich sehr viel ändern muss, wenn Sie ernst machen mit Ihrer Absicht, keine Klage riskieren zu wollen und dann keine Klage verantworten zu können. 

Die Anerkennung der Organisationen muss den Wettbewerbsregeln entsprechen, damit Sie keine Klage in Bezug auf die Dienstleistungskonzession bekommen, denn in der Europäischen Union müssen Organisationen die Möglichkeit haben, am Markt anzubieten, wenn sie sich dafür für geeignet halten. Sie können diese Situation nur steuern, indem Sie klarmachen, welche Leistungen zu erbringen sind. Und da wird es nicht genügen, dass man den Leistungskatalog, wie er jetzt besteht, umstandslos in die neue Förderwelt überträgt (GR Godwin Schuster: Das behauptet niemand!), und man wird auch nicht umhinkommen, Qualitätskriterien zu entwerfen. – Sie sagen, das behauptet niemand, Sie haben nur keinen Fetzen gesehen. (GR Godwin Schuster: Sie behaupten das!) Wir behaupten das. Ja, wir behaupten das, weil Sie nichts vorlegen und weil die Organisationen mitnichten vorbereitet werden auf diese neuen Anforderungen. (GR Mag Thomas Reindl: Welche Organisationen?) Glauben Sie mir, wir reden mit den Leuten. Der Erhalt der jetzigen Privilegien oder der jetzigen Möglichkeiten wird nicht ausreichen, diesen Leistungskriterien zu genügen. (GR Godwin Schuster: Es wird eine freie Ausschreibung gemacht!) Das ist der eine Eckpunkt. 

Wenn Sie bei der Anerkennung diskriminieren, wenn Sie bei der Anerkennung nicht den freien Zugang ermöglichen, dann werden Sie das Bundesvergabeamt oder die Europäische Kommission sofort als Kläger haben (GR Mag Thomas Reindl: Dem sehen wir gelassen entgegen! Selbstverständlich!) Ja, schauen Sie dem nur gelassen entgegen. Es könnte sein, dass eine Ernüchterung oder das Heulen und Zähneknirschen in den Organisationen ausbrechen muss, wenn Sie es dann nicht geschafft haben, hier ordentliche Kriterien zu entwickeln und Sie somit die Organisationen erst recht unter Stress und unter Druck und dann in Schwierigkeiten bringen. (GR Mag Thomas Reindl: Reden Sie doch über Ergebnisse und nicht über Mutmaßungen!) 

Wir reden von Umstrukturierungen, die große Veränderungen mit sich bringen werden, und da haben Sie auch auf der anderen Seite des Spektrums, nämlich beim Kunden, bei der Kundin besonders Obacht zu geben, wenn Sie nicht wollen, dass die Sache vor dem Bundesvergabeamt kippt. 

Das Individuum soll eine Förderung bekommen. Damit diese Förderung am Markt auch in Leistung umgesetzt werden kann, muss dem Kunden, der Kundin klare Verfügungsmacht – mit Betonung auf dem Wort "Macht" – gegeben werden. Zu sagen, es ändert sich genau überhaupt gar nichts, alle werden von denselben Organisationen wie bisher alles kriegen, das wird es nicht spielen. Denn wenn die Verfügungsmacht nur eine konstruierte ist, wenn die Zahl der Anbieter sich nicht wirklich in eine richtige Wahlfreiheit ändert, dann ist diese Verfügungsmacht eine scheinbare, dann riecht die Konstruktion nach Umgehung des Bundesvergabegesetzes, und diese Umgehung des Bundesvergabegesetzes werden Sie bitter bereuen. (GR Godwin Schuster: Hauptsache, dass Sie kritisieren können!)

Sie sind sich ganz sicher, werte Kollegen von der SPÖ, dass das alles nicht der Fall ist. Sie haben jetzt seit Februar Zeit gehabt. Seit Februar wissen Sie, dass die Umstrukturierung auf Ihrer Prioritätenliste steht, und trotzdem haben Sie es bis jetzt verabsäumt, die zentrale Frage zu klären und die zentrale Frage hier auch zur Debatte zu stellen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das Gutachten, von dem Herr Hacker und Herr Mag Spacek gesprochen haben, zur Klärung der Frage – die nicht nur die Sigrid Pilz hier stellt, sondern die sich der Fonds zentral stellen muss –, ob die Sache rechtlich halten wird, dieses Gutachten liegt – und heute haben wir den 19. Dezember – noch nicht vor. Man muss sich das vorstellen! Seit Februar haben Sie Zeit, darüber Klarheit zu schaffen, und hochbezahlte Juristen hätten sicher schneller gearbeitet. Doch offensichtlich haben Sie sich um die Klärung dieser Frage bisher drücken wollen. 

Sie werden nicht umhinkommen, die Organisationen vorzubereiten, und zwar einerseits auf die Möglichkeit, dass auch in der Förderwelt geklagt werden kann, andererseits darauf – auch davon war die Rede in der Sitzung des Gesundheits- und Sozialausschusses –, dass die Liberalisierung nicht aufzuhalten ist und dass in einer Frist von ein, zwei oder fünf Jahren auszuschreiben ist, ob wir das wollen oder nicht. 

Wir können nun trefflich darüber streiten, ob die gewachsenen Strukturen in Wien das als sinnvolle Weiterentwicklung vor sich haben oder ob damit Schwierigkeiten, möglicherweise auch ein Verlust von Aufträgen für Organisationen die Folge ist. Das wissen wir nicht. Aber was Sie tun, ist, die Phase der Protektion für die Organisationen zu verlängern, ohne sich den wahren Problemen zu stellen. Ansonsten würden Sie mehr Wert auf Qualitätssicherung, auf Qualitätskontrolle und auf Konsequenzen aus dieser Kontrolle legen. Das müsste dann auch heißen, wer die Leistung nicht bringt, hat mit Pönalezahlungen zur rechnen, muss damit rechnen, seinen Auftrag zu verlieren, seine Anerkennung als Anbieter zu verlieren. So lange sozusagen alles augenzwinkernd hingenommen wird, etwa ungerechtfertigt unterschiedlich Tarife, ungerechtfertigte unterschiedliche Auffassung von Aufgabenerledigung, so lange werden die Organisationen nicht vorbereitet auf eine transparente, auf eine wettbewerbsgerechte Welt. 

Kontrolle tut Not. Ich erinnere an den Kontrollamtsbericht, der von 300 Prozent Tarifschwankungen für die gleiche Leistung gesprochen hat. Und nicht einmal, wenn man anerkennt, dass in Teilbereichen Organisationen unterschiedlich wirtschaften müssen, ist das zu legitimieren, dass die einen um 300 Prozent mehr verrechnen als die anderen, und zwar für dieselbe Aufgabe. 

Dass es mit der Gebarung der Gemeinde Wien in diesem Bereich im Argen liegt, hat nicht zuletzt die Prüfung der Gesundheits- und Sozialzentren durch das Kontrollamt bewiesen. Dieses Dokument sollten Sie sich anschauen, wenn Sie sich jetzt auf die abenteuerliche Ausgliederung und den Umbau der Leistungsvergabe auf Förderwelt so umstandslos und kritiklos einlassen werden. Hier hat das Kontrollamt festgestellt, dass der Magistrat verabsäumt hat, die Personalressourcen in den Gesundheits- und Sozialzentren zu steuern, dass es kein internes Controlling gibt, obwohl es dringend notwendig wäre, dass es – und das sollte Ihnen besonders zu denken geben – überteuertes und unnötiges Leihpersonal, ganz zufällig ausschließlich aus der Sozialdemokratie nahestehenden Organisationen, aus Vorfeldorganisationen der SPÖ, gegeben hat. 60 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen wurden so beschäftigt. Sie wurden bei der Gründung der Gesundheits- und Sozialzentren einfach übernommen, obwohl keine Bedarfsprüfung vorgelegen hat. Das Kontrollamt kommt folgerichtig auch zu dem Schluss, dass ein Bedarf an diesem Leihpersonal bei Umsetzung geeigneter und erforderlicher Maßnahmen nicht mehr gegeben sein sollte.

Dieses Leihpersonal haben sich die Wohlfahrtsorganisationen sehr teuer abgelten lassen. Hier wurden 40,73 EUR pro Stunde eingehoben, statt der üblichen 23,06 EUR, die in den Organisationen für Heimhilfen üblich sind. Das ist eine satte Überbezahlung, die durch nichts zu rechtfertigen ist. "Weder ist die Beschäftigung dieses Leihpersonals wirtschaftlich vorteilhaft, noch werden dadurch die qualitativen Erfordernisse abgedeckt." – So das Kontrollamt.

Wenn Sie meinen, dass Sie vorbereitet sind auf neue Strukturen, dann sollten Sie zuerst an diesen Missständen arbeiten, bevor Sie sich ins nächste Abenteuer stürzen. Wer hier meint, dass Ausgliederung auf alle Fälle billig ist, der soll sich vom Kontrollamt eines Besseren belehren lassen. Was die medizinische Hauskrankenpflege betrifft, hat das Kontrollamt festgestellt, dass die Leistungen, die der Magistrat selbst erbringt, mit 34,44 EUR pro Stunde um zirka 5 EUR billiger sind als die, die von den Wohlfahrtsorganisationen erbracht werden. Dieselbe Stunde für medizinische Hauskrankenpflege kostet nämlich 39,84 EUR. Wie kann man hier von Kosteneffizienz reden? Das Kontrollamt sagt: "Ein wirtschaftlicher Vorteil für die Stadt durch die Erbringung der Hauskrankenpflege durch die Wohlfahrtsorganisationen ist nicht erkennbar." Ist nicht erkennbar! Also überlegen Sie sich gut, ob Sie mit diesen Strukturen weitere Ausgliederungen überhaupt riskieren können. 

Fazit: Ich halte es für unvertretbar und unverantwortlich, dass Sie zu diesem Zeitpunkt, wo so viele Fragen offen sind, wo Sie noch nicht einmal über ein Rechtsgutachten verfügen, ob Sie nicht von der ersten Klage bedroht werden, sobald sich Kunden oder Anbieter im Wettbewerb nicht ausreichend gut behandelt fühlen, ausgliedern. Wie können Sie es, so lange Sie diese Abschätzung noch nicht treffen können und nicht geklärt haben, riskieren, den gesamten Sektor auszugliedern und den gesamten Sektor auf Förderstrukturen überzuführen? Warum nehmen Sie sich nicht die Zeit, mit einem kleinen Segment zu schauen, ob das überhaupt hält, was Sie hier vorhaben? Manchen Sie keinen Großversuch am Personal, machen Sie keinen Großversuch an den Strukturen, machen Sie vor allem keinen Großversuch an den Kunden und Kundinnen, für die es sicher sein muss, dass ihre Leistungen auch künftig erbracht werden!

Ein Letztes möchte ich noch sagen. Diese Ausgliederung hat große Folgen für das Personal, das bis jetzt im Magistrat beschäftigt war und künftighin in den Fondsstrukturen tätig sein wird. Niemand garantiert, dass das Personal nicht in einem weiterem Ausgliederungsschritt in eine GesmbH überstellt werden muss. Niemand garantiert das den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. Sie gehen ihrer Rechte verlustig, hier innerhalb eines Jahres zurückzukehren. Und es wird drei Klassen von Bediensteten geben: Beamte, Vertragsbedienstete und Angestellte. 

Wer behauptet, dass die Rechte für die Magistratsbediensteten bleiben, der täuscht sich, denn es werden zwar die Gehälter weiter bezahlt, aber das Recht, auch die Nebengebühren zu beziehen, die bei manchen bis zu 30 Prozent betragen, wird nicht an den Fonds weitergegeben. Da kann es für viele Menschen hohe Gehaltseinbußen geben. Sie sollten besser überlegen, bevor Sie so ein Weihnachtsgeschenk an Ihr Personal machen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strache gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin davon ausgegangen, dass noch eine ÖVP-Kollegin vor mir das Wort ergreifen wird, aber das war eine überraschende Änderung.

Zur Frau Kollegin Dr Neck-Schaukowitsch. Ich habe sie als Mitglied des Gesundheitsausschusses selbst genossen. Auch ich darf ihr für ihren weiteren Lebensweg alles Gutes wünschen. Und da sie die drei Begriffe Fairness, Verantwortung und Fantasie erwähnt hat: Die Fantasie kann ich weniger beurteilen, die beiden ersten Begriffe jedoch kann ich beurteilen, und dass sie diese im Ausschuss immer auch gelebt hat, das muss man anerkennend festhalten.

Zu Ihrem Kaspertheater-Vergleich stelle ich mir natürlich schon die Frage: Wer ist jetzt der Kasperl in Wien, und wer ist das Krokodil? Sie hat gesagt, der Kasperl gewinnt am Schluss immer, denn das Krokodil ist der Böse, der kriegt dann eine auf den Kopf, und am Ende ist dann der Kasperl der Sieger. Wenn meint sie nur mit dem Kasperl? Es ist die Frage, ist das jetzt der Bürgermeister, die Stadträtin, wer auch immer? Wer ist der Kasperl? Aber das war liebenswürdig. 

Manchmal übernehmen die Oppositionellen natürlich die Rolle des Krokodils, um, wie soll ich sagen, rhetorisch hinzuhauen, etwas aufzuzeigen, und natürlich muss das auch die Rolle sein. Aber die spielt man nicht, weil die Frau Dr Neck-Schaukowitsch gesagt hat, wir spielen diese Rolle. Wir spielen sie nicht, wir sind in dieser Rolle, wir sind in diese Rolle hineingewählt vom Bürger und haben als Oppositionsparteien genauso eine Verantwortung gegenüber dem Bürger zu leben wie Sie als Stadtregierungspartei. Das ist natürlich kein Spiel, sondern das ist in der Verantwortung schon auch bitterer Ernst. 

Ich möchte ganz kurz vielleicht auf eines noch eingehen, weil heute immer wieder diese Studie von Arthur Andersen zitiert wurde und diese auch die Grundlage war, worauf man, von Rust ausgehend, diese Auslagerung als sinnvoll erachtet hat. Da hat die eigene Magistratsabteilung 47 die Schlussfolgerungen, die in der Studie dargelegt worden sind, teilweise als unmotiviert angesehen, Kernaussagen nicht als schlüssig betrachtet, hat das kritisiert. Faktum ist, dass SR Dr Friedrich Leitner schon im November in Pension geschickt worden ist, obwohl wir erst heute die Ausgliederung beschließen. Das ist auch wieder so ein Vorgriff, wo man von Seiten der Stadtregierungspartei weiß: Wir haben die absolute Mehrheit, das beschließen wir. Keine Frage. Das sei noch außer Streit zu stellen. 

Was aber dann zum Streit führen muss, ist etwas anderes: Es geht nicht darum – das wurde auch von Frau Dr Neck-Schaukowitsch erwähnt –, dass Sie nicht entscheiden sollen. Natürlich müssen Sie als Stadtregierung entscheiden, und wenn es in gewissen Bereichen keine Einigung mit den Oppositionsparteien gibt, dann werden Sie das alleine entscheiden, denn Sie haben ja auch die absolute Mehrheit. Das ist nicht die Frage. Wir wollen nur diskutieren, wir wollen nur rechtzeitig informiert werden und wollen die Möglichkeit haben, rechtzeitig zu wissen, was Sie vorhaben. Das ist das Entscheidende, und das haben Sie der Opposition auch in diesem Bereich verwehrt; einfach mit der Kaltschnäuzigkeit, wie Sie vorgegangen sind. 

Das muss man einfach aufgreifen, denn es hat am 5. Dezember den Integrationsausschuss gegeben, und alleine die Situation damals zeigt, dass Sie nach dem Motto, "Mir san mir, und alles andere ist uns eigentlich wurscht", vorgegangen sind. Da wurde im Ausschuss gleich im ersten Tagesordnungspunkt diese Ausgliederung behandelt. Eine Viertelstunde nach Beginn des Integrationsausschusses war erst jene Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses, in der wir erst die Prozesse und die Organisationsstrukturen hätten vorgestellt bekommen sollen. Das hat allerdings nicht geklappt, und auch diese Sitzung ist dann auf Grund der inhaltlichen Unergiebigkeit abgebrochen worden. Es hat dann eine Vertagung stattgefunden. Aber dass man einen Ausschuss macht, in dem man die Ausgliederung beschließt, ohne uns vorher inhaltlich wirklich zu informieren, das entbehrt eigentlich jeder Grundlage. Das ist nicht die Art und Weise, wie man regieren sollte. 

Natürlich war es so, dass wir dort Fragen stellen mussten, und es war auch so, dass Kollege Godwin Schuster angerufen hat, damit die andere Sitzung nicht pünktlich beginnt, sondern etwas verlegt wird. Keine Frage. Aber Faktum ist: Wir mussten den Ausschuss verlassen, um bei der anderen Sitzung überhaupt dabei sein zu können, um dort zu erfahren, wie die Organisationsstruktur aussehen wird. Das ist Faktum. Und wir konnten nicht mehr beim Ausschuss dabei bleiben, obwohl es unsere Verantwortung und Aufgabe gewesen wäre, als Gemeinderäte im Ausschuss zu sitzen und die nächsten Tagesordnungspunkte mitzubeschließen. (GR Christian Oxonitsch: Aber ihr seid nicht unter Protest ausgezogen!) Natürlich, wir haben ja unter Protest ausziehen müssen (GR Godwin Schuster: Nein, nein, ein Protest war es nicht!), weil die Sauerei der Zeitplanung von Seiten der Stadtregierung, was den Ausschuss mit dieser Überschneidung der Vorstellung der Organisationsstrukturen betrifft, uns letztlich nichts anders übriggelassen hat. 

Wenn dann der Kollege Schuster einen Pressedienst macht, wo er sagt, er zeigt sich verwundert (GR Godwin Schuster: Ja, weil kein Protest stattgefunden hat! Sie haben nur gesagt, Sie gehen zur nächsten Sitzung!), dann haben Sie wahrscheinlich höchstens Verwunderung über Ihre eigene Vorgangsweise zum Ausdruck gebracht, denn etwas anderes ist nicht verständlich. Das ist wirklich präpotent, Herr Kollege, es ist wirklich präpotent, eine Sitzung so anzusetzen, obwohl man weiß (GR Godwin Schuster: Nein, nein!), dass Ausschussmitglieder nicht der gesamten Sitzung beiwohnen können, weil sie einfach zu einer anderen Sitzung müssen, die wichtig ist, denn sonst hätte man keine weiteren und näheren Informationen zum Fonds Soziales Wien erhalten können. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Nein, wir haben das nicht abgestimmt!) 

Und da können Sie wie das Rumpelstilzchen hüpfen oder nicht – Sie hüpfen eh nicht, das ist Ihnen eh wurscht –, das ist so die gelebte Demütigung gegenüber der Opposition, die gelebte Demütigung gegenüber dem Bürger: Eh wurscht! Mir san mir! Wir fahren da drüber, wir machen eh, was wir wollen. Information brauchen die auch keine, die haben es zu schlucken. Wir haben die Mehrheit, wir fahren drüber, wir rasieren da einfach drüber.

Zum Kollegen Margulies möchte ich jetzt nichts sagen, denn das Kommunistische Manifest, das er heute zu diesem Bereich verlesen hat, ist es, glaube ich, nicht unbedingt wert, dass man darauf eingeht, aber das hat mir echt den Eindruck vermittelt, das Kommunistische Manifest wurde heute hier zelebriert. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das haben Sie aber nicht gelesen!) Ich denke aber trotzdem, in einem Punkt hat er Recht gehabt. Er hat Recht gehabt, dass die soziale Verpflichtung, die die Stadtregierung eigentlich haben sollte, abgeschoben wird. Da hat er Recht gehabt, da pflichte ich ihm bei. Da muss ich kein Kommunist sein, soziale Verantwortung haben, glaube ich, alle Parteien in diesem Haus, und diese soziale Verantwortung hat er Ihnen abgesprochen. Er hat gesagt, Sie lagern hier aus, Sie wollen hier etwas abschieben (GR Godwin Schuster: Da wird nichts abgeschoben!), und das ist natürlich schon faktisch vorhanden. Diese Verpflichtung haben Sie abgeschoben, obwohl Sie das Wort "Sozial" in Ihrem Parteinamen tragen. 

Das ist aber Ihre Verantwortung in diesem Bereich, und ich denke mir wirklich, es geht nicht an, sich dessen zu entledigen und Sozialpolitik auszulagern, weil man weiß, dass man während der vergangenen Jahrzehnte so viele Schulden angehäuft hat, weil man weiß, dass man vieles im Sozialbereich nicht mehr finanzieren wird können. Sie wollen daher jetzt rechtzeitig hergehen und, wissend, dass Einsparungen notwendig sind, zumindest den Anschein erwecken: Wir haben damit in Zukunft nichts zu tun. Deshalb schaffen wir das Konstrukt Fonds Soziales Wien, lagern aus, und der muss dann kürzen. Wir sagen nach außen gegenüber der Bevölkerung: Tut uns Leid, damit wir haben wir nichts tun, das ist der Fonds Soziales Wien. Wir haben damit nichts zu tun. Der Fonds Soziales Wien wird dann erklären müssen, warum das so ist, und Sie tun so, als wäre das etwas Gottgegebenes, das Sie nicht zu verantworten haben. 

Das werden Sie der Bevölkerung aber nicht weismachen können. Das wird nicht funktionieren. Dafür werden wir Sorge tragen, dass das nicht funktioniert. 

In Wirklichkeit ist es ja so, dass bei all diese Dingen, die da in den letzten Wochen diskutiert worden sind, natürlich Einsparungsmaßnahmen auf Kosten der Schwachen geplant waren von Ihrer Seite. Das liegt ja auf der Hand. Wir erleben das ja auch im Behindertenbereich, wo Einsparungsmaßnahmen festgesetzt worden sind. Wir erleben die Situation, die auch irgendwo willkürlich ist, dass es bis heute zu keinem Vertragszustand beim Fahrtendienst gekommen ist. Das sind ja alles auch Willkürlichkeiten, Situationen, die im Sozialbereich auch Schaden zufügen: Organisationen Schaden zufügen, den Betroffenen Schaden zufügen. 

Und gerade in dieser Frage wird es auch nicht besser werden. Denn wenn man sich ansieht, dass im Grunde genommen der Rechtsanspruch für die Betroffenen nicht mehr sichergestellt wird im Fonds Soziales Wien, dass sie zu Bittstellern werden, dass das Wiener Sozialhilfegesetz sehr wohl als gefährdet zu betrachten ist, dann müssen ganz einfach die Alarmglocken schrillen, was die Sozialpolitik betrifft, weil wir hier eine Ignoranz erleben, die von Ihrer Seite gegenüber den sozial Schwächeren in dieser Stadt leider Gottes gelebt wird.

Ganz kurz zu einem Punkt im Sozialausschuss, den wir erleben konnten, und zwar in der Diskussion mit dem Volksanwalt Dr Kostelka. Dort wurde gefragt – soweit ich mich jetzt erinnern kann, vom GR Strobl –, inwieweit die Volksanwaltschaft weiterhin Prüfberechtigung hat. Es war für uns interessant, dass damals die Frau StRin Laska in ihrer ersten Antwort gesagt hat, selbstverständlich bleibt das erhalten. Wir haben alle tief durchgeatmet, wir waren ganz erfreut, dass die Frau StRin Laska im Ausschuss gesagt hat, die Volksanwaltschaft wird weiterhin die Möglichkeit haben, zu kontrollieren und einen Bericht abzuliefern. Wir haben richtig aufgeatmet. Leider Gottes hat dann zwei Minuten später der Volksanwalt die Frau Stadträtin korrigiert und hat gesagt, dass das selbstverständlich leider nicht mehr der Fall sein wird, dass das möglich ist, außer man schafft die entsprechenden Rahmenbedingungen, sei es über die Geschäftsordnung, sei es über eine Verfassungsänderung. Dann wäre das möglich, und es wäre auch wünschenswert. 

Jetzt haben wir uns natürlich gedacht, dass Sie das auch umsetzen werden. Nichts dergleichen. Kein Interesse in diesem Bereich. 

Bezüglich Rechnungshof die gleiche Situation. 

Die gleiche Situation erleben wir in der Festsetzung des Fonds Soziales Wien, wo heute ja schon dargelegt wurde, wie das Präsidium, das Kuratorium und der Beirat besetzt werden. Selbstverständlich geht alles nach absolutistischer Machtanschauung und Machtpräpotenz vor sich. Das wird sich so abspielen, dass im Präsidium und im Kuratorium hohe Beamte sitzen, die vorwiegend eben unter sozialdemokratischem Einfluss stehen, während die Opposition ausgeschaltet ist. – Geht das Mikrofon immer wieder aus? Ich habe den Eindruck, dass das immer aus- und eingeschaltet wird. – Erst dann im Beirat werden wir als Opposition überhaupt einmal eine Präsenz erleben können; großzügigerweise im Beirat, der zweimal im Jahr tagen wird, der in Wirklichkeit aber überhaupt keine Möglichkeiten hat, in Richtung Kontrolle zu wirken. Geschäftsbericht ist sowieso nicht der Fall. 

Da sieht man schon, wie mit 300 Millionen EUR umgegangen wird. 300 Millionen EUR werden ausgelagert. Wir wissen nicht genau wie viel, es könnten auch 500 Millionen EUR sein, diese Zahl ist heute auch schon gefallen. Das wird ausgelagert, und man denkt sich, Kontrolle ist da nicht notwendig. Wozu Kontrolle? Ist eh nur das Geld des Bürgers, eh nur das Geld des Steuerzahlers. Wenn da was schief läuft, ist das kein Problem. Unser Geld ist eh nicht, wir verwalten es ja nur. Und wir lagern es jetzt aus, dann sind wir auch nicht mehr wirklich verantwortlich dafür, wenn dort etwas schief läuft, wenn dort ein bisschen eine Chuzpe passiert, wenn dort ein paar Ungereimtheiten auftreten. – Das ist halt genau der Bereich, der uns zu Recht kritisieren lässt, der uns zu Recht zum Krokodil werden lässt.

Vielleicht ganz kurz auch noch zu dem, was Kollege Barnet vorher betreffend Hacker, den neuen Geschäftsführer des Fonds Soziales Wien, gesagt hat. Also ich hoffe nicht – das wünsche ich uns allen nicht in dieser Stadt –, dass Hacker als Geschäftsführer so ineffizient arbeiten wird, wie er das als Drogenkoordinator der Stadt bewiesen hat. Da wünsche ich uns wirklich mehr Erfolg von seiner Seite, aber der Kollege Barnet hat ihm in einem Punkt Unrecht getan. Er ist sicherlich nicht so schön, wie du gesagt hat, wie der Karl-Heinz Grasser, aber ich glaube, darauf kommt es nicht an. Auf Schönheit kommt es zum Glück nicht an, es kommt auf Aktivitäten an, es kommt auf Einsatz an. Den Einsatz wird er hoffentlich leben. 

Dass er Einsatz hat, das wissen wir, weil er ja in vielen Bereichen sehr engagiert unterwegs war und auch gegen uns immer wieder schön polemisiert hat im Bereich der Drogenpolitik. Ich würde mir wünschen, dass er ein bisschen weniger Ideologe ist und ein bisschen sachlicher wird – es wird ja seine neue Aufgabe sein, mehr Sachlichkeit an den Tag zu legen (GR Godwin Schuster: Er ist ein Experte!) –, dann habe ich wirklich doch irgendwo einen Funken Hoffnung, dass er es besser machen könnte als seinerzeit als Drogenkoordinator. Aber als Charmebolzen würde ich ihn nicht bezeichnen (GR Günther Barnet: Nein?), nein, als Charmebolzen würde ich ihn wirklich nicht bezeichnen, und ich würde auch nicht der Meinung anhängen so wie du, dass den sozial Bedürftigen das Herz warm wird. Das glaube ich nicht. Da habe ich eher die große Furcht, dass es, was den Charme und diesen Bereich vor allen Dingen betrifft, ein bisschen kälter werden wird. (GR Godwin Schuster: Mit Charme hat man noch nie etwas bewältigt!) Wie? Mit Charme hat man was? (GR Godwin Schuster: Mit Charme hat man noch nie etwas bewältigt, nur mit konkreten Maßnahmen!) So oder so nicht. Mit Charme nicht, sondern nur mit konkreten Maßnahmen, aber da befürchte ich leider Gottes, dass auch die ausbleiben werden. 

Was die Vereine betrifft, so möchte ich auch die ganz kurz ansprechen. Es ist natürlich schon eine Situation, wo ich heute ein bisschen den Eindruck gehabt habe – auch die ÖVP, auch die Grünen bewegt das zu Recht –, in Zukunft werden SPÖ-nahe Trägervereine bevorzugt behandelt werden. Die werden halt dann die Förderung genießen, die werden die Subventionierung genießen. Die Vereine, die nicht SPÖ-nahe sind, die kleineren Vereine, die lässt man quasi links liegen, die werden ausgehungert. Da treten dann natürlich schon auch die ÖVP und die Grünen auf den Plan, denn da wird es dann wichtig, dass natürlich die eigenen Vereine hoffentlich schon auch irgendwie bedacht werden, auch im Pot dabei sind, auch eine Finanzierung finden. Klar, da versucht man dann, sich das eine oder andere noch rechtzeitig auszuschnapsen mit der absoluten Mehrheit in diesem Haus. Aber ich befürchte, dass am Ende, nach dem Aushungern nicht-SPÖ-naher Vereine, eventuell dann Verteuerungen in den Strukturen auf der Tagesordnung stehen könnten. Das befürchte ich. 

Und ich befürchte noch ganz etwas anderes. Kollege Margulies hat das angesprochen, dass da die EU-weite Ausschreibung umgangen wird. Also das ist für mich schon ein kritikwürdiger Punkt. Denn eigentlich ist das ja schön, und wenn wir innerhalb der Europäischen Union schon gewisse Richtlinien haben, dann sollte man doch die Ausschreibung befürworten, positiv sehen, dann sollte man die Möglichkeiten sehen, dass es in anderen europäischen Ländern teilweise wesentlich bessere Qualitätsmodelle gibt als bei uns, dass es die Möglichkeit gibt, wesentlich effizienter in gewissen Bereichen tätig zu werden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist genau dieser Bereich!) Mit dem Fonds Soziales Wien wird man sozusagen von der Subventionierung mehr in die Förderpolitik wechseln als Zieldefinition, wie uns erklärt wurde. Man wird das umschiffen, und das halte ich auch nicht für den richtigen Weg. 

Zum Abschluss: Ich habe schon den Eindruck, dass man sich hier in Wirklichkeit Zeit geschaffen hat, Zeit geschaffen hat für zwei Ressorts, die in den letzten Monaten nicht besonders erfolgreich gearbeitet haben, Zeit geschaffen hat, sich wieder mehr und noch verstärkter den Events zu widmen, weil ja die Verantwortung in Zukunft schön abgeschoben ist und man sich in Zukunft so wie Pontius Pilatus die Hände weißwaschen kann oder glaubt, sie weißwaschen und reinwaschen zu können nach dem Motto: Wir sind nicht die Sozialabbaupartei, das ist, wenn, der Fonds Soziales Wien. 

Aber ich kann Sie nicht aus dem Vorwurf entlassen, dass Sie in Wirklichkeit mit der Maßnahme, die Sie in diesem Bereich setzen, die Sozialabbaupartei in dieser Stadt sind, weil Sie gerade in diesem Bereich die soziale Verantwortung und Verpflichtung gegenüber den Schwächsten in der Gesellschaft wegschieben und damit auch die Einsparungen, die in diesem Bereich auf uns zukommen werden, zu verantworten haben. Das wird Ihnen niemand abnehmen können, und das werden wir den Menschen auch sagen. 

Wir als Opposition sind dazu degradiert, den Menschen gar nicht mehr helfen zu können, wenn sie in Zukunft zu uns kommen. Wir können ja gar nicht mehr helfen, weil wir ausgeschaltet wurden durch Sie. Wir können nur mehr darauf verweisen, dass der Fonds Soziales Wien jetzt dafür verantwortlich ist und dass sie dort als Bittsteller auftreten können, dass wir als Gemeinderäte und als Landtagsabgeordnete aber gar nicht mehr die Möglichkeit haben, für sie tätig zu werden. Das ist ein sehr, sehr trauriger Umstand, wie man letztlich mit den Bedürfnissen der sozial Schwachen in der Gesellschaft umgeht, wie man mit Rechtsansprüchen umgeht und wie man versucht, die Menschen zu Bittstellern zu degradieren. 

Das ist ein sehr, sehr trauriger Umstand, der uns schon ernst werden lassen sollte, auch wenn Sie vielleicht lachen, Frau Kollegin Wehsely. Das zeigt halt, dass Sie immer abzulenken versuchen. Bei allem, was es an Themen gibt, wird von Ihnen immer abgelenkt in Richtung Bundesregierung. Doch hier haben Sie einen Verantwortlichkeitsbereich, da sind Sie verantwortlich und niemand anderer, und da haben Sie gelebt, wie man es nicht tun sollte, wie man demokratisch nicht umgehen sollte mit Oppositionsrechten, da haben Sie gelebt, wie man in diesem Bereich der Kontrollrechte beraubt wird, das haben Sie ganz extrem gelebt. Sie haben gelebt, Information nicht weiterzugeben, indem Sie uns zehn Monate lang dumm sterben haben lassen, uns für dumm und blöd verkauft haben. Dann haben Sie noch dazu Sitzungen so angelegt, dass sie sich überschneiden, sodass man, da man sich nicht zweiteilen kann, nicht bei beiden Sitzungen anwesend sein konnte. Zudem wurde über Tagesordnungspunkte abgestimmt, obwohl Sie uns noch nicht einmal erklärt haben, wie die Organisationsstrukturen aussehen. 

Das alles zusammen ist ja eigentlich wirklich nicht nur ein schlechter Witz, sondern das ist eigentlich wirklich ein Affront dieses Hauses, und dieser Affront dieses Hauses, den Sie gelebt haben, der ist eigentlich in keine Worte zu kleiden. Sie demütigen wirklich die Menschen in diesem Haus, nämlich abseits ihrer Regierungsmannschaft, Sie demütigen die Menschen in dieser Stadt, und das sollten Sie wirklich schleunigst beenden. Das sollten Sie wirklich schleunigst beenden, denn wer auf dem hohen Ross sitzt, wird irgendwann einmal herunterfallen. 

Momentan sitzen Sie noch auf dem hohen Ross, aber die Menschen spüren, dass es kälter wird in dieser Stadt, und wir werden Sorge dafür tragen, dass es in Zukunft wieder eine herzliche Wärme in dieser Stadt gibt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Mag Wehsely gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lieber Kollege Strache! Ihre Wünsche, was alles mit der Mehrheitsfraktion passieren soll, werden dank der Wienerinnen und Wiener erfreulicherweise nicht erfüllt. Ich kann mich noch gut erinnern, wie Sie in der letzten Sitzung vor der Gemeinderatswahl gesagt haben, wir würden am Sonntag unser blaues Wunder erleben. Wenn Sie sich die Sitzverteilung jetzt anschauen, war es ein bisschen anders, und genauso wird es mit Ihrer Sorge mit dem angeblichen hohen Ross sein. (GR Dr Herbert Madejski: Aber die Frau Stadträtin sitzt schon auf dem hohen Ross!) Aber bitte, glauben Sie weiter. 

Tatsache ist, dass wir heute lange diskutiert haben, viel diskutiert haben, aber über die wesentlichsten Grundlagen und Begründungen für diese Reform nicht diskutiert haben, nämlich zunächst einmal über die Tatsache, dass im Jahr 2030 – und das klingt jetzt irgendwie weit weg, ist es aber nicht – bereits über ein Drittel der Wienerinnen und Wiener älter als 60 Jahre sein wird. Die Zahl der SeniorInnen, vor allem der alten Seniorinnen und Senioren, steigt. Ich werde dann 2030 auch davon betroffen sein, da werde ich nämlich gerade 60 sein. (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) 

Es gibt – das wurde heute auch schon mehrmals erwähnt, nur der richtige Schluss daraus wurde nicht gezogen – sowohl die Andersen-Studie als auch einen Kontrollamtsbericht, in dem die Probleme, die in diesen Bereichen der Stadt Wien gegeben sind, ganz klar dargelegt wurden, und die Diskussion ist auch keine neue. Jetzt werden die Probleme – zumindest habe ich den Eindruck, was diese Debatte betrifft – von allen Fraktionen gesehen, denn darüber, dass hier Handlungsbedarf ist, besteht Einigkeit. Wir haben ja auch schon zwei sehr konstruktive Arbeitsgruppensitzungen mit allen Fraktionen gehabt. Da war auch Einigkeit darüber, dass grundsätzlich die Zusammenführung der Sozial-, Pflege- und Behindertenbetreuung eine sinnvolle ist. Nur zu dem Thema, wie das gestaltet sein soll, haben Sie überhaupt nichts gesagt. Das ist doch Ihr Recht als Opposition. Und das nehme ich damit hier auch so zur Kenntnis. 

Wenn hier kritisiert wird, dass es sich um eine undemokratische Vorgangsweise handelt, wenn das insbesondere von der ÖVP und der freiheitlichen Fraktion kritisiert wird, dann weiß ich nicht, ob das wirklich ernst gemeint ist oder halt im Geplänkel einer Gemeinderatsdebatte stattfindet, denn ich würde von den Kolleginnen und Kollegen der ÖVP und der FPÖ gerne wissen, wann es einmal der Fall war – ich möchte nur ein einziges Beispiel wissen –, dass eine Maßnahme im Bund umgesetzt wurde und die Opposition bereits acht Monate vorher darüber informiert wurde, dass diese Maßnahme geplant ist und die Eckpfeiler dieser Maßnahme auch präsentiert wurden. Dieses Beispiel werden Sie mir nicht bringen können, denn das Beispiel gibt es nicht. Und das ist auch der wesentliche Unterschied zwischen der absolut regierenden Sozialdemokratie in diesem Haus und der schwarz-blauen Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie hier von einem Abschieben von Verantwortung sprechen, dann kann, werde und will ich Sie nicht daran hindern, ich bin nur der festen Überzeugung, dass Sie selber wissen, dass dem nicht so ist und dass das nicht stimmt. Herr Kollege Barnet ist jetzt, glaube ich, nicht da, oder ich sehe ihn zumindest nicht, denn ich hätte ihm jetzt gerne erklärt – vielleicht können Sie ihm das ausrichten –, was es so auf sich hat mit der Geschäftseinteilung im Magistrat der Stadt Wien, wieso da der Fonds nicht vorkommt und was es mit etwaigen und eventuellen Verantwortungen des Fonds auf sich hat. Tatsache ist nämlich, dass selbstverständlich weiterhin die MA 15 die Kompetenz und die Verantwortung für diese Leistungen hat. Da hat er offenbar im falschen Walter/Mayer nachgeschaut, vielleicht im Walter/Mayer für besonderes Verwaltungsrecht oder im Walter/Mayer für Verfassungsrecht, aber offenbar nicht im Walter/Mayer für Verwaltungsverfahrensrecht.

Ich sage es ihm jetzt gerne, es ist die 7. Auflage und die Randzahl 375, wo festgehalten ist: „In der Praxis finden Verwaltungsverfahren auch dadurch eine Erledigung, dass die Behörde in den Fällen, in denen eine Partei die Vornahme eines bestimmten Aktes beantragt, diesen Akt ohne über den Antrag einen förmlichen Bescheid zu erlassen setzt. Damit ist der Antrag erledigt.“ Punkt.

Und das ist genau die schwierige Erklärung. Also ich denke mir dazu, es ist sozusagen keine so ganz diffizile juristische Sache, weil sie in einem Lehrbuch für die Grundausbildung der Juristinnen und Juristen nachzulesen ist, aber man muss halt im richtigen Lehrbuch nachschauen. Da ist klar gelegt, dass die Verantwortung natürlich weiterhin beim Magistrat bleibt und wenn jemand Hilfe braucht und vom Fonds die Leistung, die ihm auf Grund der gesetzlichen Grundlage zusteht, nicht bekommt, selbstverständlich zur Behörde gehen kann und dann auch einen Bescheid bekommt und damit auch einen Bescheid hat, der erfüllt werden muss. Allerdings wenn jemand eine Leistung ohne Bescheid erfüllt bekommt, ist damit sein Recht auch verwirkt, weil die Leistung ja bereits getätigt wurde. Ich würde bitten, das auszurichten, weil das vielleicht einfach nur eine Informationslücke ist, die man damit auch schon erklären kann.

Das, was wir heute hier beschließen und auch in der Zukunft vorhaben, ist, den zusammengeführten Bereich der Sozialpflege und Behindertenbetreuung in drei Ebenen vorzunehmen. Da sage ich wieder, das hat aber nichts damit zu tun oder ist genau das Gegenteil von Abschieben von Verantwortung, denn die erste oberste und wichtigste Ebene ist nämlich die Politik und dort wird die konkrete Planung und Strategie dieser Bereiche vorgegeben, nämlich des Sozialbereichs, des Pflegebereichs und des Behindertenbereichs. Das findet selbstverständlich im Bereich der Politik und im Bereich des Magistrats statt und die Politik, das wurde hier auch so negiert oder übergangen, beschließt natürlich auch das Budget des Fonds "Soziales Wien". Wenn die Politik der Meinung ist, dass das Budget, das der Fonds "Soziales Wien" vorlegt, nicht gut, nicht richtig, nicht ausreichend ist, dann wird die Politik dieses Budget auch nicht beschließen, dann wird es nämlich der Wiener Gemeinderat nicht beschließen und vorher wird es auch schon der Ausschuss nicht beschlossen haben.

Jetzt haben wir ein Problem oder Sie haben ein Problem, nämlich ein demokratiepolitisches. Tatsache ist nämlich, auch wenn Ihnen das nicht gefällt - und da habe ich, mich in Ihre Rolle als Opposition versetzend, durchaus Verständnis dafür -, dass die Mehrheit des Hauses auch die Beschlüsse fällt und die Mehrheit des Hauses wird in einer Demokratie aber immer noch von den Wienerinnen und Wienern festgelegt und nicht von der Opposition! Es tut mir Leid für Sie, aber (GR Walter Strobl: Das sind 40 Prozent!) das ist die Tatsache. (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher kann hier überhaupt keine Rede von Abschieben der Verantwortung sein. Die grundsätzliche Planungsstrategie und die grundsätzliche Zurverfügungstellung auch der materiellen Mittel, die ja Voraussetzung für die Durchführung sind, werden hier im Gemeinderat beschlossen und im Vorfeld im zuständigen Ausschuss, dann im Ausschuss für Gesundheit und Soziales verhandelt. 

Dann gibt es einen zweiten Bereich, das ist schon ein operativer Bereich, nämlich der Bereich, wo es um die Durchführung dieser von der Politik vorgegebenen Planung und Strategie geht und das wird der Fonds "Soziales Wien" sein, der vorgeschaltet ist. Vielleicht wiederhole ich einfach für dich, lieber Günther Barnet, noch einmal wo das, was du suchst, zu finden ist, nämlich im Verwaltungsverfahrensrecht 7. Auflage, Randziffer 375, wo der Fonds im Vorfeld Leistungen erbringt und dadurch kein Bescheid mehr ausgestellt werden muss, weil die Leistung bereits erbracht ist. (GR Günther Barnet: Das habe ich nicht bestritten!) 
Da sind wir jetzt auch bei dem angesprochenen Punkt des Vergaberechts. Da wurde heute sehr ausführlich über die Frage diskutiert, ob diese Veränderung, die jetzt hier im Fonds vorgenommen wird, dass man sich nämlich von der Vergabewelt in die Förderwelt bewegt, wie das im Fonds ja schon passiert seit es den Fonds "Soziales Wien" gibt, eine Lösung ist, die für immer und alle Zeiten ausreichend sein wird.

Ich sage jeder, der behauptet, dass diese Lösung unangreifbar ist - und ich habe noch niemanden getroffen, der das behauptet -, dass hier niemand mehr jemals klagen kann, sagt unseriöse Dinge. Denn erstens kann einmal jeder klagen. Die Frage ist, was kommt dabei heraus. Und zweitens ist gerade im Bereich des Vergaberechts und des Förderwesens die rechtliche Situation auch keine so eindeutige, was insbesondere darin begründet ist, dass vor allem auf der europäischen Ebene wie wir alle, die sich damit beschäftigen, wissen, es wenig gesamtes Recht gibt und dieses Rechtssystem daher permanent weiter entwickelt und verändert wird. Ich würde behaupten, hätten wir vor fünf bis sieben Jahren über die Frage gesprochen, ob und dass soziale Leistungen in der Vergabe ausschreibungspflichtig sind, dann hätten alle, die sich damit beschäftigen -, die anderen hätten wahrscheinlich nichts gesagt -, gesagt, nein, da gibt es keinen Markt, da gibt es sicher nichts, das ist sicher nicht vergabepflichtig und unterliegt keinen Vergaberichtlinien, das ist sicher kein Problem. Tatsche ist, dass sich da sowohl die innerstaatliche Rechtslage geändert hat, aber vor allem auch die europäische Rechtslage. Ich bin der Überzeugung, und das sind auch die Alternativen, die wir abwägen müssen, jetzt haben wir diese Rechtslage, und was tun wir jetzt? Da glaube ich ist es gut, wichtig und richtig, sich ins Förderwesen zu bewegen. Ob das eine Lösung ist, die in 5 Jahren, in 10 Jahren, in 15 Jahren noch die adäquate ist, weiß ich jetzt nicht, das weiß aber auch niemand von Ihnen. Für den jetzigen Zeitpunkt ist es sicher der richtige Schritt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die dritte Ebene nach der Planung und Strategie durch die Politik, nach der Durchführung dieser Planung und Strategie durch den Fonds "Soziales Wien" ist natürlich die konkrete Erbringung der Leistungen und die findet, wie auch schon jetzt, durch private Organisationen eben jetzt nicht mehr im Vergabeweg, im Leistungsvertragsweg, sondern im Weg der Förderungen statt, und auch durch Einrichtungen, die im Eigentum der Stadt Wien stehen.

Wir müssen diese Änderung der Geschäftseinteilung jetzt beschließen, weil dadurch, dass wir sie hier jetzt demokratisch legitimieren, was ja zu Recht und richtigerweise gefordert wird, es erst möglich ist, die nächsten Schritte zu setzen, nämlich weitere Gesellschaften zu gründen, Geschäftsführer zu bestellen und so weiter, und so sofort. Das heißt, die Grundlage dafür wird heute hier beschlossen. Aber Tatsache ist, dass noch viel Arbeit vor uns liegt und mich wundert schon ein bisschen das Klima, das heute hier herrscht, denn ich habe insbesondere bei unserer letzten interfraktionellen Arbeitsgruppe, wo auch alle Fraktionen anwesend waren, den Eindruck gehabt, dass wir uns gemeinsam auf einer sehr sachlichen und sehr konstruktiven Ebene bewegen, wo es auch darum geht, dass hier auch von der Regierungsfraktion ganz klar gesagt wurde, dass die Debatte jetzt nicht beendet ist, sondern dass die Debatte insbesondere im nächsten halben Jahr auch weiter fortgesetzt wird. Jetzt kann ich das nur so verstehen, dass man halt hier nicht möchte, dass das konsensuale Klima, das im Arbeitskreis geherrscht hat, auch im Wiener Gemeinderat vor der beschränkten Öffentlichkeit stattfindet. Ich nehme auch das zur Kenntnis. Ich kann nur von meiner Seite und für meine Fraktion sagen, dass wir die interfraktionellen Gespräche sehr, sehr ernst nehmen, gerne weiter führen werden und gerne auch an der konkreten Umsetzung gemeinsam mit allen Fraktionen arbeiten werden, was ein ganz großer Unterschied zu dem ist, was Sie an Performance auf Bundesebene bieten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Ziele dieser Reform und das, glaube ich, sind eigentlich schon auch die wesentlichen Fragen und ich denke, die Größe müsste man schon haben, das auch hier zuzugeben, dass die Fragen wer, wo, wann, wie sitzt oder nicht sitzt für uns von Relevanz sind, richtigerweise von Relevanz sind und ich halte das auch für relevant und diskutiere es gerne heute hier aber auch in Zukunft, dass es uns meiner Meinung nach primär aber schon um drei Punkte gehen muss, nämlich

1. dass die soziale Sicherheit in dieser Stadt weiterhin gewährleistet ist, auch unter weit schwierigeren - und ich sage jetzt nicht warum schwierigeren - Rahmenbedingungen als sie noch in den letzten Jahren waren. Wir müssen die Sicherheit für die Seniorinnen und Senioren, die immer mehr und mehr werden, gewährleisten. Wir müssen die Sicherheit für die sozial Benachteiligten, die auch immer mehr und mehr werden, leisten. Wir müssen Sicherheit für unsere behinderten Mitbürgerinnen und Mitbürger gewährleisten. Und wir wollen mit dieser Reform auch last but not least die Sicherheit für Tausende Beschäftigte in diesem Bereich sicherstellen. Das ist meines Erachtens nach die Grundlage dieser Strukturreform. Das ist auch das, was für die Menschen wichtig ist. Für die Menschen ist wichtig, dass sie auch weiterhin und ich hoffe noch verbessert ihre Leistungen beziehen. Dass uns das gelingt, das hoffe ich und das ist auch mein Anspruch an diese Reform, dass manche Dinge effizienter, schneller und kundenorientierter stattfinden werden. 

Eines lassen Sie mich abschließend sagen: Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben den Sozialstaat in dieser Republik aufgebaut, nur wir Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen und niemand anders! (Heiterkeit bei der ÖVP.) Sie haben ihn zwischendurch einmal schon zerstört, aber über das möchte ich jetzt nicht sprechen, ja? (Weitere Heiterkeit bei der ÖVP.)

Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden, wollen und werden niemals, niemals diese Aufgabe abschieben! Wir tun es mit dieser Reform überhaupt nicht, denn der Fonds Soziales Wien ist ein Teil der Stadt Wien (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, der SPÖ!) und das, was diese Stadt groß gemacht hat, werden wir weiterhin absichern und verbessern und zwar nicht nur für die nächsten ein, zwei, drei Jahre, sondern für die nächsten Jahrzehnte! Dafür arbeiten wir und ich lade alle Fraktionen herzlich ein, daran mitzuarbeiten! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: So, als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Jerusalem. Bitte schön.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Es ist schon sehr viel gesagt worden, von Grüner Seite eigentlich alles, was man an Kritik vorbringen kann und ich möchte das auch überhaupt nicht wiederholen, denn wozu auch, aber nur einige weitere Anmerkungen, die mir wichtig sind: 

Ich kann gut nachempfinden wie es jemandem geht, der da hinten steht, in diesem Fall dem Peter Hacker, wenn dann hier vorne über ihn geredet wird - hat er Charme oder hat er keinen, das ist ja völlig irrelevant, aber auch andere Dinge wurden über ihn gesagt - und er sich ja nicht zum Wort melden kann. Deswegen möchte ich schon eine sachliche Anmerkung machen, die nämlich den Fonds, so wie er jetzt existiert, betrifft und den Drogenbeirat. Das ist ja das Einzige, wo wir aus der Drogenkommission bislang Peter Hacker in seiner Arbeit wirklich kennen gelernt haben und da sollte man schon auch einmal sagen, dass sie schätzenswert ist. Erstens einmal hat das Hand und Fuß gehabt und die Information hat gepasst. Wenn man etwas wissen wollte, konnte man fragen und hat eine Antwort bekommen und die Sache ist von Anfang zu Ende gearbeitet worden. Also das kann man schon auch einmal sagen. 

Das heißt natürlich nicht und das behaupte ich auch nicht, dass, wenn jetzt der Fonds so riesengroß wird, er das in derselben hervorragenden Art und Weise leisten kann. Da wird es auch um die Rahmenbedingungen gehen, die man ihm zur Verfügung stellt und das wird die Zukunft weisen. Da werden sich ja auch die Oppositionsabgeordneten darum bemühen können, dass die Dinge irgendwie funktionieren. Aber im Grunde genommen ist an seiner Person und seiner Vorsitzführung und an dem, was er bis jetzt geleistet hat, keinerlei negative Kritik angebracht, sondern ganz im Gegenteil. Wenn ich irgendwo wirklich gut informiert worden bin, dann wirklich dort und ich hoffe, dass das auch so weiter geht. Das ist das Erste, was ich sagen will. 

Das Zweite. Ich möchte kurz auf einige Zwischenrufe aus der SPÖ Bezug nehmen. Meine Damen und Herren von der SPÖ! Einiges, was Sie da gesagt haben, erweckt in mir leider den Eindruck, dass Sie noch nicht ganz genau wissen was es heißt, der EU beigetreten zu sein und noch nicht ganz genau wissen, welche Spielregeln dort schlagend werden. Die wettbewerbsrechtlichen Grundsätze der EU, wo es um Nichtdiskriminierung, Gleichbehandlung und Transparenz geht, werden eben in Hinkunft auch in Österreich und auch in der Kommune Wien Beachtung finden müssen. Ja das ist so und ob wir das jetzt wollen oder nicht ist vollkommene Nebensache! 

Es ist so, dass wir es beachten müssen und wir täten gut daran, wenn wir uns auf diese Situation erstklassig einstellen würden, weil man sich da vorbereiten muss. Da muss sich der Fonds vorbereiten und da müssen sich die Vereine, um die es ja im Wesentlichen geht, ebenfalls vorbereiten. Wir haben ja in dieser Arbeitsgruppe darüber geredet, ob das Eintauchen oder Abtauchen in eine Förderwelt, wie es so schön heißt, jetzt tatsächlich der Ausweg ist oder nicht oder wie groß das Risiko auch in einer Förderwelt bleibt. Das konnte ja nicht benannt werden. Diese Studien werden jetzt gemacht, spät, aber doch. Ich halte es für sehr spät. Meiner Meinung nach wird dieses Abtauchen in die Förderwelt vielleicht eine kleine Atempause von ein, zwei, drei Jahren verschaffen, aber diese Atempause wird man nutzen müssen, um die Sache tatsächlich in den Griff zu bekommen, um sich dann irgendwie auszukennen und offensiv mit Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung umgehen zu können. Wenn man da immer in der Opferrolle bleibt und in der Passivrolle, dann wird man die Dinge nicht in den Griff bekommen. Das ist auch etwas, was ich Ihnen heute hier als Politikerinnen und Politiker sage, aber auch Peter Hacker sage, dass ich der Meinung bin, dass man sich damit intensiv befassen wird müssen. 

Ein zweiter Gedanke, der mir jetzt ganz, ganz wichtig ist und da kritisiere ich jetzt nicht mehr lange den Fonds - das haben schon alle gemacht, aber jetzt gibt es ihn und wir werden in diesem Beirat sitzen und wir werden sehr konstruktiv in diesem Beirat mitarbeiten -, sondern ich möchte an dieser Stelle festhalten: 

In den Fondssatzungen steht: „Die Geschäftsführung legt dem Präsidium Folgendes vor: Einen operationalisierten Jahresarbeitsplan, einen Budgetvoranschlag, einen Rechenschaftsbericht und einen Jahresrechnungs-abschluss. Das wird dann im Präsidium beschlossen.“ So, das ist jetzt einmal der erste Teil. 

Es steht im Beirat nicht explizit dabei, dass das dem Beirat auch alles zur Kenntnis gebracht wird. Es ist nicht taxativ angeführt, aber ich sage jetzt einmal, dass ich aus den Fondssatzungen heraus lese, dass der Beirat alle vier Vorlagen ebenfalls bekommen wird, nicht zur Beschlussfassung, aber zur Information. Ich möchte Ihnen auch vorlesen, woraus ich das schließe. Hier steht: 

„Der Beirat wird zur direkten Information der Mitglieder des Wiener Gemeinderates eingerichtet und der Geschäftsführer berichtet dem Beirat über die Beschlüsse des Kuratoriums und des Präsidiums.“ 

Wenn über diese Beschlüsse berichtet wird, dann werden diese vier Beilagen auch dem Beirat vorgelegt werden müssen. Dann werden wir diese direkte Information erhalten müssen. Davon gehe ich heute aus und das wollte ich abschließend auch noch feststellen.

Ich möchte nun, weil es ja zu diesem Tagesordnungspunkt auch durchaus passt, denn der Fonds wird ja auch die Belange und Angelegenheiten der MA 12 - alle haben fluchtartig den Raum verlassen - behandeln, einen Antrag einbringen, von dem wir hoffen, dass Sie ihm zustimmen werden und zwar betreffend Notquartier für obdachlose Menschen. Wie Sie wissen, leben in Wien derzeit leider doch sehr viele Menschen auf der Straße, einerseits Wienerinnen und Wiener, die das im Vorjahr auch gemacht haben, dass sie im Winter auf der Straße leben. Die Schätzungen der MA 12 liegen bei ungefähr 500 Menschen, vielleicht sind es 500, vielleicht sind es 1 000. Es sind aber auch sehr viele jugendliche Asylwerber und Flüchtlinge und es sind sehr viele Flüchtlinge, die da auf der Straße stehen. Gleichzeitig hat man die Meldemannstraße, die als Notquartier durchaus geeignet wäre, nicht als Unterbringung für Obdachlose, dazu ist sie schon in einem zu schlechten und altmodischen Zustand, aber als Notquartier, geschlossen. Deswegen bringe ich nun folgenden Beschlussantrag ein: 

„Die Stadt Wien stellt das Haus Meldemannstraße 25 - 27 als Notschlafquartier für alle Menschen unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft zur Verfügung und finanziert den Betrieb.“ 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Abschließend möchte ich der Hoffnung Ausdruck verleihen, dass die Zusammenarbeit im Beirat eine gute sein wird und die Information der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der Opposition gewährleistet sein wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte ist geschlossen. Herr Berichterstatter!

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich denke, bei Strukturveränderungen gibt es immer Anlass zu einer breit angelegten Diskussion, in manchen Bereichen auch durchaus polemisch. Das ist nicht nur in diesem Haus so, sondern auch in der Privatwirtschaft. Ich glaube, es ist auch so, dass bei solchen Diskussionen, auch wenn es Erklärungen für die diversen Veränderungen gibt, auch gewisse Argumente nicht aufgenommen werden, bewusst oder auch unbewusst. Ich denke, wenn so eine Diskussion auch mit Kritik erfolgt, so ist das auch das Recht der Opposition. Es ist genauso ihr Recht, wenn sie gegen einen Antrag, der eine Veränderung betrifft, stimmt. Aber was heute hier in dieser Diskussion aufgefallen ist, ist, dass oft mit zweierlei Maß gemessen wird. Ich will jetzt nicht einzeln auf die Debattenredner eingehen, aber eines ist beim sogenannten zweierlei Maßmessen aufgefallen, insbesondere wenn davon gesprochen wird, dass die Demokratie ausgeschaltet ist oder es Kritik an einem Ausschreibungsgesetz gibt. Dann darf ich vielleicht schon daran erinnern, dass es in anderen Bereichen, wo Beschlüsse gefasst wurden, doch auch Beispiele gibt, die nicht dem entsprechen, was hier eingefordert wurde!

Ich denke nur an die Vorgangsweise bei der Zusammenlegung der Pensionsversicherungsanstalten, ich denke an die Umgestaltung des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger und ich denke, an dieser Doppelmoral (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das hat nichts mit dem Tagesordnungspunkt zu tun!) leidet meines Erachtens auch eine gewisse Glaubwürdigkeit. Und ich sage nur drei Worte, lassen Sie mich nur den Vergleich darstellen bitte, ich gehe nicht auf einzelne Debattenredner ein. Den Vergleich möchte ich nur mit drei Buchstaben sagen: ÖBB. Also dort wurde auch umstrukturiert und wurden neun Gesellschaften gemacht! Auch ein Ausschreibungsgesetz für die neuen Positionen in diesen neuen neun Gesellschaften ist weg, ganz einfach. (Aufregung bei der FPÖ.) Also auch das wurde nicht erwähnt und ich hätte mir auch hier, wenn man schon in gewissen Bereichen Kritik übt, von dieser Seite Kritik an dieser Vorgangsweise gewünscht. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber das hat doch nichts mit dem Tagesordnungspunkt zu tun!) 

Trotzdem denke ich, dass die Zusammenführung von Gesundheit und Soziales ein richtiger Schritt ist. Das ist heute schon erklärt worden. Es gibt viele Vernetzungen und es soll auch die Versorgungssicherheit gewährleistet werden. Ich denke, mit dieser Neustrukturierung soll in Wien auch weiterhin das hohe Niveau bestehen bleiben und es soll nicht nur bestehen bleiben, sondern es soll auch für die Zukunft für Jahre hindurch weiterhin abgesichert werden. 

Daher ersuche ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (GR Kuth-Bodo Blind: Da ist es besser, man redet nicht. Er hat das Thema verfehlt. Er hat nicht über Wien geredet!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Blind bitte schön. 

So, wir kommen nun zur Abstimmung. (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.)
Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ ausreichend unterstützt und somit mit Mehrheit angenommen. 

Es liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor.

Der erste ist von der ÖVP betreffend Demokratisierung des Fonds "Soziales Wien". Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Der zweite ist von den GRÜNEN von der Frau Jerusalem gerade begründet betreffend Notquartier für obdachlose Menschen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zu einem nächsten Komplex. 

Ich schlage vor, die Berichterstattungen, die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 11, 12, 17, 18, 19 und 20 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine und eine Nachdotation an den Integrationsfonds - zusammenzuziehen. 

Die Abstimmung wird selbstverständlich getrennt durchgeführt.

Sind Sie damit einverstanden? - Ich danke schön.

Frau GRin Yilmaz, ich ersuche die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Schöfnagel bitte.

GRin Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe versprochen, mich ganz kurz zu halten. Es geht mir nur um eine Klarstellung, warum wir auch den Verein zur Gewährung von Rechtsschutz für Frauen ablehnen. 

Bisher waren wir immer dafür, dass dieser Verein eine Unterstützung bekommt. Es ist auch prinzipiell in unserem Sinn, dass man hier Unterstützung gewährt, nur aus eigenem Erleben im letzten Jahr, wo ich als Prozessbegleitung bei so einem Verfahren dabei war und noch immer dabei bin, muss ich feststellen, dass die Durchführung, wie diese Art der Betreuung gemacht wird, nicht in unserem Sinn ist. Es ist in diesem konkreten Fall einfach passiert, dass von dem Verein jeder Schlichtungsversuch abgelehnt wurde. Eine Mediation, die der Mann, die Frau und auch die halberwachsenen Kinder bereit waren durchzuführen, damit dieser Konflikt halbwegs friedlich ausgetragen werden kann, wurde seitens des Vereins abgelehnt und der Frau zugeredet, sie soll die Mediation doch nicht machen. Ich konnte erleben, dass dieser Prozess ständig hinausgezogen wird, obwohl die Betroffenen selbst schon bereit waren, eine Einigung zu finden und man mit den ganzen Verhandlungen schon fast wieder am Ende war, weil der Verein dazu nicht bereit war. Der hat Verein gesagt, das geht nicht.

Das heißt, es drängt sich der Eindruck auf, dass dort von Seiten der Rechtsanwälte, die damit betraut sind, einfach der Prozess hinausgezogen wird, weil sie damit ja gut verdienen. Entweder es zahlt dann die Partei, die verloren hat oder es zahlt der Verein über unsere Steuergelder. So lange diese Art der Betreuung so läuft, denke ich, gehört das erstens einmal überdacht und zweitens müssen wir sagen, da wollen wir eigentlich nicht mit. Es ist eine Ungleichbehandlung von Menschen, Frauen und Männern, die diese Betreuung nicht gleichmäßig bekommen können, aber es wird auch seitens des Vereins in eine Richtung gearbeitet, die wir nicht gut heißen.

Eine Betreuung, eine Unterstützung wäre gut, aber es müsste auf andere Füße gestellt werden und wir lehnen daher diesmal diesen Verein ab und hoffen, dass einmal darüber nachgedacht wird, wie so eine Betreuung, ein Rechtschutz für Frauen, aber auch für Männer, möglich sein wird. 

Das war meine kurze Wortmeldung zum Weihnachtsbeginn. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und darf die Frau Schöfnagel als Vorbild für alle anderen Wortmeldungen nehmen (Allgemeine Heiterkeit), ohne in der Sache irgendwas gesagt zu haben. 

Bitte Frau Berichterstatterin!

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! 

Die Stadt sieht es als ihre Aufgabe an, nützliche Vereine und Organisationen zu unterstützen. Nützlich in dem Sinne, dass damit Gleichberechtigung, Demokratie, Integration und Hilfe für Schwächere weiterentwickelt werden. Schließlich ist das die Voraussetzung für das gute Zusammenleben in Wien. 

Der eine spezielle Fall von Ihnen, Kollegin Schöfnagel, ist jetzt schwer nachvollziehbar. Man müsste dem Ganzen nachgehen und eventuell mit der Geschäftsführung besprechen. Ich kenne diesen Verein. Er wurde vor vier Jahren gegründet, um das Recht der Frauen und Kinder zu verbessern. Dieser Verein führt in erster Linie sicher Musterprozesse, die der Gesamtheit zugute kommen. Aber ich kann es Ihnen jetzt nicht beantworten, man müsste nachher dem Ganzen wirklich nachgehen. Sie werden den Namen und so weiter ja wissen, damit man das direkt mit der Geschäftsführung und dem Verein noch klärt.

Ich glaube, dass diese sechs Vereine, die jetzt zur Abstimmung vorliegen, die Unterstützung sehr dringend brauchen, weil sie auch sehr, sehr viel für Wien tun. 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer. Ich danke schön. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir, wie gesagt, getrennt durchführen.

Als erstes das Geschäftsstück Nummer 11. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit ohne den Freiheitlichen so angenommen.

Geschäftsstück Nummer 12. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit ohne den Freiheitlichen angenommen.

Geschäftsstück Nummer 17. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. – Mehrheit ohne Freiheitliche.

Geschäftsstück Nummer 18. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. – Mehrheitlich ohne Freiheitliche.

Post Nummer 19. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. – Hier ist ebenfalls mit Mehrheit ohne Freiheitliche.

Post Nummer 20. 

Wer dafür ist bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ebenfalls mit Mehrheit ohne den Freiheitlichen so angenommen.

Somit haben wir diese Subventionsakte alle erledigt.

Wir kommen nun zur Postnummer 30, eine Subvention an den Verein „Institut für Erlebnispädagogik und Outdooraktivitäten“. 

Hier gibt es keine Wortmeldung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die mehrheitlich ohne den Freiheitlichen so angenommen.

Post Nummer 38, eine Subvention an den Verein „International Vienna ArtLab (IVAL) – Informations- und Kulturverein im Albert-Sever-Saal“. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die mehrheitlich ohne Freiheitliche so angenommen.

Post Nummer 35, Festsetzung von Gebühren für Produkte und Leistungen der Magistratsabteilung 13‑media wien. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich ohne der ÖVP und den Freiheitlichen so angenommen.

Post Nummer 37, eine Subvention an den Landesverband Wien der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen.

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich ohne den Freiheitlichen so angenommen.

Post Nummer 41, Subvention an den Verein Wiener Alternativschulen – Freie Schulen Wien. 

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitliche ohne den Freiheitlichen so angenommen.

Post Nummer 40, die Ermächtigung zum Abschluss eines Vertrages über eine Schenkung zwischen der MA 13 und dem Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen.

Wer dafür ist ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich ohne den GRÜNEN – stimmt das (Allgemeine Zustimmung bei den GRÜNEN.), ja? – so angenommen.

Wir gelangen nun zur Post Nummer 42, die Erhöhung der Kostensätze für verschiedene Organisationen und der Behindertenhilfe.

Herr GR Hora, ich ersuche Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorgelegten Akt. Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön.

Die Debatte ist somit eröffnet. Frau StRin Mag Vassilakou, bitte.

StRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Der Betrag, den wir heute beschließen, entspricht einer Inflationsabgeltung für die Betreuungseinrichtungen für behinderte Menschen in der Höhe von 1 Prozent ab September 2003 und 1,6 Prozent für das Folgejahr.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Stadträtin! Darf ich etwas Unstatthaftes tun? Entschuldigen Sie, eine Sekunde. 

Ich darf die Galerie bitten, nachdem ich weiß, dass jetzt irgendwelche Transparente, Flugblätter oder Sonstiges kommen soll: Das Aufzeigen von Flugblättern ist kein Problem für mich. Das Herunterschmeißen von Flugblättern ist ein Problem mit der Geschäftsordnung dieses Hauses. Ich sage es Ihnen nur jetzt schon vorweg.

Bitte Frau Stadträtin.

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Vielen Dank Herr Vorsitzender!

Ich bin sicher, dass die Damen und Herren auf der Galerie die Flugzettel nicht hinunterschmeißen werden. Es wäre ja schade, wenn wir den Rest dieser Debatte ohne Ihre sehr geschätzte Anwesenheit führen müssten. (Auf der Galerie werden 7 Plakate gezeigt. 2 Plakate mit der Aufschrift: „Nehmen Sie behinderten WienerInnen nichts weg!“, 3 Plakate mit der Aufschrift: „Beamte 2,1 %, BehindertenbetreuerIn 0,3 %???, 2 Plakate mit der Aufschrift: „Bitte korrigieren Sie einen Fehler!“)

Ich komme zurück zur Sache. 

Ich gehe davon aus, dass sich die meisten von Ihnen damit ein bisschen auseinandergesetzt haben. Gelegenheit haben wir in den letzten Tagen dazu freilich gehabt und wissen, dass das, was wir heute beschließen, absolut unzureichend ist und dass etliche kleinere Betreuungseinrichtungen im Behindertenbereich bedauerlicherweise mit dem Betrag, so wie wir ihn heute beschließen werden, nicht das Auslangen finden können. Das heißt, man muss befürchten, dass es zu Kürzungen kommen kann, zu Kürzungen sowohl bei Leistungen als auch zu Kürzungen beim Ausmaß der Beschäftigung. (Sehr lautes Plenum.)

Herr Vorsitzender! Ich lasse mich auch gerne ein zweites Mal unterbrechen wenn Sie so nett wären und ersuchen würden, dass sich der Lärmpegel im Saal etwas in Grenzen hält.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (nochmals unterbrechend): Meine Damen und Herren, ich darf der Frau Stadträtin folgen, nicht böse sein. 

Herr Mag Gerstl! Wenn es um den Verkehr geht, dann sind Sie um Aufmerksamkeit auf Teufel komm raus bemüht. Es geht hier jetzt um ein wichtiges Thema dieser Stadt, um Behinderte! Wenn Sie tratschen wollen, bitte draußen, aber nicht hier! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Stadträtin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Also noch einmal: Der Betrag ist völlig unzureichend. Das müsste hier im Saal jeder und jede zwischenzeitlich wissen. Doch wenn man die Vorgeschichte kennt, wie es überhaupt zu diesem völlig unzureichenden Betrag gekommen ist, dann muss ich mit Bedauern feststellen, dass dieser Betrag von den betroffenen Betreuungseinrichtungen als eine Beleidigung und mit großer, großer Bitternis empfunden wird.

Das heißt, genau genommen müssten wir GRÜNEN diesen Betrag jetzt rein theoretisch ablehnen. Aber wir sind dazu nicht in der Lage; diesen Betrag abzulehnen, denn wenn wir ihn ablehnen würden, würde das nichts anderes heißen, als dass wir meinen, lieber gar nichts als wichtige Betreuungseinrichtungen dieser Stadt mit Almosen abzuspeisen. Aber leider ist die finanzielle Lage bei den Trägereinrichtungen im Behindertenbereich nicht eine, dass man es sich leisten könnte, ohne weiteres zu sagen, das brauchen wir gleich gar nicht, das nehmen wir nicht. Wir alle wissen, dass gerade in diesem Bereich so knapp kalkuliert wird, mit so wenig Geld so viel Leistung erbracht wird, dass bedauerlicherweise, wie gesagt, die betroffenen Einrichtungen nicht in der Lage sind das zu tun, was unter Umständen vielen von ihnen jetzt am Herzen liegen würde. 

Wir werden daher diesem Geschäftsstück zustimmen. Aber ich sage es Ihnen jetzt gleich: Wir werden das nur tun, weil es nicht anders geht. Die Debatte dazu kann ich Ihnen trotzdem nicht ersparen und die will ich Ihnen auch nicht ersparen, denn ich denke, dass wir uns den Vorkommnissen, wie es überhaupt zu diesem Beschluss gekommen ist, sehr wohl widmen müssen. Ich tue das übrigens, weil ich auf zwei Dinge hoffe: Das eine ist, dass ich noch immer die Hoffnung nicht aufgegeben habe, dass Sie sich vielleicht sozusagen dessen besinnen, dass Weihnachten vor der Tür steht und Sie dem Antrag der GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ zustimmen werden. Sie wissen, dass wir einen Antrag vorbereitet haben, wo wir beantragen werden, hier eine höhere, eine angemessene Inflationsabgeltung vorzunehmen.

Der zweite Grund, warum ich es für wertvoll finde, diese Debatte von hier aus zu führen, ist, weil ich von Herzen hoffe, dass es zu solchen Vorkommnissen im nächsten Jahr nicht mehr kommt und dass bitte 2004 die Behindertenpolitik der Stadt Wien unter einem anderen und sicher unter einem besseren Stern stattfinden sollte! 

Kurz zu dieser Vorgeschichte: Am 6. März dieses Jahres haben Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, hier in diesem Saal eine „Aktuelle Stunde“ zum Thema „Europäisches Jahr EU-Jahr der Menschen mit Behinderungen “ gemacht. Unter anderem hat es geheißen, dass sich die Stadt Wien für dieses Jahr den Slogan gegeben hat „Miteinander findet Stadt“. Allen Ernstes war „Miteinander findet Stadt“ der Slogan für dieses Jahr! 

Jetzt schauen wir uns ein bisschen an, wie denn dieses Miteinander überhaupt stattgefunden und ausgesehen hat?

Diese „Aktuelle Stunde“ war, wie gesagt, am 6. März 2003. Etwa zeitgleich, dass heißt bereits im Februar 2003, teilweise im März 2003, haben sich die meisten Betreuungseinrichtungen im Bereich der Behindertenpolitik schriftlich an die Stadt Wien gewandt und haben den Bedarf nach einer angemessenen Inflationsgeltung angemeldet beziehungsweise sie haben dies begründet und beantragt.

Jetzt würde man meinen in einer Stadt, die sich den Slogan gegeben hat „Miteinander findet Stadt“, passiert dann was! - Man lädt die betroffenen Einrichtungen zu einem Gespräch, es gibt dann einen Termin, man überprüft ihre Unterlagen, man stellt fest, dass der Bedarf tatsächlich besteht. Das ist ja auch nichts Neues. Bekanntlich ist ja diese Inflationsabgeltung etwas, was es in früheren Jahren immer gegeben hat und was mehr oder weniger eine Art ja stille Übereinkunft ist, wenn man so will, weil man weiß, dass die Vereine darauf angewiesen sind, um das Auslangen zu finden. Also man könnte annehmen, es gibt ein Gespräch und man setzt sich zusammen und man erzielt eine Einigung. 

Nein, meine Damen und Herren, wer das angenommen hat, dass das jetzt in der Stadt des Miteinander passiert, der hat sich sehr geirrt! Daraufhin haben nämlich die Vereine acht Monate lang - acht Monate lang! - nichts gehört! Acht Monate lang, in denen man mit ihnen hätte sprechen können. Acht Monate lang, in denen man ihre Briefe hätte beantworten können. Acht Monate lang, in denen es einen Termin hätte geben können! Nichts dergleichen. Und jetzt sprechen wir nicht einmal von einem vereinzelten Fall - und mit Verlaub, auch wenn es nur ein oder zwei oder drei kleinere Vereine gewesen wären, würde ich mich von dieser Stelle aus auch aufregen, weil das ja keine Art und Weise ist, mit Menschen umzugehen, die wichtige, wichtige Arbeit für die Stadt Wien und für die Menschen in dieser Stadt leisten -, nein, wir sprechen jetzt von Vereinen, die insgesamt über 90 Prozent der Betreuungsleistungen im privaten Sektor im Behindertenbereich der Stadt erbringen! Aber das war es offenbar nicht wert. Die Frau Vizebürgermeisterin wird wohl beschäftigt gewesen sein, wird viel Wichtigeres zu tun gehabt haben. Selbiges gilt für den Herrn Bürgermeister. Also nichts dergleichen. 

Was dann passierte, das waren mehrere Briefe, die unbeantwortet blieben. Sodann war es September und irgendwann einmal im September ist die ganze Öffentlichkeitsmaschinerie losgegangen. Man erfuhr, dass im Bereich der Sozialpolitik gröbere Kürzungen anstehen. Man erfuhr von den großen Budgetnöten, die es im Sozialressort gibt. Man erfuhr auch von den Kürzungen, die schon kurz vor der Verwirklichung standen beziehungsweise teilweise gerade im Bereich der Behindertenpolitik bereits umgesetzt wurden, denn wir dürfen ja auch nicht vergessen, dass innerhalb dieser acht Monate des Schweigens sich sehr wohl ab und zu jemand gemeldet hat, zum Beispiel um die Nachricht zu überbringen, dass bereits bewilligte Kontingentplätze und Projekte wieder gestrichen wurden. Das war nämlich im August der Fall in der Stadt des Miteinander im „Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderungen“. Aber wie gesagt, zunächst einmal hat es im Herbst diese Debatte gegeben. Dann hat es geheißen, nein, nein, das war alles überhaupt nicht geplant und der Herr Bürgermeister hat das alles entsorgt. Inflationsabgeltung – nix, nichts zu hören, kein Termin, genauso weiter. 

Irgendwann einmal im Oktober, ja es muss Ende Oktober gewesen sein, haben ich und Kollege Margulies von den GRÜNEN eine Pressekonferenz abgehalten 
und haben eine Weisung des Herrn Bereichsleiters Dr Podkowicz geoutet, in der zu lesen war, dass überhaupt keine Schritte in Sachen Inflationsabgeltung für die Vereine im Behindertenbereich zu setzen sind und zwar weder für das Jahr 2003 noch für das Jahr 2004, bis die Struktur des Fonds „Soziales Wien“ feststeht und sämtliche Entscheidungen erst dort getroffen werden sollen.

Was dann passierte war, dass es ein paar Tage später sehr wohl ein erstes Treffen gegeben hat. Das muss Anfang November gewesen sein. Ich schaue jetzt in meinen Unterlagen nach. Ja, es war der 7. November, da hat es ein erstes Gespräch zwischen Frau VBgmin Laska und den VertreterInnen der Vereine gegeben. Das war ein Treffen, das möchte ich Ihnen auch nicht vorenthalten, das stattgefunden hat nachdem ich die Drohung seitens der Vereine, dass es einen Sitzstreik vor Ihrem Büro geben würde, wenn es zu diesem Treffen nicht kommt, weitergegeben habe. Also hat es nun dieses Treffen gegeben. Bei diesem Treffen hat es keine konkreten Inhalte gegeben. Aber ein paar Tage später hat es ein Telefonat gegeben, das war am 10. November und da hat es ein Angebot seitens der Frau Stadträtin gegeben, dass die Vereine plus 1 Prozent für das Jahr 2003 ab September und plus 1,6 Prozent für das Jahr 2004 bekommen. Das ist das, was wir heute eigentlich auch beschließen sollen. 

Zwei Tage später kam es zu einem Gespräch, zu einem Termin in Ihrem Büro, wo es jetzt auch darum ging, über dieses Gespräch, über dieses Angebot zu verhandeln und einmal zu schauen, wie man weiter kommt. Ja was glauben Sie, was dann in diesem Büro los war? Die Frau Vizebürgermeisterin hat gesagt: „Wer mich kennt weiß, dass man mit mir nicht verhandeln kann.“ Sehr schön. Auch das ist ein hervorragender Beweis für das Miteinander, ein hervorragender Beweis dafür, wie die Leistungen der Behindertenorganisationen in der Stadt gewürdigt werden und eine wunderschöne menschliche Geste im „Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderungen“. Also ich muss von dieser Stelle aus ehrlich sagen: Es ist unfassbar, unfassbar, wie mit Menschen umgegangen wird, die Leistungen für die Stadt erbringen! 

Ja, was dann passierte ist klarerweise das, was passieren muss, nämlich eine Eskalation. Menschen sind betroffen, sie sind gekränkt, sie sind beleidigt, sie haben darüber hinaus eine Reihe von Schwierigkeiten, die sie dann überwinden müssen, weil sie ja mehrfach deponieren: Bitte wir kalkulieren knapp, bitte dieser Betrag ist nicht ausreichend. Sie schreiben Briefe, die unbeantwortet bleiben. Sie können sich jetzt vorstellen, wo die Stimmung landet. Man hat einen Brief an den Herr Bürgermeister geschickt. Diesen Brief haben meines Wissens elf Organisationen unterschrieben. Danach hat man gehofft. Irgendwann einmal kam die Antwort des Herrn Bürgermeisters, ein paar Jahre später. Ja wie lautet denn...(VBgmin Grete Laska: Innerhalb einer Woche!) Nach einer Woche? (VBgmin Grete Laska: Innerhalb einer Woche!) Innerhalb einer Woche? Ja, ja. Das „Irgendwann“, Frau Vizebürgermeisterin, bezieht sich nicht auf diesen letzten Brief, es bezieht sich ja auch auf die Gesamtvorkommnisse dieses Jahres, wie gesagt, und auf die mehreren unbeantworteten Briefe. Der Herr Bürgermeister hatte genauso wie Sie bereits im August Protestschreiben mit wirklich verzweifelten Appellen erhalten! Diese hat er nicht beantwortet! Jawohl, es stimmt, als es dann zu dieser Eskalation gekommen ist, hat er dann schon innerhalb einer Woche geantwortet. Gut, er hat geantwortet. 

Was hat er geantwortet? Er hat geantwortet, dass er sich bedankt, dass er die Leistung anerkennt, aber dass er vorhat, genaue Überprüfungen bei den Vereinen vorzunehmen und für den Fall, dass sich im Einzelfall irgendwo feststellen lässt, dass tatsächlich ein dringender Bedarf gegeben ist, man bereit ist, über Einzelfalllösungen zu sprechen. Ja wissen Sie denn, verstehen Sie denn nicht, wie das bei den betroffenen Organisationen überhaupt ankommen muss? Das weiß doch jeder, das muss auch der Herr Bürgermeister wissen, dass müssen Sie doch auch wissen, dass hier knapp kalkuliert wird, dass das hier gemeinnützige Einrichtungen sind, dass sie keine Gewinne machen, dass die Menschen dort wirklich über das hinaus, was sie abgegolten bekommen, ja auch Leistungen erbringen. Und dass das dann letztendlich, wenn es nach all diesen Monaten und all diesen Vorkommnissen heißt, aha, jetzt werden wir aber genau überprüfen, wer den Bedarf hat und für den Fall, dass sich tatsächlich feststellen lässt, dass jemand den Bedarf hat, dann werden wir naja vielleicht irgendeine kleine Lösung für jemanden bearbeiten, natürlich als Beleidigung an kommt und natürlich eine Kränkung ist und in manchen Fällen sogar als schwere Drohung verstanden wird: Na jetzt prüfen wir einmal genau, wie hier gewirtschaftet wird. Das ist keine Art und Weise, mit Vereinen umzugehen, die Leistungen für die Stadt Wien erbringen! Und ich ersuche Sie dringend - dringend - von dieser Art und Weise des Umgangs abzugehen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Den Rest der Geschichte kann ich kurz zusammenfassen: Was dann? Es folgte dann das, was folgen musste: Es hat eine Pressekonferenz der Vereine gegeben. Es hat zu Beginn dieser Woche in der Kälte vor dem Rathaus eine Demonstration gegeben, wo behinderte Menschen und auch ihre BetreuerInnen vor unseren Toren gestanden sind und geschrieen und gepfiffen haben und Transparente gehalten haben und letztendlich um nichts anderes ersucht haben als um eine - bitte ich meine, das ist unfassbar - Inflationsabgeltung in angemessenem Ausmaß! Man glaubt es ja nicht! Das ist ein Wahnsinn, dass es so weit kommen muss. 

Es hat einen wirklich sehr beeindruckenden Appell in der Behindertenkommission gegeben, wo VertreterInnen der Vereine gekommen sind und auch mit Mandatarinnen und Mandataren des Hauses gesprochen haben und die Situation auch eindrucksvoll geschildert haben. Es hat Briefe gegeben, die die meisten von Ihnen schon bekommen haben und die das alles sehr gut erklären. Und es hat last but not least auch einen letzten Appellbrief an den Herrn Bürgermeister gegeben, der sozusagen versucht, irgendwie zu erreichen, dass es hier zu einem Umdenken kommt. Wissen Sie, das Traurige ist, dass das in diesem Jahr der Menschen mit Behinderungen nicht der einzige Fall von Nichtkommunikation ist. Ähnliches hat sich auf dem Gebiet der Arbeitsgemeinschaft Wohnplätze zugetragen, wo jetzt eine Zusage da ist, dass man sich im nächsten Jahr zusammen setzen möchte, um zu überlegen, wie die Projekte hier weitergeführt werden können, obwohl man übrigens wusste, dass das Programm heuer ausläuft. Das heißt, heuer wäre das Jahr gewesen, um sich zusammen zu setzen und um zu überlegen, wie es weitergeht, damit es zwischenzeitlich eben nicht zu einem Stopp kommt. Ähnliches hat sich, wie gesagt, auch auf dem Gebiet der Rücknahmen zugesagter Kontingente abgespielt. Nachdem das aufgedeckt wurde, kam es zwar zu einer Rücknahme der Rücknahme, aber nichts desto trotz ist auch das nicht unbedingt ein Zeugnis von richtungsweisenden Verhaltensweisen in diesem EU-Jahr der Menschen mit Behinderungen. 

Ähnliches und noch Schlimmeres spielt sich nach wie vor im Bereich der Fahrtendienste ab, wo es nach wie vor seit einem Jahr keine Verträge gibt, wo zwei Ausschreibungen verknackst worden sind und wo auch die Mittel für den Freizeitfahrtendienst für das nächste Jahr mehr als halbiert wurden. 

Außerdem hat es in diesem „Jahr des Miteinander“ kaum Information über den Fonds „Soziales Wien“ gegeben. Eine Information, die durchaus dringend benötigt wurde, weil es ja immerhin um die Zukunft all dieser Trägereinrichtungen geht und auch um nicht unwichtige Fragen im Zusammenhang mit der Betreuung von behinderten Menschen in dieser Stadt. 

Was es auch dieses ganze Jahr lang nicht gegeben hat ist eine Ansprechpartnerin, eine politische Ansprechpartnerin für all diese Vereine und Einrichtungen, die auch Kompetenzen hat. Eine politische Ansprechpartnerin, die auch auf der Regierungsbank sitzt, denn offenbar... (GRin Mag Sonja Ramskogler: Na das stimmt ja nicht!) Ich weiß schon, dass Sie mir sagen werden, es stimmt nicht. Sie werden sicher Gespräche geführt haben. Frau Stubenvoll, die ich sehr schätze, wird Gespräche geführt haben. Herr Wagner hat Gespräche geführt. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Ja!) Ja ja, ich komm’ ja schon noch dazu! Aber der Unterschied ist nur, sehen Sie, Sie sind keine Stadträtin, Sie sind bedauerlicherweise für diesen Bereich auch keine Stadträtin, Sie sind kein Stadtrat. Seitens der Stadträtinnen, seitens derjenigen, die das in der Hand haben, seitens derjenigen, die auch Zusagen machen können, die verhandeln können, wo es auch zu Entscheidungen kommen kann, hat es nun einmal keine Ansprechperson gegeben, denn ich muss feststellen, dass sich Frau VBgmin Laska offenbar nicht mehr zuständig gefühlt hat und sich Frau StRin Pittermann noch nicht zuständig gefühlt hat und so hat man die Vereine halt einfach ein Jahr lang schwimmen lassen. Und das ist ein Wahnsinn, wie gesagt, vor allem, wenn man sich gerade für dieses Jahr dieses Motto gegeben hat!

Also das Fazit ist ganz einfach: Sie haben gerade in diesem Jahr Vereinen und behinderten Menschen große Verletzungen zugefügt. Ich bedaure auch sehr, dass es nicht ausgereicht hat, dass Sie teilweise sehr engagiert waren - also Frau Stubenvoll auf jeden Fall, Herr Wagner, ja das weiß ich, das nehme ich zur Kenntnis, das weiß ich auch zu schätzen -, aber es ist nicht ausreichend, weil die Menschen hier schon jemanden gebraucht hätten, mit dem sie, wie gesagt, verhandeln hätten können und sie hätten das Gefühl einer bestimmten Sicherheit gebraucht. Sie hätten das Gefühl gebraucht, dass jemand auf der Regierungsbank sitzt und ein offenes Ohr und ein Herz für ihre Anliegen hat. Das ist in diesem Jahr nicht gekommen. Und das Fazit ist sozusagen, dass Sie hier Mitmenschen gekränkt haben, Menschen beleidigt haben und Menschen auch massivst verunsichert haben und dass Sie jetzt hier und heute eine Inflationsabgeltung in einem Ausmaß beschließen möchten, die es den Vereinen nicht ermöglicht, das Auslangen zu finden. 

Aber es soll dabei nicht bleiben. Es gibt heute einen Antrag, wie gesagt, den habe ich ja auch schon angesprochen. Es ist ein Antrag, der den Vorschlag der Behindertenvereine aufgegriffen hat, ein Antrag, der von den GRÜNEN unterschrieben wird, der von der ÖVP unterschrieben wird, der von der FPÖ unterschrieben wird und der besagt, ab Dezember 2003 für das Jahr 2003 3 Prozent Inflationsabgeltung zu gewähren und für das Jahr 2004 1,6 Prozent, so wie es auch vorgesehen war. Sie haben die Chance...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Stadträtin, Ihre Redezeit!

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Das ist mein Schlusssatz. Sie haben die Chance, diesem Antrag zuzustimmen und Sie haben die Chance, zumindest einen Teil dessen, was Sie in diesem Jahr angerichtet haben, wieder gut zu machen. Bitte stimmen Sie diesem Antrag zu! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Korosec. Bitte schön. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Alles was Sie, Frau Stadträtin, hier gesagt haben, kann ich mit großer Überzeugung bestätigen. Ich müsste all das wieder wiederholen, aber aus zeitökonomischen Gründen werde ich es nicht tun. Aber auch ich bitte Sie, das noch einmal zu überdenken, damit es gerade im Jahr der Behinderten zu einer Regelung kommt, die noch zu vertreten ist, denn stolz brauchen wir auf die Regelung, die wir heute vorschlagen, ja auch nicht zu sein. Es ist ja tatsächlich so, dass wir den Behindertenverbänden wirklich nur die Inflationsabgeltung zugestehen. 

Die Österreichische Volkspartei wird auch zustimmen, obwohl auch wir der Meinung sind, dass 1 Prozent und 1,6 Prozent wirklich skandalös sind, aber auch aus den gleichen Überlegungen wie die Frau Stadträtin werden auch wir zustimmen.

Ich bringe noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein und zwar die Kollegin Jerusalem von den GRÜNEN, der Kollege Strache von der FPÖ und ich betreffend Abgeltung der gesamten Kosteninflation für private Vereine und Trägerorganisationen in der Behindertenbetreuung. Beschlussantrag:

„Im Zuge der Reform des Fonds „Soziales Wien“ soll durch die Gemeinde Wien sichergestellt werden, dass für die Abgeltung der gesamten Kosteninflation, Gehälter laut Kollektivvertrag und Inflation von Sachkosten von privaten Vereinen und Trägerorganisationen in der Behindertenbetreuung budgetäre Vorsorge getroffen wird und die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ 

Meine Damen und Herren, geben Sie Ihrem Herzen einen Stoß. Wir haben noch 12 Tage im „Jahr der Behinderten“. Beschließen Sie heute diesen Antrag und auch den Antrag, der noch von der Frau Kollegin Jerusalem eingebracht wird. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So ich danke. Herr Strache, Sie haben den Weg schon selbst gefunden. 

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ganz kurz eingangs festgehalten: Es hat ja mehrere Schreiben von Behindertenorganisationen gegeben. Es sind ja insgesamt sechs nicht fünf, wie gestern gesagt, sondern sechs Schreiben und diese sechs Schreiben sind ja alle unbeantwortet geblieben! Die ersten Schreiben, die unbeantwortet geblieben sind, sind vom Zeitraum Mai 2000, dann 17.1.2002 und so setzt sich das bis heute fort. Also man hat wirklich den Eindruck, diese Gesprächsverweigerung, die in vielen anderen Bereichen im Sozialressort genauso gelebt werden, finden auch hier statt. Ich habe den Eindruck, das ist so. Und Sie bestätigen Ihre Gesprächsverweigerung immer wieder.

Wenn ich dann den Pressedienst vom 16. Dezember des Herrn Bürgermeisters lese, wo steht: „Dialog mit Behindertenorganisationen wird fortgesetzt“ - na da lachen doch die Hühner! Was heißt, es wird fortgesetzt? Die Pflanzerei gegenüber den Behindertenvereinen spielt sich seit Monaten, seit Jahren ab, indem man Dialogverweigerung lebt. Jetzt kommt man daher und sagt: „Der Dialog wird fortgesetzt.“ Na das finde ich wirklich lustig. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das ist nicht lustig!)

Aber heute hätten wir die Chance, durch die Abänderungsanträge wirklich auch die Inflationsabgeltung, die den Vereinen zusteht, sicherzustellen. Da brauchen wir keinen Dialog! Vom Dialog und von der heißen Luft können die Trägervereine nicht leben! Da ist der jeder Dialog zu spät! Wenn man ihn so lange verweigert hat und dann plötzlich den Dialog anbietet, wenn es zu einer Mahnwache kommt, wenn es zu Protesten kommt, wenn das Ganze öffentlich wird, dann ist das einfach zu spät und das muss man erkennen! 

Deshalb sollten Sie die Chance nützen, heute den Resolutionsanträgen, Abänderungsanträgen, die eingebracht worden sind, zuzustimmen.

Ich halte für meine Fraktion fest, wenn die absolut regierende Stadtregierung so eine Zumutung durch den Gemeinderat peitscht, dann sehen wir keine Veranlassung, warum die freiheitliche Fraktion dieser Zumutung zustimmen soll. Die absolute Mehrheit in diesem Haus sichert, dass diese Zumutung durchgesetzt wird. Ich verstehe nicht, warum die beiden anderen Oppositionsparteien der Zumutung heute zustimmen. Das möchte ich schon anmerken, denn es gibt eine absolute Mehrheit, die diese Zumutung heute beschließen wird. Ich muss mich der Zumutung nicht anschließen. Das halte ich zumindest für meine Fraktion fest. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ganz kurz möchte ich noch auf die elf Trägervereine zu sprechen kommen, die 90 Prozent der Leistung, die in dieser Stadt stattfindet, abdecken. Dann gibt es 10 Pro-zent gemeindenahe Vereinigungen, wo man offensichtlich den Satz "Es gibt doch gleichere als gleiche." lebt, weil bei den 10 Prozent ist man fähig und willens, diese Inflationsabgeltung vorzunehmen (GRin Mag Sonja Ramskogler: Was reden Sie denn da? Das stimmt nicht!), bei den 10 Prozent der Vereinen schon, bei den 90 Prozent privaten Trägervereinen nicht. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Nein, das stimmt nicht!) Auch bei den 10 Prozent? (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das bleibt gleich!) Ich habe nämlich immer den Eindruck gehabt, dass das bei den 10 Prozent unterschiedlich gehandhabt wird. Dann danke ich für die Aufklärung. Das war mein Irrtum. Ich entschuldige mich dafür.

Ich habe den Irrtum gelebt, dass bei den 10 Prozent der Gemeindeorganisationen andere Maßstäbe gelten (GRin Mag Sonja Ramskogler: Die kommen auch mit dieser Erhöhung aus!), dass das dort von Seiten der Gewerkschaft sehr wohl anders gelebt wurde als bei den privaten Trägervereinen (GRin Mag Sonja Ramskogler: Falsche Vermutung!), dass es bei den elf Trägervereinen, um die es sich handelt, ganz bewusst anders gelebt wird und man immer – wie das der Herr GR Wagner getan hat - argumentiert, dass die Gewerkschaft nicht tätig werden konnte, weil es sich nicht um gemeindeeigene Vereinigungen handelt. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Falsche Vermutung!) So wurde es mir dargestellt und auch in der Behindertenkommission dargelegt. Wenn Sie sagen, dass ich da falsch informiert bin, dann nehme ich das zur Kenntnis. Ich werde das für mich noch einmal überprüfen.

Faktum ist aber, dass man mit der Erhöhung nicht auskommt. Wir haben in der Behindertenkommission auch eine Resolution der betroffenen Trägervereine auf dem Tisch gehabt und es wurde dort breiter diskutiert. Jetzt kann man hundert Mal sagen, sie haben keine Gewerkschaft, die sich für sie eingesetzt hat und im Kollektivvertrag ist etwas anderes ausgemacht, aber wir sollten in der Verantwortung, in der wir uns befinden, darauf schauen, dass diese Trägervereine die Inflationsabgeltung, die ihnen zusteht und die sie brauchen, trotzdem bekommen. Das wurde heute mehrmals gesagt. Es wurde festgehalten, dass – das hat auch der Sprecher eines Vereins in der Behindertenkommission gesagt – die Vereine vor der Existenzgefährdung stehen. Diese Existenzgefährdung ist greifbar. Da bringt es nichts, das Ganze in die Länge zu ziehen. Wir können heute eine Entscheidung treffen, von der die Vereine auch leben können. In dieser Verantwortung stehen wir und die sollten Sie heute auch nützen. Sie sollten sie nützen. Man braucht jetzt nicht so zu tun, als könnte man das im nächsten Jahr irgendwann einmal einschieben. Heute ist die Chance dafür da und gerade vor Weihnachten und im Jahr der Behinderten sollten wir diese Chance auch leben! 

Wir haben leider Gottes viele Bereiche im Jahr der Behinderten in dieser Stadt verabsäumt. Ein Beispiel ist der Behindertenanwalt, den wir vor über einem Jahr gefordert haben. Dieser wäre jetzt notwendig gewesen. Gerade in so einer Situation hätte ein Wiener Behindertenanwalt für die Rechte der Betroffenen und Trägervereine eintreten können, damit deren Rechte gewahrt sind. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Interessenvertretungen!) Ich sage, der Behindertenanwalt ist wichtiger denn je für diese Stadt, wenn ich mir diese Vorgangsweisen ansehe. Wir brauchen einen Behindertenanwalt, der weisungsungebunden und parteiunabhängig agieren kann.

Was für die Kinder und Jugendlichen möglich ist, verstehe ich nicht, dass Sie das den Behinderten nicht zusprechen wollen. Sind Behinderte doch anders? (GRin Mag Sonja Ramskogler: Nein!) Nein! Behinderte sind Menschen wie wir alle. Wir haben immer von der Gleichstellung gesprochen. Wenn wir von Gleichstellung sprechen, dann ermöglichen Sie bitte auch die Gleichstellung im Bereich eines Behindertenanwalts. Das sollte ein Weg und am Ende des Jahres der Menschen mit Behinderungen auch ein Denkanstoß sein, dass wir leider Gottes in vielen Bereichen säumig geblieben sind und dass wir diese Nachlässigkeit eigentlich ausmerzen sollten, indem Sie endlich den Wiener Behindertenanwalt mit uns gemeinsam in dieser Stadt installieren. (GR Kurt Wagner: Das wollen die Organisationen selber nicht!)

Wir wissen schon, wenn sich die Organisationen kritisch äußern, dann müssen sie Angst haben, dass sie von Ihnen gänzlich fallengelassen werden! Das ist das Grundproblem in dieser Stadt. (GR Kurt Wagner: Nein, überhaupt nicht!) Wenn irgendwo aufgemuckt wird und es eine Majestätsbeleidigung gegen die große absolute sozialistische Stadtregierung gibt, muss man aufpassen, dass man nicht im Regen stehen gelassen wird! (GR Kurt Wagner: Sie behaupten unwahre Dinge!) Deshalb verstehe ich, warum die Interessenvereinigung und viele andere so vorsichtig sind und nur hinter vorgehaltener Hand sagen: "Herr Strache, da haben Sie Recht gehabt." Offen traut man sich oftmals nicht, weil man weiß, dass man letztlich sehr aufpassen muss, was man in dieser Stadt sagt und ob man sich trauen kann, offene Worte zu finden, weil man Angst hat, dass man dann von einer Absoluten in dieser Stadt anders und nicht fair behandelt wird! Das gehört auch einmal ausgesprochen. (GR Kurt Wagner: Da habe ich aber eine andere Gesprächskultur, weil mir sagen sie das schon!)

Ich möchte mich gar nicht mehr verbreitern, weil für heute ist alles gesagt. Ich finde es als Zumutung und dieser Zumutung können wir nicht zustimmen! Wenn Sie die Anliegen der Trägervereine ernstnehmen, dann stimmen Sie den Anträgen der Opposition heute zu! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ramskogler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! (Während der Rede der GRin Mag Sonja Ramskogler halten sieben Besucher auf der Galerie gelbe beziehungsweise grüne Zettel im Format A4 mit folgenden Texten in die Höhe: "Nehmen Sie behinderten WienerInnen nichts weg", "Beamte: 2,1 %, BehindertenbetreuerInnen: 0,3 % ???", "Bitte korrigieren Sie einen Fehler!", "Nicht noch eine Wunde!".) 

Ich möchte von dieser Stelle aus festhalten, dass im Vordergrund der Mensch mit der Behinderung und seine Möglichkeit, ohne Barrieren ein so genanntes ganz normales Leben mit einer notwendigen Unterstützung führen zu können, steht. Keine Frage. Dafür steht auch die Wiener Sozialdemokratie. Das ist auch keine Frage. Ich sehe das heute als ein sehr wichtiges Thema an und denke mir, dass es hier keinen Platz gibt, zu polemisieren oder irgendwelche Vergleiche zu ziehen. Dazu ist dieses Thema und sind uns die Menschen, deren Schicksal es betrifft, zu ernst, denn meiner Ansicht nach und auch der Ansicht meiner Fraktion nach geht es darum, dass wir gemeinsam – genau das ist auch das Thema – für die Behinderten der Stadt eintreten und dementsprechend darauf schauen, dass es die notwendige Unterstützung gibt. 

Ich möchte auch diese wichtige Arbeit der Trägervereine als Partnerschaftsorganisationen mit den Behinderten und für die Behinderten, die hier in Wien stattfindet, besonders hervorheben und mich für die Leistung, die dabei erbracht wird, im Namen meiner Fraktion bedanken, denn das ist auch notwendig! 

Viele Leistungen der Menschen, die in diesen Bereichen tätig sind, sich hier engagieren, hier dynamisch Arbeit leisten und Engagement einsetzen, mit Liebe dabei sind und die Menschen mit dementsprechendem Einsatz und Aufopferung betreuen, sind nämlich hochwertige menschlich anzuerkennende Leistungen. Das möchte ich von dieser Stelle einmal gesagt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Stadt Wien versucht, ebenso gute Arbeit zu leisten und setzt sich für die Verbesserung und den Fortschritt der Behindertenhilfe ein. Wichtig ist daher die Zusammenarbeit mit den einzelnen Trägerorganisationen. Keine Frage. Das ist in der Vergangenheit passiert und das soll auch in Zukunft so sein, dass es für die Bedürfnisse und zielgerichtet für die Behinderten stattfindet. (GR Heinz-Christian Strache: Warum werden dann keine Briefe beantwortet? Warum gibt es keinen Dialog?) – Ich komme noch dazu.

Das Leistungsangebot, das eine wichtige Voraussetzung für die Behinderten ist und das von den Trägervereinen erbracht wird, muss unbedingt den Bedürfnissen der behinderten Menschen angepasst sein. Das ist wohl keine Frage. Dieses sollte auch evaluiert und dementsprechend bei Bedarfserhebungen der tatsächliche Bedarf nachgewiesen werden, was auch gemacht wird. Eine wichtige Aufgabe ist aber bestimmt – das hat die Frau Kollegin Vassilakou angesprochen –, dass es auch eine Überprüfung im positiven Sinne sein kann. Das möchte ich sagen, es ist heute schon von meiner Kollegin Neck‑Schaukowitsch gesagt worden, Menschen, die sich nicht verändern, sind tot. Das halte ich für einen guten Ausspruch, denn Veränderungen können zu Verbesserungen führen und stellen daher neue Möglichkeiten dar, um Wissen und Erfahrung einzubauen und zu berücksichtigen.

Die Neustrukturierung im Gesundheits- und Sozialbereich soll die soziale Sicherheit für die Bedürfnisorientiertheit der Menschen mit Behinderungen in Wien auch in Zukunft dementsprechend langfristig gewährleisten. Dadurch wird der Dialog mit den Trägerorganisationen, mit den Interessenvertretungen meiner Ansicht nach immer wichtiger. Denn diese dienen als Experten und Expertinnen, die sich einklinken können, um mehr oder weniger die Verbesserungen und Erfahrungen aus der täglichen Arbeit in ihren Organisationen mit und für Behinderte einbringen zu können, bei der Umstrukturierung mehr oder weniger ihren Beitrag liefern und dementsprechend mitsprechen können. 

Die Zusammenarbeit der Stadt Wien mit den Trägerorganisationen – das habe ich erwähnt – ist und war von großer Bedeutung. Ich möchte hier auch die Arbeit der Behindertenkommission hervorheben. Es ist ebenso erwähnt worden, dass die Landtagspräsidentin Erika Stubenvoll, aber auch der Herr GR Wagner immer wieder dementsprechend in Kontakt mit den Trägerorganisationen stehen und dort auch Verhandlungen führen. Im Zuge dieser Behindertenkommission ist das letzte Mal auf Initiative der Frau Landtagspräsidentin Erika Stubenvoll eine Resolution erstellt worden, die alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte hier im Saale gemeinsam tragen. Diese wird in Zukunft bei der Auseinandersetzung mit der Verbesserung der Behindertenpolitik in Wien eine Rolle spielen. (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist meiner Ansicht nach hier nicht die Zeit, immer wieder darauf zu verweisen, dass die Situation eine schwierige ist. Trotzdem findet Politik in Wien für Behinderte statt. Das bedeutet für die Wiener Stadtregierung, dass es Maßnahmen bei Frühförderungen, Integration in Kindergarten und Schule sowie Einbindung in den Arbeitsmarkt und in der Altenbetreuung geben muss. Wenn man den anderen zuhört, könnte man meinen, es passiert überhaupt nichts. Aber das ist nicht so. Hier muss immer wieder das Gegenteil erwähnt werden, weil sonst scheint es so, als wäre es nicht passiert. Daher möchte ich die Tatsache berichten, dass ein Großteil der behinderten Beschäftigten im Magistrat der Stadt Wien angestellt ist, dass Wiener Kindergärten 208 integrative Gruppen anbieten und dass Wien auch die höchste Zahl an Integrationsklassen, nämlich 650, hat. Ich möchte ebenso erwähnen – dieses Beispiel sagt, glaube ich, alles –, dass in Wien nur ein Kind nicht eine Schule besuchen kann und österreichweit sind es insgesamt 300 Kinder, die keinen Platz in Schulen finden. Das, denke ich mir, ist auch ein positives Beispiel, das hier erwähnt sein muss, dass Wien etwas für die Behinderten in dieser Stadt tut. (Beifall bei der SPÖ.)

Doch wir sehen Politik auch als Querschnittspolitik an. Hier möchte ich nur ganz kurz die bevorstehende Novellierung, welche die Bauordnung betrifft, erwähnen. Ein barrierefreies Wohnen soll damit sichergestellt werden. Aber es hat auch mehrere Initiativen in diesem Jahr, im Jahr der Behinderung, gegeben, die man nicht verschweigen sollte, zum Beispiel in der Umweltgruppe in Bezug auf behindertengerechte Spielplätze, aber auch Behindertenkabinen im öffentlichen Bereich von Toiletteanlagen und so weiter und so fort. Es wird etwas getan. Die Wiener Stadtregierung zeigt mit vielen Maßnahmen ihre Bemühungen, für die Behinderten der Stadt im Unterschied zu vielen anderen Bundesländern zielgerechte Unterstützung zu leisten. 

Zur finanziellen Situation: Seit 1995 – das ist Faktum – hat sich das Budget für die Behindertenhilfe in Wien verdoppelt. 2003 und 2004 – der Akt, der uns vorliegt – kommt es zu einer Erhöhung der Kostensätze für die Organisationen, die im Bereich der Behindertenhilfe Leistungen erbringen. Trotzdem ist es verständlich und das ist mir ganz wichtig, von hier zu betonen, dass es auf Grund der vorhandenen Situation eine ausgesprochene und auch eine schriftliche Sorge gibt, die an alle ergangen ist und darin besteht, dass Einzelorganisationen unter einen gewissen Einsparungsdruck kommen könnten. Ich denke mir, dass dies auch zur Kenntnis zu nehmen und ernsthaft damit umzugehen ist. Es ist aber auch klar zu sagen, dass es nicht zu einer noch größeren Erhöhung kommen konnte, weil die Ausgaben im gesamten Sozialbereich prinzipiell gestiegen und zum Beispiel in manchem Monat mehr als 100 Prozent geworden sind. 

Hier möchte ich aber voranschicken, dass trotz dieser schweren Thematik Wien immer wieder betont hat, dass Wien seine Menschen, ob sie behindert oder ob sie nicht behindert sind, nicht allein lässt. Wien sorgt dafür, dass der Sozialbereich dementsprechend finanziert und budgetiert wird und tut es genauso mit diesem Akt für den Bereich der behinderten Menschen. 

Was ebenso erwähnt werden muss, ist, dass einige Organisationen in diesen schwierigen Zeiten einander näher rücken, sich unterstützen und helfen, denn einige Organisationen finden zukünftig das Auslangen mit der Erhöhung, die heute im Gemeinderat beschlossen wird, und zwar ohne Kürzungen im Personalbereich und ohne auf dem Rücken der Betroffenen einzusparen. Daher ist es aber auch wichtig und ich denke mir, dass es keine Drohung sein soll, sondern es ist unter anderem eine Interpretationssache und meine Interpretation oder mein Verständnis, das ein sozialdemokratisches widerspiegelt, ist, denke ich, völlig klar, wenn es mit der Erhöhung der Mittel für 2003 und 2004 kein Auslangen in Bezug auf die Trägerorganisationen gibt, hat in dem Brief, den Sie schon erwähnt haben, der Herr Bürgermeister dementsprechende Unterstützung, bei Möglichkeit nach Bedarf und nach Überprüfung, angemeldet. Ich denke mir weiters, das ist nicht als eine Drohung, sondern als ein Angebot aufzunehmen, dass es in Wien keinen Menschen, der behindert ist, geben soll, der nicht zu seiner Unterstützung kommt. (Beifall bei der SPÖ.)

Was ich hier noch auf jeden Fall positiv erwähnen möchte, ist, dass es eine Erhöhung der Kostensatzerhöhungen um 1,6 Prozent vom 1.1.2004 bis 31.12.2004 gibt und dass diese Möglichkeit der Budgetierung, wie es in diesem Akt vorgeschlagen ist, auch den Trägerorganisationen dementsprechend höhere Planungssicherheit in dem Sinn bietet, weil es bereits ab 1.1.2004 zu einer Erhöhung von 1,6 Prozent kommt. Nicht unerwähnt möchte ich natürlich lassen, dass der Herr Bürgermeister die ideelle, aber auch die finanzielle Fortführung der ARGE Wohnplätze, damit es in Zukunft zu keiner Problematik kommen soll, zugesagt hat. Meiner Ansicht nach ist es besonders wichtig, einen Bürgermeister wie Dr Michael Häupl zu haben, der von großer Anerkennung und Wertschätzung der Arbeit aller Einrichtungen im Behindertenbereich zeugt. Das zeigt er unter anderem durch die Verleihung eines Preises für die Menschlichkeit. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir, die Sozialdemokraten in Wien, möchten eine optimale Zusammenarbeit auch in Zukunft sichern. Dazu ist Leistungsorientiertheit ein Muss, um gemeinsam für die Behinderten in Wien gute Chancen für die Zukunft zu gewährleisten.

Abschließend möchte ich noch einen Antrag der sozialdemokratischen Fraktion einbringen, der folgendermaßen lautet: 

"Die Entwicklung von Förderrichtlinien soll gemeinsam mit Vertretern der Behindertenorganisationen durchgeführt werden. Dabei wird vor allem der Weiterentwicklung von Kriterien, die die Betreuungs‑ und Leistungsintensitätserfordernisse erfassen, eine Schlüsselfunktion zukommen. Einrichtungen, die mit der Steigerung der in der Sitzung des Gemeinderats am 19. De-zember 2003 beschlossenen Zuschüsse der Stadt Wien nicht das Auslangen finden, werden im kommenden Jahr eine nochmalige Überprüfung ihrer wirtschaftlichen Situation beantragen können. Im Bedarfsfall ist dann eine nachträgliche Änderung der Finanzierung vorgesehen. Ein besonderes Augenmerk ist dabei der Frage des Finanzeinsatzes, der Qualität und des Qualitätsmanagements zu widmen."

Wie gesagt, ich möchte bei diesem Punkt des Qualitätsmanagements noch kurz sagen, dass es allen Parteien, die hier im Hause sind, immer besonders wichtig ist, zu prüfen und zu kontrollieren. Seit ich in diesem Hause bin, höre ich immer, wie wichtig Kontrolle und Qualität sind. Ich denke mir, dass dies auch im positiven Sinne dementsprechend konstruktiv etwas weiterbringen kann. 

Abschließend lassen Sie mich sagen, dass die Wiener Stadtregierung auch in Zukunft Menschen mit Behinderungen eine adäquate und umfangreiche Leistungspalette anbieten wird. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

StRin Maria Vassilakou hat die Position der Grünen im Wesentlichen formuliert. Ich möchte dem nur wenige Worte anfügen. 

Übrigens kann ich meiner Vorrednerin in vielem durchaus zustimmen. Es ist schon sehr viel richtig, was sie hier gesagt hat. Eigentlich wäre das Ende ihrer Rede folgerichtig gewesen, zu sagen, dass es stimmt, was die Damen und Herren, die oben auf der Galerie sitzen, fordern, wir das somit heute auch beschließen werden und Sie dem Abänderungsantrag der Grünen zustimmen werden. Ich finde, das wäre die einzige folgerichtige Reaktion nach dieser Rede gewesen. 

Ich möchte schon sagen, Anerkennung und Wertschätzung sind gut, wenn es dafür Preise und schöne Worte gibt. Aber heute geht es ganz einfach und simpel um Geld. Mir kommt vor, Sie haben etwas bestellt, weil die Arbeit ist eine kommunale Arbeit. Sie sagen ja nicht, die Arbeit soll nicht gemacht werden. Sie sagen ganz richtig – auch meine Vorrednerin hat das gesagt –, diese Arbeit für die behinderten Menschen muss geleistet werden. Diejenigen, die dort oben sitzen, leisten diese Arbeit. Jetzt füge ich etwas an: Sie bestellen und Sie müssen auch bezahlen! Es geht nicht, dass man eine Arbeit bei jemandem bestellt, aber dann nicht in einem entsprechenden Ausmaß dafür bezahlen will! (GR Heinz Hufnagl: Die Sache mit dem Geld muss für beide befriedigend sein!) So wird es nicht gehen, denn Anerkennung und Wertschätzung schlagen sich auch darin nieder, dass man die Menschen am Schluss für ihre Tätigkeit genauso gut bezahlt wie die eigenen Gemeindebediensteten.

Ich möchte daher jetzt einen Abänderungsantrag einbringen, und zwar bringe ich diesen Abänderungsantrag für die gesamte Opposition ein. Ich denke, nach der Diskussion und nach der Begründung, die Maria Vassilakou bereits vorgestellt hat, brauche ich Ihnen die Begründung nicht vorzulesen. Der Abänderungsantrag ist auch ganz simpel. Er lautet: 

"Die MA 12 – Wien Sozial wird ermächtigt, die Kostensätze ..." - dann werden diese ganzen Organisationen angeführt – "... für den Zeitraum vom 1.12.2003 bis 31.12.2003 um 3 Prozent und für den Zeitraum 1.1.2004 bis 31.12.2004 um 1,6 Prozent zu erhöhen." 

Wir wollen gerne, dass dieser Antrag – aber das ist bei einem Abänderungsantrag ohnehin so – abgestimmt wird. 

Ich möchte nun – meine Damen und Herren auf der Galerie, das hat mit Ihrem Anliegen nichts zu tun – noch einen zweiten Antrag einbringen, der sich mit dem Klinikverbindungsdienst der MA 11 befasst. Die Begründung liegt Ihnen allen vor, denn Sie haben den Antrag. Wir haben diesen auf Vorschlag der Sozialdemokraten auch auf eine Zuweisung abgeändert. Der Beschlussantrag lautet: 

"Die Sozialarbeiterin des Klinikverbindungsdienstes soll an der Station für Heilpädagogik und Psychosomatik am AKH in gleich hohem Stundenausmaß wie bislang weiter beschäftigt sein. Die Versetzung an das Neurologische Krankenhaus Rosenhügel wird aufgehoben."

In formeller Hinsicht wollen wir eine Zuweisung an den entsprechenden Ausschuss.

Meine Damen und Herren, ganz am Schluss möchte ich, weil das ist wirklich bei mir angekommen, noch einmal an das erinnern, was Herr Dr Eigner von der Lebenshilfe gesagt hat: "Wenn Sie uns nicht haben wollen, wenn Sie uns nicht brauchen, dann wird es uns einfach nicht geben." – Genau so einfach ist das eigentlich. Aber ich denke doch, dass wir alle, wie wir hier sind, auf die Vereine angewiesen sind. Das sind nicht Bittsteller, sondern gleichberechtigte Partner. Wir sind auf sie angewiesen und werden mit ihnen gute Diskussionen und einen guten Dialog führen. Das Ganze muss auch zu einem guten Abschluss führen. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich will mich relativ kurz fassen. Ich glaube, das ist kein Thema, wo Polemik angesagt ist. Daher werde ich mich mit einigen sachlichen Beantwortungen begnügen. Der angeführte Kollektivvertrag, den sich die Trägerorganisationen selbst ausverhandelt haben, was wir grund-sätzlich für sehr gut und richtig finden, wird erst mit 1.1.2004, mit einer freiwilligen Umstiegsklausel, von etwa 15 Jahren in Kraft treten. 

Weiters erlaube ich mir zu bemerken, dass die heute beschlossene Summe von 240 000 EUR den Betrag für das Jahr 2003 ausmacht und es 2004 etwa 1,2 Milli-onen EUR sein werden. Eines kann ich von dieser Stelle versichern: Heuer ist zwar das EU‑Jahr für Menschen mit Behinderung, aber die Stadt ist sich dessen bewusst, welche Verantwortung sie hat und mit 31.12. stellt die Stadt nicht die Behindertenarbeit ein, sondern sie wird weiterhin für diese Arbeit tätig sein. 

Ich danke und ersuche um Zustimmung zu diesem Aktenstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Es wurde ein Abänderungsantrag von Susanne Jerusalem, Ingrid Korosec und Heinz‑Christian Strache betreffend Tagsatzerhöhung für private Vereine und Träger der Behindertenbetreuung für 2003 gestellt. 

Wer dem Abänderungsantrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, GRÜNE und FPÖ. Der Abänderungsantrag ist somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zu den Anträgen. (GR Christian Oxonitsch: Postnummer!) Entschuldigung, ich lasse zu-nächst die Postnummer abstimmen. Ein Abänderungs-antrag ist so selten, dass man ins Schleudern kommt, meine Damen und Herren. Ich danke für die Milde, die sie der Vorsitzenden entgegenbringen. 

Wir stimmen nun über die Postnummer 42 ab. Ich darf, wer dieser Postnummer zustimmt, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ, so angenommen.

Jetzt kommen wir zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Ingrid Korosec, Susanne Jerusalem und Heinz‑Christian Strache. Darin geht es darum, dass im Zuge der Reform des Fonds Soziales Wien die Gemeinde sicherstellt, dass die Abgeltung der gesamten Kosten, Inflation, Gehälter laut Kollektivvertrag und Inflation von Sachkosten die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. 

Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ein bisschen wenig. (Allgemeine Heiterkeit.) Das sind nur GRÜNE, ÖVP und FPÖ. Dieser Antrag ist somit abgelehnt. Ich habe nur gemeint, die Antragsteller sind ein bisschen wenig. So war das gemeint.

Die SPÖ hat einen Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Mag Sonja Ramskogler, Erika Stubenvoll und Kurt Wagner zur Postnummer 42 gestellt. Hier geht es um die Förderrichtlinien im Sozialbereich, dass mit Vertretern der Behindertenhilfsorganisationen Entwicklungen durchgeführt werden. Es wird formell eine sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN.

Wir kommen nun zum Antrag Nummer sechs der GRÜNEN. Er betrifft den Klinikverbindungsdienst der MA 11‑Sozialarbeiterin an der Station für Heilpädagogik und Psychosomatik an der Universitätskinderklinik im AKH Wien. Hier wird eine Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport und an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Spitalswesen verlangt.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP.

Wir kommen nun zur Postnummer 43. 

Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Ich darf nun über die Postnummer 43 abstimmen lassen.

Wer für dieses Poststück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. –Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Postnummern 44 und 45 der Tagesordnung, betreffend Subventionen an den Verein "ICE – Vienna – Verein zur Förderung von Medienaktivitäten im schulischen und außerschulischen Bereich" und den Verein "ICE – Vienna" zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu den eben einreferierten Aktenstücken.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer‑Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Obwohl man die einleitenden Worte des Herrn Berichterstatters nicht verstanden hat, werde ich hauptsächlich zur Postnummer 44 sprechen und hier feststellen, dass ich begeistert bin, dass zumindest die Berichterstattung in diesen beiden Punkten gewechselt hat. Denn im Ausschuss war die Berichterstatterin die Kollegin Novak, die bei diesen beiden Geschäftsstücken Antragstellerin ist. Zumindest hat es einen Ansatz gegeben, diese optisch nicht sehr glücklich gewählte Art irgendwie zum Besseren zu wenden. 

Trotzdem ändert sich nichts daran, dass wir einem Verein, über dessen Arbeit prinzipiell nichts zu sagen ist, Subventionen geben, wo zwei Gemeinderäte im Vorstand sitzen, nämlich die Kollegin Novak und der Kollege Wutzlhofer. 

Die Frau Stadträtin hat anscheinend ihren Sitzplatz gewechselt. Ich dachte immer, hier vorne sitzen die Regierungsmitglieder, aber jetzt sitzen die Regierungsmitglieder dort hinten und vorne könnten dann eigentlich die Beamten Platz nehmen. Das wäre manchmal vielleicht sogar gescheiter. Ich finde es nicht so praktisch, wenn die Frau Stadträtin in ihrem Schmollwinkel sitzt, von dort hinauskeppelt, es das dann schon war und sie sich nicht der Konfrontation stellt. Aber bitte, das ist der Stil der SPÖ, die Demut, die weihnachtliche Güte, was immer heute schon gefallen ist. (GR Mag Thomas Reindl: Dafür hört sie Sie dort hinten! Sie sprechen schließlich nicht so leise!) Ich finde es eine Unart, dass sich die Frau Stadträtin dort hinten hinsetzt und sich nicht vorne blicken lässt. (GR Mag Thomas Reindl: Immerhin ist sie im Saale, was man nicht von allen Ihren Abgeordneten behaupten kann!)

Im Ausschuss wurde schon als Antwort gegeben, dass es super ist, wenn sich GemeinderätInnen ehrenamtlich in Vereinen betätigen. Das stimmt, das ist schon super. Die Optik ist aber nicht die Beste. Im Ausschuss wurde uns auch erklärt, dass es sich eigentlich nur um projektbezogene Subventionen handelt und dass nicht der laufende Betrieb gefördert wird. Jetzt möchte ich Sie schon fragen, ob der Anteil Miete, Betriebskosten, der Energieaufwand projektbezogen verrechnet wird oder das nicht doch zum laufenden Betrieb gehört. Es ist wirklich eine Frage der Optik. Wenn Sie das so wollen, dann bitte. Ich finde es nicht so gut gewählt, dass zwei Mitglieder des Gemeinderats, die auch im Ausschuss mitgestimmt haben, in dem Verein sitzen.

Noch kurz zu dem "du-hast-die-wahl.at": Ich finde es gut, dass man hier – wie es in dem Akt und bei der Projektbeschreibung steht – die Möglichkeit bietet, die jungen Menschen zu animieren, sich selbst aktiv zu engagieren. Wenn man sich die Seite anschaut und in das Forum geht, muss man aber doch feststellen, dass das aktive Engagieren auf dieser Plattform doch eher sehr müde ist, wenn man sich die Eintragungen, die Postings, die dort passieren, anschaut. Das letzte war heute in der Früh vom 7.10., dann gibt es ein Posting vom 27.8., dann wieder eines vom Juni, zwei vom Mai und zwei vom April. Wenn das die aktive Mitgestaltung der Jugendlichen und die Möglichkeit, dass sich Jugendliche beteiligen, ist, dann frage ich mich schon, ob das richtige Medium gewählt wurde und ob das die richtige Form ist, junge Menschen zu animieren, sich zu beteiligen und ob man nicht gerade im Hinblick auf die Wahlalterssenkung einen anderen Zugang wählt, mit Jugendlichen über Politik zu sprechen als über dieses "du-hast-die-wahl.at". Prinzipiell ist es okay. Vielleicht kann man sich aber, wenn der Verein mehr Geld bekommt, damit auseinander setzen, wie man diese Plattform zum Leben erweckt beziehungsweise wie wir die Jugendlichen dazu bringen, sich zu beteiligen.

Nur kurz zur Postnummer 45: Ich finde, das ist ein sehr gutes Projekt und hoffe, dass, wenn die Probleme, die in dem Aktenstück von den LehrerInnen und den BenutzerInnen angeführt werden, gelöst sind, versucht werden sollte, dass mehr als die 20 Schulen, wie jetzt vorgesehen ist, betreut werden. Denn auch wenn im Ausschuss andere Parteien anderer Meinung waren, glaube ich sehr wohl, dass hier eine Möglichkeit geschaffen ist, Jugendlichen Mathematikbeispiele näher zu bringen und ihnen die Chance zu geben, Beispiele zu rechnen. Ich hoffe, dass es einen Ausbau des Projekts gibt und es nicht bei diesen 20 Schulen stehen bleibt. 

Ich sage noch einmal, die Optik bei diesem Geschäftsstück ist nicht die Beste. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nachdem gesagt wurde, da das Mikrofon nicht oben war, hat man mich nicht gut gehört, habe ich einen Satz nachzuholen: Ich habe – das ist keine Überraschung – um Zustimmung gebeten. Ich werde das gleich noch einmal tun.

Zu den optischen Einwendungen, die hier ausgemacht wurden, möchte ich nur bemerken, dass es tatsächlich viele Vereine gibt, wo ehrenamtliche und aktive Mitarbeit geleistet wird, die auch für viele Vereine deshalb notwendig ist, weil man Personen braucht, die sozusagen unter Tag diese ehrenamtliche Tätigkeit ausüben können. Dafür gibt es mehrere Gruppen, aber nur eine Gruppe hat sich auch dafür interessiert, für Sport-, Kultur- und Jugendprojekte ehrenamtlich mitzuarbeiten und das sind nun einmal Kommunalpolitiker. Das ist von daher auch eine wichtige und gute Anbindung.

Diese Subvention ist projektbezogen. Die Kollegin ist dort nicht die Antragstellerin. Alles in allem können wir daher guten Gewissens zustimmen. 

Ich ersuche daher um Zustimmung. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 44 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ und GRÜNE.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 45. 

Wer diesem Akt die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, mit SPÖ und GRÜNEN.

Da zu den Postnummern 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53 und 54 der Tagesordnung keine Wortmeldung vorgenommen wurde, komme ich gleich zur Abstimmung.

Ich bitte nun, wer der Postnummer 46 die Zustimmung geben kann, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne der Freiheitlichen Partei. 

Wer der Postnummer 47 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch mehrstimmig, ohne Freiheitliche Partei. 

Wer stimmt der Postnummer 48 zu? – Mehrstimmig, ohne FPÖ.

Wer gibt der Postnummer 49 die Zustimmung? – Das ist auch mehrstimmig, ohne FPÖ.

Postnummer 50: Darf ich bitten? Wer gibt da die Zustimmung? – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ.

Postnummer 51: Wer zeigt auf? – Auch ohne FPÖ. 

Postnummer 52, bitte? – Ohne FPÖ. 

Postnummer 53? – Auch ohne FPÖ. 

Postnummer 54: Wer ist dafür? – Mehrstimmig, ohne FPÖ.

Wir kommen nun zur Postnummer 159. Sie betrifft die Ermächtigung zum Abschluss einer Kooperationsvereinbarung zwischen Magistrat der Stadt Wien, der Wiener Gebietskrankenkasse und dem Fonds Soziales Wien. 

Hier gibt es keine Wortmeldung. 

Ich darf nun, wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und FPÖ.

Wir haben jetzt die Geschäftsstücke 160 und 161. Ich werde die Postnummern extra abstimmen lassen. 

Wer für die Postnummer 160 ist, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und FPÖ. 

Wir kommen zur Postnummer 161. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch mehrstimmig, ohne FPÖ und ÖVP. 

Es gelangt nun die Postnummer 60 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Ich darf, wer der Postnummer 60 die Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ. 

Wir kommen nun zur Postnummer 64. 

Auch da keine Wortmeldung. 

Wer ist für die Postnummer 64? – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP. 

Die Postnummer 65 der Tagesordnung betrifft das Theaterleitbild als Grundlage. 

Hier gibt es eine Wortmeldung des Kollegen Woller. (GR Christian Oxonitsch: Berichterstatter!) 

Entschuldigung, Frau GRin Klicka, bitte.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Theaterleitbild.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr GR Woller. – Bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Da zwischen der Sitzung des Gemeinderatsausschusses und dem heutigen Gemeinderat die vier Kultursprecher eine Abänderung am Leitbild der Theaterreform durchgeführt haben, bringe ich namens der vier Kultursprecher einen Abänderungsantrag ein und ersuche, dieses nun geänderte Leitbild zur Wiener Theaterreform heute zu beschließen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Zuerst möchte ich über den Abänderungsantrag abstimmen lassen. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Der Abänderungsantrag ist somit einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer. Über die Postnummer 65 lasse ich jetzt abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch einstimmig. Ich danke recht herzlich. 

Zur Postnummer 75 gibt es keine Wortmeldung. 

Wer für die Postnummer 75 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ.

Wir kommen zur Postnummer 79 der Tagesordnung. 

Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Ich darf, wer für die Postnummer 79 ist, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ.

Ich schlage vor, dass wir die Postnummern 97 und 103 in einem diskutieren. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall.

Dann darf ich die Berichterstatterin, Frau GRin Themel, bitten, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Akten.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch dieses Jahr haben wir wieder Akten vorliegen, die das Museumsquartier betreffen. Sie wissen, dass die Grünen sehr dafür eintreten, dass das Museumsquartier ein Ort der zeitgenössischen Kunst werden kann, dass dort viel Spannendes stattfinden kann und soll. Allerdings müssen wir hier ablehnen, und zwar deshalb, weil wir glauben, dass die vorliegenden Akten eigentlich gegen die Interessen der Stadt Wien stehen, ihnen sogar diametral entgegenstehen, vor allem jenen Institutionen und deren Interessen, die wir als Stadt Wien hauptsächlich fördern. Konkret betrifft das die Kunsthalle Wien, die Festwochen, aber auch die Halle E und G und kleinere Institutionen, die im Museumsquartier angesiedelt sind, nicht zuletzt auch das Tanzquartier.

Es geht unter anderem um die Marketingkosten, die wir in der Höhe von 436 000 EUR beschließen sollen. Die Nutzerinnen und Nutzer des Museumsquartiers haben in den letzten Jahren einiges an öffentlich und auch nicht-öffentlich ausgetragenen Konflikten mit der Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs GesmbH gehabt. Ich brauche das nicht alles noch einmal aufzuzählen. Sie können sich daran erinnern. Hier ist einiges in der Kommunikation schiefgelaufen. Und jetzt beschließen wir eine Summe von 436 000 EUR Marketingkosten, die der Museumsquartier Errichtungs- und BetriebsgesmbH mehr oder weniger als Freibrief übergeben werden. 
Sehr geehrte Damen und Herren, wir können dem schon allein deshalb nicht zustimmen, weil die Nutzer, die wir als Stadt Wien im Museumsquartier fördern, sagen, diese Marketingkosten, so wie sie ausgegeben werden, nützen ihnen nichts, sondern schaden ihnen nur. Und wenn es einmal so weit ist, dass gesagt wird, diese Marketingausgaben schaden ihnen nur und es wird gegen ihre Interessen agiert, dann, glaube ich, ist spätestens der Punkt erreicht, wo die Stadt Wien dieses Geld nicht mehr in dieser Form ausgeben darf. 

Lassen Sie mich ein paar kleinere Beispiele bringen: 

Derzeit findet im Hof des Museumsquartiers ein Punschstand statt. Dort gibt es blaue Iglus. Dort kann man Punsch trinken. Dagegen ist grundsätzlich noch nichts einzuwenden, allerdings sind diese Punschstände mit riesengroßen Logos eines Sponsors versehen, der die Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs GesmbH und nicht die Nutzer und Nutzerinnen, die im Museumsquartier sind, fördert. Dieser Mobilfunkbetreiber, der riesengroß auf diesen Iglus aufscheint, gibt Geld an die MuQua und nicht an die Nutzer. Jetzt sagen die Nutzer zu Recht, sie haben ein Problem, wenn die Betriebs GesmbH, die ihnen als Dienstleister zur Verfügung stehen soll, Konkurrenz macht, erstens dadurch, dass sie Punschstände aufstellt und zweitens indem sie selber Sponsoren akquiriert, die dann den Nutzerinnen und Nutzern nicht mehr zur Verfügung stehen beziehungsweise vielleicht sogar im Widerspruch zu ihnen stehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube nicht, dass es in unserem Interesse sein kann, dass die Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs GesmbH unseren eigenen Nutzern Konkurrenz macht. Das kann nicht in unserem Interesse sein. Wieso wir sie dann mit 436 000 EUR unterstützen, damit sie unseren eigenen Nutzern Konkurrenz macht, ist mir nicht mehr nachvollziehbar. 

Noch eine kleine Anekdote aus dieser problematischen Konkurrenzsituation: Die Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs GesmbH nutzt einige der Flächen, die eigentlich Nutzerinnen und Nutzern zur Verfügung gestellt hätten werden können, zum Beispiel dem Depot aber auch Public Netbase und anderen Institutionen, die immer wieder Interesse daran geäußert haben, im Museumsquartier zu sein, für relativ teure Veranstaltungen diverser Automobilkonzerne, Wirtschaftskammerveranstaltungen und anderes mehr. Sie nutzt diese Räume, um Geld für ihre Arbeit, für die Arbeit der Errichtungs- und Betriebs GesmbH, zu akquirieren. Dieses Geld fließt nicht den Nutzern zu, sondern es fließt wiederum ausschließlich der Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs GesmbH zu. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es gibt ja viele Nutzer, Frau Kollegin Ringler!) 
Dann hat diese GesmbH auch noch die Chuzpe, eine sündhaft teure Broschüre zu erzeugen, wo sie mit den Einrichtungen des Museumsquartiers für die Anmietung dieser Räumlichkeiten wirbt. Das heißt, sie wirbt mit den Einrichtungen, die wir als Stadt Wien finanzieren, um Mieter, deren Geld ausschließlich in die Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs GesmbH läuft. Das, sehr geehrte Damen und Herren, ist eine Form von Konkurrenz, die wir nicht wollen und die problematisch ist! (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die Wiener Nutzer zahlen doch keine Miete!) 

Es geht nicht um die Miete, die die Wiener Nutzer zahlen, Frau Unterreiner! (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Aber Sie sprechen von den vielen Nutzern!) Sie verstehen mich falsch! (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es gibt viele Nutzer! Welche meinen Sie?) Es geht um die Miete, die die Automobilkonzerne, die Wirtschaftskammer und Sonstige zahlen, um in diesen Repräsentationsräumen Veranstaltungen zu machen. Dieses Geld fließt aber nicht den Nutzern zu, weder den Nutzern, die hauptsächlich durch die Stadt Wien finanziert werden, noch den Nutzern und Nutzerinnen, die durch den Bund finanziert werden. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das stimmt ja gar nicht! Die sind zufrieden, haben keine Probleme!) Das Museum Leopold sieht keinen Groschen von diesem Geld, Frau Unterreiner, genauso wenig wie die Kunsthalle Wien. Das wissen Sie auch! Deshalb ist diese Konkurrenzsituation so problematisch und das ist einer der Gründe, warum wir diese Marketingkosten ablehnen müssen. 

Des Weiteren lassen Sie mich aber noch auf einen anderen Punkt in dieser Frage eingehen, der mindestens so problematisch ist und wo ich mich schon sehr ernsthaft frage, warum die Stadt Wien mit ihrem Geld in dieser Form umgeht, nämlich mit den Akten, die wir im Kulturausschuss zur Umwidmung eines Betrags aus den Baukosten, zur Abdeckung von offenen Betriebs- und Wartungskosten und andererseits den Mietkosten im Allgemeinen gehabt haben.

Sehr geehrte Damen und Herren, stellen Sie sich das einmal so vor: In ihrer Wohnung oder in Ihrem Wohnhaus bekommen Sie monatlich eine Rechnung von Ihrem Hausverwalter. Darauf steht: "Sehr geehrter Herr Dr Salcher, bitte zahlen Sie auf das folgende Konto 10 000 S oder 130 EUR oder 500 EUR oder was auch immer ein. Das ist das, was Sie an Strom- und Gasverbrauch bezahlen." Dann wird der Herr Dr Salcher selbstverständlich zur Hausverwaltung gehen und fragen: "Sagen Sie einmal, wie kommen Sie auf diesen Betrag?" (GR Dr Andreas Salcher: Warum zahle ich diesmal so wenig?) Vielleicht zahlen Sie so wenig, vielleicht zahlen Sie mehr. Ich weiß nicht, wie groß Ihre Wohnung ist und ich weiß auch nicht, wie hoch Ihr Stromverbrauch ist. Wie dem auch sei, Sie werden sich wundern und sich fragen, wie das denn jetzt ist. Dann rufen Sie die Hausverwaltung an und die sagt Ihnen: "Lieber Herr Dr Salcher, wir sagen Ihnen nicht, wie diese Rechung zu Stande gekommen ist. Bezahlen Sie das einfach!" Dann wird der Herr Dr Salcher sagen: "Das tue ich nicht. Wenn ich nicht weiß, wie diese Rechnung zu Stande gekommen ist, dann werde ich sie nicht bezahlen." (GR Dr Andreas Salcher: Dann würde der Strom abgedreht werden!) Jeder Einzelne von uns würde das genauso machen. Ich bin sicher, auch der Herr Schuster. Oder auch meine Kollegen von der grünen Fraktion würden ihre Strom- und Gasrechnungen nicht einfach bezahlen, nur weil ihnen die Hausverwaltung unkommentiert eine Rechnung zuschickt. Das ist das, meine Damen und Herren, was den Mietern und den Nutzern im Museumsquartier vorgesetzt wird, und zwar von eben jener Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs GesmbH. Und nicht nur das. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Stromzähler, die ablesen sollen, wie viel Strom die einzelnen Institutionen beziehen, sind noch nicht einmal geeicht. Ich bin sicher, weder der Herr Dr Salcher noch der Herr Schuster noch meine Kollegen von der grünen Fraktion würden solche Rechnungen bezahlen. Warum also sollen das die Nutzer des Museumsquartier tun? Und warum soll es die Stadt Wien tun? Der vorliegende Akt zielt aber genau darauf ab. Wir zahlen Betriebskosten, von denen wir nicht wissen, wie sie zu Stande gekommen sind. Wir wissen nicht, wie diese Betriebskosten zu Stande gekommen sind. Deshalb haben die Nutzer des Museumsquartiers auch mit gutem Grund bis dato die Zahlung dieser Betriebskosten verweigert. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Nein, verweigert haben die nicht!) Alles andere, sehr geehrte Damen und Herren, hätten wir ihnen auch ziemlich angekreidet. Warum also tut es die Stadt Wien? Warum? Es ist nicht nachvollziehbar.

Daher werden wir diesem Akt unsere Zustimmung nicht geben. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es kommt sehr selten vor, dass ich eine abweichende Meinung zur Frau Marie Ringler hier abgeben muss. Ich werde das in der gewohnt zartfühlenden, charmanten Art tun. (Allgemeines Raunen.) 

Erstens kann das Geld der Marketinggesellschaft nicht so schlecht an der Museumserrichtungsgesellschaft angelegt gewesen sein, weil allein im Jahr 2003 hat das Museumsquartier über 2 Millionen Besucher gehabt, von denen ein Drittel aus dem Ausland kommt. Dafür, dass man zu diesem Zweck ein bisschen Marketing machen muss, wird man Verständnis haben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Und wie viele davon gehen Beisl besuchen?) 

Zweitens schätze ich dein politisches Gespür. Glaube mir, die inländischen und die ausländischen Besucher des Museumsquartiers gehen dorthin, weil sie das Museum Leopold, die Kunsthalle und das Quartier 21 sehen wollen. Aber was sie mit Sicherheit nicht interessiert, ist dieser permanente kindische Streit, den dort einige Betreiber mit der Museumserrichtungsgesellschaft führen. Das interessiert den Nutzer überhaupt nicht. Den interessiert, dass dort ein möglichst spannendes Museumsquartier stattfindet und das ist es Gott sei Dank auch. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein paar Worte zu den Betriebskosten: Es gibt einen wesentlichen Unterschied zwischen den Rechnungen, die ich im Monat für meine Wohnung bekomme und die, welche die meisten von Ihnen bekommen, nämlich dass ich für die Wohnung, in der ich wohne, Miete zahlen muss. Das ist schon einmal ein wesentlicher Unterschied zu den Nutzerinnen und Nutzern des Museumsquartiers, die nämlich keinen einzigen Euro Miete zahlen. Punkt 1. 

Die Wiener Nutzer und Nutzerinnen zahlen keinen einzigen EUR Miete (Zwischenruf der GRin Mag Heidemarie Unterreiner), das sage ich hier einmal in aller Klarheit, weil ja immer dieses Missverständnis herrscht. Insofern ist die Stadt Wien in einer sehr guten Situation.

Das Zweite: Was sie sehr wohl zahlen, sind Betriebskosten. Jetzt kann man darüber streiten, ob bei der Abrechnung einer neuen und haustechnisch nicht einfachen Institution mit vielen Nutzern diese Rechnungen hundertprozentig stimmig sind. Aber eines ist, glaube ich, schon ein Faktum: Zumindest immer dann, wenn ich am Museumsquartier vorbeifahre, brennt dort Licht. Daher habe ich den Eindruck, dass dort in jedem Fall Betriebskosten anfallen, das heißt, dass dort Licht brennt, dass dort geheizt wird, dass im Sommer klimatisiert wird und so weiter. Sich auf die Position zurückzuziehen und zu sagen: ich zahle einmal überhaupt nichts und ich verweigere alles, scheint mir daher kein sehr sinnvoller Standpunkt zu sein.

Ganz im Gegenteil, es hätte dies dazu geführt, dass zwei ausschließlich aus öffentlichen Mitteln finanzierte Institutionen, nämlich auf der einen Seite die Museums-Errichtungsgesellschaft und auf der anderen Seite die Nutzer, gegeneinander einen Rechtskrieg vor Gericht führen, bis zur letzten Instanz. Jetzt dürfen wir alle einmal raten, wer dann die Rechtsanwaltskosten auf beiden Seiten, in jedem Fall zu hundert Prozent, gezahlt hätte: nämlich der Wiener Steuerzahler! In dem Fall haben die Wiener Beamten richtig reagiert, um diesen Unsinn zu verhindern und dem damit einmal vorzubeugen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube daher, dass wir guten Gewissens den Marketingaufwand einer Museumserrichtungsgesellschaft zahlen können. Die vielen Millionen Besucher, die es seit der Eröffnung gegeben hat, geben dem Recht. Ich finde auch, ehrlich gesagt, überhaupt nichts Böses dabei, dass Automobilkonzerne und auch so staatsgefährdende Organisationen wie die Sozialdemokraten und der ÖAAB - die waren schon dort drinnen, und die GRÜNEN haben dort, glaube ich, auch schon Veranstaltungen gemacht - gegen Geld dort Veranstaltungen durchführen. 

Das geschieht auch im Sinne eines professionellen Marketings, wie es in vielen anderen, internationalen Kulturinstitutionen der Fall ist. Ganz im Gegenteil, es muss ja in unserem Interesse sein, dass Kultur möglichst breit definiert wird und dass privatwirtschaftliche Organisationen dazu beitragen, dort den Aufwand zu reduzieren. Dazu bekenne ich mich ohne irgendeine Einschränkung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube daher, dass es hoch an der Zeit ist, die kindischen Streitereien, die es dort gibt und die in der Öffentlichkeit überhaupt niemanden interessieren, zu beenden, dass ordentliche Abrechnungen vorgelegt werden - das ist überhaupt keine Frage - und dass das Museumsquartier weiterhin international die Erfolgsstory ist, die es ja Gott sei Dank ist und an die wir alle glauben sollten. 

Ich möchte mir an dieser Stelle erlauben, Frau Kollegin Themel, weil sie hier hinter mir sitzt - und ich glaube, sie wird nicht mehr oft hinter mir sitzen, soweit ich gehört habe -, namens meiner Fraktion Folgendes zu sagen. Wir haben ja in einer Zusammenarbeit in der letzten Periode zusammengewirkt und hier aus der Sicht von Opposition und Regierung miteinander gearbeitet. Ich möchte für meine Fraktion sagen, dass ich die Zusammenarbeit mit Frau GRin Themel außerordentlich geschätzt habe und dass ich auch das respektiere, was Sie, wie ich gehört habe, in Zukunft machen werden. Denn es ist nicht unbedingt das normale Ausscheiden eines Gemeinderates aus dem Wiener Gemeinderat, sich einer sozialen Funktion in einem Entwicklungsland zu widmen und nicht nur in Pension zu gehen - wobei nichts dagegen zu sagen ist; es ist sehr ehrenhaft, in Pension zu gehen. 

Ich möchte Ihnen namens meiner Fraktion für die gute Zusammenarbeit danken und Ihnen auch bei Ihrer weiteren Arbeit jenes Engagement wünschen, bei dem ich mir sicher bin, dass es dann den Erfolg hat, den Sie sich wünschen! - Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP, der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Herr GR Hundstorfer hat gesagt, wir sollen uns kurz halten. Ich werde mich auch daran halten. 

Dem ersten Aktenstück hinsichtlich der 436 000 EUR für Marketing werden wir zustimmen. Wir finden, das ist durchaus korrekt. Außerdem ist es natürlich korrekt, dass die Marke Museumsquartier, MuQua, bekannt gemacht und beworben wird, weil das allen Nutzern dient. 

Beim zweiten Aktenstück sagt Frau Kollegin Ringler immer "die Nutzer": "Die Nutzer beschweren sich." Dort sind 39 Privatwohnungen, 15 kommerzielle Nutzer und 45 kulturelle Nutzer, und davon beschweren sich mehr oder weniger nur drei (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Genau drei!), nämlich Architekturzentrum, Wiener Festwochen und Kunsthalle; wenn man es genau nimmt, also hauptsächlich Herr Matt von der Kunsthalle. Da muss man auch (Zwischenruf der GRin Mag Marie Ringler) - Public Netbase ist kein Nutzer mehr - einmal sagen, es ist die ganze Konstruktion ein bisschen kompliziert. Wir haben da ein Außenverhältnis, bei dem gegenüber der Museumsquartier Errichtungs- und Betriebsgesellschaft praktisch die Gemeinde Wien Vertragspartner ist, und ein internes Verhältnis zwischen der Gemeinde Wien und diesen drei von mir genannten Nutzern, Architekturzentrum, Wiener Festwochen Halle E und G sowie Kunsthalle Wien. 

Jetzt gibt die Gemeinde Wien für diese genannten Institutionen eine Betriebssubvention her und sagt, von dieser Betriebssubvention sollen sie die Betriebskosten bezahlen, sie macht es nicht direkt. In diesem Fall würden wir vorschlagen, dass man in Zukunft vielleicht dazu übergeht, die Fixkosten direkt von der Gemeinde Wien an den Vertragspartner Museumsquartier Errichtungs- und Betriebsgesellschaft bezahlen zu lassen, dann ersparen wir uns viel Ärger wegen angeblich zu hoher Betriebskosten. Dann kann zwar Herr Matt weniger oft öffentlich auftreten, aber er wird sicher etwas anderes finden.

Was die jetzige Bezahlung betrifft, gibt es dieses Schreiben von der Finanz-Magistratsabteilung an die Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs-GesmbH hinsichtlich eines Vergleiches, der rechtsverbindlich angenommen wurde. Was die Höhe betrifft, will ich es gar nicht in Frage stellen. Dass wir heute dagegen stimmen, hat einen anderen Grund. Es ist dies eine mehr oder weniger verdeckte Subvention, weil das, was hier bezahlt wird, die angelaufenen, nicht bezahlten Rechnungen bis Juni des Jahres sind. Es ist dies damit eine zusätzliche Subvention. In dem Antrag steht drin, dass die Gemeinde Wien in Vorlage treten muss: "Die angefallenen Kosten sollen im Jahre 2004 aus den Betriebssubventionen der Nutzer anteilsmäßig einbehalten werden." Das werden wir natürlich genau verfolgen.

Nichtsdestoweniger gilt unser Vorschlag für die Zukunft: Ersparen wir uns alle diese Scherereien und rechnen wir die Fixkosten heraus! Die Gemeinde Wien soll diese Fixkosten direkt und nicht über die Betriebssubventionen bezahlen, dann werden wir zumindest auch diesen Fixkosten zustimmen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine verehrten Damen und Herren!

Das Museumsquartier ist in einer Zeit entstanden, als der Bund noch Interesse daran hatte, kulturelle Einrichtungen in unserer Bundeshauptstadt zu unterstützen und auch einzurichten. Es war ja mit ein Grund, dass es eine sehr gute Kooperation zwischen dem Bund und der Stadt Wien gegeben hat, wobei sich der Bund mit drei Vierteln und die Stadt Wien mit einem Viertel an der Errichtungs- und Betriebsgesellschaft beteiligt haben. Von da her hat die Stadt Wien natürlich ein massives Interesse, dass sich die einzelnen Nutzer, die verschiedenen kulturellen Institutionen und Einrichtungen, in ihrer Eigenständigkeit der Öffentlichkeit präsentieren können. Es gibt aber natürlich auch ein sehr starkes Interesse, dass sich das Museumsquartier als Ganzes vor allem im internationalen Konzert bewegen kann.

Das Museumsquartier ist mit 60 000 Quadratmetern weltweit eines der zehn größten Kunstareale überhaupt. Es macht natürlich Sinn, gerade auch im Ansprechen des Tourismus, gerade auch in der internationalen Präsentation unserer Stadt, diese verschiedenen, sehr unterschiedlichen Nutzer gemeinsam in der Öffentlichkeit zu bewerben. Es wurde zu Recht schon darauf hingewiesen, dass das Museumsquartier eine Million Besucherinnen und Besucher pro Jahr hat, was die Institutionen im Museumsquartier betrifft, und noch einmal eine Million Besucherinnen und Besucher des Areals des Museumsquartiers. Damit ist das Museumsquartier nach dem Schloss Schönbrunn die für Touristen attraktivste kulturelle Institution und Einrichtung in unserer Stadt, und es macht natürlich Sinn, dieses Areal, diese Kulturstätte mit den vielen unterschiedlichen Nutzern und Anbietern zu präsentieren. Deshalb gibt es von Seiten der Stadt Wien eine Unterstützung im Bereich des Marketings, denn die Bewerbung im Bereich des Tourismus, des Kulturtourismus nützt natürlich auch unserer Stadt.

Es wurde gesagt, dass die Museumsquartier Errichtungsgesellschaft mit den Nutzern wirbt; das ist richtig, aber sie wirbt natürlich auch für die Nutzer. Es ist, wenn man so will, ein gegenseitiges Geben und Nehmen. Wir legen großen Wert darauf, dass die Nutzer, die ein Naheverhältnis zur Stadt Wien haben, sich ihre Eigenständigkeit bewahren können. Das ist wichtig, da haben Sie völlig Recht, aber gerade in der internationalen Bewerbung macht es Sinn, auch die Marke Museumsquartier zu bewerben. 

Es gibt, wenn man so will, gerade vor Weihnachten oft den Wunsch, sich auf die Weihnachtszeit, die Weihnachtsfeiertage einzustellen, sich auch Bücher zu kaufen für sich selbst oder für Verwandte, Freunde, Bekannte. Deshalb möchte ich abschließend - um nicht zu lang zu werden - einen Buchtipp geben, betreffend ein Buch, das sich sehr intensiv mit dem Museumsquartier beschäftigt, mit der Geschichte, mit dem Gebäude und vor allem mit den verschiedenen Institutionen, die sich im Museumsquartier befinden. Es ist von Kulturredakteur Thomas Trenkler herausgebracht worden, es ist vom Preis her erschwinglich, ich kann es allen jenen nur ans Herz legen, die Interesse am Museumsquartier und damit verbunden an der kulturellen Entwicklung unserer Stadt haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Ich darf nun jene Damen und Herren, die der Postnummer 97 ihre Zustimmung erteilen, bitten, ein Zeichen mit der Hand zu geben. - Das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE, so angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 103.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ und ohne GRÜNE, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 100. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor, wir gelangen daher gleich zur Abstimmung.

Ich darf diejenigen, die der Postnummer 100 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 101. 

Auch da liegt keine Wortmeldung vor, und wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 101 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 104. 

Hier liegt mir ebenfalls keine Wortmeldung vor. Wir gelangen zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 104 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ, angenommen.

Es liegt der Vorschlag vor, die Verhandlungen über die Postnummern 112, 123, 128 und 133 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an das Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung, an den Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung, an die Stiftung Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands sowie an den Verein Orpheus Trust - zusammenzuziehen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall, wir gehen daher so vor.

Ich darf nun die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, bitten, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss noch einmal auf die Exilkultur zu sprechen kommen. Denn die Exilkultur ist ein Stiefkind der Kultur. 
Ich möchte Ihnen noch einmal ganz nachdrücklich schildern, was Exilkultur in erster Linie ist: Es ist die Kultur von 1938 - mit Vorläufern in den zwanziger und dreißiger Jahren - bis heute. Aus dieser Zeit betrifft es Kunst und Kultur, die von Österreichern geschaffen wurde und geschaffen wird, die um die Jahrhundertwende und in der Zwischenkriegszeit geboren worden sind und deren Werke - egal, ob bildende Kunst, Literatur oder Musik - verboten, vernichtet oder einfach nicht wieder an die Öffentlichkeit geholt wurde. Es betrifft Werke der Künstler, die vertrieben, ermordet oder einfach nie aus ihrem Exil nach Österreich zurückgeholt wurden. Auch heute noch leben Menschen, die in der NS-Zeit vertrieben wurden, in ihrem Exilland und schreiben in deutscher Sprache, zum Beispiel Stella Rotenberg und andere, die Sie vielleicht auch kennen werden. 

Nun hat vor Jahren, der Finanzierung entsprechend, eine zaghafte Forschung nach verschollener Kunst in allen Sparten begonnen. Doch gerade diese Arbeit würde eine Finanzierung verdienen, die eine Forschungsarbeit in der ganzen Welt möglich macht. Ich sehe leider bis heute nicht wirklich ein mutiges Dazu-Stehen der politisch Verantwortlichen, um diese längst fällige Arbeit von den Institutionen wirklich tun zu können und um dieser Kunst und Kultur endlich den Stellenwert, den sie benötigt, auch geben zu können. 

Endlich hat Österreich, mit ein bisschen Druck aus Übersee, sich bereit erklärt, in Sachen Restitution tätig zu werden. Auch die Arbeit von Menschen, die sich mit den verschollenen, vergessenen und zum Teil vernichteten Werken von Menschen beschäftigen, die ebenfalls vergessen, vertrieben oder vernichtet wurden, ist ein Teil der Restituierung des Kulturschaffens, und zwar nicht nur - das möchte ich, bitte, nachdrücklich sagen -, um die Künstler aus dem Vergessensein zu holen, sondern um uns eine Kultur zurückzugeben, die man auch uns gestohlen hat!

Hier klafft ein Loch. Auch für die nachfolgende Kultur klafft hier ein Loch, und es ist in der Verantwortung der Politik, hier eine Möglichkeit zu schaffen, dieses Kulturloch zu schließen. Leider versagt die Politik. Denn was wir den Vereinen und Institutionen, die sich mit so genannter Kultur im Exil beschäftigen, an Unterstützung zubilligen, ist ein Bettel, ist ein Nichts! Ob das Geld aus dem Kulturtopf oder aus dem Wissenschaftstopf kommt, es ist ein Nichts, es ist lächerlich. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie versäumen hier eine wichtige Aufgabe. Wäre früher damit begonnen worden, dann wäre schon vieles getan worden. Aber so liegt die Entscheidung darüber, wie die Politik mit der Verantwortung in dieser Sache umgeht, bei Ihnen, hier und heute! Das betrifft alle Sparten der Exilkultur - der Kultur auch, aber insbesondere der Exilkultur, und davon rede ich jetzt -, und ich bitte sehr darum, nicht mit der Arroganz der Nachkriegszeit darauf zu antworten, dass vieles in dieser Kultur minderwertig ist. Es ist genug Wertvolles darunter, für das es sich lohnt, von uns in demütiger und dankbarer Weise geehrt und wieder an die Öffentlichkeit geholt zu werden. Es liegt an uns, diese Schöpfungen wieder lebendig zu machen.

Jetzt komme ich im Besonderen noch auf den Orpheus Trust zu sprechen. Er befasst sich mit Musik und den geeigneten Methoden, der verfolgten Musik den ihr gebührenden Raum wiederzugeben. Hiefür gelten nun einmal spezielle Rezeptionsbedingungen, die sich auf die Beschäftigung mit den vom NS-Regime verfolgten Musikschaffenden und ihrer Musik auswirken. Musik muss gehört werden, es reicht daher nicht, sie einfach in einem Archiv zu sammeln oder meinetwegen ein paar Noten herauszugeben. Aber ich brauche Ihnen sicher nicht zu schildern, was das Hörbarmachen von Musik braucht. Es ist notwendig, ein Orchester dafür zu gewinnen und mit der Aufführung zu betrauen, und das kostet Geld. In Konzerten setzt der Orpheus Trust erste Impulse. 

Der Orpheus Trust hat eine Beratungs- und Vermittlungstätigkeit zu erfüllen. Er hat eine Forschungstätigkeit zu erfüllen, er hat zu forschen und zu dokumentieren, und das in Form einer Datenbank. Ich gebe zu bedenken, dass diese Musik in der Ausbildung von Musikstudenten bis heute vollständig fehlt. Nach sieben Jahren Pionierarbeit ohne ausreichende Mittel und Mitarbeiter besitzt der Orpheus Trust heute die weltweit größte Sammlung an Informationen zu der vom NS-Regime verfolgten Musik, bei der sich ein Österreichbezug herstellen lässt - und heute kämpft der Orpheus Trust ums Überleben, weil die öffentliche Hand nicht gewillt ist, die Kosten für diese Arbeit des Vereins zu finanzieren! Bis Juli 2004 wird es möglich sein, dann ist Schluss! Das ist Österreich; zugegebenermaßen auch der Bund, aber auch Wien. 

Ein EU-Projekt ist fraglich, da die MA 7 die Bestätigung einer Subvention nicht geben konnte. Ebenso ist eine Finanzierungshilfe von 6 000 EUR, um das Büro auszustatten, abgelehnt worden. Das kann doch nicht wirklich sein, meine Damen und Herren! Wie gesagt, auch die Unterstützung dieser Arbeit ist eine Form von Restitution, und zwar an uns alle, und eine Schuld, die wir zu begleichen haben, aber auch ein Geschenk für Wien und für Österreich, für das kulturelle Leben hier, und nicht nur ein gezwungenermaßen lustloses Hervorholen von verfolgter Kunst aus Schuldigkeit. Bitte bedenken Sie das und handeln Sie danach. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nachdem meine Vorrednerin, Frau GRin Cordon, ohnehin sehr eloquent und ausführlich die Bedeutung der Exilkultur dargestellt hat, kann ich nur sagen, dass der Verein Orpheus Trust wirklich eine sehr wichtige Aufgabe erfüllt. Ich glaube, dass es ein ganz entscheidendes Signal wäre, diesem Verein zumindest jenes Geld seitens der Stadt Wien zur Verfügung zu stellen, das der Verein fordert, nämlich 144 000 EUR, und ihm nicht nur die Hälfte zu geben, vor allem weil das ein Betrag ist, der schon seit vielen Jahren nicht mehr valorisiert worden ist.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinem Kollegen Mag Alexander Neuhuber und mit Cecile Cordon von den GRÜNEN folgenden Abänderungsantrag: 

"Die Subvention an den Verein Orpheus Trust für die Aktivitäten 2004 wird in der Höhe von 144 000 EUR genehmigt. Die Bedeckung ist auf der Haushaltstelle 3813/757, Kulturförderungsbeitrag, laufende Transferzahlungen an private Organisationen ohne Erwerbszweck, zu Lasten des Voranschlages 2004 sicherzustellen."

Ich ersuche Sie um Ihre Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag STEFAN. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein Teil des jetzt zu behandelnden Stückes betrifft das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, eine Organisation, die "ein Klima des Gesinnungs- und Meinungsterrors" schürt (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na geh!), die "im Wege gewaltiger Geschichtsfälschungen und ‑verdrehungen" operiert (GRin Inge Zankl: Das ist ungeheuerlich!), die "gesinnungsterroristische Kampagnen gegen das angebliche Umfeld des Rechtsextremismus" durchführt (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ein Zitat!), eine "kommunistische Tarnorganisation" (GR Mag Rüdiger Maresch: Oh!), eine Art "Privat-Stasi". (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.)
Ja, es ist gerichtlich festgestellt, dass das zulässigerweise über das Dokumentationsarchiv gesagt werden darf. Ich zitiere es ganz bewusst genüsslich und werde Ihnen gleich sagen, warum. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Und ihr habt ja den "Ziehvater des Rechtsextremismus" in euren Reihen! Das darf man auch sagen!) 

Ein Beispiel für die Verwendung von "Geschichtsfälschungen und ‑verdrehungen" durch das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes sind zum Beispiel vollkommen falsch zugeordnete Bilder. Sie erinnern sich an die erste Wehrmachtsausstellung, die ja wegen dieser Fälschungen und falsch verwendeten Bilder zu Fall gebracht wurde und aufgehoben werden musste. Ein gut Teil dieser Bilder kam vom Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, vom Leiter Neugebauer höchstpersönlich überreicht - er musste es später peinlicherweise eingestehen! Daher ist die Bezeichnung, dass hier mit "Geschichtsfälschungen" operiert wird, offensichtlich klar belegt. 

Jährlich Hunderte, oft absurde Anzeigen, die Ausfluss einer gewissen Paranoia über eine rechtsextreme Gefahr sind, sind auch belegt. 

Zur Erinnerung: Es ist dieser Tage zehn Jahre her, genauer gesagt, es war am 3. Dezember 1993, als die ersten Briefbomben in Österreich explodierten. Schlagartig heizte die heraufkommende Terror-Hysterie das politische Klima an. Rot und Grün beschuldigten damals die FPÖ, den Nährboden für den Bombenterror aufbereitet zu haben und daher mit verantwortlich dafür zu sein. (Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.) Das Dokumentationsarchiv trat sofort auf den Plan, eben nicht umsonst als "Privat-Stasi" bezeichnet, ein Lehrstück der Meinungs- und Gesinnungsschnüffelei von Amts wegen fand statt. Staatspolizei und vor allem Innenminister Caspar Einem benützten ein Täterprofil des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes für ihre Tätigkeiten. 

Dieses Täterprofil, das wirklich haarsträubend war und sich letztlich auch als vollkommener Unsinn herausgestellt hat, stellte fest, dass die Bezieher der "Aula" - das ist die Zeitschrift des freiheitlichen Akademikerverbandes - offenbar die Täter sein müssten. Es wurde ein Antrag auf Hausdurchsuchung und Beschlagnahmung gestellt, daraufhin wurde die Bezieherkartei beschlagnahmt, und es wurden tatsächlich alle Bezieher der "Aula" in Kärnten und der Steiermark verhört und wie Schwerkriminelle behandelt. Es waren durchwegs unbescholtene Bürger, Rechtsanwälte, Manager, Professoren. Leute, die sich nie etwas haben zuschulden kommen lassen und einen Beitrag zu dieser Gesellschaft leisten, wurden allesamt verhört, in peinlichster Weise. Ein 93-jähriger Universitätsprofessor wurde um fünf in der Früh aus dem Bett geholt, um ihn zu verhören - weil er ja offenbar eine "Gefahr" für den Staat darstellte! 

Das alles geschah auf der Grundlage des Täterprofils des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes. Ja, es war natürlich verständlich! Die rote Reichshälfte wollte auf diesem Weg mit Einschüchterung und Kriminalisierung das national-freiheitliche Lager erreichen. Die links orientierte Jagdgesellschaft arbeitete mit Gesinnungs- und Meinungsterror, wie immer. (Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Jedoch spätestens nach Klärung der Briefbombenserie - wir erinnern uns an einen autistischen Einzeltäter mit "bravem sozialistischen Elternhaus", O-Ton Zilk -: Wo war die Entschuldigung im Nachhinein für diesen Wahnsinn und für diese Einschränkung der Meinungsfreiheit, für diese Beschränkung der bürgerlichen Freiheitsrechte? Nie ist eine gekommen! Das ist bezeichnend für diese Jagdgesellschaft (GR Mag Rüdiger Maresch: Welche Jagdgesellschaft?), für diesen Ausfluss der Political Correctness, wodurch Freiheitsrechte massiv eingeschränkt werden. Und dazu braucht man den privaten Verein Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes!

Dieser Verein könnte seine Tätigkeit als "Privat-Stasi" ohne öffentliche Unterstützung nicht ausüben. (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.) Wir Freiheitliche werden daher auch in Zukunft alles daransetzen, dass die Finanzierung des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes endlich ein Ende hat. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Thomas Reindl: Nicht genügend! Setzen! Ist ja unglaublich, was Sie da für einen Schwachsinn ...!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es sind im Wesentlichen zwei Anträge und zwei Akte angesprochen worden. Der eine beschäftigt sich mit Orpheus Trust, einer in der Tat sehr wichtigen Kultur- und Kunstinitiative, die für Wien, aber auch für ganz Österreich von großer Bedeutung ist. Diese Initiative beschäftigt sich vor allem auch mit jenen Musikerinnen und Musikern, die in der Zeit des Nationalsozialismus aus unserem Land vertrieben wurden, verfolgt wurden und zum Teil leider auch ermordet wurden. 

Orpheus Trust hat sehr große Anerkennung in der Stadt Wien gefunden. Das hat sich sichtbar auch dadurch ausgedrückt, dass Orpheus Trust erst vor kurzem den Rennerpreis der Stadt Wien bekommen hat, als sichtbare Auszeichnung für diese Leistungen, aber auch als finanzielle Unterstützung, weil ja der Rennerpreis auch entsprechend dotiert ist. 

Man sollte aber fairerweise auch erwähnen, dass sich gerade in den letzten Jahren die Unterstützung für Orpheus Trust deutlich erhöht hat. Man kann immer mehr an Subventionen bekommen, das ist überhaupt keine Frage, aber man sollte, Frau Cordon, fairerweise doch anfügen, dass im Jahr 1998 der Verein Orpheus Trust 410 000 ATS bekommen hat, dass die Zuwendungen im Jahr 2001 bereits auf 600 000 ATS gestiegen sind und dass sich dieser Betrag im Jahr 2002 mit 73 000 EUR bereits mehr als verdoppelt hat. 

Dass das auch im heurigen Jahr gleich geblieben ist, hängt mit der gesamten finanziellen Situation zusammen, die, wie Sie wissen, nicht nur in unserer Macht ist, sondern sehr stark auch von Seiten der Bundesregierung bestimmt wird. Ich möchte Sie deshalb bitten und einladen, Ihre Appelle durchaus auch an jene Institutionen in der Bundesregierung zu richten, die eigentlich eine große Verantwortung hätten, Orpheus Trust zu unterstützen. Denn dieser Verein wird vom Bund mit 27 000 EUR unterstützt, das ist nur ein Drittel von dem, was die Stadt Wien für diesen Verein gibt. Wenn wir davon ausgehen, dass diese Musikerinnen und Musiker nicht nur in Wien gelebt haben, sondern in ganz Österreich, und eine kulturhistorische Bedeutung für unser ganzes Land und nicht nur für unsere Stadt haben, dann sollten wir, denke ich, unsere gemeinsamen Appelle auch an die Verantwortlichen in der Bundesregierung richten und gemeinsam versuchen, mehr Geld für diesen guten und wichtigen Verein zu erreichen. Hier hat der Bund eindeutig eine Verantwortung, die wir auch einfordern sollten.

In diesem historischen Zusammenhang stehend ist auch der zweite Akt, den wir heute zu beschließen haben und den - wie ich meine, in unglaublicher Art und Weise - der Kollege STEFAN angesprochen hat, nämlich die Unterstützung für das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes. Man sollte vielleicht auch erwähnen, in welchem Zusammenhang das Dokumentationsarchiv gegründet wurde. Es wurde nämlich am 13. März 1963, am 25. Jahrestag der Beseitigung der Unabhängigkeit Österreichs durch das NS-Regime, gegründet und wurde von sehr engagierten Zeitzeugen und Historikern ins Leben gerufen. Die Stiftung, über die wir heute befinden und über deren Subvention wir heute zu entscheiden haben, wurde im Jahr 1983 ins Leben gerufen, um diesen Verein auch finanziell entsprechend absichern zu können. 

Was Sie behaupten, Herr STEFAN, ist einfach eine unglaubliche Entgleisung, glaube ich. Wenn Sie das Dokumentationsarchiv, das sich nicht nur in Österreich, sondern international größter Anerkennung erfreut, als "Privat-Stasi" bezeichnen, dann kann ich das nur damit entschuldigen, dass Sie sich offensichtlich nie damit beschäftigt haben, was die Stasi ist und welche verheerenden Auswirkungen der Staatssicherheitsdienst auf die Menschen, auf die Bevölkerung gehabt hat. (GR Mag Thomas Reindl: Ich glaube, er kennt sich besser bei der NSDAP aus!) Sonst könnten Sie einen so unglaublichen Vergleich in diesem Haus überhaupt nicht anstellen. 

Man sollte auch klarstellen, dass das, was Sie behaupten, nämlich dass das Dokumentationsarchiv zuständig wäre für die Verfolgung von Menschen in unserer Stadt oder in unserem Land, unglaublich und unrichtig ist. (GR Mag Thomas Reindl: Ein Schwachsinn! - Zwischenruf des GR Dr Helmut GÜNTHER.) Das Dokumentationsarchiv hat überhaupt nicht die Möglichkeiten, irgendwen zu verfolgen. Das Dokumentationsarchiv wird aufgrund der Sammlungen, über die das Archiv verfügt, von der Polizei und von Gerichten zur Informationsausgabe gebeten, und zwar von Amts wegen. Es ist daher keinesfalls so, dass sich das Dokumentationsarchiv zu entschuldigen hat. Wenn Sie da ein Problem in den verschiedensten Verfahrensfragen sehen, dann sollten Sie Ihre Kritik an die entsprechenden Einrichtungen bei Polizei und Justiz richten. Aber Sie können doch nicht das Dokumentationsarchiv dafür verantwortlich machen! (Zwischenruf des GR Mag Harald STEFAN.) 

Das ist eine Einrichtung, die sich international größer Anerkennung erfreut und mit hoch qualifizierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern arbeitet, zum Beispiel mit dem United States Holocaust Memorial Museum in Washington oder auch mit dem Museum Yad Vashem in Jerusalem, der Gedenkstätte Theresienstadt und vielen anderen mehr.

Ich denke, dass das Dokumentationsarchiv eine großartige Leistung, eine großartige wissenschaftliche Leistung erbringt und dass das Archiv auch zu Recht immer wieder eingeladen und gebeten wird, Informationen an verschiedene öffentliche Einrichtungen wie zum Beispiel die Exekutive zu geben. Ich halte das für gut, richtig und wichtig. Ich finde es auch wichtig, dass sich das Dokumentationsarchiv, ausgehend von den historischen wissenschaftlichen Arbeiten, mit den Auswirkungen auf die Gegenwart beschäftigt. Dass Ihnen das manchmal vielleicht nicht angenehm ist, ist etwas anderes. Das haben Sie politisch zu diskutieren und auch zu verantworten. 

Wir von Seiten der Stadt Wien werden zweifellos, wo wir können, das Dokumentationsarchiv unterstützen. Deshalb plädiere ich auch namens der sozialdemokratischen Fraktion dafür, die Subvention für das Dokumentationsarchiv positiv zu bewerten und in diesem Sinn darüber zu befinden. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Wir stimmen zuerst ab über Postnummer 112. 

Wer der Postnummer 112 die Zustimmung geben kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne ÖVP, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 123. 

Ich darf nun diejenigen, die dafür ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Auch das ist mehrheitlich, ohne ÖVP, angenommen.

Wir stimmen ab über Postnummer 128. 

Wer hier die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 133. 

Hier gibt es einen Abänderungsantrag der GRe Dr Salcher und Mag Neuhuber von der ÖVP sowie der GRin Cordon von den GRÜNEN betreffend eine ausreichende Budgetierung für den Verein Orpheus Trust. 

Ich darf nun, wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Der Antrag bleibt in der Minderheit und ist somit abgelehnt.

Ich bitte diejenigen, die der Postnummer 133 die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt jetzt die Postnummer 119 zur Verhandlung. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Es geht um Projektförderungen im Bereich Wissenschaft, um den Rahmenbetrag für 2004.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es fällt schwer, diesem Geschäftsstück heute nicht zuzustimmen. Denn die Wissenschaft in dieser Stadt ist mir ein großes Anliegen, und auch die Förderung, die in diesem Budgetansatz und in diesem Akt behandelt wird, ist eine sehr wichtige. Doch wie ich schon in der Budgetdebatte gesagt habe, ist sie eindeutig zu niedrig, und das ist auch mit ein Grund dafür, dass wir heute diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. Ich werde dazu auch einen Antrag einbringen. 

Ich möchte einleitend noch sagen, dass in der Ausschusssitzung angekündigt wurde, dass wir zu diesem Geschäftsstück nähere Informationen bekommen werden. Diese sind bis heute, bis jetzt nicht bei uns angekommen. Das finde ich schade, denn vielleicht hätten diese Unterlagen uns doch noch dazu bewogen, diesem Geschäftsstück zuzustimmen. 

Wenn man sich anschaut, was diesem Akt ja angefügt ist, nämlich die Förderungsliste aus dem Jahr 2003, so sieht man, dass diese Förderungen, bedingt durch die vielen WissenschaftlerInnen und guten wissenschaftlichen Projekte, die es in dieser Stadt gibt, sehr unterschiedlich ausfallen. Man könnte es auch mit dem Gießkannen-Förderungsprinzip ausdrücken, und es ist schade, dass es so funktioniert. 

Ich habe hier schon einmal eingefordert, dass wir eigentlich eine Debatte zur Zielsetzung der Wissenschaftsförderung in dieser Stadt abführen sollten, und nicht über Beträge von 280 EUR, wie sie im Jahr 2003 aufscheinen. Die werden sicher für ein gutes Projekt vergeben, aber die Frage ist, ob es sinnvoll ist, Projektförderungen in der Höhe von 280 EUR oder 1 000 EUR zu vergeben, wenn man weiß, wie die Situation der Wissenschaft in dieser Stadt ist und dass hier für sehr kleine Projekte angesucht wird, für die dann auch Geld gegeben wird oder nicht. In diesem Bereich ist auch die Frage nach der Transparenz bei der Vergabe dieser Mittel zu stellen. Sehr oft hört man, dass bei Projekten sehr lange auf eine Reaktion aus der zuständigen Abteilung zu warten ist, bis bekannt wird, ob es Geld gibt oder nicht. Andere werden aktiv angerufen, und sie werden darauf hingewiesen, dass noch Geld übrig ist. Ich denke, hier wäre größere Transparenz mehr als angesagt, und vor allem mehr finanzielle Mittel, um fast peinlich kleinliche Subventionierungen wie 280 EUR nicht mehr vorkommen zu lassen.

Deswegen stelle ich den Beschlussantrag: dass der Budgetansatz 2891, nämlich die Förderung von Forschung und Wissenschaft, auf mindestens 1 Promille des Gesamtbudgets der Stadt Wien angehoben wird. 

Ich beantrage in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss. 

Ich weiß, dass dieser Antrag schon in der Budgetdebatte abgelehnt wurde. Aber ich würde mir einmal eine Begründung wünschen, warum es in diesem Bereich, nämlich der Wissenschaft, nicht mehr Budget geben kann und auch nicht mehr Budget geben soll. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich kann die Kritik der Kollegin Sommer-Smolik an der Förderung im Wissenschaftsbereich nicht ganz nachvollziehen. Wir haben hier einen Akt, der sich mit Wissenschaftsförderung beschäftigt, darin geht es um Projektförderungen. Das ist nicht die einzige Förderschiene, die es in dieser Stadt gibt. Ich erinnere daran, dass es den Hochschul-Jubiläumsfonds gibt, ich erinnere daran, dass es den Wiener Wissenschafts- und Technologiefonds gibt, der erhebliche Beträge ausschüttet. Es ist daher nicht so, dass das der einzige Betrag ist.

Es ist auch nicht so, dass Projekte nicht zustande kommen, weil die Beträge klein sind, sondern es sind sehr oft komplementäre Förderungen zu Projekten, die auch aus anderen Bereichen, etwa aus dem universitären Bereich, Förderungen bekommen. 

Im Übrigen darf ich daran erinnern, dass wir das Budget erst in der letzten Sitzung debattiert haben. Es hat seitdem erst eine Sitzung, nämlich diese, stattgefunden, und unsere Meinung zum Budget und zu diesem Abänderungsantrag hat sich daher auch nicht geändert. Ich empfehle, ihn nicht anzunehmen.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen kann, der möge die Hand erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, der Fall und daher angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung des Beschlussantrages der Frau GRin Claudia Sommer-Smolik betreffend Erhöhung des Budgets für Förderung von Forschung und Wissenschaft, Ansatz 2891, im Budgetvoranschlag für 2004. 

Wer diesem Beschlussantrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit, die SPÖ und die Freiheitlichen haben dagegen gestimmt. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 121 und 122 der Tagesordnung - sie betreffen Rahmenbeträge für die Förderungen aus dem Altstadterhaltungsfonds - zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzuführen. 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, der Fall. 

Ich sehe, ich hätte eine getrennte Abstimmung machen müssen. Verzeihen Sie.

Wir stimmen zuerst ab über die Postnummer 121. 

Wer der Postnummer 121 zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, der Fall.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 122. 

Wer dieser Postnummer zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist, wiederum ohne die GRÜNEN, mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 124 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Ludwig-Boltzmann-Institut für Rheumatologie und Balneologie.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen. Ich habe schon in der Budgetdebatte über die Situation der Ludwig-Boltzmann-Institute und das Verhalten der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft im Umgang mit ihren Instituten gesprochen. Dieses Geschäftsstück ist nun die erste Auswirkung dieser Vorgangsweise der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft, die ja die Mittel für ihre Institute zum Teil gestrichen, gekürzt oder in Aussicht gestellt hat. Dieses Institut für Rheumatologie und Balneologie schreibt in seiner Begründung, dass die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft dem Institut das Grundbudget für das Jahr 2004 um 50 Prozent gekürzt hat, wodurch seine wissenschaftliche Leistungsfähigkeit und die wirtschaftliche Lage noch schlechter wird, als es derzeit schon der Fall ist. 

Jetzt ist es so, dass wir diesem Akt natürlich zustimmen. Denn wo anders soll das Ludwig-Boltzmann-Institut für Rheumatologie und Balneologie Geld herholen als von der Stadt Wien, die dieses Institut immer wieder fördert? 

Aber die Vorgehensweise der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft war auch Gegenstand meines Antrags in der Budgetdebatte, dass Herr VBgm Sepp Rieder, der ja im Vorstand der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft sitzt, sich dafür einsetzen könnte, dass diese Vorgangsweise der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft im Umgang mit ihren Instituten anders vorangetrieben wird, dass man mit den Instituten spricht, dass mit den Instituten über die Evaluierung gesprochen wird, und nicht so, dass einfach drübergefahren wird und das Geld gekürzt beziehungsweise gestrichen wird. Das wurde von der SPÖ abgelehnt. Gut, man kann dem Herrn Vizebürgermeister in seiner Funktion als Vorstandsmitglied anscheinend keinen Arbeitsauftrag mitgeben, das sehe ich ein. Aber eigentlich hätte er inhaltlich hier sehr wohl etwas beitragen können, und das hat er nicht getan. 

Die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft hat in einer Art und Weise agiert, wie sie im wissenschaftlichen Kontext eigentlich nicht üblich ist, und sie hat mit ihrer Vorgehensweise ihre Institute zum Teil vor sehr große finanzielle Probleme gestellt. Das Institut für Rheumatologie und Balneologie wird nicht das einzige sein, das in seiner Begründung schreibt, dass die Stadt Wien sehr wichtig für seine wissenschaftliche Arbeit ist. Ich hoffe, dass vielleicht dann, wenn wir das zweite, dritte, vierte Förderungsansuchen der Ludwig-Boltzmann-Institute in Wien vorliegen haben, doch ein Umdenken des Herrn Vizebürgermeisters stattfindet und er sich sehr wohl einsetzt für die Ludwig-Boltzmann-Institute, die gute und wissenschaftlich hervorragende Arbeit leisten.

Wir werden diesem Geschäftsstück natürlich zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schluss-wort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Geschäftsstück zustimmen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 136 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Porgy & Bess. 

Es ist niemand zum Wort gemeldet, wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, bitte ich, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 140 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag für interkulturelle Aktivitäten. 

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. Wir schreiten sofort zur Abstimmung. 

Wer diesem Geschäftsstück zustimmt, möge die Hand erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, der Fall und daher angenommen.

Als Nächstes gelangt Postnummer 141 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Ecce Homo - Verein für Kultur, Politik und Medien. 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet, wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 142 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Link.* Verein für weiblichen Spielraum. 

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Geschäftsstück zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier sind nur die Freiheitlichen dagegen, dieser Antrag ist daher mehrheitlich angenommen. (GR Christian Oxonitsch: Das alles immer ohne FPÖ!)
Es gelangt nunmehr Postnummer 143 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Dreijahresvereinbarung mit dem Verein zur Schaffung offener Kultur- und Werkstättenhäuser. 

Es liegt auch hier keine Wortmeldung vor, wir gelangen daher zur Abstimmung.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Es werden nicht mehr!) - Auch hier ist nur die FPÖ dagegen, dieser Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Es tut mir leid, man muss immer auch etwas schreiben. Sonst ginge es noch schneller.

Es gelangt jetzt Postnummer 144 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Dreijahresvereinbarung mit dem Interkulttheater. 

Auch zu diesem Geschäftsstück ist niemand zum Wort gemeldet, ich bitte daher um die Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich zum ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier ist nur die FPÖ dagegen, daher ist der Antrag mehrheitlich angenommen, ohne die Freiheitlichen.

Wir kommen zur Postnummer 148 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Dreijahresvereinbarung mit dem Verein "Die Showinisten". 

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. Ich bitte um die Abstimmung. 

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Auch dieser Antrag ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen.
Wir kommen zur Postnummer 156. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur Bewilligung von Subventionen im Bereich des Sprech-, Tanz-, Musik- und Kinder- beziehungsweise Jugendtheaters. 

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dieser Antrag ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen als Nächstes zur Postnummer 158. Sie betrifft den vierten Bericht über die erfolgte Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen der Museen der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek. 

Auch hier haben sich die Redner streichen lassen, sodass niemand mehr zum Wort gemeldet ist. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 205. Sie betrifft einen Förderungsbeitrag an die Vereinigten Bühnen Wien GesmbH, Spielbühne Theater an der Wien und Spielbühne Raimundtheater. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute hat bei der Pressekonferenz zum Leitbild der Theaterreform eine Dame aus dem Publikum gefragt: Wie ist das eigentlich, jetzt wird das Theater reformiert, und ist es denn so, dass sich in dieser Stadt die Verhältnisse zwischen zeitgenössischer Kultur und dem, was man klassischerweise als Repräsentationskultur bezeichnet, massiv verschieben? Ist es denn jetzt so, dass die Diskussion über die Theaterreform damit auch abgeschlossen ist?

Es ist heute hier sicherlich nicht der Ort, um eine langwierige Debatte über diese Frage zu beginnen. Aber in aller Kürze möchte ich doch eine Antwort auf diese Frage geben und auch erklären, warum wir dem vorliegenden Akt heute nicht zustimmen werden. 

Wir glauben, dass in dieser Stadt zu Recht viel Geld für Kunst und Kultur ausgegeben wird. Wir glauben auch, dass es richtig und gut ist, dass wir das in einer großen Bandbreite tun, in einer Bandbreite zwischen Experimentellem und eher Traditionellem, zwischen dem, was junge Menschen vielleicht lieber mögen, und dem, was Ältere lieber mögen, zwischen dem, was klassisch, und dem, was neu und innovativ ist. Wir stehen zu dieser Bandbreite zwischen den unterschiedlichsten geförderten kulturellen Einrichtungen.

Aber zunehmend skeptisch sind wir, was die Einrichtung eines vierten Opernhauses in dieser Stadt betrifft. Vier Opernhäuser für eine Stadt wie Wien - mit der Einwohnerzahl, die wir haben, ist das ein mutiger Schritt. Es ist ein mutiger Schritt, derart viel an Kapazitäten für einen sehr spezifischen Bereich der Kultur zur Verfügung zu stellen. Wir stellen uns die Frage, ob es erstens ausreichend Publikum für vier Opernhäuser geben wird und ob es zweitens gerechtfertigt und adäquat ist, jene Summe Geld, die für diesen Bereich zusätzlich ausgegeben werden muss, auszugeben, in dieser Form und für diese spezifischen Sparte. 

Wir beantworten diese Frage derzeit mit einem Nein. Nein, wir glauben nicht, dass die Summen, die man für den Bereich der Oper, des Musiktheaters hochrechnen kann, für ein viertes Opernhaus ausgegeben werden sollen. Wir glauben vielmehr, dass dieses Geld anderen Bereichen der Kultur zufließen sollte, dem zeitgenössischen Bereich, dem experimentellen Bereich, nicht unbedingt ausschließlich anderen Bereichen aus dem Musiktheater - es gibt ja eine sehr interessante freie Opernszene in der Stadt -, aber wir glauben, dass es jedenfalls problematisch ist, geschätzte 25 bis 40 Millionen EUR im Jahr für ein viertes Opernhaus zu investieren.

Das hat noch gar nichts mit den fachlichen Kompetenzen derjenigen zu tun, die daran arbeiten, ganz im Gegenteil. Aber es hat etwas mit der Frage von Verteilung und Verteilungsgerechtigkeit zu tun. Wenn ich mich recht an das erinnere, was Kulturstadtrat Mailath-Pokorny zu Beginn seiner Amtszeit so oft gesagt hat: Öffentlichkeiten schaffen, Gegenöffentlichkeiten, anderes fördern, kulturelle Diversität, dann muss man schlicht und ergreifend festhalten, dass man mit dieser Investition diesen Forderungen nicht gerecht wird, sondern dass hier eine massive Umverteilung zugunsten jener Sparte passiert, die wir klassischerweise als die traditionelle Repräsentationskultur bezeichnen.

Wie gesagt, ich glaube, es ist heute hier nicht der Ort, darüber ausführlich zu diskutieren. Wir werden dazu in den nächsten Monaten sicherlich Gelegenheit haben. Aber es ist uns ein Anliegen, festzuhalten, warum wir das Geld in dieser Form nicht mit beschließen werden.

Vielleicht ein Letztes: Ja, ein Teil unserer Ablehnung lässt sich auch darauf begründen, dass wir glauben, dass bei den Vereinigten Bühnen Wien zumindest ein Mindestmaß an Transparenz für die Mitglieder des Kulturausschusses eingeführt werden muss. Wenn ich darauf aufmerksam machen darf, dass der vorliegende Antrag den Mitgliedern des Kulturausschusses in Form eines zweiseitigen Aktes mit ungefähr vier Absätzen zur Kenntnis gebracht wurde, dann werden Sie verstehen, was ich meine: 260 Millionen ATS auf zwei Seiten, ein Achtel des Kulturbudgets der Stadt Wien auf zwei Seiten, das entspricht nicht den Vorstellungen, die wir über Transparenz haben! Es entspricht im Übrigen auch nicht den Grundsätzen der von uns heute beschlossenen Theaterreform. 

Da ich aber guter Hoffnung bin, dass sich zumindest in dieser Frage einiges ändern wird, hoffe ich doch sehr, dass die Theaterreform hier gleich einmal einen ersten, entscheidenden Unterschied im nächsten Jahr machen wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Nach diesem Redebeitrag von Frau Kollegin Ringler möchte ich nun wieder zum Akt zurückkehren. Dieser befasst sich nicht mit dem Betrieb des Opernhauses - denn diese Beschlussfassung ist hier im Gemeinderat schon vor einigen Wochen erfolgt -, sondern mit der Betriebssubvention für 2004. Da denke ich, dass es sehr wohl notwendig ist, dass wir das Haus bis zum Mozartjahr in Schuss halten, dass wir das Haus mit doch 460 Vorstellungen bespielen und dass dafür natürlich auch die Beträge gerechtfertigt sind.

Ich ersuche Sie daher um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Abstimmung getrennt durchführe. Ich erinnere daran, wir haben drei Themenbereiche, die jetzt abgestimmt werden sollen: das eine ist das Theater an der Wien, das Zweite ist das Raimundtheater, und das Dritte sind die Festivals Osterklang und KlangBogen. 

Ich fange mit der Abstimmung zum Theater an der Wien an. 

Wer diesem Bereich der Vereinigten Bühnen zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist ohne die GRÜNEN der Fall und daher mehrheitlich angenommen. 

Der zweite Bereich ist die Spielbühne Raimundtheater. 

Wer diesem Bereich zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist ohne die GRÜNEN und ohne die Freiheitlichen mehrheitlich angenommen. 

Der dritte Bereich sind die Festivals Osterklang und KlangBogen. 

Wer diesem Bereich zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, der Fall und daher angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 99 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Errichtung eines Fonds zur Förderung von Kunst im öffentlichen Raum. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!
Es geht, wie gesagt, um die Kunst im öffentlichen Raum. Eine Forderung, die wir als ÖVP schon lange aufstellen. Wir hätten uns hier ein Gesetz gewünscht, wie das in fast allen Bundesländern der Fall ist. Dem kommt man nicht entgegen, aber man macht zumindest ein kleines Schrittchen und daher werden wir auch diesem kleinen Schrittchen zustimmen. 

Was uns aber nicht gefällt ist, dass die Finanzierung nicht dauerhaft gesichert ist, dass die Jury nicht auf Grund einer öffentlichen Ausschreibung eingesetzt wird, dass es keine Unvereinbarkeitsbestimmungen gibt und vor allem, dass die Jury daher nicht unabhängig agieren kann. Deshalb stellen wir folgenden Abänderungsantrag:

"1. Dass jährlich mindestens 800 000 EUR dem Fonds zur Verfügung gestellt werden.

2. Zu Akt 6.2, dass die Mitglieder der Jury nach öffentlicher Ausschreibung vom amtsführenden  Stadtrat für Kultur und Wissenschaft im Einvernehmen mit den amtsführenden Stadträten der den Fonds finanzierenden Geschäftsgruppen auf die Dauer von drei Jahren bestellt werden. 

3. Dass bei 6.3 als letzter Satz eingefügt wird: Mitglieder der Jury können sich nicht um eine Förderung bewerben.

4. Und dass bei 6.5 nach dem zweiten Satz angeführt wird: Die Jury agiert bei der Erstellung ihrer Empfehlung unabhängig. Realisiert werden dürfen nur Projekte, die von diesem Gremium vorgeschlagen wurden."

Ich nehme an, dass diese kurze prägnante Begründung so einleuchtend ist, dass hoffentlich alle zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Themel gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Gerda Themel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!

Ich nutze diese Gelegenheit, das letzte Poststück des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung, um mich von Ihnen allen zu verabschieden. Mein Herz klopft ziemlich heftig bei dieser Verabschiedung und es ist mir nicht ganz eins. 

Das Poststück – Kunst im öffentlichen Raum – finde ich besonders nett jetzt für diese Verabschiedung, zumal bei meinem Kommen nach Wien - ich war eine junge Frau von 23 Jahren und habe damals im Künstlerhaus gearbeitet - genau dieses Thema mein Einstiegsthema war, nämlich Kunst im öffentlichen Raum. Umso mehr möchte ich dir, lieber Andi, und StR Faymann und StR Schicker gratulieren, dass dieser Fonds jetzt wirklich ins Leben gerufen worden ist, mein Herz hing auch viele Jahre daran. Ich freue mich auch ganz besonders, lieber Andi, und es ist ein schöner Abschluss für mich heute, dass die Kultursprecher aller vier Parteien das heutige Papier für die Theaterstrukturreform angenommen haben. Und dass du da sehr schöne Lorbeeren geerntet hast, freut mich sehr.

Ich möchte mich bei Ihnen allen sehr herzlich bedanken – jetzt wird es eng – ich möchte mich bei Ihnen allen sehr herzlich bedanken, ich möchte mich bei meiner Fraktion bedanken, ich möchte mich bei meinem Klub bedanken, der immer eine sehr gute politische Heimstatt für mich gewesen ist, ich möchte mich bei meinen Freunden bedanken und ich möchte mich ganz besonders bei meinem Herrn Bürgermeister bedanken. Es war mir jede Sekunde meiner Tätigkeit eine große Ehre, für ihn zu arbeiten. (Lange anhaltender, allgemeiner Beifall.)

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr StR Mailath-Pokorny zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir, dass ich mich auch anlässlich dieses Geschäftsstückes, ich glaube, in Ihrer aller Namen, vor allem auch im eigenen Namen, liebe Gerda, recht herzlich bei dir bedanke für sehr viele Stunden, Tage konstruktiver Arbeit für die Kultur in der Stadt, und zwar nicht nur in deiner jetzigen Funktion als Gemeinderätin und als Mitglied des Kulturausschusses, sondern auch in vielen anderen wichtigen und interessanten Funktionen davor und ich schätze mich glücklich, dass wir in der einen oder anderen auch gemeinsam zusammengearbeitet haben. 

Du hast viel für die Museen gemacht, für die Museumslandschaft in der Stadt, auch schon bei den Bundesmuseen. Du hast viel gemacht, etwas was man vielleicht gar nicht weiß und ich sage es hier gerne, weil wir da auch zusammen gearbeitet haben, nämlich beim Beginn dessen, was jetzt der Nationalfonds ist. Da hat GRin Themel ganz zu Beginn, das war Mitte bis Ende der achtziger Jahre, Adressen gesammelt, hat all diejenigen Emigrantinnen und Emigranten, die das Land 1938 und danach verlassen mussten in penibelster Arbeit erforscht, ist dem nachgegangen, hat Briefe geschrieben und hat eigentlich die Grundlage dafür gelegt, was wir heute über den Nationalfonds und über andere Einrichtungen machen und wo wir heute sagen können, dieses offizielle Österreich hat ab diesem Zeitpunkt zumindest auch wieder Kontakt aufgenommen mit den Menschen, die das Land verlassen mussten. Auch das war einer der Bereiche, wo sie ganz zu Beginn dabei war und viel geleistet hat. 

Darüber hinaus hast du, natürlich mit einem ganz großen Engagement, mit sehr viel Herz auch die vielen direkten Kontakte mit den Kunstschaffenden in der Stadt und gerade auch für die zeitgenössische Kunst, für die Innovation, geknüpft, wo du dich dann im Laufe deiner Tätigkeit sehr engagiert hast. Dafür, liebe Gerda, herzlichen Dank. Ich sage das als Kulturstadtrat, ich sage das aber auch als einer der, wie gesagt, über viele Jahre immer wieder mit dir zu tun hatte. Das war immer eine hoch professionelle Zusammenarbeit, eine sehr effiziente Zusammenarbeit und eine, wo man gemerkt hat, dass da sehr viel Herz für die Kultur, für die Kulturschaffenden in dieser Stadt dabei ist. 

Du wirst uns, was das anbelangt, sehr fehlen. Ich glaube, du wirst der Kulturarbeit in dieser Stadt sehr fehlen und wir wissen aber, dass du etwas anderes, sehr wichtiges übernommen hast. Für das wünschen wir dir alles alles Gute und wir haben dir das schon an anderer Stelle gesagt, ich möchte es aber hier auch bekräftigen: Wo immer es geht, werden wir das unterstützen. Und wir wissen, dass du wieder zurück kommst und dass du immer wieder hier in dieser Stadt bist. Du bist hier selbstverständlich und natürlich immer herzlich willkommen in diesem Kreis, im Kreis der Kulturschaffenden der Stadt, und alles alles Gute für diese Tätigkeit, herzlichen Dank für das, was du gemacht hast für Wien, für die Kultur in der Stadt und toi toi toi für das, was vor dir liegt. Danke. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ja es fällt ist ein bisschen schwer, nach dieser Würdigung und dem etwas wehmütigen Abschiednehmen, wieder zur Sache des Aktes zurück zu kommen, aber ich glaube, dass dieser Akt es doch verdient, einige Worte dazu zu verlieren, weil das Schicksal von Akten, die besonders wichtig und gut vorbereitet sind und dann einstimmig sind, ist es, dass dann niemand darüber redet. Und gerade für den Fonds zur Förderung von Kunst im öffentlichen Raum wäre das nicht gut. Daher möchte ich doch noch einige Worte dazu zu sagen, und dann auch noch zum Antrag des Kollegen Salcher.

Wien ist Weltkulturstadt und einen großen Teil der Identität verdanken wir dem vielfältigen Kulturleben. Wien ist auch Weltkulturstadt, nicht nur des Theaters und der Musik, sondern ebenso der bildenden Kunst, und Wien ist auch Weltkulturstadt, weil sie der Lebens- und Arbeitsraum für eine Reihe bedeutender Künstler und Künstlerinnen ist. 

Die Auseinandersetzung mit der bildenden zeitgenössischen Kunst ist aber kein Mehrheitsthema, das muss man ganz klar sagen, auch wenn Museumsbesuche in Wien boomen. Es ist trotzdem eine schmale Schicht der Bevölkerung und der Gästen, die aktiv Kunst konsumieren und gestalten. Und daher ist es von besonderer Bedeutung, die Kunst in den öffentlichen Raum, in das Lebensumfeld zu bringen. 

Wien hat das übrigens immer getan. Ich erinnere an die Tradition des roten Wien, ich erinnere an die fünfziger und sechziger Jahre, wo gerade auch im kommunalen Wohnbau Kunst ein wesentliches Thema war und ich erinnere auch an Ende der 80er, Anfang der 90er Jahre - nur als Beispiel das Auge des Picasso am Handelskai -, die ebenso Kunst in den öffentlichen Raum gebracht hat. Wien will das mit dem neu geschaffenen Fonds auf eine noch fundiertere und auch nachvollziehbare Basis stellen. Kunst im öffentlichen Raum, das bedeutet, Menschen in ihrem Lebensalltag mit Kunst zu konfrontieren, zu der viele eben nicht den Zugang haben, weil sie die Schwelle von Museen nicht überschreiten. Ziel ist es, die urbane Lebensumgebung neu, nämlich kulturell, zu gestalten und so Auseinandersetzungen mit den teils unbekannten Ideenwelten und Haltungen anzuregen. Kultur und Kunst im öffentlichen Raum ist in dem Sinn auch Bildungsauftrag. Der Fonds wird qualitativ hochstehend die zeitgenössischen und gegenwartsbezogenen Kunstprojekte fördern, er wird Schwerpunkte setzen, sowohl geografisch als auch inhaltlich und er wird adäquate Dokumentation, adäquate Vermittlung als ganz wesentlichen Punkt, und Öffentlichkeitsarbeit dieser Projekte betreiben. 

Er wird eine aktive Jury haben, die aus ExpertInnen besteht. Und in diesem Sinne halte ich es auch nicht für wirklich sinnvoll, die Ausschreibung einer Jury zu vollziehen, weil sie eben aus den ExpertInnen, die man ja kennt und wo man weiß, wo die ExpertInnen sind, sich zusammensetzt. Ich halte auch nichts davon, den Betrag in den Fondsstatuten festzuschreiben. Ich glaube, dass das ein guter und ein sehr wohlfundierter Anfang ist, aber es muss ja nicht das Ende sein. Also, vielleicht wird es auch mehr und ich glaube, dass das eine gute Sache wäre und der Erfolg wird uns schon in allzu kurzer Zeit Recht geben, weil es sichtbar wird, was mit diesem Geld geschieht. 

Daher möchte ich sagen, dass wir diesem Abänderungsantrag nicht zustimmen sollten. Ich möchte aber in dem Zusammenhang wirklich allen danken, die dieses schwierige Kunststück vollbracht haben, den Fonds für die Kunst im öffentlichen Raum in die Öffentlichkeit zu bringen. Es war schwierig, weil es doch drei Ressorts betroffen hat, die hier zusammenspielen. Ich bedanke mich da bei den Beamten, aber besonders auch, weil er einen großen Anteil daran gehabt hat, bei Roland Schöne, der diese Koordination sehr hervorragend vollzogen hat.

Ich bitte um Zustimmung zu dem Akt.

Vorsitzende Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. Wir müssen als Erstes einen Abänderungsantrag abstimmen. 

Den Abänderungsantrag der ÖVP betreffend Errichtung eines Fonds zur Förderung von Kunst im öffentlichen Raum. Ich werde das jetzt nicht näher verlesen, die Fraktionen haben das alle bekommen.

Wer diesem Abänderungsantrag zustimmen kann, der möge aufzeigen. - Dies hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen. Die Sozialdemokraten und die Freiheitlichen haben dagegen gestimmt.

Wir kommen nun zur Abstimmung des Antrags der Berichterstatterin.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben.

Dies ist einstimmig der Fall und daher ist der Antrag einstimmig angenommen.

Wenn auch unsere Kollegin Gerda Themel schon den Raum verlassen hat, glaube ich, steht es auch einer Vorsitzenden zu, dass sie im Namen aller Fraktionen Gerda Themel alles Gute wünscht in ihrer neuen Funktion, in ihrem neuen Lebensabschnitt. (GRin Gerda Themel hat den Sitzungssaal betreten.) Frau Kollegin Themel, ich habe jetzt gerade als Vorsitzende Ihnen noch einmal alles Gute gewünscht. Ich wünsche Ihnen alles Gute im neuen Lebensabschnitt. Wir haben ja gehört, dass das auf einem anderen Kontinent eine Zeit lang stattfinden soll. Alles Gute. (Beifall von allen Fraktionen.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, einer der späteren Tagesordnungspunkte, und zwar die Postnummer 192 wird es sein, dass wir den Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes diskutieren und ich möchte aber jetzt schon den Rechnungshofpräsidenten, Herrn Dr Franz Fiedler - ich habe ihn noch nicht gesehen, aber man hat mir gesagt, er sei eingetroffen - herzlich begrüßen und freue mich, dass er da ist. (Beifall von allen Fraktionen.) 
Es gelangt nunmehr Postnummer 186 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Grundstücken im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. 

Ich bitte den Berichterstatter ... Entschuldigung, das ist nicht notwendig, es hat sich niemand zum Wort gemeldet.

Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer diesem Tagesordnungspunkt zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, der Fall und daher angenommen.

Die nächste Postnummer ist 188. Und zwar ist das der Abschluss eines Baurechtsvertrags mit der “Studentenheim Haus Döbling Betriebsgesellschaft mbH“ an einer Liegenschaft im 19. Bezirk, KatG Oberdöbling. Auch hier ist niemand mehr gemeldet, man hat sich streichen lassen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, der Fall und daher mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt und das ist jetzt auch schon der Tagesordnungspunkt 192. Er betrifft den Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes über die MA 54 - Beschaffungswesen, die MA 37 - Baupolizei und das Allgemeine Krankenhaus der Stadt Wien: Gesundheits‑ und Krankenpflegeschulen sowie Medizintechnische Akademien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Zimmermann die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Paul Zimmermann : Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. Ich danke schön. 

Vorsitzende Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Rechnungshofpräsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich mit jenem Teil der Berichte beschäftigen, die uns der Rechnungshof vorgelegt hat, der sich mit dem U-Bahnbau auseinander gesetzt hat und mit dem Teil, der die WIENER LINIEN betrifft. 

Bereits vor über zehn Jahren war der Wiener U-Bahnbau hier herinnen Thema der politischen Auseinandersetzung zwischen dem Kollegen Pilz, meiner Person, Herrn Bgm Zilk und Herrn StR Mayr, wo es darum gegangen ist, den Beweis anzutreten, dass 

ad 1) beim Wiener U-Bahnbau sehr viel Geld in die Hand genommen wird und nicht immer dem U-Bahnbau zugute kommt, sondern es auch andere gibt, die durch Übervorteilung, damals noch der Stadt Wien, jetzt der WIENER LINIEN, durchaus Gewinn ziehen aus diesem lukrativen Geschäft, am Wiener U-Bahnbau beteiligt zu sein. 

Ich kann mich noch gut erinnern, wie der damalige StR Mayr immer erklärt hat, dass das alles nicht stimme und dass das alles eigentlich ganz anders sei in Wien, dass man das nicht vergleichen könne, und alles viel schwieriger und im Wiener U-Bahnbau außerdem alles in bester Ordnung sei. 

Nach über zehn Jahren und unzähligen Berichten von Seiten des Kontrollamtes der Stadt Wien und auch des Rechnungshofs ist leider das Thema U-Bahnbau in Wien noch immer topaktuell und leider noch immer eines der Topthemen hinsichtlich Preisabsprachen, zu hohen Preisen, falschen Ausschreibungen, ich möchte schon fast sagen, der notorischen Schlamperei beim Bauen in Wien. 

Sei es, dass man von falschen Annahmen bei Kostenschätzungen ausgeht, bis hin zum Bereich der leider immer wieder vorkommenden Preisabsprachen. Durchaus in unterschiedlicher Gewichtung und in unterschiedlicher Art und Weise versuchen hier Firmen, sich einen Vorteil aus dem Geschäft mit der Stadt Wien oder den WIENER LINIEN herauszuschlagen. 

Wir haben in unzähligen Debatten, in unzähligen Kontrollamtssitzungen, bei unzähligen Kontrollamtsberichten und auch immer wieder hier im Gemeinderat versucht, dieses Thema zu aktualisieren und mit Ihnen gemeinsam, vor allem mit den Kolleginnen und Kollegen der sozialdemokratischen Fraktion, die Diskussion zu führen. Es war schon unter Zeiten Zilk-Mayr irrsinnig schwierig, diese Debatten zu führen, war ähnlich schwierig unter Edlinger und Häupl und ist es auch heute ebenso unter den geänderten Voraussetzungen mit einem Betrieb der Stadt Wien, mit den WIENER LINIEN, mit den dort in Führungsposition Tätigen und den Verantwortlichen in dieser Stadt, dem Stadtrat Rieder, und interessanter Weise jetzt, weil es auch die Geschäftsgruppe des Herrn Stadtrat Faymann betrifft, im Bereich Wohnbau, darüber zu diskutieren. Ich weiß schon, es ist zusammengezogen worden, deshalb jetzt heute die Debatte im Bereich Wohnbau. 

Ich glaube, es wäre schön langsam an der Zeit, nach über zehn Jahren zu erkennen, dass nicht alles wirklich so toll gelaufen ist bei den vielen U-Bahnprojekten und bei den vielen U-Bahnbaulosen, die in Wien mittlerweile errichtet wurden, und dass es hier jetzt doch einiges an Firmen gegeben hat, die versucht haben, den Auftraggeber Stadt Wien oder den Auftraggeber WIENER LINIEN über den Tisch zu ziehen. Und es gibt auch einen Kritikpunkt von Seiten des Rechnungshofs, dass Firmen, die einmal bei Bauaufträgen auffällig geworden sind, und gegen welche Maßnahmen im Auftragnehmerkataster der Stadt Wien gesetzt wurden, nur allzu leicht wieder von diesem Bannstrahl, der sie getroffen hat, befreit wurden und sie wieder mit der eigentlich relativ einfachen Bemerkung "behebbarer Mangel" in den Auftragnehmerkataster gekommen sind, wieder bei Aufträgen für die Stadt Wien und für die WIENER LINIEN tätig sind, sich leider aber an dem Bild als solchem, dass nämlich zu viel, falsch, und durch Preisabsprachen ungerechtfertigte Preise verrechnet werden, nichts geändert hat.

Jetzt weiß ich schon, speziell auf den Kollegen Driemer hinschauend, dass natürlich die Luft im Baugewerbe ziemlich dünn geworden ist. Das ist auf der einen Seite darauf zurückzuführen, dass sich die Kommunen und die öffentliche Hand mit ihren Aufträgen sehr zurückhalten, dass vor allem das Baugewerbe die Sparmaßnahmen von der Bundesseite, aber auch auf der Länderseite, heftig zu spüren bekommen hat und dass es immer schwieriger wird, auch im sowohl nationalen, teilweise auch internationalen Wettbewerb zu bestehen. Dass man sich aber gerade von Seiten dieser großen Firmen den Wiener U-Bahnbau als Melkkuh der Nation ausgesucht hat, kann ich als Wiener Gemeinderat und als Wiener Mandatar nicht nachvollziehen, zumal man es diesen Firmen in Wien auch oft sehr, sehr leicht gemacht hat. 

Ich erinnere nur an die langanhaltende Diskussion bezüglich des Gleisbaus, sei es jetzt beim U-Bahnbau oder auch beim Straßenbahnbau gewesen, sei es bei Baulosen, die massenhaft zu Reihungstürzen geführt hätten, hätte man nur richtig ausgeschrieben und hätte man tatsächlich bewertet, nach dem, was gebaut wurde und nicht danach, was ausgeschrieben und angeboten wurde, und dass es da von Seiten der Stadt einen sehr saloppen Umgang mit den Firmen, mit den betroffenen Firmen, gegeben hat. Sei es auf der einen Seite durch Verflechtungen wirtschaftlicher Natur, durch Interessen von Hausbanken und Betrieben, die der sozialdemokratischen Fraktion durchaus nahe stehen, aber auch auf Grund der Androhung von Firmen, dass hier Arbeitsplätze in Gefahr seien. Und offensichtlich steht das Thema Arbeitsplatz noch immer über dem Thema Korruptionsbekämpfung.

Das finde ich schlecht, das finde ich falsch, denn schlussendlich geht es um unser aller Geld und das Geld der Wienerinnen und Wiener, das wir zwangsläufig treuhändig verwalten, und wo wir eigentlich der Meinung sind, dass hier mit diesen Geldern auch sorgsam umzugehen ist. Was mich besonders stört ist, dass unzählige Berichte des Kontrollamtes, sei es jetzt zum U-Bahnbau, aber auch zu allen anderen bauwirtschaftlichen Prüfungen, zwar immer wieder zu Kritik, zu zähneknirschendem Eingestehen, dass es Fehler gegeben hat, geführt haben, sich aber über Jahre und Jahrzehnte leider nichts geändert hat. 

Wir haben es im letzten Kontrollausschuss wieder so gehabt, dass wir darauf hingewiesen worden sind “nun, es ist ja jetzt alles umstrukturiert worden“. Ich habe schon etliche Umstrukturierungen hier im Hause miterlebt. Ich erinnere nur an die Ausgliederung und Privatisierung oder an die Betriebwerdung der WIENER LINIEN, wo uns damals gesagt wurde, “jetzt werde alles anders, denn jetzt sind die Spielregeln ganz anders“. 

Aber die Spielregeln haben sich nur für uns hier herinnen verändert, wir hören und sehen von dem Ganzen nichts mehr. Die Spielregeln für die Firmen draußen haben sich offensichtlich überhaupt nicht verändert, es wird weiterhin überhöht angeboten, es wird weiterhin falsch abgerechnet, es gibt weiterhin offensichtlich die Preisabsprachen und wir haben weiterhin offensichtlich kein adäquates Mittel zur Hand, um diesem Treiben ein Ende zu setzen. 

So gesehen bin ich dem Rechnungshof, aber auch dem Kontrollamt zum wiederholten Male dankbar, in welcher hartnäckigen Konsequenz sie immer wieder auf die mangelhaften Ausschreibungen und Abrechnungen hinweisen, es in Berichte fassen und uns vorlegen. Nur beginne ich langsam zu zweifeln, ob ein Großteil der hier herinnen tätigen Gemeinderätinnen und Gemeinderäte und ein Großteil der Wiener Stadtregierung wirklich die richtigen Adressaten sind, und diese Berichte auch ernst nehmen. (GR Dr Herbert Madejski: Nicht alle!) Ich habe auch gesagt, ein Großteil. Nichtsdestotrotz hoffe ich, dass irgendwann einmal steter Tropfen auch diesen Stein höhlt und hoffe so, dass einmal die Berichte des Rechnungshofes und des Kontrollamtes nicht nur hier herinnen zur Kenntnis genommen, sondern auch Konsequenzen gezogen werden. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Tschirf gemeldet, ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident des Rechnungshofs! Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Noch ist es nicht selbstverständlich für die, die länger hier in diesem Haus sind, dass der Präsident des Rechnungshofs uns hier Rede und Antwort steht - es ist das zweite Mal erst -, und das ist gut so. Das ist der Abschluss einer Entwicklung, die seit der Veränderung der Bundesverfassung im Jahr 1929 nur zizerlweise vor sich gegangen ist. Erst damals ist der Rechnungshof Organ des Wiener Gemeinderates geworden und wir haben uns viele, viele Jahre als Oppositionspartei, als Volkspartei, bemüht, dass vom Rechnungshof auch durch ein Minderheitsvotum geprüft werden kann und dass uns der Präsident des Rechnungshof hier Rede und Antwort stehen kann. Das war ein Ergebnis der Verhandlungen, die wir dann in der Koalitionsregierung geführt haben, und ist ein Ergebnis unserer Kontrolltätigkeit während unserer Regierungstätigkeit, auf das wir sehr stolz zurückblicken. (Beifall bei der ÖVP) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch dieser Tätigkeitsbericht des Rechnungshofs - und wir haben in der Präsidiale ja vereinbart, dass all das, nicht nur das vorliegende Geschäftsstück, Gegenstand dieser Diskussion ist – zeigt, mit welcher Konsequenz der Rechnungshof nicht nur einzelne Fehlverhalten aufzeigt, sondern bewusst auch auf die Strukturmängel hinweist und zeigt, wie sich die Strukturen kostengünstiger - vor allem für den Steuerzahler - entwickeln sollten. Daher ist jeder Rechnungshofbericht immer eine Fundgrube, eine Fundgrube für Verbesserungen in der Verwaltung, gerade bei der Stadt Wien.

Und ich möchte auf einige Punkte eingehen, die in diesen Rechnungshofberichten festzustellen sind. Etwa, was die Sicherheitsanlagen der U1 betrifft. Hier weist der Rechnungshof darauf hin, dass eben die U1 nicht den Standard der U3, was die Sicherheit betrifft, aufweist. Hier gibt es auch eine entsprechende Anmerkung des Kontrollamtes, aber gerade das was der Rechnungshof hier hinsichtlich Brandschutztüren und Ähnlichem sagt, sollte dringend übernommen werden.

Ein zweiter Punkt, die Baupolizei. In diesem Rechnungshofbericht ist die Rede von zwölfjährigen Aktenrückständen, es ist davon die Rede, dass hier einiges in den Strukturen zu ändern ist. Und das, was bei der Reform der Baupolizei hier aufgezeigt wird, ist ein gut gemeinter – und wir können bei Alfred Polgar nachlesen, dass gut gemeint oft das Gegenteil von gut ist -, aber schlecht durchgeführter Akt von Verwaltungsreform. 

Ein weiterer Punkt, den der Rechnungshof hier aufzeigt, sind die Medizinisch‑technischen Akademien der Stadt Wien und die Gesundheitsschulen. Auch hier wird darauf hingewiesen, dass Vieles effizienter erfolgen sollte, gerade im Bereich des Krankenanstaltenverbundes. Ein Thema, mit dem wir uns in diesem Haus in den letzten Wochen und Monaten intensiv auseinandergesetzt haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Rechnungshof weist überhaupt in diesem Bericht sehr stark auf Mängel im Gesundheitswesen hin, beispielsweise auf das viel zu teure Hanusch-Spital. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, er weist aber auch darauf hin, was grundsätzlich in der Ausbildung, etwa der Amtsärzte, österreichweit zu verbessern wäre und dass hier eine Vereinheitlichung notwendig wäre.

Er weist darauf hin, dass eine Forcierung von Qualitätssicherungsmaßnahmen in den Krankenanstalten notwendig ist.

Und er weist darauf hin, dass eine Berücksichtigung der Gesundheits- und Krankenpflegedienste im Rahmen von Vorschriften der öffentlichen Gesundheitsdienste zu erfolgen hätte. 

Hier gibt es wesentliche Anregungen dafür, wie das Gesundheitswesen in Österreich und in Wien effizienter werden kann: Durch eine Reform der Krankenanstaltenfinanzierung, durch Lösung der Frage, wie eine langfristige Eindämmung der überproportionalen Kostensteigerungen erfolgen kann, und durch kürzere Verweildauer der Patienten. Das ist ein Hinweis, wie lange Patienten bei uns verweilen, wie das in anderen Ländern geregelt ist, und wie hier, unter dem Gesichtspunkt der Kosten, entsprechend effizient vorgegangen werden müsste, etwa bei der Bettendichte, die in Österreich 6,2 beträgt, im europäischen Schnitt aber 4,6. 

Und die Hinweise, die der Rechnungshof hier liefert, beziehen sich auch auf ein Kapitel, das zu Recht gestern hier sehr intensiv diskutiert wurde, nämlich das Problem der Landeslehrer, das Problem der Besoldung, und wir sind gerade in den letzten Wochen damit konfrontiert gewesen, dass es offensichtlich nicht auffällt, dass 700 Lehrer zu viel in Wien angestellt gewesen sind. 

Wenn alle Regeln, die hier der Rechnungshof aufstellt und die Hinweise entsprechend wahrgenommen worden wären, beispielsweise dass eine Übersicht über die tatsächliche Verwendung aller Lehrer lediglich am Anfang des Schuljahres im Wiener Stadtschulrat bestanden hat in diesem Prüfungszeitraum, dann wäre es sicherlich nicht möglich gewesen, dass einfach 700 Lehrer über den Stand angestellt gewesen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben hier sehr Vieles an Anregungen, was für unsere tägliche Arbeit, vor allem aber für die Regierung dieser Stadt eine entsprechende Handlungsanleitung bietet. Ich möchte daher an dieser Stelle dem Präsidenten des Rechnungshofs persönlich, ihm aber auch für den Rechnungshof recht herzlich danken, für das was er uns hier geliefert hat, was er an Anregungen geliefert hat. Das ist ein Beitrag, damit diese Stadt effizienter verwaltet werden kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Barnet gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Rechnungshofpräsident! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Bei aller gebotenen Kürze, auf Grund der vorweihnachtlichen Stimmung und der schon etwas innigeren Debatte am Vormittag und zu Mittag werde ich mich bemühen kurz und emotionslos zu bleiben, es wird mir, wie immer, nicht gelingen.

Herr Präsident, es ist Ihnen und Ihren Mitarbeitern Dank auszusprechen für diese umfassenden und detaillierten Berichte. (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist natürlich vielen der Ausführungen, insbesondere in den Zusammenfassungen und Schlussfassungen zu folgen, denn sie decken sich im Wesentlichen mit dem, was viele in dieser Stadt immer wieder sagen. Der Herr Klubobmann Tschirf hat vor mir schon einen Punkt angesprochen, das ist das Gesundheitswesen. Auch wenn Sie nur einige Beispiele beleuchtet haben im Wege des AKH und anderer Dinge, am Schluss kommen die wesentlichsten Kritikpunkte heraus, die wir auch hier immer wieder vor Monaten und Jahren schon diskutiert haben, nämlich die Frage, ob die Mittelaufwendung zielführend und effizient ist, ob die Verhandlungen beispielsweise mit dem Bund oder vielleicht auch im Wege des Finanzausgleichs mit anderen Nachbarbundesländern ordnungsgemäß zu führen wären hinsichtlich der Finanzierung der Einrichtungen, die in Wien mehrfach zur Verfügung stehen müssen.

Es ist auch interessant, dass einzelne Details aufgeführt werden, wie die Frage zum Beispiel, das es keine Schlussrechnung gegeben hat und dass erst durch den Rechnungshof klar wurde, dass durch die Firma VAMED eigentlich noch Sachgüter an die Stadt Wien abzugeben wären. Also, das ist kein sehr bezeichnendes Beispiel für die ordnungsgemäße Haushaltsführung und Abwicklung der zuständigen Organe in dieser Stadt. Und es gibt noch einige andere Punkte, Sie haben sie insbesondere auf der Seite 99 aufgeführt: Die Frage, ob der Vertrag mit der Firma VAMED im Jahr 2007 nicht nur unwiderruflich zu kündigen wäre, sondern auch nicht mehr fortzusetzen, dass die Beteiligung des Bundes neu zu verhandeln wäre, dass die entsprechenden personellen und organisatorischen Voraussetzungen im AKH zu schaffen wären, um endlich ordnungsgemäß zu vollziehen, sowie die auch heute schon einmal angesprochene Frage der noch fehlenden Bescheide, die ja wirklich nicht ausständig bleiben dürfen.

Aber wir behandeln auch einen zweiten Gegenstand, nämlich die Frage – sie ist ebenfalls vom Kollegen Tschirf angesprochen worden – der Prüfung der Magistratsabteilung 37 – Baupolizei. Da ist mir auch im aktuellen Zusammenhang mit einem Beispiel aus meinem Bezirk aus den jüngsten Tagen ein Punkt in dem Bericht besonders aufgefallen, und den kann ich Ihnen nicht ersparen, Herr Stadtrat Faymann, den muss ich leider hier zum Besten geben:

Der Rechnungshof regte an, die Kommunikation zwischen den Organisationseinheiten – also gemeint ist die MA 37 und andere Abteilungen – die an der Einleitung und Durchsetzung baubehördlicher Maßnahmen beteiligt sind, umgehend zu verbessern, um künftig eine effizientere Vorgangsweise zu gewährleisten.

Da kann man sich wirklich nur anschließen, und ich möchte Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, in Kürze so einen Fall aus meinem Bezirk schildern, wo man sieht, wie sich Magistratsabteilungen, nämlich die MA 37 und die MA 64, eine solche Vollziehung vorstellen.

Wie Sie schon gelesen haben, wird in der unmittelbaren Nähe der U1-Endstelle Leopoldau im Bereich zwischen Nordrandsiedlung und Großfeldsiedlung nicht nur die U1-Endstelle gebaut, sondern auch ein Bauwerk, das, wenn man sich die Pläne anschaut, eigentlich gar nicht existieren dürfte. Ein Bauwerk, das klar zu erkennen ist als Teile einer Wohnhausanlage, einer Wohnhausanlage mit vier 5‑stöckigen Häusern, Bauklassse IV - 22,5 Meter Höhe zulässig -, obwohl es dafür keine Baubewilligung gibt, keine Widmung gibt, kein Verfahren gegeben hat und keiner vom Bezirk, kein Bürger oder sonst irgendwer, etwas gewusst hat. 

Es ist daher auch kein Wunder, dass sich die Bürger in der Nordrandsiedlung über diesen Zustand aufregen, weil die Häuser, die ihnen da hingebaut werden sollen, die würden, sage ich einmal, die halbe Nordrandsiedlung den ganzen Tag in den Schatten legen. Und die wundern sich, dass sie nichts davon wissen, dass das so sein soll und sagen, das kann ja nicht sein. Beim Bürgerbeteiligungsverfahren im Jahr 2000, wo die U1-Linie uns vor die Haustüre geknallt wurde, da hat es Pläne gegeben, da war nur die Wanne eingezeichnet, und in der Wanne drinnen waren die U-Bahnstränge zu sehen und eine kleine Mauer, keine 5 Meter hoch, so gering. 

Die Leute waren der Meinung, man sollte Schallschutzwände bauen. Die WIENER LINIEN haben gesagt, geht nicht, dafür haben wir kein Geld. Und heute werden dort die Fundamente für vier-, fünfstöckige Häuser errichtet und teilweise auch schon die Seitenwände dieser Häuser und die Leute sagen, das gibt es ja gar nicht, das war im Bürgerbeteiligungsverfahren nicht zu sehen. Da gibt es keine Widmung, da gibt es keine baubehördliche Genehmigung, gar nichts, und machen eine Anzeige bei der Baupolizei, Magistratsabteilung 37. 

Und das muss man sich jetzt auf der Zunge zergehen lassen, was die sagen. Die sagen: Wir sind gar nicht zuständig. Das ist kein illegales Bauwerk, das ist Teil der U-Bahnlinie, das geht nach dem Eisenbahngesetz, da sind nicht wir zuständig, sondern die 64er, und geben das locker zur Magistratsabteilung 64 hinüber. Und die 64er sagt: Das ist auch kein illegales Bauwerk. Das ist Teil der U-Bahnlinie. Also, dass vier-, fünfstöckige Häuser Teil einer U-Bahnlinie sind, das muss mir einmal einer erklären. Und bei der Bürgerversammlung, die vor zwei Tagen im Haus der Begegnung in der Kürschnergasse im 21. Bezirk stattgefunden hat, da waren dort die WIENER LINIEN, ein Magistratsbeamter, da war dort einer der Geschäftsführer des zuständigen Bauträgers, er sitzt, glaube ich dahinten - grüß´ Sie -, der aber noch gar nicht baut. 

Das ist ja das Interessante, die bauen ja noch gar nicht, obwohl sie vielleicht den Auftrag einmal kriegen werden, sondern bauen tun vorerst die WIENER LINIEN. Die WIENER LINIEN bauen, obwohl das am Plan nicht vorgesehen ist, Fundamente für vier Häuser, mit dem Geld, das eigentlich für den U-Bahnbau vorgesehen ist, vier Häuser, die noch gar keine Widmung haben und keine Baubewilligung. 

Dort werden schon die Piloten gesetzt. 

Und wenn man die Bauarbeiter fragt und sagt: "Was macht ihr denn da?" sagen die: "No, wir bauen ein Fundament." "Nun, für was?" "No, für vier Häuser." “Nun, das kann doch nicht, da ist doch nichts gewidmet.“ Und dann sagen die: "No freilich, wir haben ja den Plan." Und ich habe mir den Plan besorgt. Man sieht es nicht so gut, weil er ein bisschen klein ist, aber da ist das eine Haus eingezeichnet. Und da wo der rote Kringel ist, das sind die zwei Hausmauern, die werden auch so errichtet. Ich habe sie da mit, wieder rot eingekringelt, (Redner hält ein Blatt Papier in die Höhe.) da sind schon die zwei Hausmauern. 

Und wenn die Leute bei der Bürgerversammlung zu den WIENER LINIEN sagen "Na, was ist denn das, wenn das angeblich Teil der U-Bahnlinie ist und kein Haus, für das ihr keine Baubewilligung braucht, sondern was ihr nach dem Eisenbahngesetz baut, was ist das, ist das ein Tennisraum, also so ein Tischtennisraum, oder ein Kraftkammerl für die Bediensteten der WIENER LINIEN, oder ist das ein Ruheraum oder eine Sauna, oder ich weiß nicht was, was immer die Bediensteten der WIENER LINIEN dort brauchen werden, ungefähr 200 Meter von der Endstelle entfernt. Dann sagen die WIENER LINIEN "Nun, das können wir euch nicht sagen, wo kummat ma da hin, wenn wir den Bürgern sagen, was wir dort bauen?" Und dann wenden sich die Bürger noch einmal an die Magistratsabteilung 64 und sagen "Meine Damen und Herren, wir glauben, ihr müsst euch geirrt haben. Die WIENER LINIEN können uns nicht sagen, was das ist, aber sie behaupten, das ist ein Teil der U-Bahntrasse. Bitte, prüft das einmal." 

Und dann macht die 64er ganz was skurriles. Die prüfen das nicht, wie eine Behörde das prüfen sollte, sondern die rufen bei den WIENER LINIEN an und sagen "Was ist denn das?" Und die WIENER LINIEN, ich weiß nicht, was Ihnen die gesagt haben, aber offensichtlich haben sie gesagt, "Das ist Teil von der U-Bahntrasse." Ich weiß zwar nicht, was die Fundamente dort verloren haben, weil ich erinnere noch einmal, gell, da war nur so eine Wanne im Plan mit den zwei Linien. Also, die zwei Züge links und rechts und ein kleine Mauer, keine fünf Meter hoch. Da war keine Rede von einem Fundament für vier Häuser. Da haben sie gesagt, nein, Überdachung können wir keine bauen. Wir können das nicht einhausen, das ist zu teuer, es wird keinen Lärmschutz geben. Aber auf einmal bauen die WIENER LINIEN vier Fundamente. Man braucht ja nur die Arbeiter dort fragen. 

Und das hätte die 64er auch machen können. Sie hätten ja nur vor Ort fahren brauchen, sich das anschauen, den Bauleiter der WIENER LINIEN nehmen und sagen "Hallo, was ist denn das für ein Bauwerk da, wo ist denn das eingezeichnet, welcher Teil der U-Bahn Linie soll das sein?" Ich meine, wenn das so geht, dass man das Eisenbahngesetz so weit auslegt, dann warte ich ja nur, dass die WIENER LINIEN irgendwo ein Stadion bauen. Die bauen ein Fußballstadion über irgendeine U-Bahnlinie drüber und sagen, das ist Teil der U-Bahnlinie, da kicken unsere Leute. 

Und das nächste Mal bauen sie, ich weiß nicht was, einen Atombunker oder irgendein Vergnügungszentrum oder was auch immer, und sagen "Na, für das brauchen wir keine Baubewilligung, das geht nach dem Eisenbahngesetz." Das ist – wie es so schön heißt im Eisenbahngesetz, man muss sich das auf der Zunge zergehen lassen, da heißt es, “Bei Erweiterungs-, Erneuerungs- und Umbauten geringen Umfanges“ – Fußballstadion – “bei Veränderungen eisenbahntechnischer Einrichtungen und Fahrbetriebsmittel“ – Sauna, Tischtennistisch, irgendwas – “im geringen Umfang sowie bei Abtragungsbedarf ist keine eisenbahnrechtliche Baugenehmigung und keine Betriebsbewilligung erforderlich. Voraussetzung ist,“ und jetzt kommt es aber, “dass das Eisenbahnunternehmen diese Maßnahmen unter der Leitung einer gemäß Paragraph 15 verzeichneten Person ausführt“ –Betriebsleiter - der ist da “und Rechte und Interessen Dritter ...“ das wären jetzt die Anrainer, die gegenüber wohnen “deren Zustimmung nicht bereits vorliegt“ und die liegt nicht vor, weil im Bürgerbeteiligungsverfahren waren diese vier Häuser nicht eingezeichnet, da waren keine Fundamente, da war keine Einhausung, sondern da waren links und rechts zwei Mauern, keine fünf Meter hoch. Also liegt die Zustimmung Dritter nicht vor. Und daher wäre dieser Bau sofort einzustellen und zwar egal ob durch die 64er oder durch die 37er. Die 37er müsste sagen "Haha, Eisenbahngesetz ist nicht zuständig, weil das ist ja gar kein Teil der U-Bahnlinie, sondern das ist ein illegales Haus." Ich zeige es noch einmal her, da sieht man die Wände. Da ist der Plan, das dürfte es alles normal gar nicht geben. Die müssten sagen "Baustopp". Und die 64er müsste sagen "Wir sind nicht zuständig, weil es ist nicht Teil der U-Bahnlinie, sondern das ist ein Haus. Zurück an die 37er und die muss den Baustopp verhängen." 

Aber jetzt muss man sich einmal die Antwort der 64er auf der Zunge zergehen lassen, und das ist ja wirklich die Verdrehung aller Rechtsgrundsätze. Denn üblicherweise ist eine Behörde dazu da, um etwas zu prüfen in einem Prüfverfahren und festzustellen, ob etwas legal oder illegal ist. Und nicht umgekehrt. 

Und jetzt muss man sich anhören, was die 64er sagt. Die 64er sagt zu diesem Diplomkaufmann Bach, dem Anrainer gegenüber, der bei der Baupolizei die Anzeige gemacht und gesagt hat, es muss ja wohl ein illegales Bauwerk sein, dem sagen die: "Zu Ihrer Anzeige vom 15. und so weiter, die von der Bezirkstelle 21 der Magistratsabteilung 37 an mich weitergeleitet wurde, möchte ich Ihnen mitteilen, dass nach Rücksprache mit der zuständigen Baupolizei auf Grund der übermittelten Fotos keine unzulässige Wohnbebauung festgestellt werden konnte." Ich weiß nicht, was die gesehen haben. Da noch einmal. (Redner hält neuerlich den Plan in die Höhe.) Da sind die Hauswände, und da ist schon das Fundament vom Nachbarhaus. Das ist kein Haus, das ist Teil der U-Bahn. Wir wissen also, bei jeder U-Bahn werden immer Fundamente verlegt, falls einmal irgendwas dorthin kommt, ein Fußballstadion oder sonst was, und auf der Seite sind immer so Mauern mit Fenstern und Türen und Stiegenaufgängen. Die bauen das schon dorthin damit, ich weiß nicht was, die Cobra dort Häuserkampf üben kann oder ich weiß nicht, wozu das ist, aber Teil der U-Bahnlinie ist es nicht. 

Aber es geht ja noch weiter. "sondern es sich um eine Bebauung im Zuge der Erweiterung der U-Bahn handelt." Die haben sich das angeschaut. Die waren selber dort. Einen Schmarren waren die dort, die haben angerufen und haben gesagt "Was macht ihr da?" Und die haben gesagt "Nun, das ist Teil unserer U-Bahnlinie." Aber jetzt kommt der beste Satz, also der ist super. Und jetzt kommt die Verdrehung der Frage, wie eine Behörde zu prüfen hat, nämlich sie hat zu prüfen, im Interesse der Bürger und der Konsenswerber, und nicht umgekehrt. 

Aber die Behörde sagt: "Sollte aus Ihrer Sicht eine Änderung gegenüber dem mir bekannten Letztstand, dass derzeit ein U-Bahnbauwerk errichtet wird, welches in späterer Folge möglicherweise als Grundlage für eine Überbauung mit Wohnungen herangezogen wird, bestehen, darf ich Sie um entsprechende Mitteilung ersuchen. 

Also, was sagt die Behörde? Die Behörde sagt zum betroffenen Bürger, der gegenüber wohnt: "Beweis´ du, dass das ein Bauwerk ist und dann schreiten wir ein". Nun, wie soll der das beweisen? Fotos hat er vorgelegt, die Bauarbeiter hat er befragt. Die haben einen Plan, den es noch gar nicht geben dürfte. Nach diesem Plan bauen die. Das sind alles keine Beweise, damit die Behörde einsieht, dass das ein Bauwerk ist! Was soll der Mann noch machen? Soll er jetzt Mitglied der WIENER LINIEN werden und in den Vorstand gehen, damit er das nachweisen kann, oder was soll der machen? Herr StR Faymann, seien Sie mir nicht böse, auch wenn Sie sich mit ihrer Nachbarin so königlich unterhalten, ich glaube Ihnen das alles gerne, das Problem ist nur, die Magistratsabteilungen 37 und 64 unterstehen beide Ihnen. Ich würde mir eigentlich erwarten, dass Sie rasch von sich aus tätig werden, das ordentlich prüfen und zwar so, wie es eine Behörde prüft, nämlich nicht der Bürger muss nachweisen, das was passiert ist, sondern umgekehrt, die Behörde hat zu prüfen und hat den objektiven Sachverhalt festzustellen, und nicht der Bürger muss nachweisen, dass das ein Haus ist, wenn ihm gegenüber schon ein Haus steht. Also, so was skurriles habe ich ja überhaupt noch nie gehört, und ich würde mir wirklich erwarten, dass Sie da bald tätig werden, denn die Gesetze gelten auch für die WIENER LINIEN. Na, ich weiß schon, die stehen im Eigentum und jetzt war der Bau der U-Bahn nicht billig, und jetzt möchten wir da gerne ein bisschen einen Reibach machen und deswegen täten wir gerne vier Häuser draufbauen und da ist wurscht, ob die halbe Nordrandsiedlung im Schatten liegt, das ist uns wurscht. Ich wohne am ganz anderen Ende der Nordrandsiedlung, ich liege nicht im Schatten, aber eines sage ich auch, dem roten Siedlerverein, wo die Leute dann ausziehen müssen, wünsche ich viel Spaß bei der nächsten Sektionsversammlung in Floridsdorf. Das wird sicher lustig werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Maurer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Präsident! 

Es freut mich, dass Gemeinderat Barnet sich solche Sorgen macht um den Ablauf unserer Sektionssitzungen, ansonsten ersuche ich um Nachsicht, dass ich auf meine Vorredner nur im Allgemeinen eingehen möchte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Kontrolle ist selbstverständlich eine wichtige Ergänzung sämtlicher Aktivitäten und wir wissen es alle und es wird ja auch immer aufgezeigt, dass bei unseren tagtäglichen Aktivitäten im Trubel eben auch Fehler passieren und deswegen ist es auch wichtig, dass von Kontrollinstanzen generell Verbesserungsvorschläge kommen. Die sind auch willkommen. 

Hier hat der Rechnungshof seine Unabhängigkeit unter Beweis gestellt, nicht immer zur Freude aller Beteiligten. Jetzt gibt es natürlich auch Auffassungsunterschiede zwischen den geprüften Institutionen und den Prüfern, denn natürlich ergibt jede Prüfung etwas. Also, ein Prüfer der nichts findet, ist halt kein guter Prüfer. Es wird also immer wieder Ergebnisse geben, die zu Kritik führen und natürlich auch unter Umständen zu Auffassungsunterschieden, was umgesetzt werden soll und was nicht. 

Und so gibt es natürlich auch in dem Bericht - es sind ja drei -, in einem der Berichte eine Liste von unerledigten Anregungen. Das stimmt, aber es gibt eine doch wesentlich längere Liste von durchgeführten Änderungen beziehungsweise Änderungen, die in Arbeit sind. Und natürlich nimmt die Opposition immer nur die negativen Absätze heraus, das ist ja ganz klar, das ist auch nicht anders zu erwarten. Aber ich erinnere nur daran - und bei Lektüre der Berichte sieht man das ja -, dass auch Positives zu sehen ist. Zum Beispiel ist die Sicherheitstechnik im U-Bahnbau keineswegs so schlecht weggekommen, wie Herr Tschirf sagt, sondern es ist hier durchaus ein positiver Faden drinnen. 

Es ist das Beschaffungswesen der MA 54 positiv dargestellt, wenn ich hier nur zitiere, dass die Auftragsvergabe an Lieferanten und Dienstleistungen bei allen Warengruppen zweckmäßig und den Anforderungen entsprechend organisiert war, und das erzielte Preisniveau der überprüften Beschaffungsfälle generell als günstig zu bewerten war. Also, auch das kann man ja sehen, man muss natürlich nicht immer nur die negativen Dinge herausgreifen. Aber das ist, wie gesagt, Angelegenheit und Aufgabe der Opposition. 

Immer wieder zeigt sich natürlich, dass Vergaben ein großes Thema sind. Niemand ist glücklich, wenn es hier zu Beanstandungen kommt, aber ich glaube, man sollte auch fairer Weise dazusagen, dass sich die Rahmenbedingungen stark geändert haben. Und wenn GR Kenesei gesagt hat, es habe sich in den letzten Jahren oder Jahrzehnten nichts geändert, dann hat er sehr unrecht, denn es haben sich sehr wohl die gesetzlichen Voraussetzungen und die Vergabebestimmungen geändert. Und wenn sich die nicht geändert hätten, wären die Ergebnisse wahrscheinlich wesentlich besser. Man muss auch dazu sagen, dass sich diese Vergabebestimmungen noch immer laufend ändern, es ist ja kein abgeschlossener Prozess, sondern das geht ja weiter. Das sollte man auch in die Überlegungen mit einbeziehen. Und tatsächlich sind das natürlich wahnsinnig komplizierte Verfahren, die halt auch Fehler begünstigen. 

Ich sehe das auch persönlich, ich bekomme alle 14 Tage, 3 Wochen eine Einladung zu irgendeinem Seminar über alle Aspekte von Vergaben, von der Auftragsausschreibung bis zur Beschreibung der Leistung, bis hin zu Vergaben. Es gibt ununterbrochen Seminare, was für mich ein gutes Indiz dafür ist, dass eben das Ganze eine äußerst komplizierte Angelegenheit ist und eben immer wieder zusätzlicher Schulung bedarf. 

Eine Vereinfachung dieser Materien, die wird es nicht geben. Die kann man sich vom Christkind wünschen, aber das wird meines Erachtens nicht möglich sein. Und Wien als Wirtschaftsmotor Österreichs steht natürlich immer im Mittelpunkt des Interesses bei all diesen Dingen, ob es Ausschreibungen sind oder etwas anderes. 

Ich frage jetzt nicht, wie die Gemeinden in den Bundesländern agieren, wo zufälligerweise fast nur ortsansässige Unternehmen zum Zug kommen, ob jetzt ausgeschrieben ist oder nicht. In der Großstadt steht das natürlich wesentlich mehr im Mittelpunkt des Interesses, aber wie das also bei kleineren Gemeinden ist und wie dort die Bestimmungen eingehalten werden, ist aber auch sehr interessant. (GR Günter Kenesei: Die bauen keine U-Bahn!) Das war jetzt ein guter Zwischenruf, der war unheimlich. Bitte, ich werde weitergehen. (GR Mag Christoph Chorherr: Bei ihm gibt es nur gute Zwischenrufe!) Ja.

Zu den Wortmeldungen der ÖVP und der FPÖ muss ich schon sagen, wenn man sich da herstellt und was kritisiert, gut. Aber vielleicht erinnern Sie sich daran, nicht dass kritisiert wird, sondern wie man auf der einen Seite kritisiert und andere Dinge verteidigt. Dann muss ich aber sagen, dann sollten sich die FPÖ- und ÖVP-Mandatare auch überlegen, wie eigentlich Ausschreibungen auf anderer Ebene, auf noch höherer Ebene, durchgeführt werden. Ich erinnere an die Farce einer Ausschreibung der Abfangjäger. Das war ja in Wirklichkeit überhaupt keine Ausschreibung, das war ja ein besserer Witz und trotz dieses Dralls, der da schon drinnen war, ist dann natürlich doch der Teuerste genommen worden, ein Gerät, das halt in der Früh nicht fliegen kann, weil es da kalt ist und das Gerät auf der Piste rutscht und der Motor nicht anspringt. 

Also, solche Beschaffungen gibt es auch. Und ich muss aber sagen, da hat es dann während des Verfahrens Änderungen des Leistungsumfanges gegeben, dann sind irgendwelche Gegengeschäfte erfunden worden, die es nicht gibt und die es auch nie geben wird, nur um zu einer einigermaßen plausiblen Kostenberechnung zu kommen, die hinten und vorne natürlich nicht stimmt. Also, wenn man sich da herstellt und auf Wien mit dem Finger zeigt, dann sollte man bedenken, dass es solche Dinge auch gibt, und sie zumindest nicht verteidigen. 

Ich fasse zusammen. Hinweise des Rechnungshofes, aber auch natürlich auch des Kontrollamts der Stadt Wien, sind äußerst wichtig, um Verbesserungen zu initiieren. Deshalb soll auch die gute Zusammenarbeit mit dem Rechnungshof aufrecht bleiben und erfolgreich sein. Bei dieser Gelegenheit möchte ich den Dank der sozialdemokratischen Fraktion an den Herrn Präsidenten Fiedler mit den besten Wünschen übermitteln. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! 

Wenn man Kollegen Maurer so zugehört hat, dann weiß man nicht, ob er den Rechnungshofbericht wirklich gelesen hat, aber er hat natürlich den sozialdemokratischen Reflex gehabt, sofort auf die Bundesregierung los zu gehen, von Kleingemeinden zu reden was dort in der Ausschreibung steht, und hat gemeint, die Opposition sehe das alles nur negativ. 

Ich will das heute ein bisschen positiver anlegen. Ich möchte positiv über die U-Bahn reden. So ist hier als Ergebnis zu vermerken, dass der Schaden in den letzten drei, vier Jahren geringer geworden ist als er vor 10 Jahren war, aber nur, weil weniger gebaut worden ist. Aber immerhin ist das ein positiver Ansatz. Der Schaden, den die SPÖ beziehungsweise die ausschreibenden Stellen gemacht haben, hält sich in Grenzen. 

Allerdings ist wirklich bedenklich, was hier der Rechnungshof über die U3-Ost feststellt. Und zwar feststellt auch immer in der Schlussbemerkung, weil ja die WIENER LINIEN bei jedem Vorwurf und jedem Vorhalt natürlich geantwortet haben. Und in den meisten Fällen, wenn man das genau durchliest, hat der Rechnungshof ja dann bei seiner Schlussbemerkung immer gesagt, er kann dem nicht folgen, er muss dagegen etwas sagen, beziehungsweise schließt sich der Meinung der WIENER LINIEN nicht an. 

Beginnen wir bei der planerischen Leistung der U3 Ost. Die wurde nicht ausgeschrieben, sondern es wurde dann einfach an Zivilingenieure jeder der einzelnen vier Bauabschnitte vergeben, und die Sondervereinbarung U-Bahn mit der Bundesarchitekten- und Ingenieurkammer hat die Finanzierung der Honorare geregelt.

Der Rechnungshof stellt richtigerweise fest, dass es bereits ab Jänner 1993 eine ÖNORM gegeben hat, die ÖNORM 250, beziehungsweise die Europäische Union schon ein Jahr vorher eine Dienstleistungsvergaberichtlinie erlassen hat. Daher wäre es sehr wohl möglich gewesen, auch in Wien nach diesen beiden Möglichkeiten auszuschreiben. Es ist nicht nachweisbar, ob es billiger gewesen wäre oder nicht, aber ein kleiner bitterer Beigeschmack bleibt trotzdem, dass man das – es handelt sich immerhin um 200 Millionen S, die da vergeben worden sind – so locker freihändig vergeben hat. 

Das Argument der Wiener Linien, die seit 1995 verpflichtenden Ausschreibungen hätten die Vorgangsweise, dass ganz gewisse Zivilingenieure genommen wurden, bestätigt, weil sich im Wettbewerb dann ebenfalls diese Zivilingenieurbüros durchgesetzt hätten, das, meine Damen und Herren, ist genauso, als würden der Österreichische oder der Wiener oder der Niederösterreichische Handballverband sagen: Wir brauchen überhaupt keine Meisterschaft mehr durchzuführen, denn seit 20 Jahren setzt sich am Schluss sowieso immer Hypo Südstadt durch. Wozu führen wir überhaupt die Meisterschaft durch? Das brauchen wir ja gar nicht, die werden ohnedies immer Meister.

Meine Damen und Herren! Das ist vielleicht ein etwas weit hergeholtes Beispiel, veranschaulicht aber Ihre Haltung zu Ausschreibungen, und ich hoffe, dass sich das in Zukunft ändern wird. 

Das Nächste: Meine sehr geehrten Damen und Herren, man muss wirklich schmunzeln über die Argumentation der Wiener Linien. Die Wiener Linien beziehungsweise der Auftragnehmer konnten nicht termingerecht mit dem Bauen beginnen, nämlich nicht im April 1996, sondern erst im Juli, also drei Monate später. Die Wiener Linien beziehungsweise die Stadt Wien haben befürchtet, dass nun der Eröffnungstermin mit Ende Dezember 2000 nicht eingehalten werden kann. Man hat daher der Firma 260 000 EUR überwiesen, damit sie pünktlichst fertig wird, sei es, dass Überstunden geleistet oder mehr Arbeitnehmer beschäftigt werden oder sonst etwas. 

Der Rechnungshof stellt richtigerweise fest, zum Zeitpunkt der Vertragsverhandlungen mit dem so genannten Bestbieter – auf dieses Konsortium werde ich dann noch eingehen – war bereits bekannt, dass man erst im Juli anfängt und nicht im April, daher hätte man bei diesen endgültigen Vertragsverhandlungen sehr wohl auf diese vermehrte oder schnellere Arbeit eingehen können, die der Bieter machen muss. Man hätte sich nicht im Nachhinein eine Rechnung legen lassen müssen, die übrigens 410 Millionen EUR betragen hat. Und die Stadt Wien hat dann schlussendlich 260 000 EUR überwiesen.

Jetzt kommt die Begründung, warum die das gemacht haben. Ich zitiere nur den letzten Satz: "Da alle U-Bahn-Eröffnungen bisher planmäßig durchgeführt worden sind, hätte man schließlich nicht durch eine Verschiebung der Eröffnung den Ruf der Wiener Linien als kundenorientiertes zuverlässiges Dienstleistungsunternehmen gefährden wollen."

Also da lachen aber wirklich alle. Denn erstens sind die Wiener Linien, die Stadt Wien, seit 20 Jahren mit dem U-Bahn-Bau sowieso relativ weit hinten. Dass sie pünktlich eröffnet haben, mag sein, aber ich habe einen anderen Verdacht, meine Damen und Herren. Betrachten Sie einmal das Datum des Ganzen. Ende Dezember 2000 hätte eröffnet werden sollen, ist schlussendlich auch eröffnet worden, die Steuerzahler haben 260 000 EUR mehr bezahlt. Können Sie sich erinnern? Warum wäre die Eröffnung leider zu spät gewesen? Waren da nicht im März 2001, also zweieinhalb Monate, knapp drei Monate später, die Wiener Wahlen? Und da wollte man halt eröffnen, meine Damen und Herren. Man wollte noch vor dem Wahlkampf eine U-Bahn-Station eröffnen. 

Das ist in Wirklichkeit, glaube ich – da werden Sie mir Recht geben –, das wahre Argument gewesen, warum man den Firmen die 260 000 EUR gegeben hat: damit man noch vor den Wahlen eröffnen konnte. Sie hätten sonst nie vor den Wahlen eröffnen können. Aber das hätten Sie auch sagen können, dass die Steuerzahler nur deshalb zur Kassa gebeten wurden, damit der Herr Bürgermeister dort die U-Bahn-Station eröffnen kann. (Beifall bei der FPÖ. – VBgm Dr Sepp Rieder: Aber ihr wart auch dort!) 

Meine Damen und Herren! Bei der Ausschreibung gab es – das Wort Schiebung nehme ich wirklich nicht sehr gerne in den Mund; ich habe es schon wieder vergessen – Absprachen. Das könnte man ruhig sagen. Die Wiener Linien haben nämlich bei diesen vier Bauabschnitten, vor allem beim Bauabschnitt Gasometer, in die Ausschreibung hineingegeben, dass 22 000 Kubikmeter verunreinigtes Erdreich abzubauen sind. In Wirklichkeit sind in diesem Bereich der U-Bahn-Station nie verunreinigte Erde oder sonstige Rückstände festgestellt worden, und zwar weder 1991 im Kataster der Stadt Wien noch bei Probebohrungen beim Gasometer noch in den achtziger Jahren, als bereits auch dort Probebohrungen durchgeführt wurden. Also bei drei verschiedenen Bohrungen und Tests innerhalb von 12, 13 Jahren ist nichts festgestellt worden, aber es gab Probebohrungen, die die Grundlage dafür waren, dass man den Abbau von 22 000 Kubikmetern kontaminierte Erde in die Ausschreibung hineingegeben hat. Und wissen Sie, die Firma, die die Probebohrungen gemacht hat, war Mitglied jenes Bieterkonsortiums, welches schlussendlich dann auch den Auftrag bekommen hat. Das ist interessant, und das stellt der Rechnungshof richtigerweise fest.

Der nächstbeste Bieter war um 1,5 Millionen EUR teurer. Warum war er teurer? Weil der nämlich die ortsüblichen Preise für den Aushub und den Abtransport kontaminierter Erde verrechnet hat. Die Bietergemeinschaft, bei der auch jene Firma war, die die Probebohrungen gemacht hat, hat hingegen einen sehr günstigen Preis für diese Arbeiten verlangt. Ich möchte und kann es nicht behaupten, aber der Verdacht schwebt schon sehr im Raum, dass die Firma sehr wohl gewusst hat, dass dort kaum oder überhaupt keine kontaminierte Erde vorhanden ist. In Wirklichkeit hätte nämlich die zweitbeste Bietergemeinschaft gewinnen müssen, die schlussendlich um 1,4 Millionen EUR billiger gewesen wäre.

Meine Damen und Herren! Das ist wirklich unglaublich! Obwohl man weiß, dass es dort überhaupt keine kontaminierte Erde gibt, gibt man 22 000 Kubikmeter in die Ausschreibung hinein. Dabei verlässt man sich auf die Probebohrung einer Firma, die dann mit anderen die Ausschreibung gewinnt, weil sie, wahrscheinlich in dem Wissen, dass ohnedies nichts abtransportiert werden muss, überhaupt keine ortsüblichen, sondern Dumpingpreise veranschlag hat, wodurch seriöse Anbieter durch den Rost gefallen sind. 

Das kann es nicht sein! Daher bin ich dem Rechnungshof dankbar, dass er das so aufgezeigt hat, denn ich hoffe, dass das in Zukunft anders wird. Herr StR Faymann, Sie unterhalten sich den ganzen Nachmittag wirklich sehr schön, aber ich sehe es ein, es ist Weihnachten und man muss sich von allen Kollegen verabschieden. Sie hören aber immer mit dem zweiten Ohr zu, wie ich weiß. (Amtsf StR Werner Faymann: Schauen Sie zu Ihren Kollegen, wie viele da sind?) Es geht nicht da ums Dasein, Herr Kollege Faymann, denn schlussendlich ist das Ihr Ressort, aber Sie kennen das wahrscheinlich eh auswendig und werden schon die Konsequenzen ziehen. Wir werden uns das dann auch anschauen, Herr Stadtrat. 
Meine Damen und Herren! Der U-Bahn-Bau in Wien – das stellen wir bereits seit Jahren fest – ist der teuerste in Europa überhaupt, denn, Herr Stadtrat, Herr Bürgermeister und alle damit befassten Stadträte – den Herr Finanzstadtrat müsste das auch interessieren –, der U-Bahn-Kilometer kostet in Wien durchschnittlich – und 
das haben wir schon lange nachgewiesen – 93 Milli-onen EUR und in München zum Beispiel 52,25 Millionen EUR. Jetzt kommt immer das Argument, in Wien sind die Stationen dabei, ist der Wagenpark dabei, wir haben so viele Stationen und und und. Das stimmt in Wirklichkeit alles nicht, denn 27 Prozent unserer U-Bahnen und unserer Bauten basieren auf vorhandener Infrastruktur, die teilweise noch aus der Kaiserzeit stammt. 

Meine Damen und Herren! Wieso man dann in Wien trotzdem 93 Millionen EUR pro Kilometer und in München 52 Millionen EUR ausgibt, ist mir ein Rätsel. Wenn ich allerdings den Rechnungshofbericht und viele Kontrollamtsberichte der letzten Jahre durchlese, ist mir das überhaupt kein Rätsel mehr. Sie gehen mit Steuergeldern vor allem beim U-Bahn-Bau recht sorglos um, und ich hoffe, Herr Stadtrat, das wird sich mit Ihnen jetzt ein wenig ändern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Rednerliste ist erschöpft.

Der Herr Präsident des Rechnungshofes hat nun das Wort. – Bitte schön.

Rechnungshofpräsident Dr Franz Fiedler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Mitglieder des Stadtsenates! Hoher Gemeinderat!

Ich möchte eingangs meiner Freude darüber Ausdruck verleihen, dass mir die Möglichkeit geboten wurde, wieder einmal mit Ihnen gemeinsam Berichte des Rechnungshofes zu besprechen, und ich freue mich deshalb ganz besonders darüber, weil darin sinnfällig die Verbundenheit zwischen dem Wiener Gemeinderat und dem Rechnungshof, der Organ des Wiener Gemeinderates ist, zum Ausdruck gebracht wird.

Ich möchte auch meiner Genugtuung darüber Ausdruck verleihen, dass meine Vorredner sich für diese Berichte bedankt und dem Rechnungshof auch den Dank sehr deutlich ausgesprochen haben. Ich kann Ihnen versichern, ich werde diesen Dank an jene weiterleiten, die den Hauptanteil dazu beigetragen haben, dass diese Berichte zustande gekommen sind, nämlich an die Prüfer des Rechnungshofes. Sie werden sich sicherlich auch darüber freuen, dass der Wiener Gemeinderat ihre Berichte in diesem Sinne so positiv aufgenommen hat. (Allgemeiner Beifall.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es stehen heute drei Berichte des Rechnungshofes zur Behandlung, und ich darf um Verständnis ersuchen, dass es nicht sinnvoll wäre und auch jeden zeitlichen Rahmen sprengen würde, wenn ich auf alle diese drei Berichte und noch auf die einzelnen Punkte dieser Berichte eingehen wollte. Lassen Sie mich daher ein Thema etwas ausführlicher behandeln, ein Thema, das stets aktuell ist und das auch von Bedeutung ist, nicht nur für Wien übrigens, sondern für alle Bundesländer und auch für den Bund. Es handelt sich dabei um die Besoldung der Landeslehrer, die im Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes über das Jahr 2002, der heute auch mit zur Behandlung steht, enthalten ist. 

Ich möchte aber gleich vorausschicken: Ich werde nicht auf die konkrete Situation der Auseinandersetzungen zwischen Wien und dem Bund eingehen, und zwar aus mehreren Gründen nicht. Erstens einmal ist es meiner Ansicht nach eine rechtliche Frage, die hier vorrangig im Raum steht, und es ist nicht unbedingt Aufgabe des Rechnungshofes, sich mit ausschließlichen Rechtsfragen auseinander zu setzen, auf der anderen Seite – was vielleicht noch bedeutsamer ist – hat der Rechnungshof diesen Vorgang, der nunmehr zu dieser Kontroverse geführt hat, nicht geprüft, und was der Rechnungshof nicht geprüft hat, dazu nimmt er auch nicht Stellung und dazu gibt er schon gar keine Empfehlungen ab. Ich möchte mich daher auf Grundsätzliches beschränken, so wie dies auch im Tätigkeitsbericht über das Jahr 2002 zum Ausdruck kommt. 

Das Grundproblem der Besoldung der Landeslehrer liegt darin, dass der Aufwand sowohl für die aktiven Landeslehrer als auch für die Pensionen vom Bund getragen wird, die Verfügungsgewalt und der Einsatz dieser Landeslehrer hingegen im Wesentlichen den Ländern zukommt. Um sich zu veranschaulichen, in welcher Größenordnung sich dies abspielt: Im Jahre 2002 hat der Bund dafür 3,5 Milliarden EUR aufgebracht. Wenn man nur den Aktivitätsaufwand für die Lehrer an allgemein bildenden Pflichtschulen heranzieht, dann waren es im Jahre 2002 rund 2,6 Milliarden EUR. Zum Vergleich im Übrigen: Im Jahre 1981 war es lediglich eine Milliarde EUR. Das bedeutet einen realen Anstieg – ich betone, einen realen Anstieg, also unter Berücksichtigung der Inflationsrate – von rund 27 Prozent, was einigermaßen beachtlich ist. 

Die Schülerzahlen der allgemein bildenden Pflichtschulen in Österreich haben in den rund letzten 20 Jahren eine differenzierte Entwicklung durchgemacht. Während im Zeitraum 1980 bis 1990 eine Senkung der Schülerzahlen zu verzeichnen war, und zwar von 831 000 auf 647 000 – immerhin beachtlich, rund 20 Pro-zent –, kam es im Zeitraum von 1990 bis 2000 wiederum zu einem Anstieg von 648 000 auf 690 000 Schüler, also um rund 6 Prozent. 

Bemerkenswert ist aber Folgendes: In dem Zeitraum von 1980 bis 1990, in dem österreichweit eine 20 pro zentige Senkung zu verzeichnen war, kam es bei den Lehrern zu einem Anstieg von rund 8 Prozent, und zwar von 63 000 auf 68 000. Wenn man sich nun die Wiener Zahlen im Detail ansieht, so sind zwischen 1980 und 1990 von ursprünglich 108 000 Schülern an allgemein bildenden Pflichtschulen im Jahre 1990 nur mehr 84 000 übergeblieben, also eine Senkung um 23 Prozent. Hingegen stieg die Zahl der Lehrer im gleichen Zeitraum, also von1980 bis 1990, um 10 Prozent von rund 8 300 auf rund 9 100. Also ungeachtet der Tatsache, dass eine deutliche Senkung der Zahl der Schüler zu verzeichnen war, ist die Anzahl der Lehrer gestiegen. 

Im Zeitraum 1990 bis 2000 ist, wie ich gesagt 
habe, österreichweit ein Anstieg von 648 000 auf 690 000 Schüler zu verzeichnen gewesen. In Wien war der Anstieg prozentuell noch deutlicher, nämlich von 84 000 auf 101 000 Schüler, das ist um 21 Prozent mehr. 

Wenn man die Entwicklung bei den Lehrern betrachtet, so gelangt man österreichweit zu einem Anstieg der Zahl der Lehrer von 69 000 auf 75 700 im Zeitraum 1990 bis 2000 – das ist ein Anstieg um 10 Prozent – und in Wien im gleichen Zeitraum zu einem Anstieg von 9 000 auf 12 000 Lehrer, das sind um 32 Prozent mehr, also wesentlich mehr als prozentuell die Zahl der Schüler gestiegen ist. 

Wir haben derzeit österreichweit ein Verhältnis von Lehrern zu Schülern von 1 zu 9,1, das heißt, auf einen Lehrer entfallen 9,1 Schüler an allgemein bildenden Pflichtschulen. Das ist ein Verhältnis, das europaweit ziemlich einzigartig dasteht. Ansonsten, beispielsweise in Deutschland, ist das Verhältnis ein völlig anderes. Dort kommen auf einen Lehrer an den allgemein bildenden Pflichtschulen rund 15, 16 Schüler. 

Diese Entwicklung, die ich anhand der Zahlen kurz skizziert habe, ist auch von der OECD registriert worden. Die OECD hat vor einigen Jahren eine Studie gemacht, die einerseits europaweit die Qualität der Schulen, andererseits aber auch die Kosten für die Schulen zum Gegenstand hatte. Was die Qualität unserer Schulen anlangt, haben wir relativ gut abgeschnitten. Wir liegen im unteren Teil des ersten Drittels – zum Beispiel wesentlich besser als Deutschland –, wir liegen allerdings nicht an der absoluten Spitze. Bemerkenswert ist aber eines, und das hat diese PISA-Studie auch sehr deutlich zum Ausdruck gebracht: Wir haben die höchsten Kosten für einen Pflichtschüler vom 6. bis zum 15. Lebensjahr. In diesem Zeitraum kostet ein Pflichtschüler in Österreich rund 71 000 Dollar, er kostet in Finnland, das in dieser PISA-Studie stets an der Spitze liegt, nur 46 000 Dollar, und auch andere Staaten – wie der Schweiz beispielsweise –, die auch sehr gute qualitative Werte bei der PISA-Studie aufweisen, liegt gleichfalls günstiger. Wir sind hier absolute Spitze, und dies hat die OECD in ihrer PISA-Studie auch mit Verwunderung festgestellt. 

Es gibt noch eine jüngere OECD-Studie aus dem Herbst dieses Jahres, die neuerlich darauf verwiesen hat, dass das österreichische Schulsystem, vor allem das Pflichtschulsystem, das teuerste im OECD-Raum ist. Man hat weiters auch festgestellt, dass Österreich Anstrengungen unternehmen sollte, die Effizienz seines Schulsystems zu steigern. 

Wenn man diese nackten Zahlen sieht, könnte man den Eindruck gewinnen, die hohen Kosten für unser Schulsystem seien etwa darauf zurückzuführen, dass unsere Lehrer besser bezahlt werden als in anderen Staaten. Dies ist nun keineswegs so. Auch diesbezüglich gibt die OECD-Studie Auskunft. Wir haben ein Durchschnittseinkommen eines österreichischen Pflichtschullehrers mit zirka 15 Berufsjahren in der Größenordnung von 33 000 EUR, in der Schweiz hingegen von nahezu 55 000 EUR, also bedeutend mehr. Die Schweiz liegt aber, was die Kosten ihres Schulsystems im Pflichtschulbereich anlangt, wesentlich günstiger. Also können es nicht die Lehrergehälter sein, und es sollen auch nicht die Lehrer womöglich zu den Buhmännern gemacht werden, dass sie daran schuld seien, dass unser Schulsystem so teuer ist. Der Grund muss woanders gelegen sein. 

Die Umstände und die Gründe sind vielfältig, zum Teil hausgemacht, zum Teil sind sie auch solche, die von unserer Schulverwaltung, sei es auf Bundes-, sei es auf Landesebene, nicht so ohne weiteres beeinflusst werden können. Der Rechnungshof hat in seinem Tätigkeitsbericht einige dieser Gründe angeführt, beispielsweise zahlreiche Schulreformen, die vom Bund vorgegeben wurden, die sehr teuer gekommen sind, kein gewünschtes Ergebnis gebracht haben und nach Meinung des Rechnungshofes einfach zu lange durchgezogen worden sind, ohne dass man eine Entscheidung getroffen hat, ob nun diese Schulversuche in das Regelschulsystem übergeleitet werden sollen oder ob man sie fallen lassen soll. 

Darüber hinaus gibt es in Österreich auf Grund seiner geographischen Gegebenheiten eine Fülle von Klein- und Kleinstschulen, die an sich eigentlich nicht mehr lebensfähig sind. Wien ist davon verschont, in Wien gibt es solche Klein- und Kleinstschulen nicht. Wien hat daher in dieser Hinsicht einen gewissen Vorteil und nützt diesen Vorteil auch aus. 

Darüber hinaus ist für Wien auch anerkennenswert, dass die reine Schulverwaltung, die reine Administration, wesentlich kostengünstiger ist als in anderen Bundesländern, weil Wien den Vorteil des Ballungsraumes und der kurzen Distanzen nützen kann. Wien leidet allerdings, gerade was das Pflichtschulsystem anlangt, darunter, dass es überproportional viele Schüler mit mangelnden oder überhaupt keinen Deutschkenntnissen hat. Das bewirkt natürlich den Einsatz von mehr Lehrern, als dies in anderen Bundesländern. Ich darf nur daran erinnern, dass wir in Wien durchschnittlich einen Anteil von 40 Prozent an Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache haben. Das muss nicht unbedingt bedeuten, dass alle diese Kinder nicht Deutsch können, aber man muss natürlich dementsprechend darauf eingehen, und das bewirkt in weiterer Folge natürlich auch höhere Kosten für das Schulsystem in Wien. Das muss mit aller Deutlichkeit festgehalten werden. Es soll ja nicht der Eindruck entstehen, dass die Probleme, wie sie sich österreichweit darstellen, wie sie sich auch in Wien darstellen, so ohne weiteres aus der Welt geschafft werden könnten; sie sind eben zum Teil darauf zurückzuführen, dass sie von außen vorgegeben sind. 

Wir haben aber in Österreich eine Besonderheit, die die OECD auch in ihrem letzten Bericht gerügt hat und auch der Rechnungshof in seinem Tätigkeitsbericht zum Ausdruck gebracht hat. Wir haben in Österreich – da ist Wien also keine Ausnahme, Wien fällt auch darunter – eine fehlende Übereinstimmung von Ausgaben- und Aufgabenverantwortung, was das gesamte Schulsystem betrifft, was natürlich auch die Besoldung der Landeslehrer anlangt. Ich glaube, wir sollten in diesem Zusammenhang und auch unter Berücksichtigung der Hinweise, die die OECD gibt, uns nicht darin gefallen, wechselseitig Schuldzuweisungen vorzunehmen, ob nun die Länder oder der Bund schuld daran sind, dass unser Schulsystem so teuer ist, sondern wir sollten gemeinsam an Lösungen arbeiten, um ein Schulsystem zu bekommen, das bei Beibehaltung der Qualität – und das möchte ich mit aller Deutlichkeit sagen – die Potentiale an Einsparungen ausschöpfen kann. Und die sind zweifellos vorhanden.

Wir als Rechnungshof erleben es bei unseren Prüfungen immer wieder, dass wir mit Situationen konfrontiert werden, von denen wir gemeint haben, dass sie an sich der Vergangenheit angehören müssten. Es gibt beispielsweise noch immer das Problem der unterschiedlichen Datenlage, was die Zahl der Lehrer anlangt. Die Daten, die der Bund im ministeriellen Bereich hat, weichen nicht unwesentlich von den Daten in den Ländern ab. Ich möchte aber betonen, insoweit sind die Erfahrungen, die der Rechnungshof in den einzelnen Bundesländern gemacht hat, sehr unterschiedlich. In einigen Bundesländern ist die Datenlage besser, in anderen ist sie schlechter. Und es ergibt sich als weitere Folge daraus, dass vielfach eine komplette Übersicht darüber fehlt, wie viele Lehrer tatsächlich in Verwendung stehen, vor allem, wofür sie in Verwendung stehen und in welchem Umfang sie in Verwendung stehen. Oft ist nur zu Beginn des Schuljahres eine gesicherte Datenlage in Ansehung der von mir aufgezeigten Umstände vorhanden, später, während des Schuljahres, ist das dann nicht mehr möglich, weil sich Veränderungen ergeben haben, die einfach nicht registriert werden und die dann dazu führen, dass ein Gesamtüberblick fehlt. 

Auch hier sollte man den Hebel ansetzen und sich einmal dazu durchringen, dass gemeinsam Lösungen erarbeitet werden, um dann in letzter Konsequenz auch ein kostengünstigeres Schulsystem entwickeln zu können.

Es scheint mir nicht unwesentlich zu sein, auch darauf zu verweisen, dass man bei Bedchtnahme auf alle pädagogischen Anforderungen, die es natürlich zu berücksichtigen gilt, daneben auch die ökonomische Komponente in alle diese Überlegungen mit einbringen sollte und dass man auch der ökonomischen Komponente den entsprechenden Raum geben muss. Das soll – ich darf es noch einmal betonen – nicht dazu führen, dass man nun Einsparungen auf Kosten der Qualität vornimmt, sondern dass man, ganz im Gegenteil, unter Wahrung der Qualität, die auch von der OECD-Studie durchaus bescheinigt wird, eine kostengünstigere Struktur erarbeitet. 

Man sollte vor allem eines machen – und ich glaube hier sind alle Gebietskörperschaften aufgerufen, denn letztlich liegt die Verantwortung, gerade was das Schulsystem betrifft, ja nicht nur bei einer Gebietskörperschaft, sondern es ist eben die Verantwortung auf die einzelnen Gebietskörperschaften aufgeteilt und kommt zu einem nicht geringen Teil den Bundesländern zu –: Man sollte die positiven Erfahrungen im Ausland nützen. Warum sind die Schulsysteme im Ausland zum Teil qualitativ noch besser als in Österreich, kommen aber wesentlich kostengünstiger? Ich möchte nur das finnische Beispiel heranziehen. 

Ich möchte aber auch dabei nicht unberücksichtigt lassen, dass man selbstverständlich mit einbeziehen muss, dass Finnland gewisse Probleme nicht hat, die Österreich hat und die beispielsweise Wien in besonderem Maße hat, eben die von mir schon angesprochenen Schüler mit fremder Muttersprache. Ein solches Problem gibt es in Finnland in dieser Dimension nicht. Aber dessen ungeachtet kann allein damit die wesentlich höhere budgetäre Belastung in Österreich nicht erklärt werden. 

Ich würde meinen, man sollte auch eine noch umfangreichere und bessere Zusammenarbeit der einzelnen Gebietskörperschaften anstreben, auch bundesländerübergreifend, und sollte sich die Frage stellen, ob die Systeme, wie sie derzeit in Österreich auf den verschiedenen Ebenen der Gebietskörperschaften anzutreffen sind, noch zeitgemäß sind. Und letztlich sollte man sich wirklich die entscheidende Frage stellen, die auch die OECD uns gestellt hat: Gibt es nicht eine Möglichkeit, die Ausgaben- und die Aufgabenverantwortung in einer Weise zusammenzuführen, dass letztlich allen gedient ist, sowohl den Schülern als auch den Lehrern als auch der Schulverwaltung, und letztlich auch eine Entlastung des Budgets erfolgt?

Lassen Sie mich damit schließen und an die Verantwortung appellieren, die eben, wie ich in diesem Zusammenhang bereits erwähnt habe, von mehreren Gebietskörperschaften zu tragen, aber auch wahrzunehmen ist. Ich glaube, bei gutem Willen und bei guter Zusammenarbeit aller Gebietskörperschaften, die für das Schulwesen in Österreich Verantwortung zu tragen haben, sollte es gelingen, zu einer kostengünstigeren Lösung der gesamten Schulverwaltung und letztlich zu einem kostengünstigeren Schulsystem zu kommen. Wir alle könnten davon profitieren, und ich hoffe, dass dieser Appell an Sie nicht ungehört verhallt. – Danke schön. (Allgemeiner Beifall) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön, Herr Präsident. Sie dürfen versichert sein, viele Ihrer Ausführungen sind auch im Konvent ein sehr wichtiges Thema. Als Präsident des Konvents wissen Sie das selbstverständlich. Das ist ja keine Frage. – Punkt eins.

Punkt zwei: Natürlich sind die Berichte des Rechnungshofes für die Wiener Stadtverwaltung und somit auch für den Gemeinderat der Stadt Wien immer auch etwas sehr Ernstzunehmendes und Richtungweisendes. 

Ich darf nun zur Abstimmung kommen und darf fragen, wer den Bericht des Rechnungshofes zur Kenntnis nimmt. – Danke schön.

Somit ist dieser Tagesordnungspunkt beendet, und ich danke Ihnen, Herr Präsident, dass Sie bei uns zu Gast waren. (Allgemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Bevor ich das nächste Geschäftsstück aufrufe, darf ich Ihnen eine weitere erfreuliche Mitteilung machen. Ich habe heute in der Früh gesagt, dass eine Kollegin entschuldigt ist, weil sie ihre Niederkunft erwartet. Frau GRin Frauenberger hat im Laufe unserer heutigen Sitzung den kleinen Paul zur Welt gebracht. (Allgemeiner Beifall.) 

Laut Auskunft der Kontaktpersonen und jener, die ein SMS bekommen haben: Der kleine Paul – ich betone Paul, nicht Pauli – ist 53 Zentimeter groß, hat 3,8 Kilo-gramm, und beide, sowohl Mutter als auch Kind, sind wohlauf. Wir werden der Mutter und auch dem Vatern die herzlichsten Glückwünsche des Gemeinderates übermitteln, wenn Sie damit einverstanden sind. (Heiterkeit bei der FPÖ, besonders der StRin Karin Landauer.) Frau Stadträtin, was habe ich angestellt, dass du so lachst. Es gibt ja auch einen Vater, nicht? (StRin Karin Landauer: Dem Vatern!) Ach so, entschuldige. (Neuerlicher Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Nein, bitte, wo komme ich da hin.

Postnummer 177. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung bezüglich Ablagerung von Rückständen der Rauch-gasreinigung und Abfallbehandlungsanlagen in Wien. 

Hierzu gibt es keine Wortmeldung. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 178. Vertragsgenehmigung zur Anschaffung von Fahrzeugen für den Bedarf des gesamten Magistrates, des KAV, der Wiener Stadtwerke Holding AG. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 180. Subvention an verschiedene Vereine und Institutionen. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. (Widerspruch bei der FPÖ.) 

Entschuldigung! Ich habe jetzt eine Fehler gemacht. Ich sollte getrennt abstimmen lassen. Pardon! Zuerst lasse ich die Subvention für den Verein ARGUS abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Freiheitlichen angenommen.

Die restliche Liste betrifft den Wiener Landesjagdverband und die Wiener Naturfreunde. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 162 der Tagesordnung betrifft das Plandokument 7587 im 13. Bezirk KatG Hietzing. 

Herr GR Deutsch, bitte.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die Weihnachten kommen näher, die Reden werden kürzer, und ich möchte mich auch kurz halten. Warum ich mich jetzt sozusagen nicht bei meinem Umweltbereich, sondern bei der Parkresidenz in der Auhofstraße gemeldet habe, ist schnell erklärt. Unter einer Parkresidenz befindet sich eine Volksgarage. Normalerweise ist das schon ein bisserl ein Anachronismus, dass sich unter einem Luxuswohnhaus eine Volksgarage befindet. Es ist im 13. Bezirk offensichtlich so. 

Wir haben damit schon den zweiten Fall. Im 1. Bezirk war es der Robert-Stolz-Platz, da war es die BIP, da ist ein Betreiber noch nicht gefunden, aber eine Volksgarage offensichtlich für Menschen, die mehr Geld haben. – So viel einmal dazu.

Interessant ist die Genese insofern, weil früher diese Volksgarage und die Garagenerrichtung als zu wenig lukrativ für einen zukünftigen Betreiber gesehen wurde. Aber mit der supertollen Volksgaragenförderung wird sich das schon ausgehen, und es ist deswegen attraktiv. Es geht um 180 Stellplätze, davon 150 für die Wohnbevölkerung. Nachdem man diese Volksgarage auch über den Lift aus dem Luxuswohnhaus erreichen kann, muss das eine Luxusvolksgarage sein für die Luxusbevölkerung oder für das Luxuswohnhaus dort.

In einer Bürgerversammlung am 11.9. wurde uns diese Volksgarage präsentiert. Ich hatte die Freude, dort eingeladen zu werden, und ich habe es sehr interessant gefunden, was dort so gesagt wurde. Ein paar Kritikpunkte möchte ich Ihnen nicht vorenthalten. 

Vor dem Amtshaus Hietzing – das ist der legendäre Punkt betreffend Luftgüte, das ist nämlich der Punkt Wiens mit der schlechtesten Luftgüte, außer an einem einzigen Tag, und zwar an dem Tag des Wien-Marathons, da ist nämlich die Luftgüte hervorragend, sonst ist sie immer ganz, ganz schlecht – wird es nun eine Garageneinfahrt und ‑ausfahrt geben, und zu bestimmten Tageszeiten wird sich die Autofrequenz um 2,5 Prozent erhöhen. Man kann jetzt sagen, das ist nicht wahnsinnig viel oder es ist eh wurscht, denn stinken tut es sowieso, und die Stickoxyde sind unüberbietbar in Wien, aber dort eben nicht.

Interessant war die Untersuchung der Stadt Wien, die da durchgeführt wurde. Da wurde uns mitgeteilt, es hat so zirka 105 Prozent Überparkung gegeben. Wir haben uns das selber angeschaut. Die GRÜNEN in Hietzing haben das auch durchgezählt und herausgekommen ist, dass EinpendlerInnen aus den nahen umliegenden Orten, Städten und Bezirken ungefähr 25 Prozent des Parkraums dort benötigen. Daher ist ganz klar: Wenn man in der Auhofstraße und in der Umgebung eine Parkraumbewirtschaftung durchführen würde, dann würde es so sein wie in der Inneren Stadt beziehungsweise wie in den Bezirken innerhalb des Gürtels und dann könnte man dort durchaus auf eine Volksgarage oder eine Garage verzichten. 

Das wollte man nicht. Stattdessen kommt jetzt die Garagenförderung, denn ein ÖVP-Bezirk braucht auch eine Volksgarage. Nach der Autobusgarage im 19. Be-zirk beziehungsweise der Schubertpark-Garage gibt es jetzt auch für den 13. Bezirk eine Volksgarage, damit der nicht leer ausgeht.

Noch einmal: Wie gesagt, es ist so, dass dort die Garage gebaut wird, damit die Wienerinnen und Wiener sich mit dem Auto hineinstellen, damit die EinpendlerInnen mehr Platz haben auf der Straße.

Jetzt ganz zum Schluss noch ein kleines Schmankerl für den Verkehrssprecher der ÖVP. Da habe ich jetzt vor kurzem einen Antrag aus der Hietzinger Bezirksvertretung gekriegt, den nicht die ÖVP, sondern die FPÖ gestellt hat. Darin heißt es: "Die zuständigen Stellen der Stadt Wien werden ersucht, über den Wienfluss im Bereich zwischen Kennedy-Brücke und Steinitzhof" – das ist der Ort der Volksgarage – "ein Parkdeck zur Entlastung der Parkplatzsituation im Zentrum Hietzings zu errichten." 

Bei der Begründung steht interessanterweise: "Die in Planung befindliche Volksgarage in der Auhofstraße wird nicht die erhoffte Entspannung der Parkplatzsituation in Hietzing bringen." 

Da denke ich mir Punkt eins: Ein FPÖ-Antrag, dem die ÖVP zugestimmt hat, zeigt, Schwarz-Blau hat in Hietzing die Mehrheit, und Schwarz-Blau will eine Überdeckung des Wienflusses dort. Ursprünglich waren Sie eigentlich dafür, dass der Wienfluss irgendwie renaturiert wird und ein bisserl begrünt wird. Jetzt kann man sich wahrscheinlich dort einmal noch die Gärung anschauen beziehungsweise schauen, ob der Russkäfer und die Schwefelbakterien wachsen, denn da unten wird es keine Begrünung geben, oder es gibt in Wirklichkeit keine Überdeckung des Wienflusses, damit die Parkplatzsituation besser wird.

Unserer Meinung nach ist die einzige Lösung für die Auhofstraße: Parkraumbewirtschaftung, und zwar sofort! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Im gegenständlichen Antrag geht es darum, dass für das Gebiet zwischen der Braunschweiggasse, der Dommayergasse und der Auhofstraße nicht nur eine Überarbeitung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes stattfinden soll, sondern für Teilbereiche des Plangebietes auch die Festsetzung einer Schutzzone vorgesehen ist. Das vorrangige Ziel bei der Überarbeitung dieses Plangebietes war die Notwendigkeit, auch widmungstechnische Voraussetzungen für die durch den ruhenden Verkehr stark belastete Umgebung zu schaffen. Gleichzeitig sollen auch im Sinne einer maßvollen Verdichtung und Verbesserung des Schallschutzes entlang des Hietzinger Kais die Baumassen modifiziert werden.

Das heißt, im Konkreten geht es um drei wesentliche Festsetzungen. 

Erstens: Auf Basis des Schutzzonenkataloges der MA 19 zum besonderen Schutz wertvoller baulicher Objekte und historischer Strukturen soll für den Eckbereich Auhofstraße/Dommayergasse eine Schutzzone festgesetzt werden. 

Der zweite wesentliche Punkt ist der, auf den der Kollege Maresch eingegangen ist, nämlich dass die Festsetzung von Widmungen in zwei Räumen auf der Liegenschaft Auhofstraße Nummer 8 die Möglichkeit der Errichtung einer so genannten Volksgarage schaffen soll, einer Anlage zum Einstellen von Kfz mit maximal – und damit wurde es auch begrenzt – 250 Stellplätzen, weil es eben in diesem Bereich einerseits einen enormen Stellplatzmangel gibt und es sich auf der anderen Seite um eine sehr geeignete Liegenschaft handelt. Es ist eine verkehrlich gute Lage in der Nähe eines sehr stark belasteten Zentrums in Hietzing, und daher ist die Garage in diesem Bereich auch sinnvoll. (GR Mag Rüdiger Maresch: 2,5 Prozent mehr!)

Dazu liegt auch ein Antrag der Bezirksvertretung des 13. Bezirkes vor. 

Der dritte wesentliche Punkt dieses Plandokuments ist, dass eine Aufzonung von Bauklasse II auf Bauklasse III im Bereich Hietzinger Kai Ordnungsnummer 9a bis 17 festgesetzt werden soll, damit es auch zu einer Verbesserung des Schallschutzes für die Blockinnenbereiche kommt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das sind die Luxuswohnungen!)

In diesem Sinne ersuche ich nochmals um Ihre Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen und die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 164. Sie betrifft den Abschluss eines Kaufvertrages für den Ankauf einer Liegenschaft im 23. Bezirk, KatG Liesing. 

Hierzu liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 171, Plandokument 7546, 10. Bezirk KatG Inzersdorf Stadt. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 176. Sie betrifft das Plandokument 7444 im 22. Bezirk Kat Gemeinde Kagran. 

Keine Wortmeldung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. 

Postnummer 208. Sie betrifft das Plandokument 7367 im 5. Bezirk, KatG Margareten. 

Hier liegt eine Wortmeldung vor. 

Ich darf den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, bitten. Herr Mag Neuhuber ist schon in Position. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Mag Neuhuber. (GR Mag Christoph Chorherr: Wo ist die Krawatte!)

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Jetzt bin ich natürlich beschämt, weil der Kollege Chorherr heute mit fescher Krawatte da ist. Ich gratuliere ihm dazu. 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es geht aber weniger um die Krawatte als vielmehr um die Neufestsetzung eines Flächenwidmungsplanes in Margareten. Ich wollte dieses Geschäftsstück einmal zum Anlass nehmen, um aufzuzeigen, wie die Widmungen im Ressort des Herrn Stadtrates mitunter wirtschaftsfeindlich sind. Das ist nämlich wirklich ein gutes Beispiel. 

Von diesem Gebiet, das wir jetzt neu widmen, ist unter anderem auch die Nikolsdorfer Gasse betroffen. Wer diese Gegend ein bisschen kennt, der weiß, dass das dort wirklich im wahrsten Sinne des Wortes noch ein gemischt genutztes Gebiet gewesen ist oder noch immer ist, natürlich mit Wohnungen, mit Büros, aber auch noch mit einigen innerstädtischen Gewerbebetrieben, zum Teil Traditionsbetrieben. Sehr viele haben wir ja nicht mehr. Es wandern immer mehr an den Stadtrand ab. Dort gibt es zwei sehr prominente Betriebe, einen Steinmetzbetrieb und ein Autohaus, und da müssen wir froh sein, dass wir die überhaupt noch in der Stadt haben. 

Bei der Neufestsetzung dieses Flächenwidmungsplanes, den Sie wahrscheinlich heute mit Mehrheit beschließen werden, wird auf Grund einer Rücknahme der Bebauungsmöglichkeit im Hofbereich besonders das Autohaus – ich erspare Ihnen jetzt auf Grund der fortgeschrittenen Zeit die Details – in seinen Expansionsmöglichkeiten dramatisch eingeschränkt. Was lernen wir daraus, meine Damen und Herren? Das Autohaus hat während der öffentlichen Auflage – genauso natürlich wie auch die Interessenvertretung – massiv gegen diese Rückwidmung und diese Einschränkung protestiert – das kann man im Akt ja wunderbar nachlesen –, es hat auch eine Reihe von darüber hinausgehenden Gesprächen auf informeller Ebene gegeben, und es wurde mir eigentlich sowohl auf politischer Seite als auch von allen Beamten dieses Hauses immer gesagt: Natürlich wollen wir keinen Gewerbetrieb vertreiben, auch dieses Autohaus nicht. Ganz im Gegenteil, die sind uns sehr willkommen. Und dann kam immer als Nachsatz: Na ja, und wenn wir es jetzt nicht mit der Flächenwidmung machen, einen § 69 werden sie schon bekommen, wenn sie ihn brauchen. 

Was lernen wir jetzt daraus, meine Damen und Herren? Offensichtlich wird der § 69 in zunehmendem Maße zu einer Art Lehenssystem für Bezirksvorsteher. Die können dann nach Gutdünken, wenn vorher bei der Widmung irgendetwas passiert ist, das wieder reparieren. Man will das nicht jetzt schon im Plandokument reparieren. Das wäre nämlich eigentlich die vernünftigste Variante gewesen, nach der öffentlichen Auflage zu sagen: Okay, da werden Gewerbebetriebe benachteiligt. Das ist vielleicht nicht so vernünftig. Nehmen wir das wieder zurück. – Nein! Man sagt, wir lassen es, aber vielleicht, wenn sich der Betrieb respektive dessen Geschäftsführer brav benimmt, dann hat er die Chance, vom Bezirksvorsteher im Rahmen eines § 69 doch noch eine Ausnahme zu bekommen, und er kann seine Expansion ungehindert vornehmen. 

Das ist eine ganz neue Qualität der Planungspolitik, die wir jetzt da beim Autohaus John sehen, aber auch schon bei einigen anderen Plandokumenten. 

Also wir lernen: Es ist wieder einmal eine wirtschaftfeindliche Widmung. 

Wir lernen: Die Sozialdemokratie versucht, das im Sinne eines Lehenssystems oder Ich-gebe-dir-etwas-wenn-du-dich-brav-benimmst-Systems im Bezirk zu re-geln und nicht hier im Gemeinderat. 

Und wir lernen letzten Endes als Drittes noch – und das haben wir ja schon oft genug im Planungsressort diskutiert –, dass wir über den § 69 nachdenken müssen. Was soll der können und was soll der dürfen? Das ist wieder einmal ein Beispiel, das wir den, glaube ich, neu zu definieren haben.

So, meine Damen und Herren, werden wir jedenfalls nicht verhindern können, dass immer mehr Gewerbebetriebe aus Wien ins Umland abwandern. Ganz im Gegenteil. Ich bin fast versucht zu sagen, mit diesen Methoden ekeln wir sie hinaus. Deshalb wird meine Fraktion diesem Geschäftsstück natürlich auch nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. – Die Debatte ist geschlossen. 

Herr Berichterstatter, bitte.
Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn ich mich jetzt an die Fakten des Geschäftsstückes halte und auch an die Beratungen, die wir gerade auch über diese Fragen intensiv im Planungsausschuss gehabt haben, so kann ich weder die Wahrnehmungen des Kollegen Vorredners noch seine Schlussfolgerungen daraus teilen. 

Zum Ersten ist die hier vorliegende Widmung im hohen Maße bestandsorientiert durchgeführt worden. Es ist das ein Gebiet mit rund 3 900 Einwohnern, wo eine relativ hohe Anzahl von Betriebsstätten zu verzeichnen ist. 220 Betriebsstätten finden wir dort, und etwa 1 700  Menschen sind in diesem Plangebiet beschäftigt. Die Widmung – ich sagte es bereits – ist nach unterschiedlichen Kriterien erfolgt, hauptsächlich bestandorientiert, und als Zielsetzung der Widmung in diesem Plandokument ist explizit auch ausgewiesen: Vorsorge für die erforderlichen Flächen für Arbeitsstätten, Gewerbe und Handelseinrichtungen. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, dass nicht nur bei dieser Flächenwidmung, sondern grundsätzlich die Stadt der kurzen Wege ein Handlungsprinzip der Flächenwidmung und der Stadtplanung ist. Dabei geht es darum, eine möglichst starke Form der Mischstruktur zu erhalten, bei der Infrastruktur, Arbeiten und Wohnen möglichst nahe beisammen liegen, damit unnötige Wege, die schlussendlich auch das Funktionieren einer Stadt erschweren, weitgehend hintan gehalten werden. Gerade in den Gebieten, die wir hier widmen, in den innerstädtischen Gebieten, ist das ein Handlungsprinzip, dem auch gefolgt wird.

Und nun zu dem konkreten Fall des Autobetriebes, den der Kollege Vorredner angesprochen hat. Zum einen erfolgt eine Widmung, die eine weitaus größere Verbauung zulässt, als es derzeit im Bestand möglich ist. Es ist richtig, dass die Widmung zurückgenommen worden ist, ebenso richtig ist es, dass auf Grund dieses Vorganges ein intensiver Diskussionsprozess zwischen dem Herrn Bezirksvorsteher – der im Übrigen auch in den Entscheidungen in der Vergangenheit immer bewiesen hat, dass ihm die Wirtschaftsbetriebe in seinem Bezirk sehr am Herzen liegen – und diesem Betrieb durchgeführt worden ist. 

Man sollte dem Wiener Gemeinderat nicht verhehlen, dass zwischen diesem Betrieb, der jetzt genannt worden ist, und der Bezirksvertretung und dem Herrn Bezirksvorsteher des fünften Wiener Gemeindebezirkes kein Problem in der Widmung gesehen wird, dass die beiden, sowohl der Betrieb als auch der Herr Bezirksvorsteher, über diese Widmung – und erst heute in der Früh haben wir uns wieder vergewissert – dieselbe Meinung vertreten. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das stimmt überhaupt nicht!) Ich darf Ihnen mitteilen – offensichtlich sind Sie da nicht optimal informiert worden –, dass dieser Betrieb bereits im Jänner wieder ein Termin beim Herrn Bezirksvorsteher im 5. Bezirk hat, um über mögliche Veränderungen zu reden. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das stimmt nicht!) Zum Zeitpunkt der Widmung ist seitens des Betriebes glaubhaft vermittelt worden, dass derzeitig auch kein Expansionswunsch vorliegt. 

Schlussfolgerung aus dem Ganzen: Es ist ein Beispiel, das für die Schlussfolgerungen als untauglich anzusehen ist. Es ist eine Widmung, die sehr sinnvoll ist, es ist eine Widmung, die nicht über den Betrieb hinweg erfolgt ist, sondern wo es einen Diskussionsprozess gegeben hat, und es ist seitens des Bezirkes, wie Sie angedeutet haben und wie wir Ihnen auch im Gemeinderatausschuss bestätigen konnten, dahin gehend Übereinstimmung erzielt worden, dass, wenn ein Projekt vorliegt, der Bezirk gemeinsam mit dem Projektwerber darüber diskutiert und dessen Umsetzung sehr, sehr positiv sieht.

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, denke ich, ist diese Kritik, die Sie geäußert haben, aus diesem Geschäftsstück ganz sicher nicht ableitbar, und ich ersuche Sie um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Post 208 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die ÖVP und die Freiheitlichen, angenommen.

Postnummer 163. Sie betrifft die Erhöhung des Sachkredites für das Vorhaben Lärmschutzwand Theodor-Körner-Hof. 

Herr GR Deutsch, bitte.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche auch hier um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Frau GRin Trammer.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eine Lärmschutzwand mit einer Photovoltaikanlage ist ein Zukunftsprojekt, allein man benötigt private Betreiber, um dieses Projekt mittels PPP, also Public Private Partnership, zu realisieren, und diese privaten Betreiber müssen einen Betrag von 2 Millionen EUR zur Verfügung stellen. Findet man diese Firmen nicht, so wird es dann auch nichts mit diesem Projekt. 

Ein ähnliches Schicksal könnte dem alten Flugfeld Aspern widerfahren, da man auch dort bei der Verwertung dieses Areals an Public Private Partnership gedacht hat. Doch in Zeiten wie diesen, meine Damen und Herren, ist es, glaube ich, ganz gut, wenn man noch ein weiteres Ass im Ärmel hat, und ein weiteres Ass im Ärmel könnte ein anderes Zukunftsprojekt sein, nämlich die Verwertung der chlorithältigen Heißwasservorkommen unter dem alten Flugfeld Aspern. 

Deswegen stellen wir einen Beschlussantrag, der da lautet, es mögen Projektierungsarbeiten für eine Nutzung der Thermalwasserquelle unter dem alten Flugfeld Aspern sowohl für Heizzwecke als auch für die Errichtung eines Gesundheits- und Freizeitzentrums bei der Bearbeitung des Masterplans Flugfeld Aspern berücksichtigt werden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Inhalt des vorliegenden Aktes ist eigentlich eine Sachkrediterweiterung betreffend den Neubau einer Lärmschutzanlage im 5. Bezirk im Bereich des Theodor-Körner-Hofes, wo bereits im Sommer 1999 von der MA 22 das Projekt der systematischen Lärmsanierung von innerstädtischen Lärmvierteln gestartet wurde, ein Projekt, das auch von der Europäischen Union unterstützt wird und dessen Ziel es ist, eine subjektive und objektive Lärmminderung zu erreichen. Insofern ist das Projekt des Theodor-Körner-Hofes auch ein Pilotprojekt, um eine spürbare Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität zu erreichen, denn von rund 1 000 Personen sind 890 von Lärmgrenzüberschreitungen betroffen. 

Es liegt eine Kostenschätzung der MA 29 vor – die Kollegin Trammer ist ja auch darauf eingegangen –, die von rund 4 Millionen EUR brutto ausgeht, wofür die MA 22 50 Prozent zur Verfügung stellt, aber gleichzeitig der Restbetrag durch ein PPP-Modell aufgebracht werden muss. Die Interessentensuche wird mit Beginn des nächsten Jahres im Jänner, Februar 2004 fortgesetzt. Das Gesamtprojekt kommt aber nur dann zum Tragen, wenn es eine realisierbare Drittfinanzierung gibt. Daher wird hier ein Sonderkonto eingerichtet und der bestehende Sachkredit erweitert. 

Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Wer für die Postnummer 163 ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. Sehr gut. Einstimmig. 

Im Sinne der epischen Breite kommen wir jetzt zu Aspern, denn vom Gürtel zu Aspern ist eine epische Breite. 

Wer für den vorliegenden Beschlussantrag der GRe Trammer, Madejski und Wolfram ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig. Der Weihnachtsfriede macht es möglich. Ist angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 207. Sie betrifft das Plandokument 7092 im 15. Bezirk, KatG Rudolfsheim. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so über die Bühne gegangen. 

Postnummer 197. Sie betrifft den Sonderprojektrahmen für die Geschäftsstraßenaktivitäten. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, so angenommen.

Postnummer 198. Sie betrifft den Abschluss der Ergänzungsvereinbarung zum Darlehensvertrag vom 12. Februar 2002. 

Herr GR Ekkamp, bitte.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Herr GR DI Margulies führt uns in die hohe Finanz.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich verstehe, dass Sie um Zustimmung ersuchen, nichtsdestoweniger muss man festhalten: Die Stadt Wien verteilt Weihnachtsgeschenke, kurz vor Weihnachte, fünf Tage vorher, allerdings Weihnachtsgeschenke nicht an Wohnungslose, Weihnachtsgeschenke nicht an SozialhilfebezieherInnen, Weihnachtsgeschenke nicht an AsylwerberInnen, nicht an SchülerInnen, nicht an LehrerInnen – und ich könnte jetzt noch andere aufzählen –, nein, die Stadt Wien verteilt Weihnachtsgeschenke an die Bank Austria, an Raiffeisen und an die Wiener Städtische Versicherung. 64 Millionen EUR Bruttogewinn für diese drei Gesellschaften in nur zwei Jahren, bei einem Kapitaleinsatz von knapp 26 Millionen EUR. So ein PPP-Modell mit der Stadt Wien würde ich mir gerne wünschen. Die Rendite zum eingesetzten Kapital von Bank Austria, Wiener Städtische und Raiffeisen liegt innerhalb von zwei Jahren bei ungefähr 215 Prozent. Gigantisch! Die Wirtschaft liegt am Boden, aber die Bank Austria, die Wiener Städtische und die Raiffeisenkassa setzen 26 Millionen ein und bekommen rund 90 Millionen raus. Gigantisch!

Die Stadt Wien, vertreten durch die Stadtentwicklungs-Holding GmbH, vergibt als Darlehensgeberin ein Kapital in der Größenordnung von ungefähr 135 Millionen EUR. Würde man sagen, die Rendite ist gleich verteilt, hätte die Stadt Wien binnen zwei Jahren einen Bruttogewinn von 280 Millionen EUR gemacht. Alle Finanzierungsprobleme der Stadt Wien wären auf zwei Jahre schlagartig gelöst. Doch während die Rendite von Bank Austria, Wiener Städtischer und Raiffeisen rund 215 Prozent beträgt, beträgt die der Stadt Wien magere 7 Prozent. 

Und selbst da ist noch nicht gesagt, dass das ein Rendite der Stadt Wien ist, denn im vorliegenden Akt ist ja interessanterweise zu lesen, dass der Teil des Bruttogewinnes, der auf die Stadtentwicklungs-Holding GmbH entfällt, selbstverständlich nicht wieder dem Budget der Stadt Wien zukommen soll, sondern verstärkt in der Immobilienentwicklung St. Marx GmbH bleiben soll, um in Hinkunft verstärkt mit privaten Partnern Geschäfte abzuwickeln – Klammer auf – und nicht über den Haushalt der Stadt Wien. Wenn es schon einmal außerhalb von windigen Cross-Border-Leasing-Geschäften ein Geld gibt, nur ja nicht dieses Geld direkt der Stadt Wien zugute kommen lassen. Da könnte ja – Gott behüte! – der Gemeinderat tatsächlich mitreden. Nein, wir lassen es in der Stadtentwicklungs-Holding GmbH. Dort liegt das Geld gut, da müssen wir den Gemeinderat nicht fragen und können über die anteilsmäßigen 16 Millionen EUR, die ja mickrig sind im Verhältnis zu dem, was die Bank Austria bekommt, was die Raika bekommt, was die Wiener Städtische bekommt, ohne Gemeinderat, ohne Ausschuss verfügen. 

Jetzt würden wir zumindest davon ausgehen, dass in einer solchen Situation –damit das wenigstens ganz sicher ist angesichts der prekären finanziellen Situation von Wien – die 128 Millionen EUR Darlehen, die die Stadt Wien gegeben hat, so wie es auch im ursprünglichen Darlehensvertrag drinnen steht, zurückgezahlt werden. 

Ich zitiere, was in dem Darlehensvertrag damals vereinbart wurde: "Wann immer die Darlehensnehmerin vor dem 31.12.2019 die Liegenschaft ganz oder teilweise veräußert, hat sie den Veräußerungspreis und jede sonstige Gegenleistung in voller Höhe zur Darlehensrückzahlung zu verwenden. Derartige Darlehensrückzahlungen sind fällig, wann immer die Darlehensnehmerin den Veräußerungspreis und/oder die sonstigen Gegenleistungen ganz oder teilweise erhält." 

Doch damit die Bank Austria, die Raiffeisenkassa und die Wiener Städtische tatsächlich ihre 64 Milli-onen EUR lukrieren, ist es unbedingt notwendig, dass das Darlehen der Stadt Wien stehen bleibt. Die Stadt Wien hat ja genug Geld. Im Finanzausschuss wurde mir auch die dahinter stehende Logik erklärt. Wir, die Stadt Wien, nehmen nämlich zu dermaßen günstigen Konditionen Kredite auf, dass es eine Mäzie ist, wenn in Hinkunft die Citigroup – die im Übrigen das Ganze kaufen soll – für ein Darlehen, welches bis 2019 unkündbar ist, einen Zinssatz hat, der 0,6 Prozent über dem EURIBOR liegt, welcher vierteljährlich verlautbart wird,

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Warum – jetzt frage ich Sie ganz offen – nehmen wir, wenn der Zinssatz bei 0,5 Prozent liegt, nicht permanent Kredite auf und tragen sie auf die Bank? Herr StR Rieder, wenn ich mit im Verhältnis lächerlichen 1 000 EUR auf die Bank gehe und gut verhandle, kriege ich jetzt schon bessere Zinsen als die, die da drinnen vereinbart sind. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Heinz Hufnagl: Jetzt über Mittag vielleicht!) Herr Stadtrat, auch in der jetzigen Situation ist es möglich, einen Zinssatz von 3 Prozent zu bekommen. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Jetzt bin ich aber überrascht, das sage ich Ihnen ganz offen. Da wundert mich nichts mehr bei der Finanzgebarung der Stadt Wien, wenn Sie abstreiten, dass es jetzt möglich ist, risikolose Veranlagungsformen mit einer Rendite von zumindest 3 Prozent zu finden. Herr StR Rieder, halten Sie jemand anderen am Schmäh. Sie wissen ganz genau, dass ich Recht habe. (Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Wir wollen nur die Bank wissen!) 

Und jetzt geht es noch einmal darum, dass wir uns anschauen, was man mit 128 Millionen EUR tatsächlich machen kann. Denn die Stadt Wien hat es ja, die Stadt Wien hat Geld in Hülle und Fülle und kann ruhig einmal bis zum Jahr 2007, in dem die Darlehensrückzahlung beginnt, warten und dann das Darlehen bis 2019 zurückzahlen lassen. Aber gleichzeitig wird gejammert, wir hätten kein Geld.

Und dann steht noch dazu drinnen, die Darlehensrückzahlung wäre nicht einmal maastrichtrelevant. Stimmt, das wäre nicht maastrichtrelevant, würde aber natürlich entweder, kann man sagen, zur Schulden-rückzahlung verwendet werden können – auch nicht maastrichtrelevant –, oder wir hätten plötzlich 128 Milli-onen EUR cash, welche wir wieder in Form von Darlehen für tatsächliche Wirtschaftsförderung vergeben könnten. Das könnte man machen und als Stadt Wien tatsächlich davon profitieren. Das macht man aber nicht aus mir unerfindlichen Gründen. Wahrscheinlich deshalb, weil es für die Stadt Wien einfach notwendig ist, dass die Bank Austria, die Wiener Städtische und die Raiffeisenkassa innerhalb von zwei Jahren rund 64 Millionen EUR Gewinn machen, und das bei einem eingesetzten Kapital von ungefähr 26 Millionen EUR.

Ein Schelm, der dabei denkt, möglicherweise handelt es sich um eine Vorleistung für hinkünftige Inserate, für hinkünftiges Sponsoring von Veranstaltungen. Nichts ist nachzuweisen an Parteienfinanzierung, an Sponsoring auf Kosten Dritter et cetera. Ein Schelm, wer das denkt. Aber irgendwie muss man sich doch fragen: Warum ist die Stadt Wien so dumm und verhandelt dann nicht einmal mit den zuständigen Banken und Versicherungen darüber, was es ihnen wert ist, wenn dieser Kredit tatsächlich stehen bleibt?

Ich habe mir das in etwa ausgerechnet. Selbst wenn eine andere Bank – nachdem das ein deutsches Konsortium ist und über die Citigroup abgewickelt wird, nehmen wir eine andere Bank an, nicht eine der drei – ein Darlehen gibt, wird dieses Darlehen angesichts der jetzigen Zinslage maximal um 1 Prozent darüber liegen. Ich hoffe, da werden Sie mir zumindest Recht geben. 1 Prozent von der aushaftenden Darlehenssumme entspricht in etwa einer Reduktion des Verkaufserlöses um 15 Milli-onen EUR, je nachdem, wie der Darlehensvertrag letztendlich dann abgeschlossen wird. Ist es wirklich unser Anliegen, dass die Bank Austria, die Wiener Städtische und die Raiffeisenkassa diese Differenz lukrieren? Warum tritt die Stadt Wien nicht in Verhandlungen mit den Banken? 
Wegen 5 Millionen EUR oder 6 Millionen EUR machen wir ein Cross-Border-Leasing-Geschäft wegen des Rechenzentrums, wo jetzt in den USA darüber diskutiert wird, ob die momentan laufende Gesetzesinitiative zur Eindämmung von Cross-Border-Leasing-Aktivitäten Erfolg hat oder nicht, ob es rückwirkend mit Stichtag November angewendet werden kann. Dann wird möglicherweise, wenn das Cross-Border-Leasing-Geschäft abgeschlossen ist, alles wieder rückentwickelt. Wegen 5 Millionen EUR!

Aber bei 15 Millionen EUR, 20 Millionen EUR, wo man mit den Banken verhandeln und sagen könnte, ihr macht immer noch 45 Millionen EUR Gewinn, und wenn ihr wollt, dass wir diesen Kredit stehen lassen, dann beteiligt euch dafür, dass wir diesen Kredit stehen lassen, mit eurem Gewinn daran in der Größenordnung von 5, 10,15 Millionen EUR, kommt die Stadt Wien nicht auf diese Idee. Sonst kommt die Stadt Wien auf jede windige Idee, wie man Geld auftreiben kann. "Windig" als Anspielung darauf, dass ich nach wie vor Cross-Border-Leasing-Geschäfte als Scheingeschäfte bezeichne. (Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Mit Rückenwind!) 

Bei der Geschichte geht es wirklich nur darum, dass die Banken einen Gewinn machen. Warum hat die Stadt Wien Interesse daran, dass die Bank Austria, die Wiener Städtische und die Raiffeisenkassa so einen exorbitant hohen Gewinn machen? Warum hat die Stadt Wien 
kein Interesse daran, dass 128 Millionen EUR schlagartig wieder in die Kassen der Stadt Wien zurückkommen und damit Wirtschaftsförderung betrieben werden kann?

Herr StR Rieder! Ich ersuche Sie, diese Fragen tatsächlich zu beantworten, denn es klingt gänzlich absurd. (Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Das ist ja schon im Finanzausschuss eingehend diskutiert worden!) Herr StR Rieder, wenn es so ist, wie es im Finanzausschuss erläutert wurde, dass die durchschnittliche Verzinsung der Schulden der Stadt Wien zwischen 0,4 und 0,6 Prozent liegt – ich glaube, diesen Prozentsatz hat der Kollege Neidinger genannt –, warum nimmt dann die Stadt Wien – jetzt wirklich überspitzt formuliert – nicht Kredite zu eben diesen Konditionen auf und legt sie mit 2,5 Prozent verzinst irgendwo hin. Da hätten wir einen Supergewinn. Oder ist es vielleicht doch nicht so, dass es so risikolos ist? Ist es vielleicht deshalb so, dass der Zinssatz so niedrig ist, weil es sich um Fremdwährungskredite handelt, weil sich momentan das Verhältnis Euro zu Schweizer Franken größtenteils sehr günstig für die Stadt Wien entwickelt hat, aber nicht abzusehen ist, wie diese Entwicklung bis 2019 aussieht? 

Aber wenn das der Fall ist, dann ist die Anmerkung unsere Verschuldenszinsen sind so günstig, dass es sich auszahlt, jetzt die 128 Millionen EUR stehen zu lassen und nicht zurückzuzahlen, absurd. Denn wir können beide nicht die zukünftige Prognose irgendwie vorhersehen, und in dem Sinn ist dann Handeln und Nichthandeln ein und dasselbe. Das Risiko bleibt immer das gleiche. Wenn sich das Verhältnis Euro zu Schweizer Franken wieder von 1,55 auf 1,49 revidiert, dann nützen uns die Zinsen von 0,5 Prozent überhaupt nichts, denn der gesamte Kredit wird schlagartig um 6 Prozent teurer.

Daher noch einmal mein dringliches Ersuchen: Meine sehr geehrten Damen und Herren, stimmen Sie dieser Änderung des bestehenden Darlehensvertrages nicht zu! Im Interesse Wiens. Ich glaube, es ist nicht sehr schwer, meiner Argumentation zu folgen, dass es darum geht, der Stadt Wien liquide Mittel zu sichern und nicht auf Risiko zu warten: Wie entwickelt sich der Finanzmarkt bis 2019? War das eine gute Geschichte oder nicht? Und das angesichts der Tatsache, dass es heutzutage wirklich jedem möglich ist, Geld besser zu veranlagen als in dieser risikobehafteten Darlehensfinanzierung.

Zweiter Punkt: Wenn schon die Stadt Wien im Wege der Stadtentwicklungs-Holding davon profitiert, dann wäre es nur angemessen, diese finanziellen Mittel dem Budget der Stadt Wien zukommen zu lassen, denn letztendlich war es die Stadt Wien, die für das gesamte Projekt im Rahmen des Darlehens das Risiko getragen hat. Das Risiko der Stadtentwicklungs-Holding, der Bank Austria, der Raika, der Wiener Städtischen war verhältnismäßig gering, ein Fünftel der gesamten Summe im Großen und Ganzen, das Hauptrisiko, falls irgendetwas schief geht, hat die Stadt Wien getragen.

Jetzt nach dem Verkauf liegt das Risiko nur mehr bei der Stadt Wien. Beim besten Willen sehe ich das nicht anders. Denn ob ein deutscher Immobilienfonds mit dieser neuen Immobilie Gewinne macht oder nicht, ist mir herzlich egal. Wenn dieser Immobilienfonds aber seine Gewinne nicht so macht, wie er es sich vorstellt und möglicherweise deshalb auch Schwierigkeiten bekommt, das aushaftende Darlehen zu bedienen – wer zahlt drauf? Nicht die Stadtentwicklungs-Holding GmbH, nicht die Bank Austria, auch nicht die Raika, auch nicht die Wiener Städtische, die Stadt Wien zahl drauf. 

Daher: Packen wir die Gelegenheit beim Schopf! Nehmen wir die 128 Millionen EUR, nehmen wir damit in Kauf, dass sich der Anteil der Wiener Stadt​entwicklungs-Holding von 16 Millionen EUR wahrscheinlich auf 13 Millionen EUR reduziert oder verhandeln wir zumindest mit den Banken darüber, dass sie eine finanzielle Gegenleistung dafür erbringen, dass die Stadt Wien den Kredit stehen lässt. Auch dann hätte die Stadt Wien Möglichkeiten zu investieren, etwa in den Pflichtschulbereich, etwa in den Bereich Menschen mit Behinderung, dann hätte die Stadt Wien problemlos für heuer und für das Folgejahr eine Inflationsabgeltung erreichen können. Nehmen wir diese Möglichkeit in die Hand! Packen wir diese Möglichkeit beim Schopf!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn Sie heute diesem Vertrag zustimmen, dann stimmen Sie vielleicht zu, dass in Zukunft die Bank Austria und auch die anderen Erwähnten der Sozialdemokratie sehr wohl gesonnen gegenüberstehen, insbesondere wenn es um Inserate und die Subvention von Parteiveranstaltungen geht, Sie handeln aber keinesfalls im Interesse Wiens. Sie gehen grob fahrlässig mit den finanziellen Mitteln der Stadt Wien um, und das lehnen wir ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Nun zu einem anderen Punkt. Der Kollege Strobl hat mich gebeten, damit ich mich nicht noch einmal zu Wort melde, meine Anmerkungen zum 3. periodischen Überschreitungsbericht doch gleich jetzt anzubringen. Das erlaube ich mir jetzt noch ganz geschwind zu machen. Da geht es um die Kenntnisnahme des 3. periodischen Überschreitungsberichtes, und wir haben das im Finanzausschuss eifrig diskutiert. Es hat sich aus der Antwort der zuständigen Magistratsabteilung mittlerweile herausgestellt, dass ich Recht gehabt habe, dass der periodische Überschreitungsbericht mit Fehlern behaftet war, zumindest mit einem in der Höhe von 510 000 EUR. Auch nicht wirklich ein Klacks. 

Dieser Bericht ist bislang noch nicht richtiggestellt worden. Wir werden daher den Bericht ablehnen müssen, denn es ist ja vollkommen absurd, etwas offensichtlich Falsches, das außer mir auch dem Herrn Stadtrat und dem Finanzausschussvorsitzenden mitgeteilt wurde, in einer Kenntnisnahme als richtig zur Kenntnis zu nehmen. – Ich danke Ihnen sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Bitte, Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich werde es kurz machen, denn auf jeden einzelnen Punkt hier einzugehen, das würde zu so später Stunde, noch dazu vor Weihnachten, auch nichts bringen. Ich glaube, die Argumente würden nicht aufgenommen werden. 

Ich will auch die Rechenkünste des Debattenredners gar nicht anzweifeln, aber das grüne DKT-Spiel ist, glaube ich, ein rein theoretisches. Mir ist nämlich schon aufgefallen, dass man da gewisse Zahlen vermischt. Wenn man nämlich dieses Objekt betrachtet in den Gesamtkosten von zirka 160 Millionen EUR, wie man dann 80 Millionen als einen mehrfachen Gewinn darstellen kann ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn man es um 240 Millionen verkauft, sind das 80 Millionen!) Ausreden lassen! Ich habe dir auch zugehört, Kollege. Also wie man das darstellen kann, das sind eben die Rechenkünste. 

Auch zum Risiko vielleicht eine Bemerkung und zu den Zinsenspielen, dass man das Geld auf die Bank legt und täglich beheben kann. Man braucht doch bewegliches Kapital. Man braucht für eine Stadt ja nicht Kapital, das auf Jahre gebunden ist, wofür man vielleicht 3 oder 3,15 Prozent bekomme. Kapital muss man einsetzen, um eben die Wirtschaft zu beleben, um eben Arbeitsplätze zu bekommen. Ich denke, das ist an den EURIBOR-Zinssatz gebunden – der ist beweglich, das weiß ein jeder – und natürlich auch an einen Aufschlag des Zinssatzes. Bei dem jetzigen Geschäftsstück steht sogar drinnen, dass eben der neue Betreiber, der das dann vermietet, statt 0,4 Prozent sogar 0,6 Prozent Aufschlag bekommt. Das heißt, es ist sicher kein Nachteil für die Stadt Wien. Und dass das Kapital in Form von Darlehen wieder an die Stadt zurückfließt, das ist, glaube ich, auch nicht unbekannt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, dass die Stadt Wien mit dem PPP-Modellen keinen schlechten Weg eingeschlagen hat. Das ist gut, das ist auch zukunftsweisend, so kann auch mehr Wirtschaftsbelebung entstehen. Das kommt letztendlich auch dem Arbeitsmarkt zugute, und das sind unsere Beschäftigten in dieser Stadt. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke.

Wer für die Post 198 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, nur ohne die Grünen, so angenommen.

Wir kommen nun zur Post 202. Sie betrifft die Zuführung von Barmitteln an den Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds.

Ich darf Herrn GR Kopietz bitten.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zum Wohle Tausender Wienerinnen und Wiener ersuche ich um Ihre Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Tschirf.

GR Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen. Zum Wohle des Wiener Budgets und zum Wohle einer effizienten Vermittlung der Arbeitslosen dieser Stadt stellen mein Kollege Fritz Aichinger und ich folgenden Beschlussantrag:

"Alle arbeitsmarktpolitischen Initiativen, Projekte und Aktivitäten im Zeitraum von 1996 bis 2002, welche der Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds finanziert und auf andere Art gefördert hat, sollen einer Evaluierung hinsichtlich ihrer Effizienz und ihres Erfolges, gemessen am finanziellen Mitteleinsatz, der projektspezifischen Zielsetzung sowie im Vergleich zu erfolgreichen Beschäftigungsinitiativen anderer Einrichtungen unterzogen werden."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GRRudolf Hundstorfer: Herr GR Scheed. – Bitte.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Telegrammstil. Sämtliche Initiativen des WAFF seit seiner Gründung werden evaluiert. Die Evaluierungsberichte werden allen Kuratoriumsmitgliedern angeboten. Seitens der ÖVP wurde noch kein einziger Evaluierungsbericht abgeholt und in Anspruch genommen. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)

Wir gehen in der Evaluierung noch weit darüber hinaus. Der WAFF hat ein ständiges Wirkungs-Monitoring, das im letzten Kuratorium präsentiert wurde; in Anwesenheit der ÖVP-Vertreter. (GR Georg Fuchs: Warum stimmen Sie dann unserem Antrag nicht zu?)

Daher habe ich einen guten Rat für Sie: Entsenden Sie Personen ins WAFF-Kuratorium, die mit Ihnen sprechen und die nicht nur die Funktion annehmen, sondern auch die Arbeit leisten, die damit verbunden ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Tschirf. Du hast noch 19 Minuten. (Lebhafte Heiterkeit. – Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Er zieht jetzt den Antrag zurück!) 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich werde mir jetzt überlegen, ob ich die 19 Minuten ausnütze. 

Ich bedauere es zutiefst, dass Sie unserem Antrag nicht zustimmen, denn wenn alles so effizient verläuft, verstehe ich überhaupt nicht, warum man sich einer Evaluierung verschließen sollte. (GR Norbert Scheed: Weil es schon geschieht!) Warum sollte man das? (GRin Mag Sonja Wehsely: Weil es sie schon gibt!) Offensichtlich ist irgendetwas zu verbergen, sonst gibt es das nicht. (GR Christian Oxonitsch: Es gibt sie schon!) 
Es gibt einfach einige Momente, die man sich anschauen sollte (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie müssen es sich anschauen! – GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Und genau lesen!), vor allem die Effizienz, vor allem den Verwaltungsaufwand, der damit verbunden ist. Nicht umsonst haben sich die Vertreter sowohl der Wirtschaftskammer als auch der ÖVP im WAFF das letzte Mal beim Budget der Stimme enthalten, nicht weil sie die Institution in irgendeiner Form in Frage stellen wollten. Gerade in einer Zeit, in der wir es mit einer steigenden Arbeitslosigkeit zu tun haben, gerade in Wien, wo die Arbeitslosigkeit deutlich höher ist als im Bundesdurchschnitt – ein ernstes Problem, mit dem wir uns hier beschäftigen müssen –, sind wir an jeder effizienten Institution, die an der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mitwirkt, interessiert. (GRin Mag Sonja Wehsely: Bravo! – Amtsf StR Dr Sepp Rieder: Aber zuerst wollten Sie sie evaluieren?)

Diese Institution sollte effektiver werden, und mir ist es völlig unverständlich, dass die Wiener SPÖ hier eine derartige Evaluierung verweigert. (GRin Mag Sonja Wehsely: Es gibt sie bereits! – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Denn wenn dieser Antrag hier abgelehnt wird, dann ist das eine Verweigerung und ein Zeichen dafür, dass Sie sich dieser Diskussion nicht stellen wollen. (GR Godwin Schuster: Nein, aber Sie können nicht etwas verlangen, was es schon gibt! Sie müssen es nur in Anspruch nehmen!) Wir werden uns daher überlegen, ob man nicht das Ganze einmal durch Kontrollamt, Rechnungshof und so weiter prüfen lässt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich verstehe schon diese Reflexe, und wenn ich mir anschaue, wie sich die Zahl der Beschäftigten in dem Bereich und andererseits die Arbeitslosigkeit entwickelt, verstehe ich eine gewisse Nervosität, die da ist. 

Keine Sorge, wir haben Minderheitenrechte, wir werden sie nutzen, und wir werden alles dafür tun, dass das Beste gegen die Arbeitslosen geschieht. (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Das Weihnachtsgeschenk der ÖVP.) Wir werden alles tun, dass das Beste dagegen geschieht und dass nicht eine Mauermentalität an den Tag gelegt wird, die verhindert, dass das geschieht, was notwendig ist. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen.

Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Jetzt könnte man lange philosophieren über die Evaluierung der Evaluierung der Evaluierung. Das kann man schön fortschreiben. 

Was mich besonders interessiert oder was ich gerne fragen würde: Warum haben denn die Vertreter der ÖVP nicht einmal noch geschaut, was bis jetzt passiert ist? (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist doch keine Berichterstattung!) Der Kollege Scheed hat das ja in deutlichen Worten mitgeteilt. 

Gerne greifen wir Ihren Vorschlag auf – ich bin sehr für Effizienz –, sehr rasch, sehr schnell und sehr effizient die Situation am Arbeitsmarkt in Wien, aber auch in ganz Österreich ganz einfach zu verbessern. Da ich immer für Lösungen bin, die schnell funktionieren, gibt es eine ganz einfache wirksame Methode, meine Damen und Herren: Wir lösen die derzeitige Regierung ab, und vieles wird sich dadurch verbessern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ansonsten wiederhole ich meinen Wunsch und meine Bitte, zum Wohle der Wienerinnen und Wiener diesem Akt zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ. – Zahlreiche Zwischenrufe bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Post 202 ist, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. – Das ist einstimmig über die Bühne gegangen. (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Vorschlag angenommen? Ja?)

Wir kommen nun zum vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag. Ich brauche ihn nicht zu wiederholen. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend unterstützt. Das sind nur die Stimmen der ÖVP. Somit abgelehnt.

Ich darf außer Protokoll ersuchen, sich die vorliegenden Evaluierungsberichte abzuholen.

Wir kommen zur Post 203. Sie betrifft den 3. perio-dischen Bericht aus 2003.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist, ohne die Grünen, so angenommen.

Post 204 betrifft die 10. GR-Subventionsliste 2003. 

Hierzu liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen zu einer getrennten Abstimmung, und ich darf als erstes den Verein zur Förderung der Internationalen Solidarität und Entwicklungszusammenarbeit zur Abstimmung bringen. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Ich darf die restliche Subventionsliste zur Abstimmung bringen.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung abgeschlossen.

Zum Abschluss des heutigen Tages, da es die letzte Sitzung in diesem Kalenderjahr ist, darf ich die Gelegenheit wahrnehmen und Ihnen ein paar Dinge mit auf den Weg geben. 

Namens des Bürgermeisters und in meinem Namen erlaube ich mir Ihnen beste Wünsche für ein friedvolles Weihnachtsfest mitzugeben. Wir leben in einer Zeit der Veränderungen, wir leben in einer Zeit, in der leider Konflikte im Vordergrund stehen und viel zu selten der Konsens. Weihnachten 2003 ist auch begleitet von vielen internationalen Krisen, von vielen terroristischen Anschlägen, von sehr viel Unruhe auf dieser Welt. 

Wir stehen auch wenige Monate vor der größten Herausforderung Europas in der jüngsten Geschichte: Der EU-Osterweiterung. Ich glaube, wir alle sollten uns bemühen, gemeinsam diese Herausforderungen anzunehmen, sie gemeinsam aktiv für Wien zu gestalten. Ich glaube, das Grundverständnis, dass Wien, im Mittelpunkt Europas liegend, für all diese Herausforderungen gerüstet sein muss, gerüstet sein soll, kann nur im Konsens und nicht im Konflikt erfolgen. Ich bin überzeugt, dass gerade auch in diesem Jahr in Wien bewiesen wurde, dass wir sehr vieles miteinander bewegen können, sehr vieles miteinander gestalten können, wenn wir alle wollen.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt für ihre Leistungen danken. Denn ganz egal, in welchem Bereich diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tätig sind, gerade diese Leistungserbringung ist ein Garant dafür, dass wir hier in Wien so eine hohe Lebensqualität und einen so hohen Lebensstandard haben. 

Ich möchte auch all denen danken, die in den nächsten Tagen Dienst haben werden, ganz egal, ob dies am 24., am 25. oder wann immer zu diesen Feiertagen das der Fall sein wird. Ich möchte ihnen heute schon danken. Vor allem wünsche ich all denjenigen, die in Einsatzdiensten sind, sehr ruhige Dienste, wissend, dass das nicht ganz in Erfüllung gehen wird. Aber diese ruhigen Dienste für diese MitarbeiterInnen wünsche ich letztlich uns allen.

Ich möchte auch nochmals die Gelegenheit wahrnehmen, den beiden Mitgliedern des Gemeinderates, die sich mit der heutigen Sitzung von uns verabschieden, zu danken. Wir werden dies ja noch bei einer anderen Gelegenheit tun. Ich möchte ihnen auf der einen Seite danke sagen für die vielen Jahre, die sie hier im Haus gewirkt haben, aber nicht nur danke sagen dafür, sondern – wie dies ja auch schon gesagt wurde – auch für die vie-

len Jahre, die sie vorher außerhalb dieses Hauses tätig waren. Dafür nochmals ein recht herzliches Dankeschön. 

Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch möchte ich alles Gute für ihre beruflichen Herausforderungen und für ihren weiteren Lebensweg wünschen.

Vor allem aber möchte ich Frau GRin Themel den Mut wünschen, den sie für ihre neue Aufgabe braucht, und ich darf ihr dazu alles, alles Gute wünschen. Persönlich darf ich anmerken, ich hätte diesen Mut wahrscheinlich nicht, aber ich gratuliere dir dazu. Solche Schritte zu tun, so ein Projekt zu begleiten, so ein Projekt voranzutreiben, dafür können wir dir alle nur alles, alles Gute wünschen. Viel Erfolg!

Meine Damen und Herren! Die öffentliche Sitzung ist somit beendet.

Es schließt aber noch eine kurze nichtöffentliche Sitzung an.

(Schluss der Sitzung um 18.24 Uhr.)
